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Die Revision der Theresiana und die Genesis 
des Josephinischen Strafgesetzbuches,*) 



Ochon Maria Theresia hatte bei der Aufhebung der Folter der 
obersten Justizstelle zur Berathung gegeben, ob die Todesstrafe nach 
und nach, wo nicht gänzlich aufzuheben wäre. Diese Eesolution der 
Kaiserin vom 2. Jänner 1776, ausfuhrlicher noch die Eesolution vom 
17. Februar 1777, enthielt bereits ein Programm der Straf- 
reform, dessen Durchführung in dem Josephinischen Strafensysteme 
zu finden ist. Vor Allem handelte es sich um Auffindung von Ersatz- 
strafen für die Todesstrafe, welche in dem Publikum abschreckender 
noch als diese selbst wirken, lirid um neue der Gesellschaft, wie den 
Sträflingen einigen Nutzen bringende Arbeits strafen. 

Die Entsetzen erregende Härte und Grausamkeit des Josephi- 
nischen Systems der Freibeits-, Leibes- und Arbeitsstrafen erklärt 
sich aus dem Streben, die traditionelle Abschreckungstendenz beizu- 
behalten und zugleich noch abschreckender als die rasche Todesstrafe 
wirkende Strafarten zum Ersätze derselben einzuführen. 

Die Fürsorge, dass bei der Strafgerechtigkeit alle Willkür ent- 
fernt werde, schoss über das Ziel durch allzu schroffe Beengung des 
richterlichen Ermessens und durch Yorzeichnung der buchstäblichen 
Auslegung des neuen Gesetzes durch den Erstinstanzrichter. 

Schon die Josephina von 1707 hatte vorgeschrieben, dass „ad 
literam nach buchstäblicher Anleithung der Gesätze die Urtheil zu 
schöpfen seyen". 

Von grundlegender Bedeutung war die im Grossen und Ganzen 
richtigere Sonderung des criminellen und des polizeilichen Unrechts, 
welches letztere wegen der nur von der politischen . Behörde zu 

*) Ans den „Forschungen zur Geschichte der altösterr. Strafgesetzgebung ^ 
in Grünhut's Zeitschr. für Privatr. u. off. Recht. Vm. Bd. 

Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 1 
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verhängenden Strafen, politisches Verbrechen überhaupt genannt worden 
ist. Zunächst handelte es sich darum, diejenigen Handlungen aus dem 
Criminalgesetze zu streichen, welche nur Unverstand und Aberglauben 
peinlich behandeln konnten, sodann darum, festzustellen, auf welche 
Griminalverbrechen nicht mehr die Todesstrafe zu setzen wäre. 

Aus Anlass einer lebhaften Debatte im Stäatsrathe über den 
privilegirten Gerichtsstand der Geistlichen drangen die Staatsräthe 
Gebier und Kr e sei im März 1781 darauf, dass sofort zur Aus- 
arbeitung eines neuen Criminalgesetzes geschritten werde. 

•Kaiser Joseph II. ertheilte erst am 13. April 1781 der Com- 
pilationscommission den Auftrag, den Codex Theres. criminalis neu 
zu umarbeiten, da dieser in Folge der Aufhebung der Tortur und 
wegen der vorhabenden Yerminderung der Todesstrafen, im 
Wesentlichen eine Abänderung erfordere. 

Mit Handbillet vom 2. Mai 1781 an den Grafen Sinzendorf 
wurde das Gutachten der obersten Justizstelle über die 
angemessenen Ersatzstrafen für die aufzuhebenden Todesstrafen, der 
Compilationscommission zur Aeusserung vorgelegt. Diese widerstrebte 
dem a. h. Auftrage einer blos stückweisen Umarbeitung des bis- 
herigen Criminalgesetzes , weil dadurch leicht Widersprüche und 
Irrungen in der Spruchpraxis veranlasst würden, zumal sich die Justiz- 
pflege dermalen schon bei vorgekommenen einschlägigen Fällen — in 
Verlegenheit befindet. Binnen Jahres fr ist hoffte die Commission 
das neue Criminalgesetz zu Stande zu bringen ; die blos fragmentarische 
Ausführung der Abschaffung der Todesstrafe wäre nicht zu übereilen, 
dermalen an der bestehenden Theresiana nichts zu ändern, vielmehr 
nur auf folgendes Provisorium einzugehen. Vor Ankündigung der 
Todesurtheile müssten die Acten mit Angabe aller Milderungsgründe 
den Obergerichten vorgelegt werden zur Umwandlung der Todesstrafe 
in eine criminelle Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren. Gehe das Ober- 
gericht nicht von dem Todesurtheile ab, dann sollte die oberste Justiz- 
stelle eine langwierigere Criminalstrafe verhängen. Würde auch diese 
Hofstelle für die Todesstrafe stimmen, so wäre von Fall zu Fall 
Vortrag an den Kaiser zu erstatten , und hätte dieser in solchem 
Falle eine Strafhaft auf unbestimmte Zeit in einem der Provinzial- 
strafhäuser auszuspifechen. In diesem sollten düstere, Schrecken und 
Abscheu erregende Einzelzellen für derlei Delinquenten errichtet 
und diese an Händen und Füsse» angeschmiedet werden. Der Kaiser 
fand dieses Provisorium bedenklich. Es sollte vor der Hand bei der 



jetzigen Criminal Verfassung mit den schon gelinderten Modalitäten in- 
solange sein Yerbleiben haben, bis der neue Criminalcodex und die 
neue Justizyerfassung ausgearbeitet und sanctionirt sein werden. 

Das Gütachten der obersten Justizstelle von 1781 enthielt vor- 
läufige Anmerkungen von Holger über die Ursachen, warum die 
in der a. h. Besolution vom 2. Jänner 1776 zu „erkennen gegebene 
Gesinnung" bisher nicht den erwünschten Fortgang er- 
reicht habe, wie die Ersatzstrafen einzurichten, und welche Uebel- 
thaten am meisten in Schwang seien. 

Als Beilage folgte ein Votum von Martini. 

Hol g er war für Beibehaltung der Todesstrafen : bei Majestäts- 
verbrechen , Strassen- , Meuchel- und bestellten Mord , Giftmischung, 
Brandlegung und Mordbrennen. Auch wäre für andere besondere 
Fälle der Todesstrafe der Theresiana Lauf zu lassen mit landes- 
, fürstlichem Vorbehalt. Relegationen der Landeskinder seien 
von Eechtswegen verboten, zumal es nicht nachbarlich ist, eigenen 
Unflat auf fremden Boden hinauszuwerfen.. Gerügt wurde die U n- 
thätigkeit der Landesstellen mit Ausnahme Bl5hmens in der 
Errichtung und Einrichtung der Arbeits- und Strafhäuser. Die Ab- 
gabe der Sträflinge zum Militärdienst oder zur Ruderbank im 
Auslande sei unzulässig; es bleibe daher nichts übrig als Zucht- 
haus und Kettenarbeit, besonders für starke Bauemkerle. Mit dem 
Karbatsch in der Hand, müsste der Aufseher die an die Karren ge- 
spannten Sträflinge zur Schuldigkeit anhalten. Holger stimmt 
mit Fürst Kaunitz in dem Vorschlage der Abschaffung unbestimmter 
oder lebenslänglicher Freiheitsstrafen überein, die zur 
Verzweiflung treiben. Ueber zehn Jahre hinaus sei nur bei 
grossen Beschwerungsursachen zu erkennen ! 

Die Aufhebung der einzelnen Todesstrafen wäre nicht öffent- 
lich kundzumachen. Die Umwandlung der Todesstrafe sollte in via 
recursus pro gratia bei der obersten Justizstelle stattfinden, 
Nach dem Beispiele des Königs von Preussen in seinem 
Antheile Schlesiens wäre diesfalls vorzugehen. Bei Straf arbeiten sei 
auf die Erwerbsfähigkeit der entlassenen Sträflinge Rücksicht 
zu nehmen. 

Ein nicht minder merkwürdiges Votum gibt v. Martini ab. 

Nur in jenen Fällen, wo die Vertheidigung der öffentlichen 
Sicherheit den Tod des Missethäters unumgänglich nothw endig 
macht und das natürliche Verbot : Verletze Niemanden , zu erfüllen 
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unmöglich wäre, dürfe die höchste Gewalt gegen den Schuldigen das 
Schwert zücken und ihn zum Tode verurtheilen. 

Er hahe schon vorBeccaria, 1760, gelehrt, dass die Todes- 
strafe nicht gerechtfertigt sei, wo diese unumgängliche Nothwendigkeit 
fehle. Xur bei Hochverrath, Mord mit Vorbedacht und TJeber- 
legung , bandenmässigem Eaube, arglistigem Mordbrennen halten die 
Gerichtsstellen die Begnadigung für bedenklich. In allen 
anderen Fällen walte kein Bedenken gegen die Aufhebung der 
Todesstrafe. 

H o 1 g e r hatte angeführt, nach der böhmischen Criminalstatistik 
von 1778 seien von 50 Todesurtheilen 40 im Gnadenwege umgewandelt 
worden, 

Martini erklärte, es geschehe nicht aus Neuerungssucht, 
nicht aus heuchlerischer Nachgiebigkeit, sondern aus voller 
Ueberzeugung, wenn er bei seinen schon früher an den Tag gelegten 
Grundsätzen unabweichlich beharre. 

Die Aufhebung der Todesstrafe sei nicht öffentlich kundzumachen. 
Bei den vier ausgenommenen Missethaten hätten die Obergerichte 
durch die oberste Justizstelle die Entscheidung des Monarchen zu er- 
bitten, ob die Todesstrafe nothwendig sei. 

Da die bestehenden Straf arbeiten mehr die Schwäche 
der strafenden Gerechtigkeit verrathen, als dass sie zur Abschreckung 
dienen, so müsse eine bessere Strafarbeit veranstaltet und eine 
Classification der Sträflinge durchgeführt werden. Oft wurde 
blos wegen Abganges der erforderlichen Verwahrungsanstalten 
und der verschärften Strafarbeiten die Begnadigung verweigert, 
weil nicht anders die öffentliche Ruhe gesichert werden konnte. Weil 
jedoch der Staat verbunden ist, die leichteren Mittel vor den 
härteren zu wählen, so lassen sich viele aus solchen Gründen voll- 
streckte Todesurtheile mit den wahren Grundsätzen des allgemeinen 
Staatsrechts nicht vereinbaren. An Stelle der Zugthiere bei der 
Schifffahrt sollten die Arbeitskräfte der unglücklichen Missethäter ver- 
werthet werden. Die Strafe des Schiffsziehens! Selbst Geldstrafen 
könnten in manchen Fällen mit gnter "Wirkung angewendet werden, 
wenn nur der Pflichttheil und die anständige Nahrung für das Weib 
vorbehalten wird. Die Ehrlosigkeit hätte nicht länger als 
die Strafarbeit zu dauern, dann aber von selbst aufzohören. Der Richter 
habe das Mass der Strafe von der Sittlichkeit in j ed er Misse- 
that zu entlehnen. Mehrere der hier ausgesprochenen Ansichten fanden 
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in der späteren Strafgesetzgebung Aufnahme. Martini empfahl ins- 
besondere den Hof- und Länder stellen einzuschärfen j dass sie 
nicht lediglich auf das ihnön anvertraute Greschäft sehen, 
sondern den Staatsbedarf im Ganzen im Auge behalten, alle 
Eäder der Staatsmaschine in Bewegung setzen müssen, um die Schwierig- 
keiten in der Verwahrung, Verpflegung und Beschäftigung der De- 
linquenten zu beseitigen. Dieser Appell, die engherzige bureau- 
k ratische Tradition aufzugeben und den Staatsbedarf im Ganzen 
im Auge zu behalten, blieb nur zu oft die Stimme des Kufenden in der Wüste. 

Der Einfluss der Martin loschen Ansichten auf KaiserJosephs 
criminalistische Anschauung tritt später auch im Einzelnen zu Tage. 
So besteht Letzterer auf dem von Martini ausgesprochenen Gleich- 
nisse der Gottesl ästerung mit der ,boshaftestea.,BjLA ft r ft i i ftj^f „%r 
Bezeichnung des Gotteslästerers als eines y Ta^hnwl t .ijs j gen. Von 
dem crimen magiae vel sortilegii bemerkte Martini: Die Zauberei, 
in sich ein grosses Nichts , ist also kein Verbrechen. Weil aber 
zugleich andere wahre Missethaten mit zu unterlaufen pflegen, so 
werde die Strafe auch darnach auszumessen sein. Für Meineid 
genüge 2 — 3 Jahre Strafarbeit, und weil gemeiniglich aus Eigennutz 
begangen, Verlust der Hälfte des freien Vermögens. Hingegen wollte 
^I. a r t i n i den ürphedbruch noch mit Staupbesen, Brandmarkung, 
allenfalls noch mit zehnjähriger Strafarbeit bestraft und den zur 
immerwährenden Strafarbeit Verurtheilten , der die Flucht ergreift, 
wie einen wüthenden Hund erlegt wissen, — im Zeitalter 
der Aufklärung! 

Literessant ist^s, mit diesem Gutachten das Votum vom 21. August 
1781 des Referenten v. Kee ss zu vergleichen! 

Erst 'müsse der »taat die Mittel zu den Kosten der Surrogat- 
strafen für die nach seiner Meinung ausnahmslos abzuscha f- 
fende Todesstrafe ausfindig machen und solche Anstalten errichten, 
'^welche die Geseilschaft von Rückfall und Entweichung der Mörder 
.sJchem. Auch Hebung der Volksbildung und der Erwerbsfähigkeit, 
Besserungsanstalten für jugendliche Personen, Ausweisung bedenklicher 
Fremder gehören zu den Prämissen der jedenfalls dem Publikum 
kundzumachenden Aufhebung der Todesstrafe, Die Justizpflege 
dulde keine Täuschung. Entweder werde das bestehende Gesetz befolgt, 
oder aufgehoben. Die Abschaffung der Todesstrafe sei zu befürworten, 
nicht aus Erbarmen mit dem Missethäter, sondern aus dem Gesichts- 
punkte, dass eine sehr harte anhaltende Züchtigungsstrafe abschreckender 






— 6 — 



wirke als die kurze Todesstrafe. Die isolirten Strafkammern seien 
zu theuer ; lebenslängliclie Ansohmiedung und — Brandmarkung auf 
beiden Wangen des Missethäters ! genügen, um das Publikum 
gegen todeswürdige Yerbrechen, ohne deren Vertilgung, ver- 
lässlich sicherzustellen. Diese grässliche lebenslange Anschmiedung 
oder das Karrenziehen , schlägt K e e s s vor , als Ersatzstrafen bei : 
thätlicher Majestätsbeleidigung, Landesverrätherei, bei qualificirtem 
Mord und Strassenraub, auch bei Falscheid und Brandlegung. 

Als unbegreifliche, aus dem Gesetze auszuscheidende Delicte 
werden die Zauberei — deren Namen schon den Geist einer reinen 
Philosophie empört — dieUrphede, dieApostasieu. a. bezeichnet. 

Wiederholt hatte der Kaiser die Codificationsarbeiten betrieben. 
In der Commission wie im Staatsrathe kamen die weitschweifigen 
Erörterungen zu keiner befriedigenden Einigung. Im September 1781 
trat die Commission: die Grafen Sinzendorf, Cavriani, Staupach; 
Freiherr v. Martini, v. Zencker, v. Holger, v. Pergenstein; 
Referent v. Keess; Froidevo, Horten — mit einem neuen 
Elaborate hervor, welches die Grundsätze des künftigen Criminal- 
ge setz es feststellen sollte. 

Sinzendorf, Martini, Keess sind für die gänzliche 
Aufhebung der Todesstrafen im o r deutlichen Verfahren. 
Die Mehrheit ist für die Verminderung derselben und ver- 
wirft die grausamer e Marterung einer langsamen H in- 
richtung durch eine lebenswierige Anschmiedung. 

Martini bestreitet, dass die Todesstrafe das sicherste Mittel 
der Abhaltung von Verbrechen sei, und nennt die verschärften 
Todesstrafen die unmenschlichsten und grausamsten Erfindungen. 
Da die Mehrheit auch für verschärften Strafvollzug am Leichnam war, 
so erklärten Sinzendorf und Keess derlei Manipulationen als 
unwürdige Vorspiegelungen für den Pöbel. 

Martini hebt^ besonders hervor, dass das Bild des zum Tode 
zermarterten Delinquenten mehr Abscheu vor der Justificirung und 
Mitleid mit dem Verbrecher als Schrecken errege. Beweis dafür, dass 
viele auf der Richtstätte begnadigte Verbrecher, trotz aller aus- 
gestandener Torturen» ihr Verbrecherleben fortgesetzt haben. Es hiesse, 
dem mächtigen Staate ein Zengniss der Ohnmacht aus- 
stellen, wollte man es als eine Unmöglichkeit bezeichnen , eine 
Hand voll Delinquenten nicht sicher verwahren zu 
können. 
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Die Strafhauskosten seien übrigens eine ebenso nothwendige 
Bürde wie andere Staatsausgaben, welche Millionen ver- 
schlingen zum Schutze gegen äussere Feinde auch in tiefster Friedenszeit. 

Sinzendorf meinte, keinem Menschen dürfe man durch die 
Strafe — die Besserung abschneiden, was durch die Hinrichtung 
geschehe. Auch setzt ein Todesurtheil eine Unfehlbarkeit der Richter, 
eine nicht erreichbare Gewissheit im Strafverfahren voraus. 

Der Kaiser resolvirte hierauf : „Ist die Todesstrafe dahin 
zu limitiren, dass sie nicht verhängt werden kann, ausgenommen 
nach vorhergegangener Anfrage bei Hof; derselben aber 
müssen solche Züchtigungen substituirt werden, welche weit 
schröckbarer und empfindlicher als der Tod selbst sind. 
Hat nur eine einzige Art der Todesstrafe , nämlich die mit dem 
Strange zu verbleiben; alle anderen sind gänzlich aufzuheben und 
ist auch keiner Verschärfung mehr statt zu geben. Der Exequirte 
muss ohne Fracht oder Begleitung neben dem Eichtplatze eingegraben 
werden." — Schon aus dieser Kesolution erbellt, dass Joseph II. anfangs 
noch nicht mit sich im Klaren war über die Lösung der grossen Culturfrage. 

Von der sofortigen gänzlichen Aufhebung der Todesstrafe 
ist nicht die Eede. Dazu die Entscheidung des Kaisers : „Muss bei 
einem öffentlichen Tumulte standrechtlich vorgegangen werden und 
kann dabei in flagranti die Todesstrafe zum erspiegelnden Beispiel 
in den ersten 24 Stunden verhängt werden. Nach dieser ist der 
Verbrecher an seine gehörige Justizstelle abzugeben.** Nicht minder 
bezeichnend sind die Worte des Kaisers : „Ist der falsche Münzer 
sowie jener, der Staatspapiere nachmacht, auf unbestimmte Zeit zur 
harten Arbeit zu verurtheilen. 

Nur da, wo ganz besonders bedenkliche Umstände unter walten 
ein besonders seh rockend es Beispiel erfordern, kann auch 
der Verfälscher der Staatspapiere mit der Todes st r afe, 
nämlich mit dem Strange beleget werden, jedoch nicht ohne vor- 
gängige Anzeige nach Hof." — 

Die Mehrheit der Commission wollte für jeden vollbrachten 
Mord mit Vorbedacht und Ueberlegung die Todesstrafe ohne 
Gnade, für Mord ohne Vorbedacht aber eine unbestimmte 
Strafzeit. Der Referent schlug vor, den in heftiger Leiden- 
schaft begangenen Mord mit einer anhaltenden, nicht lebenslangen 
Strafe zu bedrohen. Der Kaiser befahl : „Muss das homicidium prae- 
meditatum mit einer ewigen angeschmiedeten Gefängnissstrafe, 
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urodarcli der Delinquent auf dem Platz nacli auszustehender grosser 
Ungemach zu Grunde geht, beleget und derselbe anbey zu desto 
mehrerer Versicherung seiner Person und Bewahrung des Pablici 
sichtbar gebrandmarket werden. Diese Gattung der Strafe, 
welche gewiss weit schröckbarer als die Todesstrafe selbst ist, hat 
sich auf die übrigen mehr culposa als dolosa homicidia nicht zu 
erstrecken, sondern diese letzteren sind mit schwerem und leichterem 
Arrest und Arbeit zu bestrafen,^ 

Einen besonderen Artikel über Todtschlag in einer Schlägerei 
hielt die Commission für überflüssig. Sie wollte den Eltern-, 
Kindes-, Gattenmord schärfer bestraft wissen. Der Kais er bemerkte: 
^Muss der Kindesmord, wenn einmal politische Anstalten flir schwangere, 
ledige Personen hinlänglich werden gesorgt haben, sowie eine 
andere Mordthat bestrafet werden ; in solange aber die diesfällige 
Anstalt noch nicht besteht, sind derley verbrechende Personen in- 
zwischen mit Arrest und andern harten Arbeiten zu belegen." 

Auch wollte der Kaiser im Gegensatze zu Stimmen der Hof- 
commission , dass zum ,,abschröckimden Beyspiele für andere der 
unbussfertig gestorbene Selbstmörder in die ungeweihte Erde gelegt 
und durch den Schinder dahin geführt werde". 

In der „sichtbaren Brandmarkung" inländischer Sträflinge, 
welche lebenslänglich verwahrt bleiben, erblickte Joseph „eine Art 
von aequivalent der Todesstrafe". — 

Nach seinem Befehle sollte der „Name und das Bildniss des 
entwichenen Verbrechers an den Galgen so lange angeheftet bleiben, 
bis der contumax wieder eingebracht wird. 

Es konnte der Abschreckungsstrafe in der Zeit der 
Auikläruug kaum ein drastischerer Ausdruck gegeben werden, bei 
aller Unklarheit über die einander widersprechenden Bestimmungen 
des zu gebenden „abschreckenden Beispieles". Kein Geringerer als 
Thiiky did e 8 hatte schon 500 Jahre vor der christlichen Zeitrechnung 
über die Ohnmacht der Abschreckungstheorie den Stab gebrochen, 
zumal die Hoffiiung des Unentdecktbleibens oder Straflosigkeit die 
Furcht vor der schrecklichsten Strafe paralysire, kein Mensch sich 
mit der Ueberzeugung des Misslingens in die Gefahr begebe und das 
treibende Motiv zu gewagten Unternehmungen stärker sei als jedwede 
Strafandrohung. *) 

*) Vgl. Prof. Büdinger's Krit. Unters, über Kleon bei Thukydides. 
Wien 1880. S. 20. 
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£s ist unmöglich, und sehr einfältig zu glauben, bemerkte 
Thukydides, — dass die menschliche Natur, einmal erregt, etwas 
frisch zu vollbringen, durch strenge Gesetze oder irgend andere 
Gefahr verhindert werden könne. 

Er lässt den Diodotos sagen: Das Princip der Abschreckung 
führe zu immer härteren Strafen und trage damit den Keim seiner 
Auflösung in sich. 

Es kann hier wiederholt werden, dass Kaiser Joseph U. N. 
1787 die Todesstrafe aus dem Gesichtspunkt der Abschreckungstheorie, ^ 
und dessen Bruder, Grossherzog Leopold von Toskana, / 
1786 aus dem Gesichtspunkte der Besserungstheorie abgeschafft habe. / 

Auch hinsichtlich der Freiheits- und Leibesstrafen entscheidet 
sich der Kaiser für die härtere Behandlung und überbietet die Vor- 
schläge der Commission an Strenge. 

Die Karbatschstreiche können bis 50 auf einmal, und bis 100 
in einer Woche, statt wie angetragen war, auf einen ganzen Monat 
^bestimmt werden. Von „dem Staate erhalte der Delinquent nur Wasser 
und Brod". Das übrige Noth wendige müsse er aus Eigenem zusetzen oder 
sich durch beschwerliche Arbeit verdienen. H o 1 g e r hatte in Fällen der 
Eebellion die Vermögensconfiscation vorgeschlagen; die Commission 
meinte, es wäre nur der vierte Theil des Vermögens einzuziehen, 
wenn ehrliche oder denselben gleichgehaltene Abstämmlinge vorhanden 
sind. Der Kaiser resolvirte : „Kann jedem Verbrecher jenes, was ihm 
zugehöret, eingezogen werden, und haben seine Erben, es seyen 
Kinder oder andere, hierauf insolang er lebt, nicht das mindeste 
Eecht. Die Einziehung sämmtlic hier Einkünfte des Verbrechers, 
wovon jedoch seinem Weib und Kindern blos die nothwendige Ali- 
mentation zu excindiren ist, unterliegt daher keinem Anstand, und 
müssen in einem solchem Falle dessen Effecten licitando veräussert, 
das dafür einkommende Geld in fundo publice ad fructiflcandum an- 
gelegt und die Literessen, so lange er lebt, zur Unterstützung des 
Criminal fand! benutzet werden. 

Nach dem Tode des Verbrechers hat dieses eingezogene Ver- 
mögen seinen Erben so, als wenn er ab intestato gestorben wäre, wieder 
zuzufallen. Voller Schadenersatz ist aus dem Vermögen, auch mit 
Abbruch der Alimentation des Weibes und der Kinder zu leisten." 

Die Mehrheit der Commission wollte die schwersten Strafen 
auf unbestimmte Strafzeiten erkannt wissen und erklärte, dass diese 
sich wenigstens über 20 Jahre zu erstrecken hätten. 
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Der Kaiser befahl, das8 die lebenslänglichen Strafen für die 
delicta atrocissima ausdrücklich bestimmt werden müssten. Die auf 
bestimmte Zeit auszumessende Strafe sei aber bei guter Aufführung 
des Sträflings und wahrzunehmender Besserung während der Strafzeit 
abzukürzen. Hiemach hatte sich Joseph II. für die Kürzungsfähig- 
keit der Strafzeit ausgesprochen.*) 

Aus dem allgemeinen Theile wäre hier auf die Discussion 
über die Yersuchsstrafe hinzudeuten. Die oberste Justizstelle meinte^ 
es gehe nicht an, jeden Versuch als das Verbrechen zu 
erklären und mit dem vollbrachten Verbrechen in der Strafe 
gleichzustellen. Einige Votanten der Commission glaubten nur, 
jener Versuch sei den vollendeten Verbrechen in der Strafe gleich- 
zustellen, wo derThäter seinerseits Alles zur Vollstreckung 
der Uebelthat angewendet hat. Andere Votanten meinten, der straf- 
bare Versuch liege vor, sobald der Bösgesinnte, die That auszuüben 
wirklich angefangen bat. 

Bei der Eevision des besonderen Theiles der Theresiana 
waren mit Ausnahme des Grafen Cavriani alle Votanten für die 
Aufhebung der Todesstrafe für Gotteslästerung. Dieses Laster 
sollte auf zwei Grade beschränkt werden, durch welches „vorzüglich 
nur Gott beleidigt werde , der das Leben des Verbrechers in seiner 
Gewalt habe, jedoch nur Besserung und nicht den Tod verlange". 
Diese Missethat verrathe entweder eine Sinnenverrtickung oder mangel- 
hafte Beligionsbegriffe. Der Präsident der Commission vertrat die 
Ansicht, dass die Gotteslästerung an sich betrachtet, keine Criminal- 
sache , vielmehr blosse Keligionssache sei. Nur bei Aufreizung der 
Gemüther und gegebenem Aergemiss schlage diese in die staatsgefähr- 
lichen Handlungen ein. 

Hierauf resolvirte Joseph IL: „Ist die Gotteslästerung, wenn 
nämlich jemand in öffentlichen Schriften oder Eeden Gott selbst 
oder dessen Eigenschaften schmählich und sträflich lästert, zwar 
criminaliter zu untersuchen, der Lästerer aber so ohnehin immer 
als ein Narr oder berauschter Mensch zu betrachten ist, 
als solcher bis zu seiner Besserung einzusperren und mit harter 
Arbeit und Fasten zu belegen. 

Nur aber muss mir jederzeit noch vor Fällung der Sentenz 



.*) Wablberg, aber die Körznng»fähigkeit der Freiheitsstrafea in der 
altösterr. Strafgesetzgebnog. Oesterr. Gerichtszeitong 1862, Nr. 33, 34. 
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der vollständig abgehandelte instruirte Process zu meiner Bestäti- 
gung vorgelegt werden. 

Wenn aber die Lästerungen die seeligste Jungfrau und 
Heiligen betreffen, so ist der katholische Lästerer bei den 
Umständen^ wenn solche öffentlich und mit Aufhetzung anderer 
geschehen , nach dem prudenti arbitrio judicis salvo recursu, zu be- 
strafen ; ein Akatholik -aber in eben diesen Umständen blos, als e i n 
Verächter der dominanten Religion, gleichfalls nach vernünf- 
tigem Ermessen des Richters anzusehen/' 

Der Staatsrath war der Ansicht, dass höchstens im Falle 
besonderer Gewaltanwendung oder öffentliclier Gefahr, die Gottes- 
lästerung criminell als Störung der öffentlichen Ruhe zu behandeln 
sei. Auch die oberste Justizstelle sprach sich gegen die Auffassung des 
Kaisers aus. Dieser beharrte dabei, aller Gegenvorstellung unerachtet. 

Die Commission meinte, mit Ausnahme Holger^s, dass der 
Abfall vom Christenthume nicht in das Criminalgesetz gehöre, da 
sich die XJeberzeugung nicht erzwingen lasse. Als selbstverständlich 
wurde erklärt, dass die Laster der Zauberei und Hexerei aus dem 
Gesetze zu streichen seien.*) 

Hinsichtlich des alten Religionsverbrechens des Meineides 
erklärte die Commission, dieses Delict sei als Betrug aufzufassen 
und nicht, wie viele Justizstellen vorschlugen, als eine eigene 
Verbrechensgattung zu behandeln , ohne Unterschied , ob die 
falsche Aussage vor Gericht mit einem Eide begleitet sei oder nicht. 
Der Falscheid sei nur als Erschwerungsgrund hierbei zu betrachten. 
Der Kaiser resolvirte, dass der Thäter auf die nämliche Art, als 
wenn er den Schaden und das Laster selbst begangen hätte, mit der 
poena talionis vindicta publica zu belegen sei. Doch sei darauf der 
vorzügliche Bedacht zu nehmen, dass die Eidablegung zur Zeugniss- 
gebung so wenig als möglich und nur in den dringendsten 
wichtigsten Fällen gebracht werde.**) Die Urphede sei gar nicht 
mehr abzulegen. 

In Betreff der Unzuchtsverbrechen, meinte die Commission, 
sei das Verbrechen der Unkeuschheit wider die Natur, auf Vermengung 
mit dem Vieh und auf Knabenschändung zu beschränken. 



''') V. Maas barg, Zur Eotstehnngsgeschichte der Theresiana H. Gr. 
0. S. 16. 

**) Dr, Franz Ed. v. Liszt, Meineid und falsches Zengniss. Wien 1876. 
S. 129. 
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Alle übrigen fleischlichen üepp ig keiten seien zwar religions- 
imd sittenwidrig; allein alle Debouchcn [könnten nicht criminaliter 
bestraft werden» Graf Sinzendorf meinte, der ganze Artikel der 
Theresiana sei wegzulassen. Der Kaiser erklärte : „Da das crimen 
bestialitatis grossen Theils nur aus Unwissenheit des ächten Reli- 
gionsunterrichts und aus Dummheit begangen wird, so ist 
.darauf blos eine unbestimmte Gefängniss und Arbeit bis zur an- 
erkannten Besserung und erhaltenem gründlichen Religionsunterricht 
zu verfügen, und die HinwegschaflPung des Viehes ohne Aufsehen und 
Schaden des Eigenthümers zu geschehen. Sowohl der patiens als agens 
und Verführer bei der Knabenschändung ist zur härtesten Arbeit zu 
condemniren ; bei diesem Verbrechen hat auch alles Geburts- 
vorrecht aufzuhören, und inuss der Edelmann, wenn er sich 
einer so abscheulichen Handlung schuldig gemacht« von seinem Stande 
degradirt und nachher mit der obigen Strafe , so wieder^ 
gemeine Mann angesehen und behandelt werden." 

In Ansehung der Delicte gegen die Ehe sei hier nur bemerkt, 
dass Sinzendorf, Keess, Froidevo, Horten den Ehebruch 
nicht nach dem canonischen Rechte, sondern nach dem Natur- 
r echte beurtheilt wissen wollten. 

Bios der Ehebruch mit einem Eheweibe sei an dem 
Manne zu strafen, der nach dem Naturrechte mehrere Weiber haben 
könne. Seine Vergehung mit einer ledigen AVeibsperson sei blos 
als Fornication anzusehen. Die Majorität der Commission stimmte für 
die Gleichheit der Rechte und der Pflichten der Ehegatten. Der 
Kaiser stimmte dieser canonischen Auffassung bei, doch forderte 
er, dass fortan Ehebruch nur als Antragsdelict auf Klage des 
beleidigten Gatten bestraft werden könne. 

Der Einsperrung der schuldigen Ehebrecherin in ein Kloster 
t>ei nicht mehr stattzugeben. Für Bigamie wurde eine verschärfte 
zeitliche Criminalstrafe vorgeschlagen. Der Kaiser fügte hinzu: doch 
muss bey jenem Glaubensgenossen, wo die Ehe lediglich 
pro contractu civili gehalten wird, die Strafe mit minderer Schärfe 
ausgemessen werden. 

Die Mehrheit der Hofcommission hatte für das Majestäts- 
V erbrechen verschärfte Todesstrafe beantragt. Joseph II. resol- 
virte : „Die Verbrecher , so sich der beleidigten Majestät schuldig 
machen, sind als Unsinnige zu behandeln und zu einem un- 
bestimmten Arrest und harter Arbeit bis zu ihrer Besserung oder 
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insolange es die Umstände erheischen, anzuhalten/^ Auch den Vor- 
schlag der Commission, für Brandlegung die Todesstrafe anzudrohen, 
lehnte der Kaiser ab. Eigenthtimlich war die Motivirung bei dem 
Diebstahle: dass dringende l^oth. den Diebstahl entschuldige, da 
„die äusserste Xoth jedem das Eecht sich zu retten gibt, und der in 
einem solchen Zustand sich zugeeignete Genuss eines anderen Guts, 
nicht für eine betrügliche Entwendung, sofort auch für keinen Diebstahl 
angesehen werden kann". 

Zu den speciell nicht berührten Revisionsanträgen ertheilte 
der Kaiser die allgemeine Genehmigung und beauftragte die 
Hofcommission, das neue Criminalgesetz , nach den genehmigten Grund- 
sätzen, sobald afs möglich, auszuarbeiten. Eeferent war y. Kees s, 
welcher sich mit Sonnen fels wegen Berichtigang des Stiles de» 
Entwurfes in's Einvernehmen zu setzen hatte. 

Am 12. März 1783 kam es zur Vorlage des Entwurfes des 
Criminalgesetzes. Es fehlte noch die Bearbeitung des zweiten 
T h e i 1 e s des Gesetzes über die von den politischen Behörden ab- 
zustrafenden Delicte, desgleichen die der neuen Criminalgerichtsordnung. 

Die Mehrheit der Commission war für die baldige Kundmachung 
des neuen Criminalgesetzes, welches längstens vom 1. Jänner 1784 
an in Wirksamkeit zu treten hätte, weil der bedenklichen Ver- 
wirrung in der Strafpraxis zu Hilfe gekommen werden müsse. Es 
kam bereits vor, dass der Verbrecher bei der Ankündigung des 
Todesurtheiles, nach der Verbrecher formell noch bestehenden There- 
siana, dem Criminalrichter in's Gesicht lachte, da die Todesstrafe an 
keinem Verurtheilten mehr vollstreckt werde, mag er einen Recurs 
angemeldet haben oder nicht. 

In dieser Uebergangszeit fand sich nun der Kaiser bewogen, 
wegen des Zusammenhanges der Gesetze über das materielle und 
formelle Criminalrecht und über die Criminalgerichtsbarkeit den vor- 
gelegten Keess'schen Entwurf bis zur gänzlichen Zustandebringung 
aller dieser Gesetze noch auf sich beruhen zu lassen, um „so- 
dann, wenn Mir das ganze criminal Sistem vorgeleget sein 
wird, mit desto mehrerer Gründlichkeit Meine endliche 
EntSchliessung fassen zu können". 

So sachdenklich diese Resolution gewesen ist, so ist sie zugleich 
ein Zeugniss für das Bedenken und Zaudern des Reformators, 
welchem sprunghafte TJeberstürzung zam Vorwurfe gemacht werden will. 
Es heisst daselbst weiter : „Nur hat die Compilation noch vor allem in 






'A 



j>»: 



— 14 — 



weitere Erwegung zu ziehen, ob es etwa nicht räthlicher 
seyen dürfte^ dem immer bedenklichen Schritt, ein 
neues Criminal-Gesetzbuch zu verfassen, dadurch auszuweichen, 
dass die l^emisis Theresiana auch in Zukunft beybehalten 
werde, dass nur darin jenes, was auf die Tortur und Todes- 
strafe eine Beziehung hat, oder was sonsten eine nothwendige Ver- 
besserung forderte, nach den von Mir bestimmten Grundsätzen ab- 
geändert würde". 

In der Vorlage vom 26. April 1783 bemerkt die Compilations- 
Commission, die Sistirung des neuen Criminalgesetzentwurfes unter- 
liege keinem Anstände; sie erbitte sich jedoch die Erlaubniss, erst 
nach Zustandebringung des ganzen Criminalsystems dies abgeforderte 
Gutachten über die Beibehaltung der Theresiana zu erstatten. Auch 
könne das alte Criminalsystem nicht aufgehoben werden, solange das 
Gesetz über die polizeilichen Vergehungen nicht fertig sei, und 
von welchem das neue Criminalgesetz schweigt. 

Erst nach vier Jahren, nach vielfachen Berathungen und 
Erinnerungen des Staatsrathes, der obersten Justizstelle, des Hofkriegs- 
rathes, der sämmtlichen Appellationsgerichte, entschloss sich Josef II. 
am 13. Jänner 1787 nach Einrathen der Hofcommission , den Ent- 
wurf ^zum Allgemeinen Gesetz über Verbrechen und deren Bestrafung" 
zu sanctioniren. 

Besondere Schwierigkeiten machte die Unterscheidung der 
Criminal verbrechen und der politischen oder Polizeiverbrechen, zwischen 
welchen eine „anständige Grenzlinie" gezogen werden sollte. 

Nach der herrschenden Lehre gehörte zum Begriffe des Criminal- 
verbrechens das Merkmal der unmittelbaren Rechtsverletzung und doch 
mussten zu denjenigen Handlungen, welche aus dem Criminalgesetze 
gestrichen und dem Gesetze über die polizeilichen oder politischen 
Vergehungen einverleibt werden sollten, nicht blosse Rechtsgefähr- 
dungen, sondern auch geringere Rechtsverletzungen, wie Schmähungen, 
Diebereien , Körperverletzungen gezählt werden. Die Hofcommission 
von 1 783 glaubte in d i e s e Kategorie auch mittelbare Gotteslästerungen 
der Akatholiken, Abfall vom Christen thum zu einer nicht recipirten 
Religion, selbst Blutschande, unehrbare Dienstwerbung, Schwärzung, 
unbefugte Auswanderung u. a. aufnehmen zu sollen. Aus J u s t i und 
Sonnen fels, selbst aus den älteren einheimischen Polizeiordnungen, 
hätte eine riehtigere Abgrenzung des polizeilich strafbaren Unrechts 
gewpnnen werden können, welche erst nach den Verhandlungen über 
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die sogenannteo Civilver brechen des westgaliziscben Strafgesetzes^ 
namentlich durch den massgebenden Einfluss von Sonnenfels in 
der Hofcommission von 1801 zu Stande gebracht worden ist. Immer- 
hin bleibt auch der erste Wurf des Josephinischen Polizei- 
strafgesetzes, abgesehen von einzelnen Hissgriffen und Lücken, 
ein hervorragendes Beispiel der Kürze, Einfachheit 
und Gemeinf asslichkeit eines Gresetzeswerkes aus dem 
vorigen Jahrhunderte. Pikant ist zu erfahren, dass Sonnen f eis 
nrprünglich die den politischen Obrigkeiten zur Bestrafung zu- 
gewiesenen politischen oder polizeilichen Delicte mit dem Ausdrucke : 
Schwachheiten bezeichnete. Eeferent Keess gebraucht diesen 
wunderlichen Ausdruck , redete sich aber mit Sonnenfels aus, als 
die oberste Justizstelle diese Bezeichnung missbilligte und in: Yer- 
gehungen abgeändert wissen wollte. Mit Handbillet vom 10. Jänner 1785 
hatte der Kaiser dem Präsidenten der Commission die von sämmtlichen 
Appellationsgerichten und der obersten Justizstelle über den „Entwurf^ 
gemachten Erinnerungen mitgetheilt und hierüber einen ausführlichen 
"Vortrag verlangt, welcher schon am 31. Jänner 1785 erstattet 
worden ist. Bedeutsam war unter Anderem die Erinnerung gegen 
den Entwurf, dass dem nchterlichen Ermessen zu enge Schranken 
gesetzt seien. Die Commission bemerkte, der auf Erweiterung des 
richterlichen Strafmilderuugs- und Strafanderungsrechtes gerichtete 
Antrag der obersten Justizstelle streite schnurgerade wider des Kaisers 
Absicht. Joseph II« sah sich jedoch dadurch veranlasst, im zweiten 
Theile des Criminalcodex die ausdrückliche Verfügung einschalten zu 
lassen , dass in Fällen , in welchen die Mehrheit der Richter die 
Minderung des Strafgrades wegen besonderer Umstände billig erachte, 
die Anzeige höheren Orts stattzufinden und bis zur erfolgten Ent- 
scheidung die Sistirung der gesetzmässigen Strafe einzutreten habe. 
Die Hofcommission war hier kaiserlicher als der Kaiser selbst und 
fertigte die Bedenken der verschiedenen Justizstellen nicht ohne 
Gereiztheit oder Schärfe ab. In späteren Verhandlungen finden wir 
sogar einen drohenden Ton angeschlagen, als es der Beaction 
gegen die Josephinischen Grundsätze gelang, von dem 
jungen Kaiser Franz II. einen a. h. Befehl zu erwirken, dass die 
Todesstrafe auf mehrere Verbrechen ausgedehnt und sogar nach dem 
Grade der Imputation auch qualificirte Todesstrafen ein- 
geführt werden sollen. Froidevo und Sonnenfels wehrten 1 802 
mit edlem Freimuthe diese Umkehr zu einem veralteten Strafensysteme 
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ab. „Nor die Vorenthaltung der Wahrheit, dass die Verbrechen 
in Folge der Änfhebnng der Todesetrafe nicht Engenommen haben 
und die dieser entgegen erweckte tingünstige Meinung, als hätten die 
Verbrecher zugenommen, kannten 8r. Mf^eatät die Straferhöhung a b- 
gedrungen haben, welche die Nation in den Augen Deutach lands 
und Europa'» desto tiefer erniedrigen würde, je höher der Begriff 
von Franzens Gerechtigkeitsliebe ist. Die Commisaion würde sich 
dnrch eine Vorenthaltung verantwortlich machen, sie würde eich gegen 
die gesammte Nation des Verbrechens der Verleumdung wenigstens 
mitschuldig machen ..." 

' Tn Ansehung der Instrnetion für die politischen Be- 

hörden über das Verfahren wegen politischer Verbrechen vom 
12. Febrnar 1787 und fiber die allgemeine C riminalgerichts- 
ordnung vom 1. Jänner 1788 mtlaste eine eigene Abhandlung 
geschrieben werden. Hier sei nur noch zu dem Josephiniachen Straf- 
geaetzbuohe bemerkt, dass der erste Theil von Criminal verbrechen 
184 Paragraphe, der zweite Theil von politischen Verbrechen sogar 
nur 82 Paragraphe umfaset. Die in dieaen Geaetzen nicht ausdrück- 
lich genannten Handinngen und Unterlassungen dürften nicht al» 
Verbrechen angesehen und bestraft werden. Bei politischen Verbrechen 
wurde der Versuch nicht als strafbar erklärt. Gegen Verbrechen 
sollte künftig keine Verjährung stattfinden. 

Im Laufe der langjährigen legislativen Berathungen hatte der 
begriffliche Unterschied zwiachen Verbrechen und schweren 
Polizeiübertretungen namentlich durch Sonnenfela und Zeiller 
folgende Formulirung gefunden: 

Verbrechen aind gesetzwidrige Handlungen und Unterlaasungen, 
bei welchen die Absicht eigena auf etwas gerichtet ist, was die 
Sicherheit im gemeinen Wesen verletzt ; schwere Polizeifibertretungen 
jene Handlungen und Unterlassungen, deren Absicht auf kein Ver- 
brechen gerichtet ist, aondem, wodurch etwa^ gethan oder unterlassen 
wird, was um Verbrechen zuvorzukommen oder um grösseren Nach- 
theil abzuwenden, oder um die öffentliche Sittlichkeit handzahaben, 
verboten oder geboten iat. 

Die Behandlung der sogenannten politischen Verbrechen (aohweren 
Polizei aber tretongen) hatte vielen Widerspruch erfahren. 

In dem a. u. Vortrag vom 12. April 1794, welchen Martini 
als Präsident der Hofcommiasion in Gesetzsachen eratattete, wurde d»^ 
BedttrfnisB eines neuen Strafgesetzes, wie Martini abtKltig bemerkte 
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— jedoch ohne Originalitätssucht — anerkannt. Insbesondere sollte die 
Josephinische Idee der politischen Behandlung der politischen oder 
Polizeiverbrechen fallen gelassen werden. Diese wären jus tiz- 
mässig, nicht politisch zu behandeln. 

Auf diese Anschauung Martini^s griff die vereinigte Hof- 
kanzlei noch 1826 zurück, als Zeiller's Entwurf zu einem neuen 
Strafgesetzbuche 1824 ausgearbeitet und empfohlen wurde, dass auch 
geringere Polizeitibertretungen in das Strafgesetz aufgenommen 
und einem gehörigen ordentlichen Verfahren unterworfen 
werden. 

Heute ist diese hochachtbare Fürsorge für ein gehöriges 
gerichtliches Verfahren wegen Uebertretungen der zahlreichen ver- 
waltungsrechtlichen Gesetze mit ihren zum Theil hochgegriffenen 
Strafsatzungen in den massgebenden Kreisen weniger lebendig und 
wirksam, als in der Zeit des absolutistischen Eegimentes, in welcher 
einzelne hervorragende Justizmänner die Forderungen des Eechts- 
Staates anticipirt hatten. 

Wir haben es wahrlich in der Codificationskunst nicht so herr- 
lich weit gebracht, dass wir nicht noch heute von Froidevo, Haan, 
Sonnenfels, Zeiller u. A. lernen könnten. 



Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 2 



II. 



Zur Geschichte und Classification der politi- 
schen und socialen Verbrechen.*) 



Die Eechtsgiiter , welche unter dem Scliutze des Strafgesetzes 
stehen, sind in der grossen Mehrheit Weltrechtsgüter, wie ich 
die Unverletzlichkeit der Person, des Besitzes, des Vermögens, der 
Freiheit, der Ehre, des Familienstandes, der Ehe bezeichne, oder mit 
anderen Worten sociale Güter jeder Eechtsordnung in der 
«ivilisirten Staatengemeinschaft. Nur ein verhältnissmässig kleiner 
Theil der Bestimmungen des Strafgesetzes hat es ausschliesslich 
mit dem Schutze der territorialen Kechtsgüter, der inlän- 
dischen Gesellschafts-, Wirthschafts- und Staatsordnung zu thun. 
Hiemach hat jedes Strafgesetzbuch einen territorialen und einen 
weltbürgerlichen Charakter. 

Der altösterreichischen Strafgesetzgebung gebührt der 
Eohm, in der weltbürgerlichen Auffassung nicht nur der gröbsten 
gemeinen Verbrechen , sondern auch der Geld- und Amts verbrechen, 
vorangegangen zu sein. Schon im vorigen Jahrhunderte hatte 
Oesterreich die Echtheit des Geldes, des öffentlichen Creditpapiers, 
u. a. m, der Kegel nach, ohne Unterschied zwischen dem inländischen und 
ausländischen Objecto des Verbrechens, unter seinen Strafschutz gestellt. 
Dieser Charakterzug ist auch in Betreff der weit überwiegenden Mehrzahl 
der Bestimmungen des St. G. B. von 1852 insbesonders anerkannt worden 
in dem Justizministerial-Erlasse vom 27. März 1875, Z. 3857, an die 
Staatsanwaltschaft. Von dieser weltbürgerlichen Maxime finden 
wir hingegen, namentlich bei den sog. politischen Delicten, mancherlei 
Abweichungen, welche ihre Eechtfertigung in der Verschiedenheit und 
Wandelbarkeit der Staatseinrichtungen und der politischen Standpunkte 



*) Aus Grünhut's Zeitschrift VH., 1881. S. 499—540. Dagegen 
Lncohini, Bivista Penale. Volame XIY., fascicolo 3. 
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finden. Selbst die schwersten Angriffe auf den Bestand fremder Staats- 
ordnungen sind nnr unter der Bedingung der verbürgten Gegenseitig- 
keit, wie im §. 66 St. G., als Verbrechen zu behandeln. Jeder Staat 
hat ein vitales Interesse daran, die Grundlagen der Gesellschafts- 
ordnung und des internationalen Yerkehres zu sichern, 
liingegen nur ein bedingtes Interesse, durch seine Strafgesetze und 
«Gerichte auch für die Unantastbarkeit der politischen Institutionen 
«ines despotischen oder halbbarbarischen fremden Gemeinwesens, einzu- 
stehen. Auch wäre zu bemerken : die Angriffe gegen die W e 1 1 r e c h t s- 
guter sind nicht in j e d e m Staate verschiedener Culturstufen gleich- 
bewerthet und als Weltrechtsdelict aufgefasst, vielmehr nur 
insoweit als solche behandelt, als sie zugleich die Sicherheit 
der Institutionen der eigenen Gesellschaftsordnung gefährden oder 
verletzen.*) 

Diese Erwägung lenkt die Aufmerksamkeit auf eine genauere 
Unterscheidung der Objecto der Gesellschaftsordnung und der 
Staatsordnung hin. Die ältere Jurisprudenz hat es bei der Un- 
fertigkeit einer begrifflichen Sonderung beider Ordnungen zu einer 
fitrafrechtlich brauchbaren Classeneintheilung der Verbrechen gegen 
•den Staat und gegen die Gesellschaft nicht gebracht. Durch L. Stein 
-angeregt, versuchte Schirach 1850, zwischen politischen, socialen, 
nationalen Verbrechen zu unterscheiden. In den neuesten Schriften 
von Schäffle und von Stein über Volkswiirthschaftslehre und 
Wucher finden wir nicht minder anregende Beobachtungen über 
•das wirthschaftliche und das gesellschaftliche Unrecht. Vor er- 
schöpfenden und für das System des Straf rechts verwerthbaren 
Definitionen dieser Begriffe der jüngsten Wissenschaft stehen wir 
jedoch nicht. Deshalb allein dürfen diese Begriffe in der modernen 
Strafrechtswissenschaft nicht todtgeschwiegen werden. Die agrarischen 
Verbrechen der Fenier , die destructiven Missethatfen der Pariser 
Oommune in halbvergangener Zeit, die auf die Vernichtung der 
Grundlagen der Gesellschaft gerichteten Angriffe des russischen 
Nihilismus der Gegenwart, haben in dem hergebrachten Kategorien- 
werke der öffentlichen Verbrechen nicht mehr vollkommen die zu- 
treffende Stellung. Das internationale Strafrecht kann sich hierbei 
der Erkenntniss nicht verschliessen, dass diese Verbrechensformen aus 
-den subversiven Bestrebungen einer über keinen geringen Theil Europas 



*) Dagegen v. Liszt, Criminalistische Tagesfragen. „Die Presse", "Wien, 
1881, Nr. 283. 
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verbreiteten Verschwörung verzweifelter Elemente entspringen, welche 
zwar nicht bei uns, aber im Osten und Westen unseres Welttheilea, 
an einer verwildernden Desorganisation der Gesellschaft unter dem 
Prätexte einer rein politischen Eevolution arbeiten. Es ist heute 
schon das Bedenken zu rechtfertigen, ob es künftighin statthaft 
erscheinen werde, complottmässige Angriffe gegen die Weltrechtsgüter 
unserer Gesellschaftsordnung, gegen den Bestand des Privateigen'- 
thumes , der Ehe , der Familie als solchen, ausschliesslich unter 
dem Gesichtspunkte der bisherigen gemeinen Verbrechen wider das 
Vermögen, die Ehe, die Familie Anderer, wider einzelne concrete 
Eechtsbestände aufzufassen, welchen eine grundsätzliche Negation 
dieser Rech tsbegriff e und Institute nicht zu Grunde liegt. 
Es sollten diese noch nicht genau erforschten Verbrechensformen aus 
dem Gesichtspunkte der socialistischen TJmsturzbewegung studirt 
werden , zumal derlei planmässige Massendelicte gemeingefähr- 
licher sind, als die Verheerungen durch isolirte Verbrechen der 
Brandstiftung, der Gefährdung von Eisenbahntransporten, der Brunnen;- 
vergiftungen , der Verursachung einer Ueberschwemmung. Ebenso 
wenig geht es an, diese gewaltsamen Störungen des gesell- 
schaftlichen Friedens durch complottmässige Angriffe auf 
Besitz, Privateigen thum. Ehe, Familie, Gesellschaf tsclassen und andere 
sociale Verbände — ohne Weiteres den politischen Verbrechen 
gegen eine Staatsverfassung und Organe der Staatsgewalt — gleich- 
zustellen und die socialen Verbrechen derselben völkerrecht- 
lichen exceptionellen Beurtheilung zu unterziehen, wie die rein 
politischen Verbrechen, worauf ich in der Auslieferungsfrage: Hart- 
mann in Paris — in der Wiener „Presse" vom 25» Februar 1880 
hinzuweisen Anlass fand. Beide Kategorien von Verbrechen haben 
eine verschiedene Bedeutung in cultureller und strafrechtlicher Be- 
ziehung. Es kann politische Verbrechen aus edler Leidenschaft 
und menschenwürdigen Beweggründen geben ; aber das auf 
gewaltsame Vernichtung der tiefsten , die Civilisation bedingenden 
socialen Grundlagen gerichtete Verbrechen, kann mit diesen, als eine 
gemeine culturfeind liehe lieb elthat, keinerlei Analogie 
beanspruchen. Die Classe der socialen Verbrechen in scharfer 
Begriffsbestimmung auszuprägen, dürfte jedoch bei dem heutigen 
Stande der Gesellschaftslehre kaum gelingen j zumal die Gemein- 
samkeit eines einzigen Merkmales im Thatbestande dieser Ver- 
brechen, nämlich die Richtung gegen die socialen Verhältnisse 
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als solche, zur Construirung einer eig'enen Classe von Ver- 
brechen nicht gentigt, zn welchen ansserdem die verschiedensten 
Merkmale in dem Thatbestande derselben zählen können. Ans einer 
solchen Mischung durch charakteristische mehrere Classenmerkmale 
nicht zusammengehöriger und nur zusammen gerathener 
Verbrechensthatbestände , kann ein verwendbarer Gattungsbegriff in 
dem besonderen Theile des Strafgesetzes nicht aufgebaut werden, oder 
würde, wenn leichtfertig construirt , zu einer Quelle von Missgriffen 
und Rechtsunsicherheit in der Praxis werden. Die Literatur der 
politischen Yerbrechen ist eine überströmende bis auf Helie, 
Trebutien, Haus, Fiore, Billot, John, Teichmann, 
Laband, Bar, Mecacci, Hosen s, Wharton, Brusa, Holtze n- 
d r f f. Desto dürftiger sieht es mit den Abhandlungen über das 
sociale Verbrechen aus. Doch ist für die Classeneintheilung der 
Verbrechen in dem besonderen Theile des materiellen Strafgesetzes 
selbst mit dem Collectivbegriffe des politischen Verbrechens nicht 
viel zu leisten. — Dazu nun das noch schwankendere sociale Verbrechen ! 
uns liegt eben erst ein Grundriss für die Einzeichnung der noch 
aufzufindenden Einzelmerkmale vor, durch welche der Classenbegriff 
des socialen Verbrechens ausgeprägt werden könnte. — 

Die neuere Schule seit Feuerbach ist zunächst von der 
Systematik der öffentlichen Verbrechen in Staats- oder Verfas- 
sungsverbrechen und in Regierungsverbrechen, gerichtet 
gegen die einzelnen Zweige der Staatsgewalt, ausgegangen. Gr o 1 m a n 
hat den Classenbegriff der gemeingefährlichen Verbrechen in 
die alte Eintheilung der Verbrechen gegen den Staat und gegen die 
Einzelnen eingefügt, gerichtet gegen ein ganzes Publikum und 
dessen Rechte. 

Es schien, als wäre hier nur ein Schritt zu den Verbrechen 
gegen die ganze menschliche Gesellschaft oder gegen die bürgerliche 
Gesellschaft in der Staatengemeinschaft zu machen gewesen. Allein 
diese Auffassung wurde kaum im Fluge gestreift, und selbst der 
Classificirungsgrund der Gemeingefährlichkeit von S t ü b e 1 und 
Wächter entschieden bestritten. Wie schon Martin dargethan 
hatte , können viele Verbrechen bald zu den Staatsverbrechen , bald 
zu den sog. Privatverbrechen zählen, bald gemeingefährlich sein, bald 
nicht, so dass das Merkmal der Gemeingefährlichkeit nicht zu dem 
Wesen derselben gehört und nur ein Strafbark ei tsmoment 
bedeutet. Zunächst kam es in Frankreich zur Schöpfung eines vagen 
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Classeiibegriffe8 der politisclien Verbrechen. Dieser schwankende 
Sammelbegriff, welcher, wie Mittermaier hervorgehoben hatte, nicht 
mit den Staatsverbrechen im engeren Sinne identificirt 
und ebensowenig generalisirend auf alle politischen Umtriebe- 
ausgedehnt werden darf, wurde aus der Charte vom 8. October 1830 
und dem Gesetze vom 28. April 1832 in die neueren Auslieferungs- 
Verträge und Staatsgrundgesetze der deutschen Staaten, neuerlich auch 
in das Rechtshilfegesetz vom 21. Juni 1869 übertragen. Preussen 
hatte schon in der Verordnung vom 15. April 1848, später in dem 
Einführungsgesetze zu dem Strafgesetze von 1851, die sog. poli- 
tischen Verbrechen , mit Beziehung auf das rheinische Strafgesetz 
zwar nicht definirt, aber durch Aufzählung der Delicto mit poli- 
tischem Charakter anerkannt. In der österreichischen Reichsverfassung 
und in der Einführungsverordnung zu der österreichischen Strafprocess- 
Ordnung vom 17. Jänner 1850 wurden politische Verbrechen, insofern 
sie nicht wegen des Zusammenhanges mit einer hochverrätherischen 
Unternehmung vor das Reichsgericht gehörten , im Art. VII den 
Greschworenengerichten zugewiesen. Wegen der Unbestimmtbeit 
des Begriffes des politischen Verbrechens sahen sich die Gesetz- 
gebungen genöthigt in favorem oder in odium desselben aus politischen 
Rücksichten durch Bezeichnung der einzelnen Paragraphe des Straf- 
gesetzes festzustellen, welche Delicto als politische Delicto anzusehen 
und exceptionell zu behandeln seien. Derselbe Vorgang musste 
in den österreichischen Amnestie- Acten eingehalten werden. Auch die 
preussische Verfassungsurkunde, Art. 95, hatte bestimmt, dass durch 
Gesetz ein besonderer Schwurgerichtshof errichtet werden 
könne , dessen Zuständigkeit die Verbrechen des Hochverrathes und 
diejenigen schweren Verbrechen gegen die innere und äussere 
Sicherheit, welche ihm überwiesen würden, begreifen solJe. Bald darauf 
wurde der Art. 95 aufgehoben durch das Gesetz vom 21. Mai 1851. 
In Hannover wurde 1855 die Zuständigkeit der Schwurgerichte über 
politische Delicto aufgehoben und auf das Oberappellationsgericht über- 
tragen , wozu auch Störung der öffentlichen Ruhe durch Missbräuch 
der Religion gezählt wurde. Aber auch von dieser Anordnung kam 
es bald wieder ab. Dieses Schaukelspiel mit der schwurgerichtlichen 
Zuständigkeit über die politischen Delicto bildet ein Seitenstück zu 
der schwankenden Bedeutung dieses Classenbegriffes , welcher in der 
That seinen Schwerpunkt in der Competenz- undAuslieferungs- 
frage hat, und im Strafgesetze selbst nur bei der Straf- 
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ausmessung und Strafvallßtreckung Berticksichtigung beanspruche» 
kann. Eine grössere Bedeutung der Eintheilung der Delicte in politische 
und nichtpolitische für das materielle Strafrecht ist nicht anzuerkennen. 
Die neueste legislative Classification hegreift die Verbrechen gegen die 
öffentliche Ordnung, Hinter diesem vagen Sammelbegriff verbirgt 
sich das Unvermögen, die Störungen des gesellschaftlichen- und des Rechts- 
friedens zu differenziren. Was von diesem Feigenblatte, welches die 
Blosse der nothdürftigen Zusammenfassung verschiedener strafbarer Hand- 
lungen und Friedensstörungen maskirt, zu halten sei, zeigen die Ver- 
legenheiten und Controversen bei der Auslegung der gesetzlichen 
Worte : öffentliche Ordnung oder Angelegenheit, wodurch nur zu leicht 
ein Missgriff veranlasst und Eechtsunsicherheit herbeigeführt werden 
kann. — Wir haben es mithin in der Classification der Verbrechen 
im Ganzen nicht eben weit über Feuerbach hinaus gebracht. 

Der Ausdruck: politisches Verbrechen, kam in der 
Rechtssprache des österreichischen Strafgesetzes von 1787, jedoch nur 
in der Bedeutung der späteren schweren Polizeiübertretungen, vor. 
Die Criminalverbrechen hatte das Josefinische St. G. einfach in 
Verbrechen gegliedert, welche entweder auf den Landesftirsten und 
den Staat, oder auf die Rechte Einzelner unmittelbare Beziehung 
haben. Nach Haan und Martini classificirte das Strafgesetz von 
1796: Die Verbrechen greifen das gemeinschaftliche Band des Staats 
entweder unmittelbar an , oder sie schaden demselben mittelbar 
dadurch, dass sie einzelne Menschen an der Person, dem Vermögen, 
der Freiheit, der Ehre oder anderen Rechten verletzen oder die guten 
Sitten verderben. Einen Schritt weiter machte das Strafgesetz von 
1803, nach Sonnen fei s und Zeil 1er. Die öffentlichen Verbrechen 
werden im §. 50 unterschieden, je nachdem sie die gemeinschaft- 
liche Sicherheit unmittelbar angreifen: in dem Bande des 
Staates: Hochverrath und andere Öffentliche Ruhe und Sicherheit 
störende Handlungen, Angriffe gegen die Regierungsform , Staatsver- 
waltung, Landesverfassung, gegen den Landesfürsten; in den öffent- 
lichen Vorkehrungen: Aufstand, Aufruhr, öffentliche Gewalt^ 
thätigkeit , Missbrauch der Amtsgewalt , Religionsstörung ; indem 
öffentlichen Zutrauen: Fälschung und Nachahmung der Münzen 
und öffentlichen Creditpapiere. 

Die revidirte Ausgabe des St. G. von 1852 behielt diese Classen- 
eintheilung im §. 56 bei. Als besondere Gattungen von Verbrechen 
werden Hochverrath, Beleidigungen der Majestät und der Mitglieder 
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des kaiserlichen HanBes, Störung der öffentliulien EnliB, darunter auch 
feindliche Handlangen gegen befreundete Staaten, behandelt; nach der 
Strafgesetznorelle vom 15. November 1867 wurden Aufstand, Äuf- 
mhr , gewaltsame Handanlegnng oder geföhrliche Drohung gegen 
obrigkeitliche Feraonen in Amtssachen , insofeme sie auf politischen 
Motiven beruhen , öffentliche Grewaltthätigkeit gegen eine von der 
Re^erung zur Yerhandlnng üffentlicher Angelegenhdten berufene 
Versammlung, gegen eine Cffentliehe Behörde oder gesetzlich an- 
erkannte Körperschaft, Vorschnbleistung durch boshafte Unterlassung 
der Verhinderung, durch VerhehluUg, Hilfe zur Entweichung eines 
wegen Verbrechens Gefangenen, insofem diese mit der Bilcksicht auf 
«ines der angeführten Verbrechen begangen wurde, aus dem Gesichts- 
punkte von Delicten mit politischem Charakter anfgefasst, jedoch nicht 
schlechthin als politische Delicte unter allen Umständen erklärt. Nur 
«0 weit diese von Fall zu Fall, mit der Rücksicht auf die eigent- 
lichen Staatsverbrechen, oder aus politischen Motiven begangen wurden, 
sollte eine mildere Behandlung der Ehrenfolgen der strafge richtlichen 
Verurtheilung eintreten, die Unfähigkeit zur Erlangung der entzogeneu 
Ehrenrechte schon mit dem Ende der Strafzeit aufhören. 

Der praktisch verständigen Gesetzgebung ist es nicht in deu Sinn 
gekommen , die eigentlichen Staatsverbrechen im engeren Sinne , die 
unmittelbaren widerrechtlichen Angriffe gegen das Staatsganze , den 
Inhaber der Staatsgewalt , die Staatsverfassung , gegen befreundete 
Staaten allen sog. politis chen Delicten gleichzustellen, oder 
sich zu einer noch weitergehenden Begünstigung politischer Delicte 
zu verirren und alle politische Delicte ohne Unterschied als 
Froducte edler Motive aufzufassen, was' in der That häutig dort nicht 
der Fall ist, wo politische Delicte und demagogische Umtriebe um 
des persönlichen Vortheiles verübt werden. Da es so gut gemeine 
Verbrechen gibt, wie Actendiebstahl , Brandlegung, Defraudation aus 
einer ärarischen Cassa, welche ausnahmsweise auf einem politischen 
Motive beruhen können, und wieder ausnahmsweise politische Delicte, 
welche aus einer verworfenen Gesinnung hervorgehen, zumal aus einem 
und demselben Motive die verschiedensten Verbrechen entspringen 
können, so ist es für eine Classificirung nicht Grundes genug, 
lediglich das Motiv allein zu berücksichtigen. Es genügt nicht 
einmal, das politische Verbrechen als dasjenige zu definiren, welches 
meistens auf politischen Beweggründen beruht, da es auch wesentlich 
f.uf den objectiven politischen Charakter der strafbaren Handlung 
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ankommt , abgesehen davon , dass die schwankende Bedentang des 
Begriffes: politisck nach der Strömung der Tagespolitik und der 
öffentlichen Meinung wechselt. Ott geben nur veränderliche inter- 
nationale Beziehungen und politische Episoden bei der Beurtheilung 
eines Falles den Ausschlag, ob derselbe für sich allein, oder in Zu- 
sammenhang mit anderen Delicten den Charakter eines politischen 
Verbrechens an sich trage. Hier entscheidet die Individualisirung 
von Fall zu Fall, und ist nichts bedenklicher als zu generalisiren und 
einen vagen Classenbegriff in den besonderen Theil des Strafgesetzes 
selbst aufzunehmen. Nicht jedes staatsgefährliche Delict ist immer 
unter allen Umständen auch als ein politisches Verbrechen anzusehen, 
nicht jede strafbare Handlung, welche die Eechte des Staates verletzt 
oder unmittelbar das Öffentliche Interesse gefährdet, kann schlechthin 
als politisches Delict gelten , z. B. falsches gerichtliches Zeugniss, 
Verletzung der Militärstandesehre. 

Es lassen sich im Allgemeinen diejenigen vorsätzlichen wider- 
rechtlichen Handlungen und Unterlassungen als politische Delicte 
bezeichnen, welche die Eechtsgüter der Unverletzlichkeit des 
Staatsganzen, der Staatsverfassung, des Staatsoberhauptes und seiner 
Herrscherstellung, des successionsfähigen Regentenhauses, der gesetz- 
lichen Thronfolgeordnung, der obersten Organe der Staatsgewalt und 
ihrer verfassungsmässigen Wirksamkeit, der Sicherheit und Macht- 
stellung des Staates im Innern, sowie in der internationalen Staaten- 
gemeinschaft, der Autorität der öffentlichen Behörden, der Ausübung 
der staatsbürgerlichen Bechte entweder verletzen oder gefährden und 
ihrer Beschaffenheit nach immer oder wenigstens in der Regel auf 
politischen Beweggründen beruhen.*) Haus fordert: il faut, que sa 
criminalite dopende exclusivement de son caractere politique. — 
Ferner bemerkt Teichmann in der Revue de dr. intern. 11. an: 
II faut pourtant avouer, que le but seul ne decide point du caractere 
de pareils mefaits. Auch B i n d i n g erklärte es als ' durchaus 



'*') Vgl. von Holtzendorff: Das Verbrechen des Mordes nnd die Todes- 
strafe, 1875. S. 86, über die psychologische Seite des politischen Mordes. 
Dagegen die neue yölkerrechtliche Claosel; dass Mordattentate gegen Inhaber 
der Staatsgewalt als gemeine Verbrechen zu behandeln seien. Zählt nicht 
anch die ünverletzlichkeit des Lebens der Regenten zn den Weltrechtsgütem nnd 
der Mord zu den Verbrechen gegen das gemeine Recht? Der Petersbarger 
Regierangsbote bezeichnete das Moskauer Attentat als d^lit connex als ein g e- 
mischt es gegen den Staat nnd gegen die Gesellschaft gerichtetes 
Verbrechen. 



onslattliftft, die EiDtheilang lediglkh auf das politüclie oder nicht- 
politische Motiv zn grfinden und das geltende Recht in diesem Sinne 
an^znlegen. Will man mit Billot den Begriff deä politischen Delicto 
statt denselben auf Angriffe gegen die politische Exlvteiu nnd Ordnong 
zn beschränken anch auf Angriffe gegen die sociale Ordnung ans- 
dehnen, so wird die Unsicherheit dieses Classenbegriffes bedenklich 
Tcrmehrt. 

Knr inaoferne Angriffe gegen die Grundlagen der Gesell- 
BchaftMordnnng zugleich Angriffe gegen die Hechtsordnnng 
des Staates oder gegen das Vülkerrecht enthalten, kSnncn Hie 
nach dem hentigen Stande der Gesetzgebnng als Thatbesände im 
Strafrechte in Bettucht kommen, znmal der Staat nnd seine Bechts- 
bildong nicht anseer der Gesellacbansordnang ein wirkliches Dasein 
hat and die Bechtsordnnng de^ Staates, abgesehen von den ans der 
abetracten Idee der Staatspersöulichkeit nnd der Re^ernngsmacht 
abgeleiteten Rechtsnormen, nichts Anderes darstellt, als die Gesell- 
schaftfl- nnd Wirtbschafteordnnng in der Sphäre des Bechts nnd 
der äusseren Zwangsgewalt. 

In diesem Sinne gewährt das staatliche Strafrecht anch 
Schutz gegen Angriffe der Familie, der Ehe, gegen Versuche, die 
Rechtsbegriffe des Eigentbams zu erschöttem , gegen Aufreizungen 
wider Nationalitäten, Gesellschaftsclassen in den §§. 302, 305 St. G. B. 

Hat sich unsere Gesetzgebung anch nicht auf das Experiment 
einer Definition des politischen Verbrechens eingelassen, so bietet 
doch die systemale Anordnung des Gesetzes, insbesondere der öster- 
reiohischea Strafgesetz- Entwürfe von 1867 und 1874, hinsichtlich der 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen wider die Beiobs- und 
LandesrerfasBungen, die Landesfürsten, die Wirksamkeit und das An- 
sehen der Organe der Staatsgewalt u. s. w. für die Beurtheilung 
einige Anhaltspunkte; anch erfahrt man ans den AuslieferungB- 
verträgen, welche Del icte nicht als politische angesehen werden. 
Freilich kann ans der Ausschliessung gewisser Delicte in diesen Ver- 
trägen nicht ohne Weiteres gefolgert werden , dass denselben der 
politische Charakter eignet, zumal auch in Betretf aller anderen in 
dem Auslieferungs vertrage nicht ausdrücklich vorgesehenen Delicte 
die Auslieferung zu verweigern ist. Den sichersten Anhalts- 
punkt fUr die Beurtheilung, ob ein Delict als politisches Delict an- 
gesehen werde, gewährt die Praxis der Amnestieacte. 
Hau erwäge, in welchem Umfange das Allerhöchste Handschreiben 
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vom 23. November 1859 hiopichtlich der politischen Bewegung in 
den italienischen Ländern strafbare Handiangen als politische 
Verbrechen, Vergehen und Ueber tretungen behandelt und 
als solche in die Amnestie einbezieht. Nicht nur die Verbrechen gegejx 
die Kriegsmacht des Staates und die Vorschubleistang zu denselben nach 
dem Militär- Strafgesetze, sondern auch nach dem Civilstrafgesetzet 
Hochverrath §. 58, Majestätsbeleidigung §. 63, Beleidigung 
der Mitglieder des kaiserlichen Hauses §. 64, Störung der öffentlichen 
Ruhe §§. 65, 66^ Ausspähung und andere Einverständnisse mit dem 
Feinde §. 67, Aufstand §§. 68—72, Aufruhr §§. 73—75, öffentliche 
Gewaltth^tigkeiten §§. 76, 78, 81, 89, 92, Verhehlung oder sonstige 
Begünstigung eines Deserteurs §. 220, Verleitung eines Soldaten zur 
Verletzung militärischer Dienstpflicht und Hilfeleistung zu militärische 
Verbrechen §. 222, Auflauf §§. 279—284, Theilnahme an geheimen 
Gesellschaften §§. 285 — 299, Aufwiegelung §. 300, Aufreizung zu 
Feindseligkeiten gegen Nationalitäten, Religionsgesellschaften, Körper- 
schaften §. 302, öffentliche Gutheissung von ungesetzlichen oder un« 
sittlichen Handlungen §. 305, Beleidigung öffentlicher Beamten, Diener, 
Wachen §. 312, Einmengung in Vollziehung öffentlicher Dienste §. 314, 
Verletzung von Patenten, Verordnungen der Behörden, Eröffnung öffent- 
licher Amtssiegel §§.325, 316, Vorschubleistung zu solchen Delicteu. 
Hier haben wir eine particularrechtliche Beschreibung und 
Aufzählung der politischen Delicte, in welche auch die Maje- 
stätsbeleidigung eingereiht worden ist. — In dem Allerhöchsten 
Handschreiben vom 7. Februar 1871 wurden aus dem Gesichts- 
punkte politischer Delicte bezeichnet die in den §§. 58, 60, 61, 63^ 
«4, 65, 300 und §.302 St. G. enthalttnen Delicte mit Einschluss 
der Artikel I bis V des Gesetzes vom 17. December 1862; femer 
die aus einem politischenAnlasse begangenen, in den §§. 68, 
69, 73, 76, 78, 81, 279 bis 284, 312, 314 St. G. bezeichneten 
strafbaren Handlungen, die von Amts wegen zu verfolgenden, durch 
den Inhalt einer Druckschrift oder gegen die Ordnung in Press- 
sachen begangenen strafbaren Handlungen oder Vernachlässigungen 
der pflichtmässigen Aufmerksamkeit. Ausgenommen von dieser um- 
fassenden Amnestie wurden diejenigen , welche sich nebst eines De- 
lictes der bezeichneten Art, auch eines gemeinsamen Delictes aus 
Gewinnsucht oder gegen die öffentliche Sittlichkeit schuldig gemacht 
haben, ferner Landwehrmänner, Urlauber und Eeservisten bezüglich 
jener strafbaren Handlungen, die entweder zur Zuständigkeit der 



«»■• 



kl«;-' 









^.' 



„J.VÄ ■'•' '••■r. ;■'■' • '- - • 

1^4" ■•'■.'\^ '-^^ ' ■ _ 28 — 

%??':■ Militärgerichte gehören oder sich sonst als Verletzungen der mili- 

^!^' ' . ^ tärischen Dienstpflicht darstellen. — 

Die Differenzirung der Staatsverbrechen gehört der neueren Zeit 
an. Unter der Einwirkung der naturrechtlichen Anschauungen ist zu- 
nächst die Trennung der Verbrechen des Hochverrathes und des 
Landesverrathes ^ dann die Entwicklung eines selbständigen That- 
Bestandes der Majestätsbeleidigung vor sich gegangen. Später führte 
^|.'J das gesteigerte Öffentliche Leben zu neuen Normen über politische 

pj, Delicte und über Vergehen wider das Völkerrecht. Es wäre nun 

Jijf von wissenschaftlicher und legislatorischer Wichtigkeit, diese Ent- 

t^, :f \ Wicklungsgeschichte der Verbrechen gegen den Staat und die Staaten- 

gemeinschaft in den einzelnen Landesgesetzgebungen vergleichend 
studiren zu können. Zu diesem Behuf e soll nun hier mitgetheilt werden, 
pV wie in der österreichischen Gesetzgebung die in der verworrenen 

Masse des alten Majestätsverbrechens nicht oder unklar ver- 
schiedenen Classen von Staatsverbrechen im engeren Sinne und 
sonstigen politischen Delicten zu bestimmteren Delictsformen selb- 
ständig ausgestaltet worden sind. 

Wir beginnen mit der Theresiana von 1768, welche einen 
Versuch gemacht hatte, einige Abstufungen und Grade des Verbrechens 
der Beleidigung der weltlichen Majestät und der Landes verrätherei 
aufzufinden. Die Beschreibung des Verbrechens im Art. 61 war zwar 
umständlich, aber sehr verworren. Schmähungen gegen den Landes- 
•fiirsten wurden nicht als Majestät« verbrechen, vielmehr als schwerste 
Art der Injurie behandelt. Im höchsten und ersten Grade machte sich 
des Verbrechens der beleidigten Majestät schuldig ein IT n t e r t h an 
oder Landesinsass, der unmittelbar wider den Landesfürsten oder 
den Staat mit gefährlich- feindlichem Gemüthe etwas unter- 
nimmt, so gerade und unmittelbar auf die Landesherrschaft, 
deren fürstliches Haus, auf den gesammten Staat oder einen 
Theil desselben gerichtet wäre. Schon durch das erweisliche Vor- 
haben einer solchen Unternehmung oder durch die unterlassene Ver- 
hinderung oder Anzeige einer solchen greulichen Unternehmung wurde 
das Verbrechen begangen. Im zweiten niederen Grade lag das Ver- 
brechen vor, wenn dieses zwar nicht gerade und unmittelbar 
auf die Verletzung der Landesherrschaft und des Staates abgesehen 
war, jedoch mittelbar und in Folge zu. Verachtung und Abbruch der 
landesfürstlichen Hoheit und zu Verwirrung des Staates gereichet. 
Der Art. 61 sprach bald von Majestäts Verletzung, Hochverrath, bald 
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von Landesverräther ei. Die Theresiana behandelte Übrigens 
geringere Missethaten dieser Classe in besonderen Artikeln, wie Tumult, 
H issbrauch der Amtsgewalt, unbefugte Goldmünzung, die Münzfälschung, 
eigenmächtige Haltung eines Grefängnisses u. s. w. 

Zur Bestimmung der dogmengeschichtlichen Stellung der Theresiana 
zu den Maj es täts verbrechen dürften hier folgende Bemerkungen genügen. 

Zwar wird als Subject dieser Yerbrechengattung nur ein Unter- 
than oder Landesinsass bezeichnet, jedoch das Moment der 
Treulosigkeit nicht mehr ausdrücklich hervorgehoben, obgleich die 
Theresiana in andern Artikeln von getreuesten Unterthanen , von 
Treubruch und Treulosigkeit wiederholt spricht. Der animus hostilis 
nach ü 1 p i a n, wird betont als das gefährlich-feindliche Gemüth, der 
böse Anschlag. Doch sollten Unverstand, blosser Frevelmuth, grosse 
Einfalt oder Verführung durch Vorspiegelung falscher Bewegursachen 
als Milderungsgründe bei der Bestrafung berücksichtigt werden. Das 
Merkmal der Unmittelbarkeit des Angriffes gilt als Eintheilungs- 
grund der Grade des Verbrechens im Sinne des dolus directus. Diesem 
Kequisite des Maj estäts Verbrechens wurde sogar ein grösseres Gewicht 
beigelegt als in der neueren Stiafgesetzgebung. Von Attentaten auf 
Reichsfürsten ist nicht die Rede. Der Einfluss der neueren 
Criminal-Jnrisprudenz lässt sich in der textuellen Beiordnung der An- 
schläge gegen den Landesfürsten und gegen den Staat und in der 
Ausscheidung einiger Verbrechenarten aus dem crimen laesae maje- 
statis in genere erkennen. Nur jene Verbrechen, welche unmittel- 
bare Anschläge auf die Landesherrschaft oder den Staat 
enthalten, sollten in „das Laster der beleidigten Majestät'' einschlagen. 
Hiebei unterscheidet sich die Theresiana durch eine etwas genauere 
Bestimmung relativ vortheilhaft von grösseren Unbestimmtheiten der 
gemeinrechtlichen Doctrin. Selbstverständlich war auch in der Theresiana 
verschärfte Todesstrafe und Vermögenseinziehung die ordentliche 
Strafe. Bei mildernden Umständen war die einfache Todesstrafe zu- 
lässig. Von einem Anlaufe einer begrifflichen Unterscheidung 
der Majestätsverletzung in gesonderte Thatbestände des Hoch- und 
desLandesverrathes, ist in dieser Gesetzgebung noch nichts 
bemerkbar. Eine bedeutsame Umwandlung des Maj estäts Verbrechens 
fand in der Josephinischen Codification von 1787 statt, und zwar 
vor den reformatorischen Abhandlungen Kleinschrod's 
und Feuerbach's über den Begriff des Hochverrathes, was bisher 
völlig übersehen worden ist, und hier aus Originalakten geschöpft wird. 
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und 'den Staat unmittelbare Beziehung haben, und unterschied 
ausdrücklich das Verbrechen der Majestätsbeleidigung von 
dem Verbrechen des Landesverrathes. Zu den Staatsver- 
brechen wurden gezählt: Die Beleidigung der weltlichen Majestät, 
der Landesverrath , Aufruhr und Tumult , öffentliche Gewalt , Miss- 
brauch obrigkeitlichen Amts , Verfälschung der Staatspapiere und 
Münzen , Hilfeleistung zur Entweichung oder Verhehlung der Ver- 
brecher, Beförderung der Entweichung aus den Kriegsdiensten. 

Nach den §§. 71, 73 des Entwurfes machte sich des Ver- 
brechens der beleidigten Majestät schuldig, wer in einen solchen 
Grad der Vermessenheit verfällt , dass er in Verkennung des jedem 
Landesfürsten von Gott verliehenen Majestätsrechts an 
die Person seines Landesfürsten gewaltsame Hand anlegt und sich 
an ihm in böser Absicht auf was immer für eine Art vergreift, oder 
wer mit Hintansetzung der ihm obliegenden Ehrerbietung seinen 
rechtmässigen Landes fürsten in öffentlichen Reden oder 
Schriften lästert. Die Strafe der leichteren Art der Majestätsbeleidigang 
sollte gelinderes Gefängniss auf unbestimmte Zeit sein, 
bis der Verbrecher sich seines Unsinnes überzeugt und sich standhaft 
gebessert hat. Hinsichtlich der Strafe der schwereren Verbrechensart 
wurde im §. 72 der Text vorgeschlagen: „Obsohon Wir einem 
solchen Verbrecher, so viel an Uns ist, gerne verzeihten und für 
Unsere Person an ihm keine Rache suchten, so sind Wir jedoch dem 
Uns anvertrauten Staat ob deren aus solchem Frevel entstehen 
könnenden wichtigen Folgen strengere Gerechtigkeit schuldig. Und 
solle dahero ein solcher Verbrecher zum lebenslänglichen schwersten 
Gefängniss verurtheilt werden." Dieser Paragraph wurde gestrichen. 

Die endgiltige Redaction lautete im Jos ephin. St. G. B. 
von 1787, §. 41: Der beleidigten Majestät macht sich 
schuldig, wer der dem rechtmässigen Landesfürsten von Gott ver- 
liehenenHoheit und Würde uneingedenk an seine Person gewaltsam 
Hand anlegt und in böser auf die Person desselben gerichteten Ab- 
sicht an ihm auf was immer Art sich vergreift, wenngleich hieraus 
kein Schaden erfolget. Strafe: Einziehung des Vermögens und lang- 
wieriges schwerstes Gefängniss im zweiten Grade. §. 43: Der 
beleidigten Majestät ist auch Derjenige schuldig, der die pflichtmässige 
Ehrerbietung gegen den Landesfürsten aus den Augen setzt und in 
öffentlichen Reden oder Schriften denselben anzugreifen die Vermessen- 
heit hat. Strafe : Gelinderes Gefängniss, zeitlich im zweiten Grade. 
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Das Attentat gegen die Person des Landesfürsten wurde als 
Verbrechen der Majestätsbei eid ignng behandelt , der That* 
bestand des Landes verrathes selbständig bestimmt und 
als S n b j e c t desselben, auch ein Fremder, bezeichnet. 

Neu war auch die Bestimmung des Begriffes des Landes- 
verrathes in den §§. 45, 48. 

Nicht als Treubruch, vielmehr als „Undankbarkeit gegen 
das Vaterlandund denStaat" wird der Landes verrath aufgefasst. 
Die Handlung besteht in einem feindseligen Unternehmen, „das mittel- 
bar oder unmittelbar zum allgemeinen Nachtheile gereichte", 
fällt mithin unter den Gesichtspunkt eines Verbrechens gegen das 
allgemeine Wohl des Vaterlandes und des Staates, gegen das Gemein- 
wesen , an die naturrechtliche Theorie der Grundverträge der 
bürgerlichen Gesellschaft erinnernd, welche später durch Feuerbach, 
Grolman, Tittmann u. A. näher entwickelt worden ist. Anklänge 
an diese finden sich in späterer Zeit. 

Der Entwurf des St. G. von 1796 enthielt ausdrücklich im 
§. 43, Z. 3 den Passus : Wer sich in geheime Gesellschaften einlässt, 
die auf die Zerrüttung bürgerlicher Ordnung abzielen. — Als 
Landesverräther gelten nicht nur militärische und diplomatische 
Verräther , sondern auch Ausspäher , Beamte , Eingeborne oder 
Ausländer, welche die ihnen in ihrem Amte bekannt gewordenen 
Staatsgeheimnisse entdecken. Mit strengerem Gefängniss sind jedoch 
landesfürstliche Beamte wegen Verletzung des dem Landesfürsten ge- 
schworenen Eides zu bestrafen. Hier wirkt ausnahmsweise noch die 
ältere Anschauung von dem zur persönlichen Treu verpflichteten 
Unterthanen nach; doch wurde auch auf das vage Merkmal: aliquid 
machinari contra rempublicam zurückgegriffen , jedoch dabei wieder 
das von Filangieri besonders betonte Moment der Unmittelbar- 
keit des Anschlages, nicht als wesentliches Erforderniss festgehalten. 
Jedes feindselige Unternehmen, wodurch das Vaterland und der 
Staat einer Gefahr nach Aussen oder einem allgemeinen Nachtheile 
im Innern ausgesetzt wird oder ein Schaden für den Staat hätte 
entstehen können, wird als Landesverrath behandelt. Bei diesen 
in Absicht auf die Folgen so gefahrvollen Verbrechen sollten als 
Theilnehmer selbst Diejenigen beurtheilt werden , ' auch die A n- 
gehörigen des Schuldigen, welche von dem Vorhaben des Landes- 
verrathes Kenntniss gehabt und der Obrigkeit nicht sogleich die An- 
zeige gemacht haben. In Friedenszeit war jedoch selbst für 
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schwere Fälle dieses Verbrechens nicht die Todesstrafe an- 
gedroht! Als eine Signatnr der Umwandlung der staatsrecht- 
lichen Begriffe kann der gesetzliche Ausdruck im §. 45 : Bürger 
bezeichnet werden. Das St. G. von 1786 spricht hier nicht von 
Unterthanen, vielmehr von Bürgern des Staates oder Fremden, so- 
weit ihnen der Staat auch nur Aufenthalt oder Schutz gewährt, und 
setzt bei diesen voraus, dass Jeder schon durch seinen Aufent«» 
halt in dem Staate gegen denselben Verpflichtungen übernehme 
und durch Verbrechen gegen denselben sich undankbar erweise. Das 
spätere allg. preussische Landrecht ist im §. 91 bei dem 
gemeinrechtlichen Erfordernisse stehen geblieben, indem sich nur ein 
Unterthan eines Staatsverbrechens schuldig machen konnte. Fremde 
hingegen nach den Regeln des Kriegsrechtes zu behandeln 
waren. 

Die Josephinische Strafgesetzgebung hatte die im Inlande 
weilenden Fremden grundsätzlich den eingebornen Bürgern gleich- 
gestellt. Die spätere österreichische Gesetzgebung behandelte auch die 
von Ausländern im Auslande gegen den einheimischen Landes- 
fürsten oder Staat gerichteten Angriffe gleich den Verbrechen der 
Eingebornen. Nicht mehr sollte für den Begriff des Hoch- und Landes- 
verrathes das Merkmal der verletzten Unterthanentreue Ausschlag 
gebend sein, vielmehr ein den völkerrechtlichen und veränderten poli- 
tischen Verhältnissen angemessener Begriff des Staatsverbrechens Aus- 
druck erhalten. Nicht mehr sollte die Staatsgewalt lediglich als 
Landesherrschaft gelten, vielmehr auch ihren internationalen 
Charakter im Strafrechte geltend machen. 

Das Strafgesetz für West-Galizien vom 17. Juni 1796 be- 
zeichnete unter der Ungunst der politischen Lage hinsichtlich der 
begonnenen Differenzirung der Begriffe von Hochverrath, von Landes- 
verrath und von Majestätsverletzung keinen Fortschritt , insoweit 
in den erweiterten Begriff des Hochverrathes auch der That- 
bestand der Landesverrätherei wieder aufgenommen. In Betreff der 
Majestätsbeleidigung wurde auffallend genug überhaupt keine selb- 
ständige Norm aufgestellt. Schon in dem Patente vom 2. Jänner 1795. 
wurden Hochverrath und Störung der inneren öffentlichen. 
Kühe gleichbedeutend mit dem Entwürfe des West-Galizischeni 
St. G. normirt. 

Die Wiedereinführung der Todesstrafe für Hochvorratli war- 
die Signatur von 1795. 

Wahlberg, Gesammelte kleine Fchriffen. III. 3 
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^riniiBalTerbrechcB des Hoch Ter rathee begebt 
Bl G. toi» 179fi; 

e peisönlicbe SicfaeTheit de« SUatftoberfaatiples Terletzt 
reiiBa. LBiiidrM:ht §. 92 eagte Tage.r: ^was gegea das 
oder die Freiheit des Oberbaopte« ahtielt"); 
■ra« nntemimnit , was anf eine ^waluaaie UmAtaltang 
taatsTerfassnng oder auf Zuziebang oder VergfSsse- 
eiiier Gefubr Ton Aas«en gegen den Staat angelegt war 
renss. Landrecbt §. lÖO, wodurch der Staat gegen frem-ie 
in ILnssere G-efahr nnd Uiisid»erheit gebracht wird), 
flhrlicber wird die Begebnngs weise esemplificirt : ea 
i SfFentlich oder in geheimen Gesellschaften oder auch tod 
raonen durch Aii«pinnang , Kath oder eigene That, mit 
Srgreifnng der Waffen , durch mitj^ethulte in solchem 
ode Geheironiaae oder Anschläge, dnrch Aufhetzung, Ao- 
.nssp&bnnK , Vcrhindang, Dnterotiitzniig , — oder was 
r eine andere dabin abtielende Handlung. FOr 
echcn wnrdp din Todesstraft- angedroht; für die Unter- 

Terhinderunji (lirms hnnhveTTJitherischen Ontemehmens 
g e r BohwnrHter Kr.vkor ; fUr die Unter) asanng der Anzeige 
gehÖrigMi den Voihviichers lebenslanger harter Kerker, 
hingegen diirnh frrrhnn Tadel in ijffentliohen Beden, 
jr andoren l)»«"!^« «Illingen Anlass gibt, dass die Gemfither 
'er(;nU(t(!n goRi-n die RcKiernngsform, Staat s- 
ig odur l.anil ■•■V i-vTuKunng aufgewiegelt wer- 
en, •iiilltj', nunh §. 4" wcgi'n Störimg der inneren 
bartitm Knvhi.r vim h h'm 10 .lahven bestraft werden, 
1er bJHbi'.i'ignti Ung»! , ^wm auf die Ton Ansländem im 
erUblim Vi'i'lii-p..|i..(i .Ih- biiTlHndiKehe Str&%estetz nicht 
sei, wimlrin in di>in Xl, C, von 1796 jaie Verbrochen 
n, ,dii' Hilf ilnli 'ln'"«n(|.i(ri>n Stuat snlbst einen sobädlichen 
en", wi'' <li"« iliii-i'li iliin PrKiiidnnten der Geaetzgebimg?- 

V. Mmliiii 1.11.1 v-.i, <|,.n, Hi'ffrenten t. Haan knrz 
worden ii>l.. |)ti' fcli'iimiifri'n licr ( 'oinmission waren Bher 
ob in il»iii nni.;'., Hl i;. *ir.lrr oine Todesstrafe ein- 
, golhiull. 
L , K V !• n K , 1' 1 ii I '1 1 Vi , I i r / !■ Hl hu k y erklärten sich 

Wied.'!-.. il.n,i.K .Inr Tndrufilrafe im ordent- 

rerfahrmi. Hi-bi. tvt fti, ,li^ I ioxctagehung oder fllr die 
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Bevölkerung ein Armuthszeugniss ; entw.eder habe die Gesetzgebung 
früher, ohne genügende üebe riegung die Todesstrafe abgeschafft, 
oder die Moralität der Nation so verschlechtert, dass das ein- 
für allemal bei Seite gesetzte Schreckensbild der To'iesstrafe wieder 
zur Hand genommen werden müsste. Die Erfahrung beweise 
€iber, dass sich während der Zeit der Aufhebung der Todesstrafe die 
schweren Verbrechen nicht vermehrt haben und zu grosse 
Strenge ihren Zweck nicht erreiche. Allein v. Martini, 
Stupan, Rüstel hielten dafür, 1794, besonders schwere 
Verbrechen müssten auch mit besonders schweren Strafen 
bedroht werden. Nachdem die schwersten Strafen des Josephinischen 
St. G., welche Surrogate der aufgehobenen Todesstrafe waren, 
beseitigt oder gelindert worden seien , müsse man die Todesstrafe 
wieder einführen auf die wichtigsten Fälle des Hochverrathes , auf 
Meuchel- oder bestellten Mord an den nächsten Verwandten , auf 
Raubmord. Wenn nach dem Militärgesetze die Todesstrafe über 
geringere Verbrechen bestehe, in den italienischen und nieder- 
ländischen Erbstaaten die Todesstrafe nicht ganz aufgehoben 
ist, inHungarn die Todesstrafe nach derTheresiana noch all - 
gf'mein giltig ist, so fordere die- Harmonie der Gesetze in dem 
nämlichen Staate» dass auch .für den Civilstand und in den 
plantschen Ländern wenigstens bei überschweren Verbrechen die 
Todesstrafe zulässig sei, wo schon in der Bibel Blut für Blut ge- 
fordert ist! Diese seit mehr als zwanzig Jahren durch Sonnenfels, 
Beccaria, Haan u. A. widerlegten Argumente wurden in der 
Zeit der politischen Reaction wieder aufgefrischt, obgleich 
Martini früher als Widersacher der Todesstrafe aufgetreten ist. 

Allerdings kann nicht übersehen werden, dass gleichzeitig das 
allg. preuss. Land recht, §. 95, die Miturheber eines Hochver- 
rathes mit der schreckhaftesten Todesstrafe bedroht und der- 
gleichen Hochverräther nicht nur ihres Vermögens beraubt, sondern 
erklärt, dass auch die Kinder die Schuld der Eltern tragen, 
wenn der Staat zur Abwendung künftiger Gefahren dieselben in be- 
ständiger Gefangenschaft zu behalten oder zu verbannen 
nöthig finden sollte. 

Im Jahre 1799 wurde gelegentlich der politischen Um- 
triebe inWest-Galizien officiell der Wunsch dem K a i s e r vor- 
gebracht, für dieses Land ein eigenes Patent zu erlassen, welches 
4a8 Verbrechen des Hochverrathes und dessen Bestrafung näher 

3* 
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bestimmte und erklärte, dass ein jeder Landesinsasse, der sich mit 
den Feinden des Staates oder mit einer fremden Eegierung und ihren 
Agenten wie immer einverstehe oder auch nur in ein entferntes 
Einvernehmen einlässt, welches auf ein die gesetzliche Ordnung 
störendes Unternehmen Bezug hat, sich dieses Verbrechens schuldig 
mache, auch wenn der Anschlag nicht auf ein gewaltsames Unter- 
nehmen gerichtet wäre. Es wurde darauf hingewiesen, dass es sicli 
dabei auch um königlich preussische Unterthanen der ehemaligen 
Eepublik Polen handle, auf deren Umtriebe das preuss. Landrecht sich 
ganz bestimmt, hingegen das österr. Strafgesetz nicht anwenden liesse. 
Dieser Vorschlag eines besonderen Patentes fUr West-Galizien 
wurde zum gehörigen Gebrauche der Gesetzgebungs-Commission 
übergeben und durch den Referenten Zeiller, 1800, entschieden 
abgelehnt, weil Strafgesetze allgemein abgefasst werden müssen, 
eine Handlung in Galizien kein Hochverrath sein könne, die es nicht 
auch in einer anderen Provinz sein würde, und das westgaliz. St. G. 
vollständig ausreichend erscheine. 

Die Gefahr der geheimen Verhandlungen mit der französi- 
schen Regierung war mit dem Frieden von Campo formio vorüber- 
gegangen. Allein die politische Erschütterung jener Zeit griff in die 
Agenden der Staatsverwaltung und der Gesetzgebung so tief ein, dass 
eine gemischte Hofcommission zur Berathuug über Staatsver- 
brechen 1799 durch den Kaiser angeordnet wurde. Bei der Be- 
rathung in Betreff der Nothwendigkeit eines bestimmten erschöpfenden 
Gesetzes, 'über das in dem St. G. von 1796 vermisste Ver- 
brechen der Majestätsbeleidigung, wurden die Fragen auf- 
geworfen: ob das Patent über den Hochverrath vom 2. Jänner 1795 
in Hinsicht der unmittelbar auf die Staatsverfassung und auf 
die Souverainetät sich beziehenden Verbrechen einer Erweite- 
rung bedürfe ? Ob die nicht normirten Fälle zum Verbrechen 
des Hochverrathes gehören oder als selbständige Ver- 
brecheu zu construiren seien ? Ob das erweiterte Gesetz sogleich 
oder erst in dem neuen Strafgesetze kundzumachen sei V 

Hofrath v. Mossbach bemerkte in seinem Votum von 1 800^ 
dass Hochverrath und Majestätsbeleidigung in der Art des Gegen- 
standes und der Bestrafung unterschieden werden müssen. Letztere 
bestehe in einer dem Staatsoberhaupte zugefügten Injurie, in verächt- 
lichen und offenbar beschimpfenden Handlungen oder Reden, wodurch 
die dem Souverain schuldige Ehrfurcht verletzt werde. 
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Erstere sei nicht blos gegen die Ehre des Regenten, sondern gegen 
die Existenz des Staates gerichtet. Der Hochverräther sei nicht 
Beleidiger der allerhöchsten Person, sondern eigentlich Feind des 
Staates. 

Aus diesem Gesichtspunkt betrachtet, gehe der Hochverrath auf 
die Aufhebung der Grundverträge des bürgerlichen 
Vereins, es möge den Unterwerfungs - oder Verfassungs- 
vertrag betreffen. Dieses Verbrechen sei mithin grösser und straf- 
barer als das der beleidigten Majestät. Mossbach hat den ab- 
geschriebenen Feuerbach nicht citirt. Was nun das Patent von 1795 
enthalte, beschränke sich auf Hochverrath, auf Verletzungen des 
ünterwerfungsverträges und des Verfassungs Vertrages. Wer den Re- 
genten tödten wolle, sei ein Hochverräther. Erst durch den Unter- 
werfungsvertrag und den durch denselben bestimmten Oberherrn 
werde der Gesellschaftsvertrag wirksam, und die bürgerliche 
Gesellschaft zum Staate. Dasselbe gilt von den Anschlägen auf 
den Umsturz der Staatsverfassung oder Regierungsform. Auch gehören 
öffentliche Aufreizungen durch frechen Tadel gegen diese, zum Hoch- 
verrathe, insofern durch derlei Aufwiegelungen eine Veränderung 
der Staatsverwaltung, der Regierungsform oder Landesverfassung zu 
bewirken gesucht werde. Nehme man an, dass jede öffentliche, über 
den Landesherrn ausgestossene Schimpfrede in der letztgenannten 
Aufwiegelung enthalten sei, so gelange man doch erst durch eine 
Reihe von Schlussfolgerungen dazu. Es empfehle sich daher 
eine neue und selbständige Korm über das Verbrechen der be- 
leidigten Majestät, wie diese das Josephinische St. G. aufgestellt hatte. 
Die fortdauernde Straflosigkeit der Majestätabeleidigungen könne nicht 
länger geduldet werden, selbst auf die Gefahr hin, dass eine also- 
gleiche Kundmachung des neuen Gesetzes über Majestätsbeleidigung 
der günstigen Meinung von der Treue und Anhänglichkeit der öster- 
reichischen Provinzen an ihre Landesfürsten Abbruch thun und diese 
in ein falsches Licht setzen könnte. *) 

V. Zeil 1er bemerkte in dem Referate vom 27. Juli 1800, 
dass staatsgefährliche Reden und Schriften, welche in dem §. 5 
des Patentes von 1795 über Hochverrath nicht genauere Berücksich- 
tigung gefunden haben, eine vollständigere, den Bedürfnissen des Zeit- 



*) Sounenfels erwiderte mit einer glänzenden Apologie des Charakters 
und der Anhänglichkeit der Oesterreicher an ihre Dynastie. 
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alters angemessene Behandlung in dem neuen Gresetze erheischen. 
Dabei dürfe man in der Besorgniss nicht so weit gehen, dass 
man alle Urtheile und Aeusserungen, welche unmittelbar 
oder bei abgeleiteten Schlussfolgerungen gefährlich, bedenklich oder 
anstössig gefunden werden könnten, durch das Strafgesetz 
hintanhalten will. Geht man so weit, dass man jede Kritik über 
Gesetze und öffentliche Anstalten für einen Tadel der Gesetz- 
gebung, diese für einen Tadel, eine Schmähung des Gesetzgebers^ 
und diese für ein Majestätsverbrechen erklärt, so wird alle Frivat- 
sicherheit vernichtet, alle E reimü thigkeit über öffentliche 
Angelegenheiten und alles Yertrauen unter den Mitbürgern 
erstickt; es werden dann die für die Gesetzgebung doch sehr 
wünschens würdigen Winke guter Köpfe verscheucht, die oft nicht 
ungerechten Beschwerden nicht behoben, sondern nur bis sie 
zu einer höchst gefährlichen Flamme auflodern, unterdrückt und bei 
dem Drange, seine Gesinnungen zu äussern, geheime Gesellschaften 
angesponnen; wirkliche Bösewichte, die sich zu verstellen und im 
Verborgenen zu wirken wissen, bleiben ungestraft, hingegen die gut- 
gemeinten Urtheile offener Menschen, welche aber .die Gabe einer 
bescheidenen Einkleidung nicht besitzen, und die blossen Yerirrungen 
des Verstandes , die ein Gegenstand der Censur oder der wamendea 
Polizei sein sollen , werden zu Gegenständen der peinlichen 
Gerichtsbarkeit. 

Aus diesem Gesichtspunkte scheint der toskanische Gesetz- 
geber Leopold den Gegenstand im §.64 des St. G. betrachtet zu 
haben, welcher Schmähschriften oder Pasquillen, welche blos Schmä- 
hungen enthalten, oder Schimpfreden gegen die Regierung, Beamten, 
einer polizeilichen Ahndung und correctionellen Behandlung anterzieht. 

Andererseit kann das Strafgesetz nichtüber alle Aeusserungen^ 
die auf die Staatsverfassung, die Regierung, den Souverain, 
unmittelbare Beziehung haben, gleichgiltig hinweggleiten. Das Straf- 
gesetz kann zwar bei der Vieldeutigkeit derselben nicht erschöpfend 
sein und darf sich keiner unedlen Worte bedienen und sich 
in eine unwürdige Schilderung des Verbrechens einlassen, aus 
Verehrung vor dem Souverain und aus Achtung gegen 
das Volk. 

Die Ländercommissionen hatten zu dem einschlägigen Strafgesetz- 
Entwürfe erinnert, die Worte: öffentliche Reden dahin deut- 
licher zu bestimmen, dass die Reden an „eine Volksmenge oder 
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in öffentlichen Versammlungsörtern" gehalten sein müssen. 
Die Hofcommission war der Meinung^ dass der von den staatsgefähr- 
lichen Reden und Schriften handelnde Paragraph nicht dem Capitel 
vom Hochverrathe, sondern als eine Befördernng zum Aufstand 
und Aufruhr einverleibt werden solle, wobei der öffentlichen 
AeuBserungen gegen den Landes fürsten zu erwähnen wäre. Die 
in der gemeinschaftlichen Doctrin angeregte Unterscheidung des crimen 
laesae majestatis und des crimen laesae venerationis erfuhr eine eigen- 
thümliche Variante. 

Nicht Majestätsbeleidigung, die wegen der oft unter- 
laufenden mildernden Umstände nur gelinde bestraft werden 
kann, sollte das fragliche Verbrechen heissen, sondern „V erbrechen 
staatsgefährlicher Eeden oder Schriften". Auch nicht 
alle Verletzungen der dem Eegenten schuldigen Ehrerbietungen sollen 
für Verbrechen erklärt werden, sondern, wenn durch die be- 
zeichneten Schmähungen oder durch Aeusserungen, welche offenbar 
böse Gesinnungen gegen die Person des Landesfürsten an Tag 
legen , die Ehrerbietung verletzt wird. Andere unbesonnene 
Aeusserungen oder Verletzungen der Ehrerbietung seien ein Gregenstand 
einer warnenden Ahndung^ aber kein Gegenstand der 
Criminalrechtspflege. Ausserdem sollen auch noch so irrige 
und ungegründete Urtheile gegen die Verfassung oder gegen die 
öffentlichen Anordnungen nur dann als Verbrechen strafbar sein^ 
wenn aus den Umständen die Absicht, die Gemüther dagegen auf- 
zureizen, offenbar ist. Wo dieses Merkmal fehlt, können die 
Aeusserungen nicht für öffentliche gehalten werden. 

Haan, Stupan, Strobel, Sonnenfels waren der Meinung, 
dass solche gefährliche Reden nahe an Hochverrath grenzen oder ihn 
leicht veranlassen; dagegen stimmten Lyro, Schilling, Mos»- 
bach. — Die Mehrheit war der Ansicht, dass dieses bestimmtere 
Gesetz über majestätsbeleidigende Reden erst dem neuen Gesetzbuche 
eingeschaltet werden solle , weil das durch seine bewährte An- 
hänglichkeit an das regierende Stammhaus ausgezeich- 
nete gutmüthige österreichische Volk durch eine abge- 
sonderte KundmachuDg eines Gesetzes über Beleidigung des Landes- 
fürsten bei dem Auslande in ein nachtheiliges Licht gestellt 
würde. 

Das Ergebuiss der Bdrathungen war per majora : das Capitel 
vom Hochverrathe sei durch Aufnahme der staatsgefährlichenk 
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Keden oder Darstellungen und der durch ehrenrührige , unmittelbar 
gegen den Landesfürsten gerichtete Schmähungen zu erweitern. 

Die Resolution des Kaisers lautete: die Erlassung eines 
Nachtrags- Patents hat derzeit zu unterbleiben und es geschieht 
genug daran, dass in dem neuen Strafgesetzbuche das 4. Hauptsttick 
unter der neuen Aufschrift: Vom Hochverrathe und anderen auf die 
Majestät des Staats-Oberhauptes Bezug habenden Verbrechen und Ver- 
gehen der darin nach den vorliegenden Fällen bemerkten Lücken und 
mit Benützung der verschiedenen gründlichen Bemerkungen der Bei- 
sitzer Meiner Hofcommission in Gresetzsachen überarbeitet , sofort zu 
Meiner Schlussfassung, Sanctionirung und allgemeinen Kundmachung 
befördert werde. Die neue Ueberschrift des Capitels vom Hochver- 
rathe hatte Oberstlandrichter v. Haan angedeutet. 

Sonnenfels hatte weitläufig seine Separat-Meinung be- 
gründet, um die von ihm angefochtenen Unbestimmtheiten in der von 
Z e i 1 1 e r vorgeschlagenen Textirung nachzuweisen. 

Die beleidigendste Schmähschrift oder Rede bringe an sich 
kein Uebel über die Person des Regenten. Insofern sie 
aber unter Umständen vorkommt, wo sie nur nachtheilige Folge nach 
sich ziehen könne, falle sie nicht unter den Begriff der 
beleidigten Ehrerbietung, sondern unter den der Aufwieg- 
lung zu Hochverrath, Aufruhr oder Aufstand. Verletzte 
Ehrerbietung sei ein subjectiver Begriff, der seine Grade und 
seine Ausdehnung von dem Handelnden erhält, also absolute Be- 
stimmtheit nicht zulässt; überhaupt sei Ehrerbietung, selbst Ge- 
sinnung, Pflichttrieb, nicht selbst Pflicht, also nicht ein Gegenstand, 
der sich in einem Gesetze aufstellen lasse, wie auch Montesquieu 
meine. 

Von der Interpretation der Reden oder Darstellungen hänge 
Alles ab; über den Sinn der Woite können leicht die verschiedensten 
Auslegungen gefunden werden : selbst der dieseBerathschlagung 
veranlassende Fall bestätige dies. Ein Fleischhauer sagte, indem 
er Fleisch zu Würsten klein machte : Wenn die Franzosen den Kaiser 
60 hacken könnten, 

Immerhin sei es eine Nothwendigkeit , einen Strafsehutz des 
Thrones gegen geringschätzende und beleidigende Reden und Schriften 
zu begründen, zumal in der gegenwärtigen Zeit als einen Damm 
gegen das Umsichgreifen der gleichsam zum Tone gewordenen 
Unehrerbietung gegen Regenten. Nicht in der Strenge 
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«Ines Criminalgesetzes sei dieser Schutz zu finden. Denn die 
JFurclit der Criminalstrafe kann zwar die Ausbrüche der Unehr- 
^rbietung zurückhalten , aber nicht Gesinnungen ändern. . Alle 
Zeiten, Marc-Aurel, der unsterbliche Montesquieu anerkennen, 
•dass es königliche Gesinnung sei, sich über Schmähungen erhaben zu 
glauben. Der Inhalt des berühmten Gesetzes C. L. unica, si quis 
imperatori maledixeris, ist nicht aus der Schule der heutigen 
Thronstürmer, des revolutionären Staatsrechts, nicht 
aus den Werken der D'Alembert, Condorcet geschöpft ! 

Die Verletzung der Ehrfurcht gegen den Eegenten ist die Ver- 
letzung der Sittenpflicht der Ehrerbietung. Auf eine innere Gesinnung 
kann sich aber äusserer Eechtszwang nicht erstrecken. Wenn die 
Gesetzgebung nicht gebieten kann, Ehrerbietung für den Regenten 
zu haben^ so kann sie doch gebieten und das Gebot auch handhaben, 
dass Niemand durch eine äussere Handlung, also auch durch 
Reden, diese Pflicht verletze. 

Nicht also die culpa ommissionis , sondern commissionis wird 
hier Gegenstand des Strafgesetzes, wie überhaupt bei Allem, 
was auf Sitten Beziehung hat, die Gesetzgebung nicht gebieten kann : 
habe Sittlichkeit, sondern sich begnügen muss , die Handlungen 
mit Strafe zu belegen, welche die Sittlichkeit beleidigen. Hiernach 
wäre die Verletzung der Ehrerbietung gegen den Landesfürsten als 
eine schwere Polizeiübertretung gegen die öffentliche 
Sittlichkeit zu behandeln, insofern dieselbe durch die Verbindung 
der Umstände nicht etwa Aufwieglung wird. Die schicklichste Strafe 
wäre Verschliessung mit Belehrung, punition correctionelle. Sonnen- 
fels schlug die Textirung vor: Wer sich gegen den Landesfürsten 
Schmähungen oder andere Aeusserungen, Welche die demselben schul- 
dige Ehrerbietung verletzen, erlaubt, wenn er von denjenigen Volks- 
classen ist, die nach Stand und Erziehung wenig Bildung 
erhalten, soll mit Arrest bis zu einem Monat bestraft und ihm 
während der Strafzeit eine ernste Belehrung über die von ihm 
verletzte Unterthanspflicht gegeben werden. Ist aber der Schmäher 
von Adel oder sonst aus gebildeten Classen, so soll der Arrest von 
1 bis 3 Monaten verlängert, nach Umständen durch engere Ver- 
schliessung verschärft, und wäre die Schmähung so beschaffen, dass 
sie einen hohen Grad von Verwegenheit oder doch Unbesonnen- 
heit an den Tag legt, auf Verschliessung in ein I r r h a u s erkannt 
und der Sträfling auf die, bei Irren gewöhnliche Weise 
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zureoht geführt werden. Diese wunderliche Heinnng schrieb 
Sonnenfels am 3. November 1799 nieder und liefert einen merk- 
würdigen Beitrag znr Sogmengeschichte in der Aufklärnngs- 
z ei t. 

Schon 1801 wnrde dem Kaiser der Antrag vorgelegt, die wieder- 
eiogefUhrte Todesstrafe nicht nar für Hochverrath beizubehalten, sondern 
anch auf die schwersten Fülle des Uordes, der Brandlegung, der 
Bankozettel - Nachahmung aaszudehnen und nach dem 
Grade der Imputation, selbst qualificirte Todesstrafen schon 
dermal doroh ein Patent festzusetzen. *) — Damit keine nngleichkeit 
in der StrafbemesBDDg entstehe, sollte die qualificirte Todesstrafe 
auch bei dem Hochverrathe nach dem Patente von 1795 nnd Weat- 
Galiz. St. Gr. V. 1796 stattfinden. — Die kaiserliche Resolution er- 
folgte am 2. Juni 1802 auf Grund einer gemeinschaftlichen Berathnng 
der Hofcommisaion nnd der vereinigten Hofkanzlei. Froidevo nnd 
Pittreich hatten den Patent- Entwurf auszuarbeiten. Pittreioh 
berief sich znr Kechtfertigong der wieder in Vorschlag gebrachten 
verschärften Todesstrafe auf das prenssische Landrecht und 
die Nachfolge der Theresiana. Das Verbrechen des Hochverrathes 
sei unzweifelhaft das die bürgerliche Gesellschaft meist 
verletzende, daher die schwerste Strafe geboten nach Hasagabe 
der höchsten Entschliessnng vom 2. Juni : Schleifung des YerurtheiltCD 
znr Eichtstätte, Badbrechen von oben herab , Flechtung des ECrpers 
auf das Bad. Zu den Paragraphen des W. G. Strafgesetzes überein- 
stimmend mit dem St. G. Entw. fUgte Pittreich noch den Artikel 
wegen der Schmährede gegen die Person des höchsten Laudesfürsten 
bei, weil der Abgang einer diesfätligen Vorsehung in dem Patente 
V. 2. Jänner 1795 öfters die Hofcommission Über Staatsverbrechen 
in grosse Verlegenheit setzte und bei dem Entwurf des nenen 
St. G. daranf schon Bücksicht genommen wurde. 

Froidevo bemerkt, doss die Rückkehr zur verschärften Todes- 
strafe ganz unhaltbar sei, das Publikum erbittere und 
beleidige. Dieses will den Mörder bestrat^ nicht aber den Menschen 
martern sehen. Es sei dem Kaiser vorzustellen, von der a. h. Ent- 
Schliessung abzugehen oder er müsse bitten, ihn von diesem 
Referate zu entheben. Strobl erklärte, den Verbrecher mit aus- 
gesuchten Qualen martern, hieese nicht bestrafen, sondern Bache 

•) Vgl. Wahlberg, gegammelte kl. Schriften 11. 1877, S. 146. 
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nehmen. Es sei mit einfacher Hinrichtung genug der traurigen Noth- 
wendigkeit, zu strafen, Eechnung getragen, Pittreich meinte, eine 
weitere Discussion sei durch die a. h. Besolution ausgeschlossen. 
Sonnenfels explicirte , es könne nicht angenommen werden , dass, 
wenn der herathschlagende Körper ernstliche Bedenken gegen die 
Erweiterung der Todesstrafe habe, da die meisten Stimmen dies nicht 
undeutlich äussern, es demselben verwehrt sei, dem Kaiser ehrerbietigst 
Vorstellungen zu machen. NurYorenthaltung des wahren 
Sachverhaltes und der gemach ten Erfahrungen können 
dem Kaiser den Entschluss zur Straf erhöhung abgedrungen haben, 
der die Nation in den Augen Deutschlands und Europas 
erniedrigen würde! Diese freimüthige Opposition gegen die 
Umkehr zn den Barbareien des uralten Blutgerichtsverfahrens schlug 
die Anhänger der qualificirten Todesstrafe ungeachtet ihrer Berufung 
auf das Vorbild des preussischen Landrechts und war nicht undeutlich 
an Stimmen des Staatsrathes adressirt. Der Kaiser resolvirte 
1803 : Was die Verschärfung oder die verschiedenen Arten der Todes- 
strafe belangt, so will Ich wegen besonderen Rücksichten 
überhaupt nur eine mit dem Strange zu vollziehende Todei:4strafe 
hiemit angeordnet haben: und da diesfalls der von dem Oberstlandr 
richter v. Haan vorkoinmende Entwurf Meiner Absicht in der 
Sache ganz entspricht, so ist solcher von dem Referenten v. Zeiller 
in das ohnehin schon vollendete peinliche Strafgesetz aufzunehmen. 
Dadurch hat es von der Erlassung eines besonderen Patentes abzu- 
kommen. — Betrachten wir nun die Bestimmungen des Strafgesetz- 
buches vom 3. Sept. 1803 über Hochverrath und andere die 
öffentliche Euhe störenden Handlungen. Der §. 52 über 
Hochverrath stimmt mit dem West-Galiz. St. Gr. §. 43 üherein. Landes- 
verrath ist als eine Art des Hochverrathes behandelt. Das im §.57 
St. G. B. von 1803 normirte Verbrechen der Störung der inneren 
Ruhe des Staates durch Provocation , von Abneigung gegen die 
Regiernngsform, Staatsverwaltung, Landesverfassung ist conform mit 
dem §.47 W. G. Strafg. Neu ist §. 58, welcher auch Lästerungen 
auf die Person des Landes fürsten, aus welchen unverkennbare 
Abneigung gegen denselben entstehen kann, wenn sie in Gesell- 
schaft oder öffentlich vorgebracht worden, wie auch dergleichen 
Schriften oder spöttische Vorstellungen , wenn sie Jemanden m i t- 
geth eilt worden, zu dem Verbrechen der öffentlichen Ruhe 
rechnet. — Diese Bestimmungen wurden als das Resultat des 
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tiefxten Nachdenkens von Haan selbst bezeichnet nnd von 
Jennll in Beinern Commentar eben so voraiolitig wie apologetisch 
erläntert, in Anschluss an Feuerbach's Lehrbuch. 

Zeiller rechtfertigte die Todesstrafe fär Hochverrath in 
seinen Beiträgen und empfahl die Textirnng als richtiger, deutlicher 
und vollständiger; Jennll schrieb vergleichende Bemerkungen 
hierüber in der Zeitschrift für Üsterr. Beehtsgelehrsamkeit 
1827. Beide österreichische Celebritäten hatten die Feuerbaoh'ache 
Untersuchung über Hochverrath im Äuge. Jennll wies insbesondera 
nach, dass Ausländer im Auslände sich des Verbrechens der Störung 
der innerlichen Kühe des Staates nach §. 57 nicht schuldig machen 
können, wohl aber im In lande weilende Fremde. Es sei auch der 
Fremde, welcher in unseren Staat eintritt, durch die Bedingung, die 
dieser Erlaubniss zu Grunde liegt, gebunden, Niemanden zu verletzen. 
Wer dieses Versprechen bricht, handle treulos, verrälberisch. Be- 
achten swerth war es, daas Jen uli beinahe ängstlich bei den einzelnen 
gesetzlichen Worten im §. 58 verweilt, um ihren Sinn genau 
zu bestimmen, nnd blosse Vermuthungen des bösen 
Vorsatzes bei den oft nur aus Unvorsichtigkeit vorgebrachten 
spöttischen oder lästernden Reden auezuacblicssen. 

Zeiller wurde durch a, h. Kntschlieasung vom 17. Juni 1817 
zu einer Revision des St, G. von 1803 aufgefordert zum Zwecke 
einer neuen Ausgabe desselben. Er legte 1825 den ausgearbei- 
teten Entwurf vor , bezeichnete darin das neben dem Hochverrathe 
stehende Verbrechen der Störung der öffentlichen Ruhe bestimmter 
durch aufwiegelnden Tadel. Das Verbrechen des auf- 
wiegelnden Tadels begeht nach Zeiller, wer boshafter Weise 
anderen Mitbürgern durch Reden, schriftliche oder bildliche Dar- 
stellungen solche Gesinnungen einzaflössen sacht, woraus Abneigung 
gegen die Regierungsform , Staatsverwaltung oder Landesverfassung 
entstehen kann. 

Zu dem unverändert beibehaltenen gesetzlichen Teste des Hoch- 
verraths Verbrechens fügt« Ze i Her hinzu: Dieses Verbrechens werden 
daher auch diejenigen schuldig, die sich einer Verbindung beigesellen, 
welche, wie ihnen bekannt ist, sich die Verletzung der persönlichen 
Sicherheit des Staatsoberhauptes, oder der äusseren Sicherheit, oder 
die Umwälzung und Auflösung der bestehenden Verfassung zum Zwecke 
vorgesetzt hat, oder die in einer eolohen Verbindung, nachdem ihnen 
die Zwecke derselben bekannt geworden , verharren. Auf dieses 
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Y erbrechen, wäre es auch ohne allen Erfolg nur bei dem Versuche 
geblieben , wird die Todesstrafe verhängt. Hieran wurden gereiht : 
Ausspähnngen in Kriegs- und Friedenszeiten und der 
Mitschuldige dem Thäter in der Strafe gleichgestellt. 

Die Pietät für unseren vortrefflichen Z e i 1 1 e r rechtfertigt diese 
Mittheilungen aas einem verschollenen Entvurfe von 1825. Aus- 
drücklich wurde von demselben in einem Eeferate schon 1808, Archiv 
des Justizministeriums- Fascikel : Strafgesetz-Expeditionen, XIY, 1804 
bis 1 824 hervorgehoben , dass es eine irrige A n.w e n d u n g des 
Strafgesetzes sei, die Störung der innerlichen Euhe nach 
§.57 wegen der Aufnahme dieses Verbrechens in das Hauptstück von 
dem Hochverrathe , zu den Gattungen des Hochverrathes 
zu rechnen, da dasselbe für sich eine besondere Classe 
ausmache, mag es auch unter Umständen nahe an den Hochverrath 
grenzen. 

Die 1852 zu Stande gekommene revidirte und vermehrte Aus- 
gabe des St. G. von 1803 änderte zunächst im 7. Hauptstücke die 
Ueberschrift des früheren Gesetzes. 

Von dem Verbrechen des Hochverrathes, der Be- 
leidigung der Majestätund Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses und der Störung der öffentlichen Ruhe. 

Diese aufgezählten Verbrechen sollten als eben so viele ver- 
schiedene Gattungen von Verbrechen angesehen werden. H y e 
erläuterte das frühere Gesetz, im Gegensatze zu Zeiller, dahin, 
dass dasselbe die in diesem Hauptstücke aufgezählten Verbrechen als 
Hochverrath und andere die öffentliche Euhe störende- 
Handlungen bezeichnet und eben dadurch diese Verbrechen 
schlechtweg als öffentliche Euhestörungen unrichtig 
charakterisirt hahe , und dass die Praxis dadurch irregeleitet 
wurde, Lästerungen auf die Person des Landesfürsten als Störungen 
der öffentlichen Euhe zu beurtheilen und nur dann als Verbrechen 
zu hehandeln , wenn der objective und subjective Thatbestand einer 
die Öffentliche Euhe störenden Handlung gegeben war. 

Hye führte 1852 an, dass erst in der neuesten Zeit die 
Erkenntnisse des Cassationshofes obige Auslegung des §. 58 des 
früheren Gesetzes und auch nur zum Theile als irrig erklärt und 
ausgesprochen haben , dass in derlei öffentlichen Lästerungen das im 
§. 58 bezeichnete Verbrechen auch dann gelegen sei, wenn damit 
(nur überhaupt) die Gefahr verbunden ist, dass aus derselben 
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unverkennbare Abneigung entstellen kann^ und dass daher jede grobef 
Beschimpfung dahin gehöre , welche das Ansehen des Landesfürsten 
in den Augen der Anwesenden herab würdige, die demselben schuldige 
Ehrfurcht verletze , Missachtung erzeuge und dadurch leicht zur 
Abneigung führe; femer, dass zu diesem Verbrechen die Absicht, 
Abneigung gegen den Landesfürsten zu verbreiten, nach dem Gesetze 
nicht erforderlich sei, sondern hiezu nur die in der Handlung 
einer solchen Lästerung selbst gelegene Absicht ausreiche, gegen 
den Landesfürsten die erwähnte Lästerung vorzubringen. W a s e r 
gab eine eingehende Erläuterung des Tbatbestandes dieses Verbrechens 
.1853 in der österr. Gerichtszeitung. 

In der Majestätsbeleidigung liege eine Verletzung der personi- 
ficirten Staatsgewalt, nicht eine Verletzung der Ehre des 
Kegenten. Der §. 63 habe eine neue Begriffsbestimmung gegeben 
und es sei nicht zu besorgen, dass dadurch Unsicherheit im gesetz- 
lichen Thatbestande veranlasst und die allgemeine Eechtssicherheit 
bedroht werde. 

Auch H y e meinte , die revidirte Ausgabe habe die gänzlich, 
misslungene Textirung des früheren Gesetzes, welche Haan, Zeiller, 
J e n u 1 1 u. A. gutgeheissen hatten , beseitigt und den bedenklichen 
Gesetzesauslegungen ein Ziel gesetzt. 

Die vagen Textirungen der Hass- und Verachtungsparagraphe 
in den §§. 63 bis 65, SOO bis 305 wurden später von Was er 1862, 
im Abgeordnetenhause, ntigmatisirt. 

In der Praxis der politischen Reacti ons zeit der fünfziger 
Jahre traten leider Gesetzesauslegungen und zwar insbesondere bei 
Anwendung des §.63 St. G. über Majestätsbeleidigungen zu Tage, 
welche zu den bedenklichsten Interpretationen zählten und heute noch 
mit ihrem peinlichen Kindrucke nicht verwunden sind. 

Hervorragend« Criminalisten wie Herbst, trugen kein Bedenken, 
auszusprechen, das« ein weil erer rechtlicher Beweis des bösen 
Vorsatzes bei der Majestätsb^leidigung nicht erforderlich 
sei, vielmehr schon in den vorgebrachten ehrfurchts verletzenden 
Aeusserungen selbst gelegen sei. Was lag dabei näher, als dass 
angenommen wurde, solche Schmähungen, Verspottungen, Läste- 
rungen seien stets mit böp^m Vorsatze ausgestfos^en worden? Eine 
solche Gesetzesauslegung war unter dem Standpunkt der von Zeiller 
und Jenull vertretenen UechtsautFa-sung tief gesunken und wurde 
mit Grund von Rulf al.s verwerflich bestritten. 
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Die zunäclist gebotene Aufgabe des 1861 zu einer constitu- 
tionellen Regierung berufenen Ministeriums war, unverweilt für 
die Eeichsrathssession einen £ntwurf über ein neues Strafsystem und 
über die politischen Delicte, der vorgeschrittenen Bildung und 
politischen Entwicklung entsprechend, vorzulegen. Hye-Glunek 
hatte zwei Entwürfe ausgearbeitet : den eines neuen Strafgesetzes und 
den eines Abänderungs-Statutes. 

Der Entwurf einer Strafgesetznovelle nach den von 
der Justizministerial-Commission gefassten Beschlüssen gliederte die 
politischen Delicto in drei Abschnitte. 

Ein Abschnitt umfasste Hochverrath, Majestätsbeleidigung und 
Beleidigung eines Mitgliedes des kaiserlichen Hauses. Ein anderer 
Abschnitt behandelte das Yerbrechen des Staatsverrathes und 
das Verbrechen wider das Völkerrecht. Die Ausdehnung des 
Begriffes des Hochverrathes auf die gegen den deutschen Bund 
gerichteten Unternehmungen war schon in dem St. Gr. von 1852 fest- 
gesetzt worden. 

Beibehalten wurde die Todesstrafe für die Hauptschuldigen, 
jedoch in der Regel den anderen Schuldigen nicht mehr mit Kerker, 
sondern mit zeitlichem Gefängniss gedroht. Das Verbrechen des 
Staatsverrathes, im Gegensatze zu Hochverrath, wurde ausgedehnt 
auf Unternehmungen, wodurch eine gewaltsame Aenderung der gesetz- 
lichen Thronfolge, der Verfassung des Reiches oder eines seiner Länder, 
die Unterwerfung des Staatsgebietes unter fremde Oberherrschaft oder 
die Losreissung eines Theiles desselben von dem einheitlichen Rechts- 
verbande der Länder des Kaiser Staates , öder sonst eine Gefahr für 
den Staat von Aussen herbeigeführt oder befördert werden soll. Des 
Hochverrathes sollte sich hingegen schuldig machen , wer den 
Kaiser an Körper oder Gesundheit verletzt, oder auch nur thätlich 
beleidigt , ihn gefährlich bedroht, an der Besitznahme oder 
Ausübung seiner Regierungsgewalt hindert, oder sonst im Gebrauche 
seiner persönlichen Freiheit beschränkt ; oder eine dieser Handlungen 
auch nur vorbereitet oder verabredet. 

Hye bemerkt in dem Motivenbericht zu dem Aenderungs- 
Statute: die überaus enge Fassung des St. G. von 1803 über 
Lästerungen des Landesfürsten , fast beispiellos in den Gesetz- 
gebungen , konnte nicht genügen. Die in der Person des Kaisers 
thronende Majestät musste in ausreichenderer Weise gewahrt 
werden. Im §.63 des St. G. von 1852 wurde jedoch der Begriff 



tätebeleidigang in einem viel weiteren, in's entgegen- 
t rem übergehend, zngleich in einem eo weiteil ümfange- 
ler 80 vagen Textirung gefasst, dass wohl erst die 
■ a K i 8 des obersten Gerichtshofes ihm wieder angemeHBenere 

und zugleich jene Unzukömmlichkeiten und Härten abzu- 
loehte, auf welche der Verf. in seinem Commentar S. 757 
llgemeinen Bemerkung hinzudeuten sich erlaubt hatte. 
weiteren Unterschied wurde 1852 jede majestäts- 
HandluDg als ein Verbrechen erklärt und mit schwerem 
m I — 5 Jahren bedroht. Es gäbe mindere Ebrfurchtaver- 

ie oft in aichta weniger als in einer illoyale» 
g wurzeln, Erzeugnisse der Gedankenlosigkeit , der 
hlechter Witzelei, Ohne an die Person des Kaisers zu 
;hen sich manche Malcontente durch solche Äeusserungen 
issen daher nur die schwersten Fälle der Ehrfurchts- 
ils Verbrechen, die geringeren Majestätsbeleidigungen 
hen behandelt werden. Es gemahnte , ak spräche der 
!S Zeiller aus diesen Worten! Hiemitwar die officielle 

wieder bei der Sonnenfela'schen schweren Polizei- 
der Verletzung der Ehrerbietung gegen den Landesfiirsten 
- im Erbgange der Tradition , dass derlei Verletzungen 
il nicht als Crim in al-V erb rechen zu behandeln seien, 
stehen endlich vor der Regierungs vor läge eine» 
^setzes von 1874. 

war diese erschienen , so entstand in der ungarischen 

eine Controverse darüber, ob der ungarische oder 
liiache Strafgesetzentwurf in der Behandlung des 
es Hochverrathea freisinniger sei, und der Verfasser 
n wurde als Mitglied der Min ister ial-Jastiz CO mmission 
e Meinung über diesen Streitpnnkt in der juristischen Zeit- 
gtudomiinyi Közlöny" 1874, Nr. 52, auszusprechen, 
if Hauptstilcken handelt der österr. St, G. Entw. : 1. von 

, Staatsverrath , Vergehen wider die Kriegsmacht 
es; 2. von Majestätsbeleidigung , ThätHchkeiten gegen 
es kaiserlichen Hauses und Beleidigung derselben: 3. von 
andlungen gegen befreundete Staaten ; 4. Verbrechen und 

Beziehung auf die Wirksamkeit und die Wahl der öffent- 
tretungskörper; 5. Verbrechen und Vergehen gegen 
akeit und das Ansehen der Staatsgewalt. 
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Hieran werden gereiht : Friedensstörungen und andere 
strafbare Handlungen wider die öffentlicheOrdnung. 

Während das St. G. von 1852 im §. 58 a jedes Unternehmen, 
wodurch die Person des Kaisers an Körper , Gesundheit , Freiheit 
verletzt oder gefährdet werden soll , als Hochverrath mit dem Tode 
bedroht, soll nach der Regierungsvorlage Von 1875 der Hochverrath 
in diesen Fällen mit Zuchthaus von 5 — 20 Jahren 'bestraft werden. 
Nur wenn ein Angriff auf das Leben unternommen wurde oder der 
Kaiser an Körper oder Gesundheit verletzt oder seiner persönlichen 
Freiheit beraubt wurde, sollte es bei der Todesstrafe bleiben. Der 
Strafgesetzausschuss des Abgeordnetenhauses erklärte sich gegen die 
Todesstrafe. 

Die Vorbereitung eines hochverrätherischen Unternehmens 
«ollte fortan nur mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss von 1 bis 
5 Jahren, und dann schwerer bestraft werden , wenn sich mit einer 
auswärtigen Eegierung zu einem der bezeichneten Zwecke eingelassen 
wurde, oder Truppen angeworben werden oder öffentlich, d. i. 
vor einer Menge , in einer Druckschrift , durch Verbreitung von 
Schriften oder anderer Darstellungen zu einem hochverrätherischen 
Unternehmen aufgefordert wurde. 

Die Majestätsbeleidigung wird schärfer ausgeprägt als 
Verübung einer Thätlichkeit gegen den Kaiser oder Bedrohung mit 
einer Thätlichkeit. Diese Art des Verbrechens ist mit Zuchthaus 
von 5 — 20 Jahren bedroht. Die Beleidigung des Kaisers wird hin- 
gegen mit Gefängniss bis zu 1 Jahr bestraft. Ist die Beleidigung 
öffentlich oder in Gegenwart des Kaisers begangen , so ist nach §. 105 
auf Gefängniss nicht unter drei Monaten zu erkennen. 

Des Staatsverrathes macht sich schuldig nach §. 93, wer 
bei einem ausgebrochenen Kriege die Waffen gegen die k. k. Streit- 
kräfte oder die der Bundesgenossen des Kaisers trägt , wer bei un- 
mittelbar bevorstehendem oder ausgebrochenem Kriege es unternimmt, 
dem Feinde einen Vortheil oder den genannten Streitkräften einen 
Nachtheil zuzufügen, insbesondere wer unter ihnen Meuterei zu erregen 
sucht, auskundschaftet u. s. w. Diese Art des Staatsverrathes wird 
mit Zuchthaus oder Staatsgefängniss von 5 — 20 Jahren bestraft. Mit 
Zuchthaus oder Staatsgefängniss von 1 — 15 Jahren ist bedroht, wer 
Staatsgeheimnisse mittheilt oder veröffentlicht, Urkunden oder andere 
Beweismittel über Kechte des Staates gegenüber einem anderen Staate 
zum Nachtheile des ersteren vernichtet, verfälscht oder unterdrückt, 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 4 
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wer etwas unternimmt , wodurch eine Gefahr von Aussen für die 
Monarchie herbeigeführt oder vergrössert werden soll. Diese Classen 
von Staatsverbrechen sind mit grösserer Bestimmtheit unterschieden. 
Durch alternative Strafdrohungen ist die Individualisirung in der 
Strafausmesaung ermöglicht, durch die Unterscheidung in Verbrechen 
und Vergehen eine angemessenere Strafabstufung gegeben, mithin eine 
sachliche Verbesserung vorgeschlagen worden. Auch wurde 
dem gesteigerten völkerrechtlichen Bewusstsein im 3. Haupt- 
stücke des Entw., §§. 108 — 112, ein vollständigerer Ausdruck ge-^ 
geben. Gestützt auf die klarere Eintheilung der Classen von Staats- 
verbrechen in den ersten fünf Hauptstücken des St. G. E. von 1874 
können nun die sogenannten politischen Verbrechen und 
A" ergehen sicherer und leichter wie bisher bestimmt werden, welche 
sich richten gegen die Person des Kaisers, dessen Haus und Herrscher- 
stellung , gegen die Verfassung und den einheitlichen Staats verband 
der österreichisch-ungarischen Monarchie, geg^n das Staatsgebiet, gegen 
clie Kriegsmacht des Staates , die obersten Organe der Staatsgewalt, 
gegen befreundete Staaten, gegen die staatsbürgerlichen Rechte, gegen 
die Wirksamkeit und das Ansehen der Staatsgewalt. 

Wenn gegenwärtig die Verbrechen der Majestätsbeleidigung und 
die gewaltsame Handanlegung oder gefährliche Drohung gegen obrig- 
keitliche Personen in Amtssachen nicht zur Competenz der Geschwomen- 
gerichte zugewiesen sind, so ist es ein öffentliches Geheimniss, dass 
dies vorwiegend aus politischen Rücksichten geschehen ist, auf welche 
schon Hye in seinem Motivenberichte zu den §§. 68 und 69 des 
Aenderungs- Statuts hingedeutet hatte. Justizminister G 1 a s e r erklärte 
in der Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 4. Juni 1872, dass ein 
politisches Verbrechen nur ein solches sei, welches seiner 
Natur nach so beschaffen ist , dass es der Regel nach auf poli- 
tischen Motiven beruht. Damm sei. die Regierung der Meinung, 
dass die Majestätsbeleidigung kein politisches Verbrechen ist. In 
Oesterreich beruhe die Majestätsbeleidigung in der weitaus über- 
wiegenden Mehrheit der Fälle nicht auf politischen Motiven. Die 
Regierung hätte , wenn sie dieses Verbrechen vor die Geschwomen- 
ge richte gewiesen hätte, es erst zu einem politischen stempeln 
müssen. 

Auf diesen Standpunkt hatten sich frühere Regierungen in 
Oesterreich nicht gestellt — abgesehen davon, dass die Entstehungs- 
geschichte des Verbrechens der Majestätsbeleidigung mit dieser Auf- 
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fassung kaum im Einklänge steht. Eichtig ist nur , dass viele 
Majestätsbeleidigungen aus Eobeit, Unbesonnenheit oder Frevelmuth 
begangen werden, ohne einen politischen Charakter zu haben. 

Nach der früheren Reichsverfassung, §. 106, sollte Hochverrath 
zur Competenz des Reichsg^trichtes gehören. Nach §. 103 dieser 
Reichsverfassung wurden alle anderen politischen und Pressvergehen 
den Schwurgerichten zugewiesen. Vor diese gehörten nach der prov. 
St. P. 0. vom 17. Jänner 1850 auch Verbrechen der Störung der 
inneren Ruhe des Staates, §§. 57 — 59, also auch Lästerungen auf 
die Person des Landesfürsten, insofern sie nicht wegen des Zusammen- 
hanges mit einer hochverrätherischen Unternehmung vor das Reichs- 
gericht gehörten. 

In den Amnestie-Acten vom 23. November 1859, vom 
7. Februar 1871 werden zu den politischen Verbrechen auch die 
in den §§. 63 und 81 bezeichneten Verbrechen der Majestäts- 
beleidigung und des gewaltsamen Handelns gegen 
obrigkeitliche Personen in Amtssachen gezählt. 

Was die Unterscheidung zwischen politischen und gemeinen 
Verbrechen betrifft, so wäre hier noch anzuführen: Das Gesetz über 
Minister -Verantwortlichkeit vom 25. Juli 1867 für alle 
Handlungen und Unterlassungen, wodurch vorsätzlich oder aus grober 
Fahrlässigkeit die Verfassung der im Reichsrathe vertretenen König- 
reiche und Länder, die Landesordnung eines derselben oder ein 
anderes Gesetz verletzt wird. 

Nachdem der deutsche Bund aufgelöst und das Verbrechen 
des Hochverrathes gegen denselben nach §. 58, St. G. von 1852, 
gegenstandslos wurde (Prager Friedensvertrag vom 23. August 1866), 
ist auch das Patent vom 24. October 1837 ausser Kraft gesetzt 
worden, welches die wechselseitige Auslieferung der politischen Ver- 
brecher statuirt hatte. 

Unter Vorbehalt fortdauernder Wirksamkei t der durch 
Bundesbeschluss vom 18. August 1836 bezüglich der Auslieferung 
politischer Verbrecher getroffenen Anordnungen verpflichteten 
sich die Bundesstaaten wechselseitig. 

Nach der Herstellung des neuen deutschen Reiches erscheinen 
jedoch die Angehörigen der einzelnen Glieder desselben dem Auslande 
gegenüber als Angehörige des ganzen Reiches, so dass keiner der 
einzelnen Staaten des deutschen Reiches einen Angehörigen dieses 
Reiches nunmehr auszuliefern, in der Lage ist. Nur insoweit die 

4* 
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Anordnangen des Ministerialerlasses yom 5. April 1854 als inter- 
nationale Transactionen der betreffenden Staaten angesehen werden, 
ist sich an die Vorschrift des §.66 St. G. B. zn halten. Hiernach 
sind die im §. 58 bezeichneten Handlungen, gegen einen anderen 
fremden Staat oder gegen dessen Oberhaupt unternommen, als Ver- 
brechen der Störung der öffentlichen Kühe zu behandeln, 
insofeme yod dessen Gesetzen oder durch besondere Verträge die 
Gegenseitigkeit verbürgt und im Kaiserthume Oesterreich 
gesetzlich kundgemacht ist, wie dies 1860 bezüglich der Bestrafung 
der auf dem Gebiete Kusslands oder Oesterreichs gegen die Sicherheit 
des anderen Staates begaugenen Verbrechen festgesetzt worden ist. 
Nach dem Vertrage zwischen Oesterreich und Kussland vom 
15. October 1874, Art. IV, wurden jedoch die politischen Verbrechen 
und Vergehen, sowie mit solchen in Zusammenhang stehende Delicte 
von dem Uebereinkommen ausgeschlossen. Ein Individuum, welches 
wegen einer anderen Uebertretung der Strafgesetze ausgeliefert wird, 
darf in keinem Falle weder wegen irgend eines der Auslieferung 
vorangegangenen politischen Verbrechens oder Vergehens, noch 
wegen irgend einer darauf Bezug habenden Handlung oder Unter- 
lassung verurtheilt oder bestraft werden. Als politisches Delict 
oder eine mit einem solchen Delicte zusammenhängende Handlung 
soll nicht angesehen werden ein gegen die Person eines fremden 
Souverains oder gegen jene der Mitglieder seiner Familie ver- 
übtes Attentat, wenn dieses den Thatbestand eines Mordes, 
Meuchelmordes oder einer Vergiftung darstellt. Auch in 
die Convention mit Montenegro vom 23. September 1872 wurde 
diese Klausel mit Auslassung des Attentates durch Vergiftung auf- 
genommen, im Uebrigen die Auslieferung für politische Verbrechen 
und Vergehen nicht zugestanden. Dieselbe Klausel, wie der Aus- 
lieferungsvertrag mit Kussland, enthält die Additional-Convention mit 
Belgien vom 18. März 1857. Die Initiative dieser Bestimmung 
ging von Belgien auf Veranlassung Napoleon's aus. Belgien hat 
neuerlich in der Convention mit Frankreich diese Klausel 1874 zu- 
gestanden. Letzteres war vor Allem darauf bedacht, seit 1856 in 
zahlreichen Auslieferungsverträgen, mit Ausnahme der Conventionen 
mit Grossbritannien, Italien, Schweiz, dieselben zu einem völkerrecht- 
lichen Grundsatze zu erheben. -— In dem Vertrage vom 13. November 
1855 zwischen Oesterreich und Frankreich ist diese Klausel nicht 
festgesetzt worden. 
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Wie nach dem Uebereinkommen mit den meisten deutschen 
Staaten von 1855; so war auch mit italienischen Staaten die 
Auslieferung ftlr alle Arten von Verbrechen zugestanden. Auch 
zwischen Preussen, Kussland uud Oesterreich war in der sogenannten 
Münchengrätzer Stipulation 1833 die Auslieferung politischer 
Verbrecher vereinbart worden, doch ist diese Stipulation auf dem 
Papier stehen geblieben. Mit Schweden und Norwegen wurde 1868 
vereinbart, dass die Auslieferung wegen politischer Verbrechen oder 
Vergehen, sei es nach fremdem oder nach unserem Gesetze, in 
keinem Falle stattfindet, nachdem dieselbe Bestimmung 1855 in 
den Vertrag mit der Schweiz und in den Vertrag mit Spanien 
1861 Aufnahme gefunden hatte. Auch der Auslieferungsvertrag mit 
Nordamerika von 1856 erklärte, dass derselbe auf politische 
Verbrechen keine Anwendung finde. 

So wenig das bestehende österr. St. G. B. das politische 
D e 1 i c t definirt , eben so wenig hat sich das neue ungarische 
St. G. darüber ausgesprochen. Doch lassen die Hauptstücke über 
Hochverrath, Thätlichkeit gegen den König und die Mitglieder des 
königlichen Hauses, sowie Beleidigung des Königs, Staatsverrath, 
Aufstand durch Zusammenrottung, gegen Eeichstag, Delegationen, 
ungarische Regierung, Gewaltthätigkeit gegen Behörden, Mitglieder 
des Eeichstages oder gegen behördliche Organe, Aufreizung gegen die 
Verfassung, das Gesetz, die Behörden, insbesondere gegen die Person 
des Königs, die Institutionen der Verfassung, gegen den A^erband mit 
dem anderen Staate der Monarchie u. s. w., sowie über Verbrechen 
und Vergehen gegen das Wahlrecht der Bürger keinen Zweifel über 
den politischen Charakter dieser Delicto Eaum. In dem kroati- 
schen Strafgesetz-Entwürfe schliessen sich die Verbrechen 
gegen den Staat und dessen Einrichtungen an die Anordnungen des 
ungarischen St. G. der Hauptsache nach an : Beide haben das deutsche 
Reichsstrafgesetz und den österr. St. G. Entwurf benützt. 

Das ungarische St. G. zählt im §. 126 zu den Objecten des 
Hochverrathes die Staatsgemeinschaft zwischen den Ländern des 
ungarischen Staates oder den Verband zwischen dem ungarischen Staate 
und dem anderen Staate der österreichisch-ungarischen Monarchie, 
zu den Objecten des Staatsverrathes rechnet dieses St. G. §. 142 
auch die österreichisch-ungarische Monarchie, die mit der Ver- 
handlung der gemeinsamen Angelegenheiten betraute Delegation, die 
verfassungsmässige Regierungsform, nicht aber ausdrücklich die 
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Verfassung der österreichisch-ungarischen Monarchie 
als solche. 

Der Strafgesetz-Ausschuss des österreichischen Abge- 
ordnetenhauses konnte, seltsam genug, in seiner Mehrheit nicht finden, 
dass es eine Verfassung der österreichisch -ungarischen 
Monarchie gehe und war der Ansicht, jede Reichshälfte habe nur 
ihre eigene Verfassung unter den Schutz des Strafgesetzes zu stellen. 

Insoferne das ungar. St. G. die gesetzliche Thronfolgeordnung, 
die mit der Verhandlung gemeinsamer Angelegenheiten berufenen 
Delegationen, das gemeinsame Ministerium, die bewaffioete Macht der 
österreichisch-ungarischen Monarchie unter den Strafschutz stellt, er- 
scheint wohl auch die Verfassung der Gesammtmonarchie als ein Object 
der Staatsverbrechen geschützt, wie ich diese Auffassung in der ver- 
gleichenden Besprechung des ungarischen St.-G.-Entwurfes 1878 in 
den „Juristischen Blättern" zu begründen versucht habe. Factisch 
besteht auch im strafrechtlichen Sinne eine Reichsbürgerschaft^ 
insofern Oesterreich einen Angehörigen der Länder der ungarischen 
Krone, der wegen eines im Auslande begangenen Verbrechens zur 
Auslieferung an das Ausland begehrt wird, nicht gleich einem Aus- 
länder ausliefert, in Consequenz der anerkannten internationalen 
Einheit der österreichisch-ungarischen Monarchie, ungeachtet der 
dualistischen Verhältnisse zwischen Oesterreich und Ungarn im staats- 
rechtlichen Sinne. Wie immer in beiden Reichshälften von dieser 
staatsrechtlichen Prämisse der Staatsverbrechen gedacht 
werden mag: ein österreichisches Schicksal sollte es nicht sein, 
dualistische Staatsverbrechen künstlich zu erzr^ugen. 



III. 



Zur Abstufung der Verbrechen nach dem 

Maasse der Willensschuld. 



Das GFelegenheitsverbrechen.'^) 

Die Gelegenheit zu dem Verbrechen spielt in dem Verbreche r- 
thume und Strafrechte eine bedeutendere ßolle, als ihr die 
neuere Straf rechts Wissenschaft zuschreiben will. Mit dem Schlag- 
worte eines falschen Zumessungsgrundes oder eines Ueberbleibsels des 
Strafmilderungsschlendrians, glaubte Köstlin 1855 die Bedeutung 
der Gelegenheit im strafrechtlichen Sinne ausreichend zu kennzeichnen. 
Seine Berufung auf Baumeis ter's Bemerkungen zur Strafgesetz- 
gebang trifft nicht zu, da diese die günstige Gelegenheit ausdrücklich 
als Minderungsgrund anerkennen. Es heisst daselbst: der 
Gegensatz zur günstigen, ungesucht sich darbietenden Gelegenheit, 
bilden die äusseren Schwierigkeiten und Hindemisse. Die Gelegenheit 
benützen, wenn sie sich aufdrängt, kann auch der Schwache und Ein- 
fältige ; zur üeberwindung von Hindernissen dagegen muss der Wille 
das auch ohne ihn vorhandene Maass von Kraft und Klugheit steigern ; 
daraus entsteht dann das positive ürtheil von Dreistigkeit, Ver- 
wogenheit oder List eines Verbrechers, als das Contrarium des 
Minderongsgrundes der günstigen Gelegenheit. 

Aeltere deutsche Landesstrafgesetze erkannten einen Minderungs- 
grand der Strafbarkeit, wie das bayerische St. G. Art. 93, wenn eine 
ungesuchte^ unerwartet aafgestossene Gelegenheit die Begierde gereizt 
und schnell zur Ausführung hingerissen hat; das österr. Krim. G, B. 
von 1803 §. 39, wenn der Thäter mehr durch die ihm aus fremder 
Nachlässigkeit aufgestossene Gelegenheit zum Verbrechen angelockt 



*) Wahlberg, Das Gelegenheits verbrechen. AUg, Osten*. Gerichts* 
Zeitung 1878. Nr. 87—89. 
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worden ist; als sich mit voraosgefasster Absicht dazu bestimmt hat; 
das braunschweig. Krim. G. B. v. 1843, §. 66, Z. 4, wenn eine 
ungesuchte> günstige Gelegenheit den Thäter zu der That fortgerissen 
hat; das hannover. Eriminalgesetz y. 1840, Art. 94, übereinstimmend 
mit Art. 93 des bayer. St. G. B. und Art. 95, Z. 6, wenn der 
Thäter zur Ergreifung unbekannter Theilnehmer oder Hehler, Gelegen- 
heit gegeben hat; das grossh. hess. St. G. von 1841, Art. 121, 
wenn eine ungesuchte, unerwartet eiDgetretene Gelegenheit die Ent- 
stehung und gleichzeitige Ausführung des verbrecherischen Entschlusses 
veranlasst hat. 

Das einigen Strafgesetzen und deutschen Strafgesetzentwürfen 
ehemals als Musterbild vorschwebende altösterreichische und 
zugleich deutschrechtliche Strafgesetzbuch von 1803 ging noch 
in dem einen Punkte weiter, dass es einen Minderungsgrund aus der 
Beschaffenheit der That ableitete: wenn das Verbrechen mit frei- 
williger Enthaltung von Zufügung grösseren Schadens, wozu die 
Gelegenheit offen stand, verübt worden ist. Die St. G. B. 
für Bayern, Württemberg u. a. folgten diesem Vorgange ; die Echt- 
heit dieses Strafminderungsgrundes konnte mit Grund angefochten 
werden. Gewiss sollte die Bescheidenheit des Diebes, nicht so viel 
zu stehlen, als er hätte stehlen können, demselben strafrechtlich nicht 
zum Verdienst angerechnet werden. Nicht weniger wurde das Gehässige 
und Unwürdige einer Prämie der Denunziation, in der Form einer 
Strafermässigung vom Eechtsstandpunkte aus angefochten. In späteren 
deutschen Landesgesetzen, wie für Baden 1845, für Sachsen 1855, 
sind diese Strafminderungsgründe bereits so discreditirt, dass selbst der 
Zumessungsgrund der günstigen Gelegenheit nicht mehr genannt wird. 

In der älteren Strafrechtsliteratur wurden namentlich durch 
Püttmann, Hennig, Quistorp, Meister, Kleinschrod, 
Hencke und Titt mann, die Leichtigkeit und Easchheit der üebel- 
that bei einer unerwartet aufgestossenen günstigen Gelegenheit als 
Strafminderungsmomente vertreten. Die sich darbietende Gelegenheit 
zur Verübung eines Verbrechens wurde als Grund, bald zur Er- 
mässigung, bald zur Erhöhung der Strafe betrachtet, je 
nach Verschiedenheit der Voraussetzungen derselben. 
Und weil diese in der Jurisprudenz des vorigen Jahrhunderts nicht 
immer gehörig unterschieden worden sind, so gab es vielfache 
Verwirrung in dieser Lehre, die vor Allen Steltzer beklagt, 
1790 in seinen Grundsätzen des peinlichen Kechts mit wohlfeilen 
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Gründen zu entwirren versucht und in seiner Untersuchung über den 
Willen, 1817, neuerlich einer polemischen Eröterung unterzogen hatte. 

Viele Zweifel schuf der Einwand, dass jedes Verbrechen, bei 
leichter Gelegenheit verübt, der öffentlichen Sicherheit gefährlicher 
sei, daher auch eine höhere Strafe verdiene. lieber die Antimonie, 
dass der verwegene, vor keinem Hindernisse zurückschreckende Thäter 
härter bestraft werde und auch der durch eine günstige Gelegenheit 
zu einer leichter zu begehenden Uebelthat angeleitete Thäter einer 
erhöhten/ Strafe zu unterwerfen sei, wurde von Steltzer ungefähr 
angedeutet, dass Derjenige, dem erst eine leichte Gelegenheit, die 
selten zutrifft, zu einem verbrecherischen Entschlüsse hinreisst, 
ungleich milder zu strafen sei wegen geringerer Intensität der Willens- 
schuld, dass hingegen bei dauernden leichten Gelegenheiten sich 
der Beiz zur Verübung von Verbrechen schon darum abschwäche, 
weil das unvermuthete, überraschende Eintreten der leichten Gelegenheit 
mangelt. 

Zu einer begrifflichen Entwicklung des Gelegen- 
heitsverbrechens und der Auffassung desselben als eines Classen- 
begriffes in dem Verbrecherthume , ist weder die ältere noch die 
neuere Eechtsliteratur gelangt, so oft auch von dem Gegensatze des 
Gewohnheitsverbrechers und des Gelegenheitsverbrechers die Eede 
war, und so wichtig auch diese psychologischen Unterscheidungen im 
Verbrecherthume bei dem Strafvollzuge sind. Die Gefängnis s- 
künde hat praktisch die hohe Bedeutung dieses Gegensatzes im Ver- 
brecherthume , früher und richtiger zu würdigen gewusst, als die 
graue Straftheorie am grünen Tische. — Erst den Anregungen von 
Bern er, Hälschner u, A. ist es zu danken, dass die begrifflichen 
ünterscyede einzelner Verbrechensclassen nach dem Grade der 
psychisch-moralischen Freithätigkeit oder nach der geringeren und 
grösseren Macht des bösen Willens, allgemein und schärfer in's Auge 
gefasst werden. 

Sicherlich kann sich kein Handlungsfähiger damit entlasten, 
dass er eine äussere Veranlassung zum Unrecht zum Motive seines 
Willens und Verhaltens erhoben habe. Allein die Macht der 
lockenden Veranlassung zu einer Uebelthat ist vielfach abstufbar und 
steigerungsfähig und der stärkere oder schwächere Antrieb derselben 
im Zusammenhalt mit der graduell verschiedenen Verleitbarkeit und^ 
Widerstandskraft, haben unverkennbaren Einfluss auf das Maass der 
Schuld, wie dies auch in den angeführten Strafzumessungsgründen 
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der älteren Strafgesetzbücher anerkannt worden iat. Die ältere Straf- 
gesetzgebung, darauf bedacht, verschiedene, mehr oder minder gefähr* 
liehen, zu Üebelthaten bestimmenden Triebfedern durch Strafen prä- 
ventiv und repressiv entgegenzuwirken, stellte selbst das fahrlässige 
G-elegenheirtgeben in gewissen Fällen unter Strafe , von der ver- 
waltungsrechtlichen Maxime geleitet, es sei besser und wirksamer, 
Verbrechen zuvorzukommen, als denselben lediglich mit strengen 
Strafen nachzugehen. So traf z. B. der bayerische Criminina Codex 
von 1751 präventiv-polizeiliche Vorsorge gegen Unzucht, indem alle 
Hausväter und Obrigkeiten bei exemplarischer Strafe verpflichtet 
wurden, Knechte und Mägde, Geschwister verschiedenen Geschlechts 
in versperrten Schlafkammem abzusondern und die Anlässe zu Leicht- 
fertigkeiten zu verhüten, oder das Plänkeln und Schrottschiessen 
gebührend abzustellen, um alle Gelegenheit zu Wilddieberei u. s. w. 
abzuschneiden. Das Josephinische Strafgesetzbuch II. Theil bedrohte 
Jedermann der in seiner Wohnung zur Unzucht Gelegenheit ver- 
schafft, auch wer ohne Gewinnsucht eine Weibsperson in Bekannt* 
Schäften und Gelegenheiten verleitet, durch die sie verführt wird. 

Das österr. St. G. B. von 1803 hatte die straferhöhende 
Wirkung des Darbietens oder Vorbereitens der Gelegenheit, sowie 
deren Bedeutung als Thatbestandsmerkmal gewisser Delicte im Allge- 
meinen richtig gewürdigt, jedoch die strafmindernde Kiaft der 
günstigen, ungesuchten Gelegenheit nur in grosser Beschrän- 
kung zugestanden. Xur die aus fremder Nachlässigkeit auf- 
gestossene Gelegenheit zum Verbrechen, sollte als Milderungsgrund 
aus der Beschaffenheit des Thäters Geltung haben. Hier bedeutet die 
Nachlässigkeit, nicht ein kulposes strafbares Verhalten, — vielmehr 
eine solche Unachtsamkeit und Sorglosigkeit, welche eine der Ver- 
übung des Verbrechens günstige Sachlage schafft, die hätte bei ge- 
wöhnlicher Wachsamkeit und Klugheit nicht geduldet oder herbei- 
geführt werden sollen. Die für eine leichte Begehung einer Uebelthat 
günstige Gelegenheit muss hierin, nicht aber in der Schwierigkeit 
einer dawider zu treffenden Vorsicht, ihren Grund haben, da günstige 
Umstände, welche auf diesen Grund zurückzuführen sind, von dem 
erwähnten Milderungsumstande nach bisherigen österr. Strafrechte 
ausgeschlossen erscheinen. Auch kann auf diesen Zumessungs- 
grund nur der Thäter Anspruch machen, der die Nachlässigkeit, aus 
welcher die leichte Gelegenheit entsprang, nicht ausgespäht oder 
erwartet hatte. 
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Die Macht der Verführung, insbesondere durch eine unerwartete 
günstige Gelegenheit und des Yersuchungsdämons unterschätzen, 
heisst sich gegen die Psychologie des Strafrechts verfehlen auf 
Kosten der Lebenserfahrung und einer gesunden Spruchpraxis. Das 
Gebet: „Führe uns nicht in Versuchung", zählt zu den tiefsten Erkennt- 
nissen der altchristlichen Psychologie und gehört zu dem täglichen 
Brod im Kampfe um ein reines social- ethisches Dasein. 

Neuere stimmen in der Ansicht überein, dass die subjective 
Strafbarkeit des Uebelthäters in dem Maasse grösser ist, je gering- 
fügiger die äusseren Veranlassungen zur Uebelthat waren, und je 
mehr der Thäter ohne äussere Veranlassung die Gelegenheit dazu 
selbst aufgesucht hat Hingegen wird angenommen, dass die ungesucht 
sich individuell darbietende leichte Gelegenheit, eine Uebelthat zu 
begehen, nur dann eine Milderung der Strafe bewirken könne, wenn 
sie nicht nur unerwartet, ohne Zuthun des' Thäters eingetreten ist, 
sondern auch einen derart zur Uebelthat anreizenden Eindruck ge- 
macht hat, dass der Entschluss dazu rasch entstanden und auf der 
Stelle ausgeführt worden ist. 

Wenn jedoch das Gesetz wegen andauernder leichterer Gelegenheit 
die Strafe bestimmter Delicte erhöht hat, so kann die Gelegenheit 
keine Milderung bewirken. Sind die der Begehung einer Uebelthat 
günstigen Umstände, der Schwierigkeit einer dagegen zu treffenden 
Vorsicht zuzuschreiben, so haben diese nicht eine mildernde Kraft, 
vielmehr die Bedeutung eines erschwerenden Umstandes. Daher 
ist der Milderungsumstand der unvermuthet aufgestossenen günstigen 
Gelegenheit zur Uebelthat nur dann vorhanden, wenn der Thäter 
ohne voraus gefasste Absicht, erst durch den individuell packenden 
Reiz der ungewöhnlich leichten Gelegenheit, zur Uebelthat angelockt 
wurde. *) 

Es ist kein besonderes Verdienst, dem Gesetze Gehorsam zu 
leisten, so lange die Pflicht dem Willen nur als abstractes Gebot 
oder Verbot gegenübersteht, es sich, wie Hälschner bemerkt, nur 
darum handelt, Gedanken, die den Willen zur Pflichtwidrigkeit an- 
regen könnten, nicht in sich aufkommen zu lassen. Der Werth dieses 
Gehorsams ergibt sich erst dann, wenn es darauf ankommt, ihn zu 
bewähren, wo das Böse, Strafbare, Vortheil, Genuss verheissend 
in concreter Form dem Menschen entgegengebracht, der Entschluss 



*) Jennll, Das österr. Crim.-Recht. 3. Aafl. 1837. S. 261. 
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durch Darbietung der Gelegenheit und der Mittel die Ausführung 
der That erleichtert und gefördert wird. Die für den Entschluss 
mitbestimmende Verführung ist je nach dem Maasse der Macht, 
in welchem sie sich geltend machte , als ein die Schuld minderndes 
Moment in Anschlag zu bringen.*) 

Es ist ein Gemeinplatz, dass Abstufungen der Schuld und 
der Strafbarkeit sich ergeben theils aus dem objectiven W e r t h e der 
durch Verbrechen verletzten Eechtsgüter, wie aus der Schädlichkeit 
und Gefährlichkeit der zu bestrafenden Handlung, Duldung oder Unter- 
lassung, theils aus der subjectiven Willensschuld, aus der Stärke, 
Selbstständigkeit, Bösartigkeit, Bestimmtheit des auf die Hervor- 
bringung oder Erleichterung des Verbrechens gerichteten Willens. 

Kann nicht wegraisonirt werden, dass der im Verbrechen sich 
offenbarenden grösseren oder geringeren Macht des bösen Willens ein 
unabweisbarer Einfluss auf die Gradation der Schuld und der 
Strafbarkeit eingeräumt werden müsse, dass rücksichtlich der sub- 
jectiven Willensschuld die Strafbarkeit steige, je wichtigere Beweg- 
gründe für die Unterlassung der Uebelthat vorhanden waren, je 
grössere und mehrere Hindemisse oder Gefahren das Verbrechen 
erschwerten, je mehr List, Gewalt, Verwegenheit, Grausamkeit, reife, 
Ueberlegung und Vorbereitung zur Unternehmung angewendet wurden, 
je geringfügiger die äusseren Veranlassungen zur That waren und je 
mehr der Thäter ohne äusseren Anlass die Gelegenheit dazu selbst 
ausgespäht hat, je fester die Neigung zu strafbaren Handlungen in 
seinem Charakter und Vorleben gewurzelt ist, je öfter und zahl- 
reicher gewöhnliche Veranlassungen zu strafbaren Thaten benützt 
worden sind, dass in der nämlichen Rücksicht sich dagegen die Straf- 
barkeit des einzelnen Falles vermindere, wenn der Thäter durch 
ftussergewöhnliche äussere Reize oder durch eine heftige und an sich 
zu entschuldigende Gemüthsbewegung zu der strafbaren Handlung 
veranlasst, und fortgerissen wurde, wenn mehr die Stärke der Ver- 
suchung als die Verdorbenheit des Willens den Ausschlag zum Ver- 
brechen gegeben hat u. a. m., so lässt sich aus haltbaren Gründen 
nicht bestreiten, dass ein Strafmilderungsgrund gerechtfertigt vor- 
liege, wenn der Thäter durch den heftigen Reiz einer ungewöhn- 
lich packenden und zum Verbrechen anlockenden Gelegenheit 
bestimmt wurde. 



*) Hals ebner, Gem. denUches Strafr. I. 1881. S. 514. 
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Wohl ist es unmöglich, legislativ erschöpfend zu bestimmen, 
welcher Grad der Schuld und der Strafbarkeit der einen oder der 
anderen Art von Verbrechen überhaupt die Regel bilde. Hieraus 
folgt aber nicht die Unmöglichkeit, in Betreff der Grade der 
Willensschuld Yerbrechensclassen zu bestimmen, welche auf 
einer bestimmten Schuldstufe zu stehen pflegen. Weiter 
vermag die Strafgesetzgebung nicht zu gehen und muss sich darauf 
beschränken, die Bemessung der schuldmindemden und der schuld- 
mehrenden, im Voraus unberechenbaren Umstände der individuali- 
sirenden Würdigung des Richters innerhalb des höchsten und 
geringsten gesetzlichen Strafmasses anheimzustellen. Anders lässt sich 
ein leidlich festes Verhältniss zwischen der Stufenleiter des Schuld- 
maasses und der des Strafmasses relativ gleichmässig nicht herstellen. 
Nur die Individualisirung der Verbrechen und der Verbrecher macht 
die Entscheidung möglich, welcher Grad der Willensschuld auf einer 
der gesetzlich bezeichneten Schuldstufen vorliege und welcher Theil 
der von dem Gesetze relativ angedrohten Strafe dem Masse der 
concreten Schuld entspreche. Es ist nicht immer richtig gewürdigt 
worden , dass der Begriff eines Verbrechens nach Massgabe 
des Strafgesetzes ein zweifacher ist: einmal als die den 
abstracten gesetzlichen Merkmalen der fraglichen Verbrechensart 
entsprechende Uebelthat, zum andermal als diejenige Uebelthat, welche 
vor dem Strafgesetze schwerer oder minder schwer verantwort- 
lich macht, auf einer höheren oder minderen Schuldstufe steht, 
unter der Voraussetzimg nicht vorhandener Straf aus- 
schliessungs- oder Aufhebungsgründe. Der eine Begriff 
sagt aus, welche Handlung oder Unterlassung vor dem Gesetze 
strafbar sei; der andere weitere Begriff umfasst die Schuld- 
grösse oder den Strafbarkeitsgrad derselben. 

Hiemach lässt sich eine Classeneintheilung der Ver- 
brechen in dem hier bezeichneten weiteren Sinne nach dem Masse 
der Willensschuld rechtfertigen. Sie enthält die Stufenleiter der in 
dem Verbrechen wirksam gewordenen Macht des bösen Willens. 

Bei dieser Classification können wir die Gruppen des reiflich 
überlegten, ohne dringende äussere Reize verübten Verbrechens, des 
Affectverbrechens, des fortgesetzten, wiederholt, vereinzelt bleibenden 
Verbrechens, des Gelegenheitsverbrechens, des zuständlich geworden en, 
gewohnheitsmässigen Verbrechens nach gewissen Haupteigenthümlich- 
keiten in ein natürliches System bringen, weil wir den Typ u s 
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der gewöhnlichen Schuldstufe und die Definition des Classen- 
Verbrechens bestimmen können. Auch im Strafrechte gilt die Classen- 
eintheilung als eine Hilfsverrichtung der Induction. Hierbei ist in.s- 
besondere zu berücksichtigen, dass die abstracten Thatbestände 
der einzelnen Yerbrechensarten an sich keine concrete Schuld- 
g rosse bedeuten, dagegen die einzelnen nach den massgebenden 
Eigenschaften gruppirten Verbrechensclassen wie das Gelegenheits- 
verbrechen, das Gewohnheitsverbreohen u. a. m. eine durchschnittliche 
Schuldstufe gemeinschaftlich aussagen. Auch kann nicht tibersehen 
werden , dass die ordentlichen Straf sätze , im Unterschiede von den 
ausserordentlichen, eben nur gewöhnliche Fälle des Verbrechens zar 
Voraussetzung haben^ mithin nicht den Etickfall, die aussergewöhn- 
liche Gelegenheit, die verbrecherische Gewohnheit, den Zusammenfluss 
mehrerer Verbrechen, das fortgesetzte Verbrechen voraussetzen. 

Wir gehen von der gemeinen Lebensanschauung übfer die 
Macht und Gefahr einer aussergewöhnlichen Versuchung durch eine 
unverhoffte günstige Gelegenheit aus. Der Volksmund sagt : Gelegen- 
heit macht Diebe. Das ungewöhnliche und Unerwartete 
einer besonders günstigen Gelegenheit greift in eine schwächere 
moralische Organisation leicht so mächtig ein^ dass es die Wirk- 
samkeit der noch vorhandenen guten Motive zurückdrängt. In dem 
Dutzendmenschen ist eine Mischung von guten und schlechten Neigungen 
gewöhnlich vorhanden. Ohne Uebermacht äusserer Eeize bleibt es bei 
dem Mittelmass dieser Mischung. Die eigentliche Verdorbenheit 
des Willens entwickelt sich erst dort, wo die in ihm actuell fertigen 
schlechten Neigungen imter das Normalmaass der Mischung von Gutem 
und Bösem herabsinken. Der Gel egenheits Verbrecher ist weniger 
schlecht oder noch besser als seine Uebelthat, und zwar insoweit, 
als nur die Stärke der anlockenden ungesuchten Gelegenheit, nicht 
die selbsteigene Initiative, den bösen Willen geweckt und entwickelt hat. 

Deshalb steht das Gelegenheitsverbrechen aach auf einer 
geringeren Schuldstufe. 

Selbstverständlich ist hier nicht von den alltäglichen 
Veranlassungen und für Jedermann zugänglichen 
Gelegenheiten zu strafbaren Handlungen die Kede , die sich 
gewöhnlich finden oder auch kunstgerecht in der Gaunerindustrie 
bereitet werden. Die Gaunerindustrie lehrt: Diebe machen Diebs- 
gelegenheit durch Ausspähen, Baldowern, Blinde- oder Probemachen, 
ausgekundschaftete Massematten , durch Kawurelegen, Sicherung der 
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Grelegenheiten des Versteckes und des Fundes. Die schulderhöhende 
Wirkung der Vorbereitung, Verschaffung oder Gewährung einer 
Gelegenheit zu strafbaren Handlungen wird in Uebereinstimmung mit 
der Strafpraxis von der Volksansicht auf das Strengste ver- 
anschlagt. Keineswegs ist aber nur der professionelle Gauner Gelegen- 
heitsmacher. Die legislative Behandlung der Gelegenheitsmacherei 
ist mit wenigen Worten bezeichnet. 

Die strafbare Beihilfe wird durch absichtliche Bereitung oder 
Erleichterung der Gelegenheit zur Ausführung strafbarer Handlungen 
begründet. Mehrere Delicte bestehen in einer Begünstigung 
Anderer durch Gewährung und Verschaffung von Gelegenheit der 
Unzucht, des Entweichens eines Gefangenen, eines Deserteurs. 

Wo die Stiegel niedrig ist, da hüpfen die Hunde 
drüber. Das sind die ärgsten Diebe, die man im Hause hat. 

Diese und andere Wahrsprüche der Volksweisheit schreiben der 
Gelegenheit mit ihrer Versuchung und Gefahr theils eine die Ver- 
antwortlichkeit und Gefährlichkeit mindernde, theils eine die 
Strafbarkeit erhöhende Wirkung zu und spiegeln sich in mannig- 
faltigen Bestimmungen des Strafgesetzes über die Verführung 
zur Unzucht in Betreff einer der Aufsicht oder Erziehung anvertrauten 
Person oder eines minderjährigen Hausgenossen, über strafbare Hand- 
lungen in gemeinsamer Haushaltung, Familien- und Gesindediebstähle, 
Feld- und Wilddiebstähle, Fundunterschlagung, Hehlerei, Verhehlung 
irrthümlich oder zufällig zugekommener Sachen , Verausgabung des 
als. echt empfangenen falschen Geldes nach erkannter Unechtheit, über 
die strengere Bestrafung bei öffentlicher Gelegenheit einer Wasser- 
noth, Feuersbrunst u. s. w. 

Insbesondere wird unterschieden zwischen der Gelegenheit 
welche aus der Schwierigkeit einer dagegen zu treffenden Vor- 
kehrung oder Vorsicht entspringt und jener, welche durch 
fremde Nachlässigkeit dem Thäter aufgestossen ist. Nicht genügend 
ist der wichtige Unterschied hervorgehoben, welcher zwischen einer, 
die verbrecherische Handlung oder Unterlassung erst veranlassen- 
den, und einer , die -mit vorausgefasster Absicht unternommene 
Ausführung des Verbrechens blos erleichternden Gelegenheit 
obwaltet. 

Im gemeinen Sprachgebrauche ist Gelegenheit gewöhnlich An- 
lass. Auch wird damit die Vorstellung einer besonders schicklichen 
Zugänglichkeit hilfreicher Mittel und AVege verbunden. Schon die 
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Bezeichnungen: die Gelegenheit ergreifen, aus den Händen oder sich 
entgehen lassen , die Gelegenheit vermeiden oder fliehen , deuten hin 
auf eine ungewöhnliche Verknüpfung von günstigen Umständen, 
wie auf die Gefahr hinreissender Anlockung, welche mit einer unver- 
muthet aufstossenden , zu einem bestimmten Thun oder Lassen sich 
günstig anlassenden Sachlage verbunden zu sein pflegt, oder recht 
passend und verlockend zur Hand ist. Gelegenheit macht man nicht 
im Aermel. — Gibt es doch Gelegenheiten, die selten oder nie wieder- 
kehren und von welchen das Wort gilt : 

Was man von der Minute ausgeschlagen, 
Gibt keine Ewigkeit zurück. 

Die Psychologie der Gelegenheit nennt diese auch Kupplerin 
und legt ihr die Wirkung ungleich stärkerer Verleitbarkeit bei. 

Die Gelegenheit im strafrechtlichen Sinne hat eine 
mannigfache Bedeutung , je nachdem sie gesucht , gewährt , bereitet 
wird, oder unerwartet und plötzlich sich findet. In ersterer Beziehung 
ist sie nichts anderes als ein Ausführungsmittel eines geplanten, 
vorbereiteten Verbrechens oder ein Erleichterungsmittel des Versuches 
oder der Vollendung des Verbrechens. In letzterer Beziehung ist d ie 
Gelegenheit entweder die Veranlassung eines früher nicht beab- 
sichtigten Verbrechens, oder ein Keiz mehr für die Ausführung 
eines früher schon beschlossenen Verbrechens oder für die Fort- 
setzung desselben. 

Die gemeinsame Voraussetzung mit der sich ohne Zuthun, 
Einverständniss , Wissen , Erwarten des Thäters , darbietenden G e- 
legenheit ist ein ungewöhnliches Zusammentreffen von 
Umständen, welche, recht zur Hand liegend, sich als 
Existenzbedingungen oder Ausführungsbedingungen 
des Verbrechens besonders dienlich anlassen.*) Das 
Unerwartete eines solchen aussergewöhnlichen Zusammentreffens 
günstiger Umstände kann , aber m u s s nicht mit einer heftigen Ge- 
müthsbewegung verknüpft sein. 

Während das Blitzartige des aufprasselnden Feuers eines heftigen 
Affectes, wenn dessen erstes Stadium nicht bezwungen werden woUtfe 
oder konnte, mit elementarer Kraft zu einem überstürzten, unbesonnenen 
Handeln fortreisst, kann eine überraschend günstige Gelegenheit die 

*) Wahlberg, Bemerkangen über Handlung nnd Zafall in Liszt, 
Zeitschr. f. gesammte Strafrechtswissenschaft. 1882. II. 
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Besonnenheit in der Ausübung derselben geradezu steigern. Ein 
anderer Unterschied besteht darin, dass in dem vom Affecte Hin- 
gerissenen durch die habituellen Neigungen und ungezügelten Begierden 
eine Disposition zu Affecten vorgebildet sein kann^ während eine 
Prädisposition für günstige Gelegenheiten sich nicht zugezogen werden 
kann. Es ist dem in Selbstbeherrschung Geübten möglich, durch 
rechtzeitiges Entgegenwirken im ersten Momente eines aufwallenden 
Affectes denselben zu beschwichtigen oder zu bezwingen. 

Gegen dei;i Anfall einer zufälligen, packenden, aussergewöhn- 
lichen Gelegenheit, die vielleicht niemals wiederkehrt, sind nur die 
starken Naturen, nicht die Tausendmenseben gewappnet. 

Auch hier dürfen wir nicht ausser Acht lassen, dass das Mass 
des Gewöhnlichen und des Aus s er gewöhn liehen der Erreg- 
barkeit, Yerleitbarkeit, Widerstandskraft gegen äusseren Reiz bei 
Menschen nach dem Durchschnitte des mittleren Menschen 
und bei Handlungen oder Unterlassungen nach den regel- 
mässigen Folgen im Causal verlaufe gefunden werde. Nun ist 
erfahrungsgemäss die intensivere Anlockung durch eine besonders 
gtiustige Gelegenheit gewöhnlich, diese ihrem Begriffe nach ungewöhn- 
lich und die Regel der Wirkung einer solchen auf nicht schlechte 
und nicht gute, sondern gemischte Durchschnittmenschen, eine ausser- 
ordentliche. 

Aus triftigen Gründen hat die Lehre von den Milderungsgründen 
zwischen Affect und Gelegenheit zu unterscheiden, wie wir eben auch 
Affectverbrechen und Gelegenheitsverbrechen unterscheiden können. 

Das plötzliche Sichfinden einer ungewöhnlich günstigen Sachlage 
wirkt auf die physischen und moralischen Vorgänge regelmässig anders, 
als ein blosser Affect. Schon die rasche Orientirung über das Dasein 
einer ungewöhnlich günstigen Gelegenheit weist auf die ungetrübte 
Intelligenz und Wirksamkeit der Besonnenheit hin, mag auch in ein- 
zelnen Fällen die Affectwirkung sich hinzugesellen. Durch unvorher- 
sehbare Incitamente tritt das Bild einer Situation in das Bewusst- 
sein, welches ein weites Gesichtsfeld eröffnet. Man erkennt auf den 
ersten Blick die Leichtigkeit eines bestimmten, unter anderen 
Umständen mit Schwierigkeiten und Hemmungen verbundenen Unter- 
nehmens. Je angenehmer das Gefühl der Befriedigung durch den 
freudigen Schreck einer überaus günstigen Gelegenheit erregt wird, 
desto rascher neigt sich der Werdeprocess der Wahl der Ergreifung 
der Gelegenheit zu, desto mehr erhöht sich mit dem Selbstgefühl 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 5 
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eines Begünstigten, der Unternehmungsdrang. Auf dass der günstige 
Augenblick nicht verschwinde, wird das Streben nach raschem Be- 
schlüsse beschleunigt; es kommt leichter dazu, als unter anderen 
schwierigen Umständen, bis zur Verdrängung aller der Benützung 
der Gelegenheit widerstrebenden Bedenken. Die Erfahrung bestätigt 
diese Psychologie der Gelegenheit; mit geschärftem Blicke wird das 
Zusammentreffen der besonders günstigen Umstände veranschlagt und 
die grössere Leichtigkeit und Sicherheit des Erfolges escomptirt. 

In der momentanen Aussicht auf eine gesteigerte Wahrschein- 
lichkeit des Gelingens und Unentdecktbleibens , in der greifbaren 
Leichtigkeit der Unternehmung, in der Pression des Ungewöhnlichen 
auf gewöhnliche schwache Menschen liegen die Gründe, welche dem 
Beschlüsse das Uebergewicht verleihen und zur sofortigen Aus- 
führung bestimmeu. In dem lebendigen packenden Gesammtein- 
d rucke dieser Theil Wirkungen auf das Vorstellen, Wollen, Verhalten 
des Thäters finden wir die Entstehungsursache und die Ent- 
wicklungsbedingungen des Gelegenheitsverbrechene. 

Das Specifische des Gelegenheitsverbrechens li^gt zu- 
nächst darin, dass erst aus der unerwartet aufgestossenen Gelegen- 
heit der verbrecherische Wille entsprungen und dieser auf der 
Stelle zur Ausführung fortgeschritten ist. Nicht opem dans, 
vielmehr causam dans würden die Carpzovianer gesagt haben. Gewöhn- 
lich bezeichnete das ältere Becht diesen Strafmilderungsgrund mit den 
Worten: wenn eine ungesuchte günstige Gelegenheit den Thäter zu 
der That fortgerissen hat. Zutreffend bemerkte Jenull, der 
Grund dieses Milderungsumstandes beruhe auf der verhältnissmässig 
minderen Gefährlichkeit des Thäters, welche sich vorzüglich durch 
den Umstand offenbart, dass derselbe ohne vorausgefasste bös e 
Absicht erst durch den Reiz der Gelegenheit zum Ver- 
brechen angelockt wird. 

Das Gelegenheitsverbrechen setzt voraus, dass der Thäter nur 
deshalbdas Verbrechen verübt habe, weil die Be- 
stimmungsgründe dazu allein in dem übermächtigen Eeize der 
unverhofft sich darbietenden Gelegenheit lagen. Diese Voraus- 
setzung schliesst aus: jedwede Erwartung der passenden Ge- 
legenheit, jedes Einverständniss mit einem Gelegenheitsmacher, jede 
wissentliche Vorbereitung oder Erleichterung der Gelegenheit und 
ebenso auch die blosse Benützung der bei der Ausführung einer 
vorausgefassten verbrecherischen Absicht hinzugekommenen oder sich 
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Torfindenden Gelegenheit ; hingegen schliesst diese Voranssetzung 
des G-elegenheitsverbrechens nicht aus, dass sich der dnrch eine 
nngesuchte Gelegenheit plötzlich zu der That bestimmte und hin- 
gerissene Thäter früher mit Wünschen und Phantasien, die sich auf 
das Verbrechen beziehen, befasst habe, dass aber erst durch das 
unvermuthete Sichfinden der günstigen Gelegenheit die dunkle Masse 
hin- und herwallender Vorstellungen eine bestimmt umrissene Gestalt 
erlangt und das durch die Leichtigkeit der Ausführung nun erst 
scharf in Sicht kommende Verbrechensbild den Anstoss und 
Ausschlag zum sofortigen Beschliessen und Ausiiihren des 
Verbrechens gegeben habe. 

Schon aus diesen Bedingungen erhellt, dass das Gelegen- 
heitsverbrechen nicht nur als ein Milderungsgrund 
zu behandeln, sondern auch als ein selbstständiger Classifications- 
grund der Verbrechen anzusehen wäre. 

Dies dürfte um so deutlicher werden, wenn wir von der Genesis 
und Eigenart des Gelegenheitsverbrechens diejenige Gelegenheit 
unterscheiden, welche an den Thäter erst herantritt, nachdem 
er das Verbrechen bereits beschlossen und auszuführen begonnen 
Hat^ mithin nur als ein Reizmotiv mehr wirkt, das durch die 
Gunst der Umstände erleichterte oder gesicherte verbrecheri- 
sche Unternehmen desto gewisser zu Ende zu führen. Recapituliren 
wir. Es ist der Thäter, welcher spontan und nicht erst durch die 
Anlockung der Gelegenheit zu dem Verbrechen bestimmt wird, 
ungleich gefährlicher und in einem höheren Grade schuldhaft, als 
der Gelegenheits Verbrecher. Dieser stand vor dem plötzlichen Er- 
scheinen der Gelegenheit noch auf dem Boden der Legalität, 
mag auch nur Mangel einer verführerischen Gelegenheit 
der Grund seines bisherigen legalen Verhaltens gewesen Pein. Wie 
viele Schwächlinge und falsche Biedermänner bleiben nur aus 
Mangel an Gelegenheit an der Grenze des Strafgesetzes gerichtlich 
unbeanstandet stehen ! Noch ist selbst in dem zwischen Recht und 
Unrecht bereits schwankenden Menschen das mittlere Mass der 
Verleitbarkeit und der Widerstandskraft der Dutzendmenschen wirk- 
sam. Erst der überwältigende Reiz einer bestrickenden Gelegenheit 
verleiht hier dem rechtswidrigen Willen das Uebergewicht; die 
Gelegenheit hat den Thäter zu der Uebelthat hingerissen, zumal sie 
demselben einen Theil des Weges zum Verbrechen, die 
Qual der Wahl des ersten, die schiefe Ebene des Ver- 

5* 
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brechen eröffnenden Schrittes erspart. Die Gelegenheit 
hat den Gelegenheitsverbrecher ohne sein Zuthun sofort auf den 
Schauplatz des verbrecherischen Unternehmens zur rechten Zeit, am 
passendsten Ort, unter den günstigsten Umständen unverhofiFt mit 
einem Euck versetzt. Er steht mitten in der Situation der- 
selben, ehe er es versah; ohne Willensanstrengung, ohne Zuthun, 
ohne Wägniss des ersten vorbereitenden Schrittes; sein Wollen hat 
unerwartet die ausgeprägte Kichtung auf die Ergreifung der ent- 
gegenkommenden Gelegenheit empfangen. Hienach steht der Gelegenheits- 
verbrecher als solcher auf der unte rsten Stufe des Y er bre cher- 
thumes. Die Macht des Bösen ist in ihm am unfertigsten und 
schwächsten entwickelt. Der Milderungsgrund in dem §. 46e, 
österreichisches St. G. B., trifft nicht das reine Gelegenheits- 
verbrechen, sondern den Fall, dass der Thäter mehr durch die aus 
fremder Nachlässigkeit aufgestossene Gelegenheit zum Ver- 
brechen angelockt worden ist, als sich mit vorausgesetzter Absicht 
dazu bestimmt hat. Es wird hier ein geringerer Grad des Dolus 
vorausgesetzt. 

Auf einer höheren Stufe der verbrecherischen Schuld be- 
findet sich der Verbrecher mit reifer Ueberlegung und rechts ver- 
achtender Gesinnung; wä1:e es auch nur bei einem vereinzelten 
Verbrechen oder Erstlingsverbrechen geblieben. Nicht selten 
ist dieses der wilde Ausbruch einer latent gewesenen hochgradigen 
Verworfenheit. 

Können auch ungesuchte Gelegenheiten so gut bei diesem Ver- 
brechen wie bei den Affect- oder Ge wohn hei tsverbrechen mitwirken, 
öo bildet bei diesen die Gelegenheit eben nicht ein wesentliches 
Moment in der Genesis und im Thatbestande des Verbrechens, 
selbst wenn ausnahmsweise ein Erstlings verbrechen an Ruchlosigkeit 
und Verwegenheit ein Gewohnheits verbrechen übertreffen würde. 

Auf dieser zweiten höh er n Schuldstufe hat der Thäter aus 
selbsteigener Initiative innerlich und äusserlich den ßechtsbruch 
unternommen, ohne durch das Uebergewicht eines heftigen 
äusseren Reizes dazu bestimmt zu werden. Das ist der gewöhn- 
liche Typus dieser Verbrechensciasse. Insoweit die Macht des bösen 
Willens stärker gegen Hemmungen reagirt, ist der Verbrecher dieser 
Classe nicht nur schuldhafter, sondern auch gefährlicher. 

Auf der höchsten Stufe der Schlechtigkeit und Schuld steht 
das Gewohnheitsverbrechen, vermöge der bei jedem Anlasse 
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beharrlich erneuerten Begehung von Uebelthaten, wölche als Ausflüsse 
eines zuständlich, zur zweiten Natur gewordenen, verbrecherischen 
Hanges sich darstellen. Aus der verbrecherischen Gewohnheit ent- 
springt das Wachsen der Schuldgrösse , die sich bis zur völligen 
psycho-moralischen Entartung in dem Gewohnheitsver- 
brecher steigert. *) 

Nach den Stufen der subjectiven Willensschuld 
ergeben sich nun mehrfache Yerbrechensclassen , welche folgerichtig 
dieselbe selbstständige Behandlung mit eigenartigen Strafmassen 
in Anspruch nehmen können, wie eine solche bisher in der modernen 
Strafgesetzgebung ohne Ausnahme den Verbrechen jugendlicher 
Personen sowie der Yerbrechensconcurrenz und mit Ausnahmen 
dem Gewohnheitsverbrechen zu Theil geworden ist. 

Soll aber de lege ferenda die Classe der Gelegenheit s- 
verbrechier ein ihrem Typus entsprechendes gesetzliches Straf- 
mass erhalten, so muss vor Allem der Begriff des Gelegen- 
heitsverbrechens eine schärfere Abgrenzung erfahren. 

Es gentigt nicht, dass die unerwartet und plötzlich sich 
darbietende Gelegenheit den verbrecherischen Beschluss und die Aus- 
führung desselben auf der Stelle herbeigeführt habe. Erforder- 
lich ist noch , dass die ungesuchte Gelegenheit individuell- 
persönlich für den Thäter allein wirksam war, mithin weder 
für Jedermann vorhanden, noch öffentlich gegeben war. Ferner darf 
die unverhofft dem Thäter aufgestossene Gelegenheit nicht in seiner 
persönlichen Beschaffenheit, z. B. hochgradigen Erregtheit, Berauschung 
und ebensowenig in seiner verbrecherischen Thätigkeit selbst ihren 
Grund haben. Endlich ergibt sich aus der Bedingung der anlockenden 
Leichtigkeit der verbrecherischen Unternehmung, dass die unver- 
muthet sich darbietende Gelegenheit nicht mit erst zu über- 
windenden Schwierigkeiten verknüpft gewesen sein darf, um 
als Grund geringerer Verschuldung und Strafbarkeit in Betracht 
gezogen zu werden. 

Insoweit diese Erfordernisse der Gelegenheit im strafrechtlichen 



.*) Vgl. Wahlberg, über das Mass und den mittleren Menschen 
im Straf recht , in Grünhut's Zeitschrift für öffentliches nnd Privatrecht. 
V. B. , in Fleischer's Deutsche Revue 1879 über Mass und Werth- 
rechnung im Strafrecht. Vgl. auch Hälschner, Das gem. deutsche Strafrecht. 
J. 1881, S. 543. Dagegen, Lilienthal, Beitr. zur Lehre von den Collectiv- 
delicten 1879. §. 10. 
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Sinne zusammentrefifen , wäre derselben nicht nnr die Bedeutnng eine? 
allgemeinen Milderungsgrnndes, sondern anch die eines Classifications- 
grundes der Verbrechen beizulegen. 

Allerdings ist es richtig, dass ein absoluter Gegensatz von 
Grewohnheits- und Gelegenbeitsverbrecben nicht bestehe^ zumal auch 
in gewissen Fällen das Gewohnheitsverbrechen zugleich ein 
Gelegenheitsverbrechen sein kann. *) In diesen Fällen absorbirt die 
Gewohnheitsmässigkeit der wiederholten Yer brechen, die in dem isolirt 
verübten Gelegenheitsverbreehen enthaltene geringere Schuldstufe j 
auch ist es nicht erst die Gelegenheit, welche die fortfliessende ^ 

Quelle der dauernden verbrecherischen Willensrichtung erschlossen 
und die böse Absicht veranlasst hat. 



*) V. Buri, Einheit und Mehrheit der Verbrechen. 1879. S. 56. Vgl. 
anch Hälschner Gem. deutsch. Strafr. I. 551, welcher in Betreff der hohea 
Bedeutnng, die ich dem Unterschiede des Gewohnheits- und Gelegenheits* 
Verbrechens beimesse, sich zustimmend aossprlcht. 



IV. 

Der Rechtscharakter der Selbsthilfe und der 

Nothwehr. *) 



1, Die Lehre des Naturrechtes ist in unsere ältere Gesetz- 
gebung aufgenommen worden, dass das Selbstvertheidigungsrecht ein 
ursprüngliches , angebomes , ausserstaatliches Kecht sei , welches an 
den Staat unter der Bedingung übertragen worden sei, dass dieser 
den erforderlichen Rechtsschutz gewähre , und dass im Falle einer 
unmöglichen Staatshilfe dieses Natur recht wieder auflebe. Aus- 
drücklich wird in den Paragraphen des btirgl. Gesetzbuches für West- 
galizien von 1797 erklärt, §. 29, dass das Recht, sich und das Seinige 
zu vertheidigen, zu den angebornen Rechten gehöre ; §.41, dass, was 
aen nadirlicnen Rechten angemessen ist, so lange als bestehend an- 
genommen werde, als die gesetzmässige Beschränkung derselben nicht 
bewiesen wird , und eine solche Beschränkung nur insofern stattfinde, 
als sie zur Erreichung der allgemeinen Wohlfahrt nothwendig ist; 
§. 34, dass, wem die Natur oder das Gesetz was immer für ein 
Recht geben, dem auch die Mittel bewilligt seien, ohne welche 
dieses Recht nicht ausgeübt werden könne. 

Nun kommt die Nutzanwendung des codificirten Naturrechtes 
in den §§. 36 und 40: 

„Es ist jedoch einem Mitgliede der bürgerlichen Gesellschaft 
keineswegs erlaubt, wenn es sich in seinen Rechten verletzt er- 
achtet, sich selbst Recht und Genugthuung zu verschaffen. Eigen- 
mächtige Gewalt verträgt sich nicht mit der öffentlichen Sicherheit. 
Wer also in seinen Gerechtsamen gedrückt zu sein glaubt und Genug- 
thuung verlangt, der ist verbunden, sie im Wege Rechtens zu 
suchen, das heisst, er muss sein Recht bei der durch die Gesetze 
bestimmten Gerichtsstelle fordern. 



") Aus der „Allgemeinen österreichischen Gerichtszeitang" J879. 
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In jenen seltenen Fällen, in welchen die richterliche 
Hilfe anzurufen unmöglich wird, und in welchen die Eechts- 
V erletz ung auf keine Art vergütet werden könnte, ist die 
Selbsthilfe, das ist die im Naturrechte gegründete Nothwehr 
erlaubt." 

Hienach musste das Naturrecht „mit seinem unveräusserlichen, 
auch im Kreise der bürgerlichen Gesellschaft unverändert bleibenden 
Eechte der Selbstvertheidigung" es im §. 40 so klein zugeben, dass 
die Selbsthilfe auf die Fälle der Nothwehr beschränkt 
werden wollte und als deren rechtliche Voraussetzung die 
mangelnde richterliche Hilfe postulirt wurde. 

Dieses, dem positiven Eechte auf den Leib geschnittene Natur- 
recht wurde durch Martini und Z e i 1 1 e r grundlegend für die 
ältere Jurisprudenz in Oesterreich. *) Die traditionelle Ableitung 
des Selbstvertheidigungsr echtes aus dem Naturrechte, hat jedoch 
nicht zu einer freieren Auffassung des positiven Eechtes über 
erlaubte Selbsthilfe und gerechte Nothwehr geführt. 

Es ist bekannt, bis zu welcher Unnatur erkünstelter Beschrän- 
kungen und begriffswidriger Bedingungen der Nothwehr es die ältere 
gemeinrechtliche Doctrin und Praxis gebracht haben. Im Gegen- 
satze zu der römischen Auffassung des Nothwehrrechtes und selbst 
zu der communis opinio der älteren Italiener hatte die deutsche 
Eechtslitftratur dieses angebliche Naturgesetz der Nothwehr bis zur 
Unkenntlichkeit verunstaltet. Obgleich frühzeitig zutreffend hervor- 
gehoben wurde, dass fugare kein defendere bedeute und deshalb die 
Flucht des zur Yertheidigung eines gegenwärtig angegriffenen Eechts- 
gutes oder Eechtsgenusses Berechtigten überhaupt nicht gefordert 
werden dürfe, dass dort eine Nothwehr überhaupt nicht begründet 
sei, wo keine Gefahr für irgend einen Eechtsbestand abzuwehren 
nnd keine Handhabung eines Eechtes gestört ist, wurde schon in der 
altitalienischen Jurisprudenz die Verpflichtung bald ernstlich, bald 
humoristisch behauptet, dem rechtswidrigen Angreifer durch eine 
unschimpfliche Flucht auszuweichen. 

Es war ein Gaudium für diese „Eitter vom Geiste" , in theils 
ernsthaften, theils ironischen Unterscheidungen der Volksstämme, 
Stände, Berufe u. s. w. casuistisch diese angebliche Verpflich- 



*) Vgl. den Excurs über die naturrechtliche Bildungsepoche in Oester- 
reich in den Beilagen zum Commentar von Pf äff und Hofmann. 1877. 
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tung der Fluchtergreifung vor dem drohenden Unrechte vorzu- 
demonstriren. Die Pisaner, Eobuste, Ofliciere und Adelige seien von 
dieser Pflicht des Davonlaufens dispensirt und auch bei möglicher 
gefahrloser Flucht zur Nothwehr berechtigt ; die Florentiner hingegen, 
auch Geistliche , Juden , kleine Geschäftsmänner seien zu einer un- 
schimpflicben Flucht verpflichtet. 

Mau erstreckte endlich die Dispensation auf alle über die mittlere 
Bürgerclasse erhobenen Standespersonen ohne Unterschied der Confession 
und der Nationalität. So lächerlich und willkürlich auch diese C a r r i- 
catur des Nothwehrrechtes war, so tiberlebte sie doch die Carp- 
zo wasche Schule und machte noch die neuere Eechtsliteratur unsicher. 
Wenigstens ein Exe es s der Nothwehr sollte vorliegen bei möglich 
gewesener gefahrloser Flucht! Ja, noch 1842 meinte Breidenbach 
ernstlich : „Wer vollen Grund hat, anzunehmen, dass der Angreifende 
sich in der Person irrte, muss das Miss verständniss aufklären, wenn 
noch Zeit ist. . . , Wer gehalten ist, sich dem Angreifer zu entziehen, 
hat sich allerdings von ihm wegzubegeben. Hiemit ist aber 
nicht gesagt, dass er entlaufen muss!" Uienach wurde das Noth- 
wehrrecht auf den unterschied von Weggehen und Davonlaufen gestellt ! 

Das fehlte noch, die Möglichkeit der üeberreichung einer 
Visitenkarte als Ausschliessungsgrund der Nothwehr gelten zu lassen ! 
Dass sich hervorragende Juristeo hiebei so weit verirren konnten 
auf der schiefen Ebene beliebiger Nothwehrsbeschränkungen, ist psycho- 
logisch ein schlagendes Argument ftir die Unhaltbarkeit des 
Nothwehrerfordernisses der Unmöglichkeit der Flucht, 

Auch in der Doctrin und Praxis in Oesterreich bemerken 
wir die Tendenz, die gesetzlichen Beschränkungen der Selbstverthei- 
digung zu beschränken, wenngleich weniger grell ausgeprägt, wegen 
der bei uns im Ganzen ungekünstelteren Auffassung des Rechtes 
der Selbsthilfe und der Nothwehr. Immerhin finden wir auch Ver- 
suche, in die gesetzliche Bestimmung über die Nothwehr Er- 
fordernisse hinein zuinterpretiren, die dem Wortlaute derselben 
fremd sind, sei es aus Ueberschätzung des Principes staatlicher 
Bevormundung, sei es aus Connivenz für die Lehre der älteren Juris- 
prudenz über die Nothwehrsrequisite , zumal die Strafgesetzgebung 
von 1796 und 1803 die Nothwehr lediglich in V.er bin düng mit 
dem Tödtungsverbrecbeu noch einseitig behandelt, diese selbst als ein 
Tödtungsrecht aufgefasst und nicht zum Schutze aller Rechte 
gestattet hatte. 
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So bestimmte das westgalizische Strafgesetzbuch von 1796 im. 
§. 124: „Gerechte Nothwehr entschuldigt den Mord. Die 
Nothwehr kann aber nur dann für gerecht angesehen werden, wenn 
bewiesen wird, oder doch aus den Umständen, den Personen, der 
Zeit, dem Orte gründlich zu schliessen ist, dass der Thäter oder sein 
Nebenmensch von dem Gretödteten auf eine Art angegriffen worden, 
dass hieraus Verwundung oder gar Tod mit Grund zu besorgen 
war, und also der Thfiter sich der nöthigen Vertheidigung ge- 
braucht habe, um sein oder seines Nebenmenschen Leben, Vermögen 
oder Freiheit gegen den gewaltsamen Angriff zu schützen." 

Die bezeichnenden Worte: „also** — „der nöthigen Ver- 
theidigung" lassen erkennen, dass der gewaltsam angegriffenen Person 
schlechthin das Schutzrecht der Nothwehr eingeräumt wurde, 
und dass diese nicht erst durch die Unmöglichkeit der Flucht oder 
des Sichverborgenhaltens bedingt ward! 

In diesem genetisch und grammatikalisch wohl begründeten 
Sinne hat jedoch die Interpretation, die zum Theile strenger und 
ängstlicher war, als das Strafgesetz selbst, die Worte „nöthige 
Vertheidigung" in der Eegel nicht aufgefasst. 

Das Recht der Nothwehr, so wurde häufig angenommen, stehe 
nicht sofort, principal, dem gegenwärtig rechtswidrig Angegriffenen 
zu, vielmehr subsidiär, erst dann, wenn alle anderen Mittel 
der Anrufung der Staatshilfe, des Fluchtversuches, des Sichverbergens, 
des Verschliessens u. s. w. erschöpft oder unmöglich waren, um sich 
dem rechtswidrigen Angriffe zu entziehen. In dieser Annahme haben 
wir die fortfliessende Quelle incorrecter Beurtheilungen der 
Noth Wehrverhältnisse zu erkennen. Die Nothwehr ist gerecht, wenn 
sie nicht weiter getrieben wird, als nöthig ist; aber nothwendig 
ist es nicht, der drohenden Gefahr durch Flucht auszuweichen, 
weil diese Flucht weder Rechtsgebot, noch Vertheidigung ist. 

J e n u 1 1 gab den Einschlag zu einer engherzigen Interpretation 
der Worte „nöthige Vertheidigung«* im §. 127 St. G. B. von 1803. 
Darunter sei zu verstehen, dass das dem Angreifer zugefügte Uebel 
als die einzige Bedingung zur Erhaltung des angegriffenen 
.Rechtes erscheine. 

In schlimmer Uebereinstimmung mit der vorwaltenden gemein- 
rechtlichen Doctrin wurde dem §.127 St. G. B. ferner zugemuthet, 
dass derselbe einen unverschuldeten Angriff voraussetze und die 
Nothwehr nur zum Schutze unersetzlicher oder wahrscheinlich 
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unwiederbringlicher Eeclitsgüter gestattet sei. Kein Sterbenswörtchen 
stand davon im Strafgesetze selbst. Dazu der Schmerzensschrei in 
der Zeitschrift für österr, Eechtsgelehrsamkeit, 1827, von Metzburg: 
„Eine Handvoll Heu gegen das Leben eines Menschen!", obgleich 
damals schon erkannt wurde, dass es nicht auf die Unersetzlich- 
keit, nicht auf den Werth des angegriffenen Gutes, sondern auf die 
Art und die Grösse der Gewalt des Angreifers ankomme. 

Die J e n u 1 l'sche Interpretation des Begriffes der nöthigen Ver- 
theidigung hat sich zum Theile auch nach dem Strafgesetzbuche von 
1852 erhalten, welches die Noth wehr richtig in den allgemeinen Theil 
aufgenommen, aber in eine schiefe Verbindung mit dem unwider- 
stehlichen Zwange im §.2, lit. g gebracht hat. Dieser formelle Miss- 
griff förderte die Ansicht, als sei die Noth wehr nur als das ein- 
zige Rettungsmittel aus der unvermeidlichen Eechtsnoth 
aufzufassen. Hye, de lege ferenda für eine Erweiterung des natür- 
lichen Eechtes der Noth wehr einstehend , interpretirte , dass sich der 
Thäter ausschliessend nur zu dem Zwecke der Abwehr der entweder 
an sich objectiv unvermeidlich gewesenen oder wenigstens 
dem Thäter subjectiv als das einzige und unab weisliche Mittel zum 
Zwecke erschienenen Vertheidigung bedient habe. Doch — ehe wir 
näher auf diesen Punkt eingehen — sei vorausgeschickt, dass das 
Eecht derNothwehr entweder als ein natürliches ursprüng- 
liches Recht bei dringender Gefahr neben dem sog. Monopol des 
Staates auf Execution als fortbestehend angesehen werden, oder 
als ein vomStaate abgeleitetes Recht betrachtet werden könne. 

Bei der ersteren Auffassung kann von einem blos subsidiären 
Rechte der Selbstveitheidigung bei unmöglicher Staatshilfe so wenig 
die Rede sein, wie von einer üebertragung der Nothwehrs- 
befugnisse durch den Staat an Privatpersonen. 

Erblickt man hingegen in dem Noth wehrsrechte ein vom 
Staate abgeleitetes Recht, so ist die Frage vorerst zu beantworten, 
ob diese Befugnisse aus dem Privatrechte oder aus dem öffent- 
lichen Rechte abzuleiten seien, und nur rein privatrechtliche oder 
auch eine verwaltungsrechtliche Bedeutung haben. 

2. Zur Charakteristik unserer Strafgesetzgebung dient zunächst, 
dass diese sich zu einer allgemeinen Norm über ein selbststän- 
diges Delict der eigenmächtigen Selbsthilfe , nicht herbeigelassen 
hat. Erst in den Jahren 1851 — 1852 wurde für kurze Zeit der 
Versuch gemacht, durch Interpretation mit Zuhilfenahme einiger alter 
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Hofdecrete eine eigene Uebertretung der eigenmächtigen 
Selbsthilfe zu erfinden. Diese Hofdecrete vom 14. Febr. 1811, 
5. December 1812, 26. November 1824 hatten B esitzstörnngen 
im Ange, welche von Störungen der öffentlichen Ruhe, durcli 
Zasammenlauf, excessives Benehmen auf der Strasse u. s. w. begleitet 
sind. Nicht die eigenmächtige Selbsthilfe als solche, vielmehr die 
bei Gelegenheit einer eigenmächtigen Selbsthilfe entstandene Gefähr- 
dung der öffentlichen Ruhe sollte Gegenstand der polizeilichen Ahndung 
sein. Die Eechtspflege und die Staatsverwaltung nahmen seither 
correct an, dass eine selbstständige Uebertretung der eigenmächtigen 
Eelbsthilfe nach österreichischen Gesetzen nicht bestehe, so leichte 
Üandkaben für die gegentheilige Behauptung "die Xu8~3er Reaotions- 
zeit stammende Verordnung vom 30. September 1857 auch hätte 
bieten können. Dazu kommt, dass seit dem Hye'schen ersten Straf- 
gesetzentwurfe ein Antrag auf die Schöpfung eines selbstständigen 
Delictes der Selbsthilfe in Oesterreich nicht gestellt worden ist, und 
zwar auch dann wurde die Noth wendigkeit einer solchen legislativen 
Neuerung nicht anerkannt, als der galizische Landtag (1876) eine 
Resolution gefasst hatte , das Ministerium"' möge 3er Tn' der Iresetz- 
gebung bestehenden Lücke , dass keine Strafbestimmung für eigen- 
mächtige Pfändung fremder Fahrnisse besteht, baldmöglichst 
abhelfen. 

Darin stimmen neuere Juristen tiberein , dass , wenn der 
rechtswidrig Angegriffene zu einer Verletzung des Angreifers nicht 
schreiten musste, weil er wusste, dass diese nicht zur Abwehr des 
Angriffes nöthig sei, eine gerechte Nothwehr nicht vorhanden sei. *) 
In Betreff der Bedingung waltet hingegen Meinungsverschiedenheit, 
ob die Verhinderung einer drohenden Gefahr oder eines bevor- 
stehenden rechtswidrigen Angriffes vor dem Beginne der Ver- 
theidigung durch andere Mittel, als durch die eigenmächtige 
Vertheidigung dem Bedrohten oder Angegriffenen zu versuchen 
geboten sei. Eine solche Imperative besteht im österreichischen 
Strafgesetze nicht. 



*) Die ältere österr. Strafgesetzgebnng forJerte zur gerechten Noth wehr 
nach Art. 140 C. C C, im Art. 48, §. 1 Theresiana, einen gewaltsamen Angriff 
gegen die Person des Berechtigten. Die neuere Gesetzgebung hat diese Be- 
schränkung aufgegeben und forderte nicht mehr, dass der rechtswidrige Angriff 
auf fremdes Vermögen immer auch mit einer Gefahr für die berechtigte 
Person verknüpft sein müsse. 
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Die Grundbedingung ist das wirkliche oder vermeintliche 
Dasein einer gegenwärtigen Gefahr für irgend ein Becht im Sinne 
des §. 2 lit. g St. G. B., verursacht durch einen rechtswidrigen 
Angriff. Das Jedem in dieser Gesetzesstelle zuerkannte Zwanga- 
recht beruht auf der Zuständigkeit , sich oder Andere gegen un- 
berechtigte Eingriffe in den gesetzlich geschützten Bestand schützen 
zu dürfen. Eine ganz besondere Gefahr setzt die Nothwehr überhaupt 
nicht voraus, zumal das Kecht der Kothwehr nicht in dem Unrechte 
des Augreifers, vielmehr in dem Hechte der Vertheidigung 
eines unmittelbar gefährdeten Hechts gutes oder Eechtsbestandes ge- 
gründet ist. Aus diesem Grunde ist auch jeder Dritte berechtigt, 
dem Gefährdeten zu Hilfe zu kommen ; aus diesem Grunde ist es 
auch unrichtig, schlechthin bei allen Fällen der Selbsthilfe und 
der Nothwehr einen subjectiv schuldbaften Angreifer vorauszu- 
setzen. 

Es wäre daher unverständlich, wenn principiell der Satz 
als feststehende Rech tsansicht behauptet werden wollte, dass 
der rechtswidrig Angegriffene verpflichtet sei, sich so lange 
vor einer Selbstvertheidigung zu bewahren, so lange ihm be- 
kannte andere Mittel der Fluchtergreifung , des Sichversteckens, des 
Lichterauslöschens mit Vorbehalt weiterer Entdeckungen , zur Ver- 
fügung stehen. 

Fehlt es an einer abzuwehrenden Gefahr, dann ist überhaupt 
keine Abwehr begründet. Das weiss aber jeder Angefallene und 
Bedrohte, dass Davonlaufen keine Vertheidigung sei, ja, dass in 
manchen Fällen selbst die Fluchtergreifung ohne vorgängige 
Acte der Vertheidigung nicht möglich ist.*) 

Mit Ausnahme von Geyer, welcher in der Nothwehr kein 
Recht, nur ein zu duldendes noth wendiges üebel erblickte, haben 
Hye, Wessely, Glaser, IJnger, Janka u. A. das Recht der 
Nothwehr als ein im Begriffe des Rechtes und des nothwendigen 
Rechtsschutzes gegründetes Recht der Privatperson aufgefasst. 
Insbesondere hat Glaser dieses Recht von dem Gesichtspunkte aus 
beleuchtet , dass die Staatsgewalt vernünftigerweise nicht die 
Aufgabe haben könne, für den Privaten zu thun, was dieser selbst 
durchzuführen vermag; auch die stärkste Staatsgewalt müsste davor 
erschrecken, in erster Linie für die Erhaltung jedes Privatrechtes 



*) Vgl. „AUgem. österr. Ger. Ztg." 1873, Nr. 44. 
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verantwortlich gemacht zu werden. *) Auf die Frage , warum der 
rechtswidrig Angegriffene auf die eigenmächtige Ahwebr verzichten 
soll, seihst wenn er im gegebenen Falle ohne alle Gefahr die Hilfe 
des Staates zu erlangen vermöchte, wird mit der Gefahr des Miss- 
braucbes oder des Excesses der eigenmächtigen Abwehr geantwortet, 
obgleich eine solche Gefahr der Ueberscb reitung eines Rechtes bei 
jeder Art von Rechtsübung eintreten kann und streng genommen daher 
auch die Ausübung des Eigenthumsrechtes von der helfenden Thätig- 
keit des Staates abhängig gemacht wird und mancherlei Beschrän- 
kungen unterworfen ist. 

Hieraus wird die Folgerung abgeleitet, die Staatsgewalt müsse 
der Selbsthilfe Schranken setzen. Wenn eine solche Beschränkung 
der Eigenmacht ein Opfer ist, welches zwar nicht als Consequenz des 
Rechtsbegriffes, aber als Bedingung des sicheren Bestandes der Rechts- 
ordnung angesehen werden muss, so lange es sich lediglich um die 
Frage handelt, wer die zum Schutze des Rechtes erforderliche Gewalt 
üben soll, würde es als Verleugnung alles Rechtes erscheinen, wenn 
unter Umständen, wo jener Schutz vom Staate nicht zu erwarten ist, 
der Einzelne doch nur auf diesen Schutz angewiesen werden sollte ? 

Wer nur erleidet, was nöthig war, um einen wissentlichen 
Angriff auf fremdes Recht abzuwehren , erleidet kein Unrecht , wer 
immer es ihm zugefügt haben mag. Wer sich und seinen Besitz- 
stand gegen Privatgewalt mit Gewalt schützt, wo ihn die Staats- 
gewalt nicht schützen kann, lehnt sich auch nicht gegen die öffentliche 
Ordnung auf, vergeht sich nicht der Staatsgewalt gegenüber. Qui 
jure suo utitur, neminem laedit. Wie Glaser die Noth wehr ansieht, 



*) Hälschner, System des preuss. Strafr., 1858, hebt hervor, dass es 
kein ausschliessliches Recht des Staates gebe, der Privatperson in 
jedem Falle den etwa erforderlichen Schatz gegen Beschädigungen zu gewähren, 
dass vielmehr dieser selbst das ursprüngliche , nicht vom Staate abgeleitete 
Recht zustehe, ihr Recht auch in der Form der Nothwehr e* genmächtig zu 
üben nnd gegen den rechtswidrigen Angriff zu bethätigen , und darum auch 
die mangelnde Hilfe des Staates nicht die rechtliche Voraussetzung und den 
Rechtsgrund der Nothwehr bilde. — Das gemeine deutsche Strafrecht, I, 1881, 
S. 477: Dürfte von angeborenen, von Urrechten des Menschen die Rede sein, 
so würde vor Allem das Recht der Nothwehr als solches zu bezeichnen sein. 
Dazu Bern er, Lehrb. 11. Aufl. 1881, S. 148: Es ist in der Nothwehr das 
gegenwärtig angegriffene Recht , welches sich gegen das angreifende offenbare 
Unrecht behaupten will und demselben nicht zu weichen braucht. Vgl. Luden, 
Handb. d. Strafr. 1847, S. 292. 
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ist der Conflict, welcher zu ihrer Anwendung allein fuhren kann, 
immer ein persönlicher.*) 

Ob die Nothwehr und die Selbsthilfe in den dieser verwandten 
Fällen ein besonderes und selbstständiges Eecht der Privatpersonen 
oder lediglich die Form der Bethätigung des angegriifenen Privat- 
rechtes sei, ob die Kothwehr ganz unabhängig von der Voraussetzung 
einer subjectiven Berechtigung sei, ob in derselben blos eine Macht-« 
entfaltung des Privatr echtes ausgedrückt sei, sind offene Fragen in 
unserer Rechtsliteratur. 

3. Für die principielle Auffassung der Nothwehr ist es un- 
erlässlich, auch die Grundsätze des allgemeinen bürgerlichen Gesetz- 
buches über die Selbsthilfe eingehender zu berücksichtigen. Schon 
Wächter und Köstlin fanden es unbegreiflich, wie man ohne 
diese Vordersätze die Lehre von der Nothwehr abhandeln mag. 

In der Bauptstelle des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches, 
§. 19 , ist der Schwerpunkt der eigenmächtigen Selbsthilfe in 
die Hintansetzung der zum Einschreiten durch die Gesetze be- 
stimmten Behörde gelegt, während im §. 344 die erlaubte Selbst- 
hilfe bei Beöitzstörungen an die Bedingung geknüpft ist, dass 
die richterliche Hilfe zu spät kommen würde. 

Hieraus folgt nun ganz allgemein für alle Arten der Selbst- 
hilfe zum Schutze der Privatrechte, dass in allen Fällen, in 
welchen die Geltendmachung und der Schutz eines Privatrechtes nicht 
an die Dazwischenkunft einer Behörde geknüpft ist, oder die obrig- 
keitliche oder die richterliche Hilfe unmöglich ist, von einer eigen- 
mächtigen Selbsthilfe nicht die Eede sein könne. 

Aber selbst das öffentlich-rechtliche Moment der Hintan- 
setzung der zur Dazwischenkunft berufenen Behörde begründet nicht 



*) Glaser, Gesamm. kl. Schriften. 1868. I. Bd , 202, Note 2. Es gibt 
nur eine Nothwehr gegen Gewalt nnd nnr eine Nothwehr mit Gewalt. Vgl. 
Hey ssler gegen Binding in Grönhut's Zeitschr. VI , 361. Wessely, 
Befugnisse der Nothwehr 1862, S. 50, 55. Die Forderung, dass der znr Noth- 
wehr berechtigende Angriff auch ein snbiectiv rechtswidriger sei, 
beruht auf einer Yerkennung der von der Strafe verschiedenen rechtlichen 
Natur der Nothwehr. Widerrechtlich bleibt ein Angriff, auch wenn der Angreifer 
zurechnungsunfähig ist. Vgl. auch Bekker, Theorie des d. Strafr. 
1859, S. 607. V. Bar, Lehre v. Causalzusammenhang, 1871, S. 89. v. Buri, 
Causalität und deren Verantwortong, 1873, S. 94. Seeger, Abh. a. d. Strafr. 
1858, S. 123 ff. Hertz, Das Unrecht u. die allg. Lehren des Strafrechts, I., 
1830, S. 101. 
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immer eine mit civilrechtlichen Folgen begleitete eigenmächtige 
Selbsthilfe. 

So bestimmt §. 797 a. b. G. B., dass Niemand eine Erbschaft 
eigenmächtig in Besitz nehmen darf und das Erbrecht vor Gericht 
verhandelt werden muss. Wie wenn durch eine eigenmächtige Besitz- 
nahme einer Erbschaft in keinen fremden Rechtskreis verletzend 
eingegriffen wird, liegt in diesem Falle auch eine civilrechtliche Ver- 
antwortung für eigenmächtige Selbsthilfe vor? 

Nicht jedes eigenmächtige Handeln, selbst wenn es als 
gesetzwidrig erklärt ist und bei der Handhabung eines Privat- 
rechtes stattfindet , ist als eigenmächtige Selbsthilfe zu be- 
urtheilen. Gesetzwidrig ist das eigenmächtige Verwechseln des Grundes 
einer Gewahrsame, die eigenmächtige Ueberschreitung einer Vollmacht. 
Ebenso sind eigenmächtig entzogene oder entlehnte Vermögensstücke 
von der Compensation ausgeschlossen. Sind in diesen gesetzwidrigen 
Handlungen Uebertretungen des Verbotes eigenmächtiger Selbsthilfe 
zu erkennen? 

Es gibt auch Eigenmächtigkeiten bei der Handhabung 
eines Rechtes, welche insoweit geduldet werden, als sie nicht ver- 
boten sind. Der Privatberechtigte kann sich oft factisch mehr 
erlauben, als ihm das Gesetz einräumt, soweit nur dieses Mehr noch 
in der Linie des Nichtverbotenen liegt. Allerdings besteht in 
dem Nichtunrechtthun , streng genommen, nicht die Ausübung eines 
Rechtes ; immerhin umschliesst das Erlaubte auch alles Nichtverbotene. 
Wenn ein brutaler Ehemann seine ohne genügende Ursache wider- 
strebende Ehefrau zum Beischlafe gewaltsam nöthigt, so ermächtigt 
ihn das eheherrliche Recht ausdrücklich nicht dazu , allein jedem 
Nichtberechtigten ist verboten, ihn an einer Eigenmächtigkeit zu hindern, 
l soweit diese gesetzlich nicht ausgeschlossen ist. 

Nach §. 19 a. b. G. B. macht sich der Ehemann nicht ver- 
antwortlich, indem er sich im gegebenen Falle eigener Hilfe bedient. 
Nur Derjenige ist für verantwortlich erklärt, der sich mit Hintan- 
setzung der berufenen Behörde eigenmächtiger Selbsthilfe bedient. 
Ist die Behörde in diesem Falle nicht zum Einschreiten berufen, so 
begründet die „unnothwendige eigene Hilfe" keine eigenmächtige 
Selbsthilfe. — Im §. 344 hingegen ist ausdrücklich vorgeschrieben, 
dass sich der Besitzer der Selbsthilfe nur dann bedienen dürfe, wenn 
die richterliche Hilfe zu spät kommen würde. In diesem §. 344 
handelt es sich nicht um eine allgemeine Norm über die 
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eigenmäclitige Selbsthilfe, vielmehr nur um die rechtmässige Selbst- 
hilfe gegen Besitzstörungen. Die Rubrik spricht von einem 
„Eechtsmittel zur Erhaltung des Besitzstandes bei dringender 
Gefahr." Die Citation des §.19 kann sich ebßn nur auf das 
Moment der Hintansetzung der zum Einschreiten beruf enien 
Behörde beziehen. Der Selbstschutz des Besitzstandes durch angemessene 
Gewalt ist nicht zu identificiren mit der Vermögensnothwehr 
nach §. 2, lit. g, St. G. B. , zumal die Ausübung der Nothwehr 
überhaupt an die im §. 344 a. b. G. B. festgesetzte Bedingung der 
mangelnden richterlichen Hilfe nicht gebunden ist. Zählt nun 
der Wortlaut des §. 344 diese Art der Selbsthilfe zu den Eechten 
des Besitzes, so ist eben damit ein specifisches Merkmal 
dieserArt der privatrechtlichen Selbsthilfe ausgedrückt. Aber selbst 
diese geht weit über den Inhalt eines Privatrechtes 
hinaus, da der Besitz als solcher, mag er als eine rechtliche oder 
rechtlich-geschützte Macht beurtheilt werden , die Befugniss zu Ver- 
letzungen der Person nicht ertheilt. 

Es ist nicht zu übersehen, dass unsere Gesetzgebung im §. 1321 
a. b. G. B. eine weitgehende, selbst zur Privatpfändung*) 



*) Zur Geschichte des Beclits der Privatpfänd ung nach den 
§§.1321, 1322 a. b. G. B. führe ich hier nur an, dass der Tractatns deJuribus 
incorporalibus, XIV. Tit., vom Schaden handelt, „so jemand durch fremdes Vieh 
oder sonsten beschieht,^ in §. 1 das Becht dem I n ha b er des Grandes zuerkennt 
im Falle einer Schadenszufügung durch fremdes Vieh „auf seinem gehörigen 
oder inhabenden Grande^ dasselbe zu pfänden und einzutreiben, „auch solang, 
biss man sich mit ihme um den erlittenen Schaden und die auffgangene Fütterung 
nach billichen Dingen vergleicht," einzuhalten. Im §. 2 wird die Privatpföndung 
ausgeschlossen , wenn das fremde Vieh auf eigenem Grunde keinen Schaden 
zugefügt hat. Wohl darf dasselbe, „jedoch unbeschädigter", ausgetrieben werden. 
Im §. 3 wird das Eecht der Privatpfändung des fremden Viehes auf den in- 
habenden Grund allein beschränkt , so dass diese auf einem anderen Grunde 
unstatthaft ist. 

Der Mittheilung des geehrten Collegen, Prof. Pf äff, danke ich aus 
den Materialien des allgem. bürgerl. Gesetzbuches die Notiz, dass 1809 
bei der Berathung der Hofcommission über Provinzialrechte die krainerische 
Commission ein Gewohnheitsrecht aufrecht erhalten wollte in dem Antrage : 
die Pfändungen, welche zur Schützung eines zustehenden Hechtes oder Besitzes 
in Krain gewöhnlich vorgenommen werden, werden fernerhin, um dadurch sein 
Becht zu verwahren, gestattet. Vorschlag zur Textirung dies §. 458 
westgal. G. B. III. : „ ... Er kann es durch anpassende Gewalt verjagen, oder 
wenn er dadurch Schaden gelitten hat, oder auch nur in seinen Rechten 
beeinträchtigt worden, das Recht der Privatpfändung über so viele Stficko 
Wah-lber)?. Gesammelte kleine Schriften. III. Q 
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berechtigende Selbsthilfe de^ Grundbesitzers u. A. anerkennt, diese 
jedoch nur ein Zwangsrecht in Bezug auf fremde Sachen, nicht 
aber ein Zwangsrecht gegen Personen zulässt, während in der 
Besitznoth weh r nach §. 344 auch eine Macht üb er di e Person 
des Besitzstör ers eingeräumt ist. Insoweit das Gesetz nur die Gewalt- 
anwendung gegenüber fremden Sachen durch die Selbsthilfe gestattet, 
hat diese eine privatrechtliche Bedeutung. Insofern aber in 
der erlaubten Selbsthilfe auch die Gewalt zur Ueberwindung eines 
persönlichen Angriffes mit Verletzung des ungerechten An- 
greifers begriffen ist, hat diese Art der Selbsthilfe einen vorwaltenden 
öffentlich-rechtlichen Charakter, zumal das Privatrecht 
über jene Personen allein eine Gewalt zugesteht, welche nach 
den Gesetzen dem Ehemanne, den Eltern, dem Vormunde, dem Lehr- 
herrn, dem Lehrer und Erzieher, dem Gesindehälter unterstehen. 



Viehes, als zu seiner vollständigen Genagthaung oder zum Schatze seines 
Rechtes hinreichen, ausüben. Doch mnss der Gepfändete, wenn sich die 
Parteien nicht eher verglichen haben, das gepfändete Vieh binnen 
14 Tagen durch Erlegung eines angemessenen Betrages, allen- 
falls mit Beihilfe der vorgesetzten Obrigkeit des Pfänders, auslösen oder 
zugeben, dass das gepfändete Vieh von der vorgesetzten Obrigkeit öffent- 
lich versteigert und der gelöste EaufschiUing depoaitirt werde, wo sodann 
dem Gepfändeten die vermeintliche Klage vor Verlanf der Verjährung anzu- 
bringen bleibe ..." 

Ref. Zeiller: „Das Gesetz habe durch Nr. 458 (westgal. G. B. II., 
entsprechend §. 339 a. b. G. B.) vorgesehen , dass kein Besitzer ohne Unter- 
schied eigenmäc htig gestört werden soll, und dieses fordere die Öffentliche 
Ruhe und bürgerliche Ordnung! Es gestatte zwar die Nr. 458 die 
Pfändung des Viehes bis zu den Grenzen seiner vollständigen Genugthnung ; 
doch verbinde es (das Gesetz) den Pfänder, seine Klage bei dem Richter 
binnen drei Tagen anzubringen oder das Vieh zurückzugeben. Dieses sei an- 
gemessen, weil dadurch die richterliche Einschreitang an die 
Stelle der Privatgewalt tritt. Es lasse die poenam conventionalem (der 
alten Gewaltschadensklagen) für die Gewalt weg, weil solche schon dnrch die 
vollständige Genugthnung ersetzt wird , und sei diese für unsere Tage nicht 
mehr begründet." Ref. würde also Nr. 458 nicht ändern. 

Unger's Bemerkung, System II., 343, über „die rein singulare, aus 
dem deutschen Rechte zu erklärende Ausnahme'' , dass unter 
gewissen Voraussetzungen eigenmächtige Pfändung von Vieh gestattet 
ist. Eine eigenmächtige Pfändung um Schuld (vgl. Wilda, Zeitschr. f. d. 
Recht I., 190. Siegel, Gesch. d. deutschen Gerichtsverf. I., §. 5) kennt das 
österr. Recht nicht. Vgl. überh. Tomaschek, deutsches Recht in Oester- 
reich, 1859, 170. R ö s s 1 e r, deutsche Rechtsdenkmäler II., 193, 231 ürkundenb. 
Bischoff, steiermärkisches Landrecht, 1875, 105, 145, Art. 169. 
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Ist bei dieser Art der Selbsthilfe den Privatpersonen ein 
gewisses Mass verwaltungsrechtlicher Zwangsgewalt zugestan- 
den, welche regelmässig nur Organen der öffentlichen Grewalt zusteht, 
und zwar im Interesse des Rechtsschutzes, so ist Grund, Mass und 
Endzweck einer solchen üebertragung der im Privatrechte 
nicht begründeten Zwangs- und Verletzungsbefugnisse an Privat- 
personen, in dem Öffentlich-rechtlichen Principe zu suchen, welches 
der Institution des Rechtsschutzes überhaupt zu Grunde liegt, 
gleichviel, ob die Rechtshilfe durch öffentliche Organe oder durch 
die dazu berechtigten Privatpersonen vollzogen wird. 

Man stelle diese neue Auffassung der naturrechtlichen Fiction 
einer bedingten üebertragung des ausserstaatlichen Selbstvertheidigungs- 
rechtes an den Staat gegenüber und erwäge, ob die in dem Privat- 
rechte nicht gegründeten Nothwehrsbefugnisse aus dem Privatrechte 
rein entwickelt werden und als Attribute der Persönlichkeit inner 
der Grenzen der Privatrechte angesehen werden können, insbesondere 
ob eine Identität der Nothwehrsbefugnisse und des zu schützenden 
Privatrechtes behauptet werden könne ! 

Die erlaubte Selbsthilfe dient nicht nur der Erhaltung des 
Einzelrechtes, vielmehr auch, objectiv betrachtet, dem Rechtsbestand e 
überhaupt. Die Hand der nothwehrsberechtigten Privatperson, 
welche in Verhältnissmässigkeit des Angriffes den Angreifer schwer 
verletzt oder tödtet, ist für eine masshaltende Yertheidigung 
gleichsam mit Mitteln der öffentlichen Gewalt ausgerüstet. 
Diese erlaubte gewaltsame Rechtshilfe ist öffentlich-rechtlicher Natur 
und* es liegt nur in der nicht wegzuspöttelnden Consequenz der- 
selben , den gewaltsamen Widerstand gegen die rechtmässige 1 /!/ JA - 
Selbsthilfe, analog der Widersetzlichkeit gegenöffentliche 1 ^^ 
Organe in Ausübung der Rechtshilfe, zu behandeln. Das * 
revidirte s ä c h s i s c h e Strafgesetzbuch von 1868 zog im Artikel 143 
diese Consequenz mit Recht. Ich halte diese aufrecht. 

Dem Monopole des Staaies auf Execrution steht das Recht der 
Selbsthilfe gegenüber. Fällt diese auch nicht unter den Begriff des 
Processrechtes, so ist doch die Ausübung der erlaubten Selbst- 
hilfe, insbesondere nach §. 1321 a. b. G. B. an Förmlichkeiten und 
an bestimmte Massverhältnisse gebunden und kann in dieser Be- 
ziehung zu der geordneten Rechtsverfolgung im weitesten Sinne 
gezählt werden als eine gesetzlich anerkannte Rechtshilfe durch 
Selbstschutz. 

6* 
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Die zalässige Selbsthilfe ist auf das Eecht gegründet, keines- 
wegs aber in allen Fällen auf das durch Eigenmacht zu schützende 
Privatrecht, vielmehr in Nothwehrsfallen auch auf das Becht 
darauf, dass Eecht in der Rechtsgemeinschaft bestehe, dass Jedem 
in Fälleü augenblicklicher Gefahr oder gegenwärtigen rechtswidrigen 
Angriffes die zwingende Macht des. Hechtes zur Seite stehe, vermöge 
welcher er durch persönliche Kraft für die Erhaltung des gefährdeten 
Eechtes und damit zugleich für den Eechtsbestand überhaupt einzu- 
stehen mit wehrhafter Hand befugt ist. 

Also nicht wegen des einzelnen angegriffenen Privatrechtes 
allein, vielmehr immer auch zugleich wegen der ausschliess- 
lichen Eecbtsherrschaft im öffentlichen Interesse ist die Selbsthilfe 
zum Schutze eines augenblicklich gefährdeten Eechtes oder eines 
gesetzlich geschützten Lebensgutes oder factischen Zustandes innerhalb 
des Begriffes der Eechtsverfolgung im weitesten Sinne aufzufassen, 
zumal sich dieselbe mit ihren drastischen Zwangsbefug- 
nissen, womit die nothwehrsberechtigte Privatperson bewaffnet ist, 
aus dem Privatrechte allein nicht entwickeln lässt* 

Der öffentlich-rechtliche Charakter der Kothwehr 
findet auch darin seinen Ausdruck, dass das Eecht der Nothwehr 
auch gegen Organe der öffentlichen Gewalt nach unserer 
Spruchpraxis bei einem mit der gegenwärtigen Gefahr unersetzlichen 
Schadens verknüpften Miss.brauche der Amtsgewalt geltend gemacht 
werden darf, also keineswegs lediglich als Schutzmittel gegen 
Privatpersonen.*) 

Wer mag auch ernstlich bestreiten, dass bei dem Zusammen- 
hange der Einzelnen und der Einzelrechte mit dem Gemeinwesen 
und dem gesammten Eechtsorganismus , dem die Einzelnen und ihre 
Eechte eingegliedert sind , nicht blos das einzelne concreto Privat- 
recht, nicht blos das scheinbar isolirte persönliche Interesse, sondern 
auch das öffentliche Interesse des Bestandes der Eechtsordnung von 
dem Schutze aller Eechte unzertrennlich sei? 

Ist es unbestreitbar, dass das Eecht, nöthigenfalls den rechts- 



*) Adler-Krall-Walther, Samml. strafr. Entsch. v. 22. December 
1851, vom 31. October 1854 n. a. m. Wenn die Entsch. vom 16. Juni 1853 
die Nothwehr gegen obrigkeitliche Personen an die Bedingung eines sonst un- 
ersetzlichen Schadens geknüpft hat, so bemerke ich dagegen , dass der §. 2, 
lit. g, die nöthige Yertheidignng nicht auf den Fall des unersetzlichen 
Schadens beschränkt. 
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widrigen Angreifer zu verletzen oder zu tödten, aus keinem Privatrechte 
abgeleitet werden könne, und dass die Verletzung der gegnerischen 
Person mithin als eine Ueberschreitung der Schranken des Privat - 
rechtes und insbesondere des Sachenrechtes angesehen werden müsse, 
so muss auch zugegeben werden, dass die Ertheilung der Befugniss 
zu einer solchen Ueberschreitung nur aus einem öffentlich-rechtlichen 
Principe entwickelt werden könne, und dass mithin die mit Ver- 
letzungen des Angreifers und gewaltsamer Ueberwindung desselben 
verbundene Rechtsvertheidigung nicht blos eine Ausübang privat - 
rechtlicher Gewalt bedeuten könne. Principiell ist die Befugniss zur 
Selbsthilfe im Allgemeinen so gut wie die Befugniss zur Klage als 
ein dem öffentlichen Rechte angehörendes Schutzmittel vom Stand- 
punkte des positiven Rechtes aus aufzufassen. Selbstverständ- 
lich kann von einer Uebertragung der Zwangsbefugnisse der Noth- 
wehr an Privatpersonen, vom naturrechtlichen Standpunkte 
aus, nicht gesprochen werden. 

II. 

In den Formen der Ausübung der Privatrechte durch berechtigte 
Eigenmacht, sowie des Privatrechtsschutzes lassen sich üebergänge 
vom Privatrechte zum öffentlichen Rechte nachweisen und mehrere 
Arten der Selbsthilfe unterscheiden: 

a) Ungehinderte und unbestrittene thatsächliche Aeusserung der 
Willensherrschaft des Berechtigten als unmittelbare Bethätigung eines 
Privatrechtes, zu welcher das Gesetz selbst dann ermächtigt, wenn 
diese Art der Rechtsverwirklichung Anderen zum Nachtheile gereicht. 
Unmittelbare Handhabung einer an keine fremde Jilinwilligung, an 
keine behördliche Dazwischenkunft gebundenen Berechtigung bei un- 
angefochtenem Rechte ist nichts Anderes, als die friedliche Geltend- 
machung privatrechtlicher Befugnisse durch eigene Macht. Wenn 
der Grundbesitzer von den Bäumen des Nachbars die Aeste auf der 
Seite des ihm gehörenden Grundstückes abschneidet, so lässt sich in 
dieser unmittelbaren Rechtsausübung keine eigenmächtige Selbsthilfe 
erkennen. 

b) Ebensowenig ist die Geltendmachung von Rechtsansprüchen 
bei bestrittenem Rechte durch eine gesetzlich zulässige Vereinbarung 
der Parteien als Selbsthilfe anzusehen. 

Auf diese Fälle der Rechtsverfolgung hat das Verbot der Selbst- 
hilfe im §. 19 a. b. G. B. keine Anwendung. 
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c) Durchsetzung eines Kechtes aus eigener Macht unter Coope- 
ration eines öffentlichen Organes ohne gerichtliches Verfahren. 
Jüiese Art der ürechtsverfolgung ist die uneigentliche oder blos 
mittelbare Selbsthilfe. Hieher gehört das Recht aus dem 
kaufmännischen Faustpfandes das gesetzliche Pfandrecht des Com- 
missionärs, Spediteurs und Frachtführers am Commissions-, Speditions- 
und Frachtgute, das kaufmännische Zurückbehaltungsrecht, der Ver- 
kauf der in Yerbot gezogenen Güter nach §. 288 a. G. 0. u. a. m. 

d) Die Selbstvertheidigung gegen einen augenblicklichen rechts- 
widrigen Angriff oder eine gegenwärtig drohende Störung eines vom 
Gesetze geschützten thatsächlichen Verhältnisses ohne Verletzung 
des Gegners ist die uneigentliche Nothwehr. 

Hag die Selbstvertheidigung auch ohne Gewaltanwendung gegen 
eine Person ausreichend sein, immer erfordert sie, wie jede Selbst- 
hilfe, ein positives Verhalten. Eine blosse Weigerung der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit oder die Nichterfüllung derselben, z. B. durch 
eigenmächtige Anwendung eines Eetentionsrechtes, §. 471 a. b. G. B., 
ist keine Selbsthilfe. 

ej Jede Selbstvertheidigung ist Selbsthilfe, nicht jede Selbst- 
vertheidigung ist Nothwehr. Nothwehr ist die mit einer Verletzung 
des rechtswidrigen Angreifers verknüpfte Rechtsvertheidigang^ 
um dessen gegenwärtigen thätlichen Angriff von sich oder Anderen 
abzuwehren. 

Die gewaltsamen Vertheidigungshandlungen sind zulässig zur 
Abwehr eines thätlichen Angriffes auf die Person oder das Vermögen 
zur Erhaltung des eigenen oder fremden Eechtsgutes oder eines 
rechtlich geschützten factischen Zustandes oder zur Entreissung des 
rechtswidrig Entzogenen aus den Händen des auf frischer That in 
continenti verfolgten Diebes oder Räubers, soweit dabei beständig 
die Linie der Vertheidigung gegen die noch drohende, nicht ab- 
geschlossene rechtswidrige Thätigkeit eingehalten wird. In dem Falle 
der eigenmächtigen Wegnahme der entwendeten eigenen Sache aus 
den Händen des unmittelbar verfolgten und ergriffenen Uebelthäters 
ist nur der Form nach ein Angriff vorhanden, dem Wesen nach 
eine blosse Vertheidigung gegen die fortdauernde Gefahr des 
Verlustes des entzogenen Rechtsgutes, so lange dem Berechtigten noch 
die reale Möglichkeit einer Herrschaft über dasselbe gegeben ist. 

Wenn ein Ehemann seine Ehefrau, die mit ihrem Entführer und 
mit Vermögens stücken aus dem gemeinsamen Haushalte in dem noch 
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vor dem Hausthore stehenden Wagen angetroffen wird, gewaltsam in seine 
Wohnung zurückführt, also in einem Zeitpunkte, wo seine Verfügungs- 
gewalt f actisch noch nicht aufgehoben war, so liegt von Seite der 
'treulosen Frau kein Angriff vor und dooh ist die zur Erhaltung des 
bedrohten Rechts verhältnisro» unternommene gewaltsame Anhaltung dem 
Wesen nach eine blosse Abwehr oder Vertheidigungshandlung. Wir 
haben hienach diese der Noth wehr verwandte und doch von dieser 
in der Voraussetzung und in der Bethätigung verschiedene Selbstver- 
theidigung als eine besondere Art der Selbsthilfe aufzufassen. 
Nicht minder ist die Selbstvertheidigung in einem Raufhandel 
besonders hervorzuheben. In dem wirren Ktiäuel eines Handgemenges 
tritt in dem Complexe der Angriffs- und Abwehrshandlungen die 
reine Defensivhandlung nur selten erkennbar hervor, wenn Dasjenige 
nicht erwiesen werden kann, was der Beschuldigte wirklich gethan 
hat. Unzweifelhaft ist die Selbstvertheidigung, wenn Jemand ohne 
sein Verschulden in den Saufhandel verwickelt worden ist und sich 
nur mit angemessener Gewalt herausgearbeitet hat. Ist festgestellt, 
dass die Angeklagten die Angreifer waren , und hat nicht ein 
wechselseitiger Angriff stattgefunden, so ist' von Seite der 
Gegner blos eine Abwehr des von den Angeklagten geführten 
Angriffes anzunehmen. Ist aber ein wechselseitiger Angriff in einem 
Raufhandel vorgekommen, . so kann blos eine Abwehr nach §. 411 
St. G. B. nicht angenommen werden, wenn bei dem Hinüber und 
Herüber des blind Zuschlagens auch nur leichte Verletzungen mit 
sichtbaren Merkmalen und Folgen unvorsätzlich zugefügt wurden.*) 
Hat der Anstifter eines Raufhandels allein eine solche leichte Ver- 
letzung erlitten, so kann er, da kein Anderer dabei verletzt wurde, 
blos wegen seiner Betheiligang an dem Raufhandel nach §. 411 St. 
G. B. nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

f) Von der Abwehr in einem Raufhandel muss die Vertheidigung 
in einem sogen. Rencontre und von der Nothwehr, die auf Privat- 
genugthuung für eine erlittene wirkliche oder vermeintliche Beleidi- 
gung gerichtete Herausforderung zu einem Duelle mit tödtlichen 
Waffen unterschieden werden. 

g) Die Selbsthilfe im technischen Sinne ist entweder 
eigenmächtiger Rechtsschutz, oder eigenmächtige Rechtsver- 
schaffung, auch Selbstbefriedigung genannt. 



*) Vgl. die Entsch. vom 23. Sept. 1856, Nr. 760 der Sammlung straf- 
rechtlicher Entscheid imgen; ferner AUg. Österr. Ger. Ztg. 1875, Nr. 25. 
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Die auf Erhaltung eines Eechtsbestandes oder einer rechtlicjii 
geschützten thatsächlichen Macht gerichtete Selbsthilfe ist K e c h t s- 
vertheidigung in oder ausser den Fällen der ^N^othwehr. 

Diese Art der. Selbsthilfe ist rechtmässig, während die eigen- 
mächtige Durchsetzung eines Rechtsanspruches oder einer Sicherung 
desselben regelmässig unerlaubt ist. 

Die übliche Eintheilung der Selbsthilfe in eine defensive und 
offensive ist nicht zutreffend, Die rechtmässige Selbsthilfe als Selbst- 
vertheidigung besteht nicht immerin rein defensiver Selbsthilfe. 

Durch das blosse Abwehren schafft man sich einen hartnäckigen 
Angreifer nicht vom Halse. 

In jedem persönlichen Kampfe oder Handgemenge ist Angriff 
und Gegenangriff unvermeidlich. Sind einmal Angreifer und An- 
gegriffene handgemein geworden, so wechseln die Rollen und bald 
ist der Angegriffene Angreifer, bald der Angreifer Angegriffener. 
Deshalb muss in einem solchen Falle die Defensive so weit an die 
Offensive streifen, als es die Rücksicht der Selbsterhaltung und der 
Rechtsvertheidigung objectiv erfordert oder mindestens subjectiv nöthig 
erscheinen lässt. 

Geboten ist der Gegenangriff insbesondere dann, wenn es auch 
auf das Verfolgen des zurückgeschlagenen Angreifers ankommt, 
um sich gegen die drohende Gefahr der Wiederholung des Angriffes 
auf der Stelle zu schützen. *) 

Die rechtmässige Selbsthilfe ist nicht immer eine blos 
defensive^ zumal nach §.1321 a. b. G. B. der Grundbesitzer bei 
erlittenem Schaden durch fremdes, auf seinem Grundstücke angetroffenes 
Vieh zur eigenmächtigen Vornahme der Privatpfändung befugt 
ist , um sich eine angemessene Sicherung seines Entschädigungs- 
anspruches selbst zu verschaffen. Von Subsidiarität dieser Art 
der aggressiven Selbsthilfe kann wohl nicht die Rede sein, so wenig 
wie von blosser Defensive. Dieses Recht der Privatpfändung kann 
auch bei vorhandener Staatshilfe ausgeübt werden. 

Weiter geht noch das Recht der unmittelbaren Selbstbefriedigung 
der privilegirten Pfandgläubiger, welche nach Verfall der For- 
derung aus den in ihrer Verwahrung befindlichen Werthgegenständen 
des Schuldners ohne behördliche Daz wisch enkunft sich 
zahlhaft machen können. 



*) Sammlnng strafrecbtlicher Entscheidnngen Nr. 1319: Nr. 936, Noth- 
wehr zur Abwendung der Fortsetzung begonnener Misshandlnng. 
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h) Wenn die Selbsthilfe wegen Unzulänglichkeit der 
richterlichen Hilfe aosgeübt wird, um einen sonst bevorstehenden 
unwiederbringlichen Verlust abzuwenden, z. B. wenn dem Inhaber 
seine Sache, oder dem Schuldner auf> der Flucht die Sache ab- 
genommen wird, zur Kettung der Eealisirbarkeit eines Forderungs- 
oder Figenthumsrechtes, so ist nach unseren Gesetzen diese Selbsthilfe 
zur Erhaltung eines thatsächlichen Zustandes, von welchem die künftige 
Eealisirbarkeit eines Eechtes abhängt, eine unerlaubte, ausser den 
Fällen dringender Grefahr und unmöglieher obrigkeitlieher Hilfe. 
Die Gerichtsordnung gestattet eben den vorsichtsweisen Arrest vor 
oder während des Laufes eines .Processes wider Jene, welche wegen 
der schuldigen Zahlung der Flucht verdächtig sind, nur auf Grund 
■dßr von dem Arrestwerber beigebrachten hilllänglichen Beweismittel, 
und kann ein solcher Arrest nur von dem Eichter verhängt werden. 
Selbst wenn der mit seinem ganzen beweglichen Vermögen auf der 
Flucht befindliche Schuldner betreten wird, so kann derselbe nur 
vorläufig festgehalten werden , um sogleich die Hilfe der Behörden 
in Anspruch nehmen zu können, bei sonstiger Gefahr, wegen unbefugter 
Einschränkung der persönlichen Freiheit zur Verantwortung gezogen 
zu werden. 

Handelt es sich um die Möglichkeit gerichtlicher Verfolgung, 
so ist der Gläubiger nur befugt, das Verbot auf die seinem Schuldner 
zugehörigen fahrenden Güter zu erwirken. Selbst wenn das Dasein 
des Eigenthumsrechtes durch den Besitz einer Sache in Händen des 
Beklagten wegen Gefahr der Zerstörung oder des Verderbens derselben 
gefährdet erscheint und Verlust droht, steht dem Kläger nur die 
Befugniss zu, um die Sequestration anzulangen, es wäre denn der 
augenblickliche Eechtsverlust unmittelbar bevorstehend . 

ij Die Fälle der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach den §§. 83, 
85, 90, 93, 96, 98 enthalten auch Thatbestandsmomente eigenmächtiger 
Selbsthilfe, aber selbst die Erpressung nach §.98 und der Eaub 
nach §. 190, der letzte Fall des Diebstahles aus der gefährlicheren 
Beschaffenheit der That nach §. 174, I, oder die Uebertretung nach 
§. 468 lassen sich nicht lediglich als eigenmächtige Selbsthilfe 
charakterisi^en. Specialbestimmungen über die Verletzung des 
Briefgeheimnisses, der Eröffnung von Gräbern oder von öffentlichen 
Amtssiegeln, unter denen Gegenstände verschlossen sind, die zwangs- 
weise Durchführung gesetzwidriger Verabredungen der Arbeitsnehmer 
oder Arbeitsgeber u. a. m. heben das Merkmal der Eigenmacht 
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insbesondere hervor. Ein allgemeines selbstständiges Delict der 
strafbaren Selbsthilfe ist, wie gesagt, unserem Eechte fremd. Die 
in den Formen anderer Delicte erscheinende eigenmächtige Selbsthilfe 
fällt unzweifelhaft unter den Gesichtspunkt des öffentlichen 
Rechtes. 

j) Je nach der Art ihrer Voraussetzung und ihrer Bethätigong 
ist die erlaubte Selbsthilfe, die Machtentfaltung eines Privatrechtes 
oder einer Öffentlich-rechtlichen Befngniss. Die Geltendmachung des 
Haus- und Wohnungsrechtes durch Eigenmacht gegen den unbefugt 
Eindringenden oder Verweilenden ist lediglich die Bethätigung des- 
selben und setzt nicht nothwendig eine mangelnde obrigkeit- 
liche Hilfe voraus. 

Wenn der Grundbesitzer fremdes auf seinem Grundstücke an- 
getroffenes Vieh innerhalb seines Besitzthumes mit Gewalt verjagt^ 
so ist diese Selbsthilfe die unmittelbare Geltendmachung seiner recht- 
lichen Macht als Grundeigenthümer. 

Selbst wenn dem fliehenden Dieb oder Räuber, auf frischer 
That verfolgt, in continenti die entzogene Sache eigenmächtig ab- 
genommen wird y so liegt nur eine privatrechtliche Selbst- 
hilfe vor. 

Weitergehende, mit Verletzungen verknüpfte Zwangshandlungen 
gegen Personen im Interesse der erlaubten eigenmächtigen Rechts- 
vertheidigung bei gegenwärtiger Gefahr sind als die Consequenzen 
einer in solchen Fällen den Privatpersonen eingeräumten, ül^er ihr 
Privatrecht hinausgreifenden Zwangsgewalt zu beurtbeilen. *) 

Der berechtigten Macht des in der Nothwehr Handelnden ist 
der rechtswidrige Angreifer unterworfen, soweit die masshaltende 
Abwehr reicht. So wenig eine Imperative besteht, welche dem un- 
gerechten Angreifer befiehlt, die Gewalthandlungen der Selbstvertheidi- 
gung dulden zu müssen , ebensowenig besteht eine Imperative für 
den zur Selbsthilfe Berechtigteil, sich dem Angriffe durch Flucht oder 
Verborgenhalten zu entziehen. Es genügt, dass es keine Nothwehr 
gegen Nothwehr gibt, und dass der ungerechte Angreifer rechtlich 
so weit in die Hand, des Vertheidigers gegeben ist, so weit und so 



*) Mit dieser positiv -rechtlichen Begrtindnng der Nothwehrs- 
befugnisse ist »elbstversländlich der rechtsphilosoiphiselien Auffassung 
des Nothwehrrechtes nicht präjndicirt, vielmehr der Versuch einer verwal- 
tnn gsrecht liehen Theorie der Nothwehr gemacht und ein neuer 
Gesichtspunkt aufgestellt. 
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lange die Yertheidigung nöthig ist. Die schutzbedtirftige Lage des 
AngegriffeDen ist kraft des Vertheidigungsrechtes mit einem Zuwachse 
an rechtlicher Macht verknüpft. 

Der verletzte bezwungene Angreifer erleidet hingegen durch 
die angemessene Gewaltanwendung des Vertheidigers kein Unrecht. 

Ebensowenig begeht der Beistand des rechtswidrig Angegriffenen 
ein Unrecht, wenn er ohne den Willen desselben den ungerechten 
Angreifer verletzt in Anwendung angemessener Gewalt. Handelt es 
sich um den Schutz angegriffener unverzichtbarer Eechtsgüter, 
so kann der Beistand in dem Kothwehrs Verhältnisse sogar gegen 
den Willen des Angegriffenen dasBecht derNothwehr geltend machen. 

Ja, hätte ein Dritter das Verbrechen des rechtswidrigen An- 
greifers ohne Gefahr für sich und die Seinigen als Beistand verhindern 
können, so kann die dolose Unterlassung der Verhinderung des von 
dem Angreifer vorhabenden Verbrechens nach §.212 St. G. als 
Vorschubleistung bestraft werden. 

III. 

Bis zur Stunde besteht keine allgemeine Uebereinstimmung in 
Betreff der Frage, ob die Nothwehr die Unmöglichkeit einer Staata- 
hilfe und die Unmöglichkeit einer gefahrlosen Flucht oder eines 
Verborgenhaltens vor dem rechtswidrigen Angreifer zur gesetzlichen 
Voraussetzung habe. Von einer constanten Spruohpraxis ist nicht 
die Kede. 

In einigen Entscheidungen des obersten Gerichts- und Cassations- 
hofes, sowie in mehreren Commentaren *) ist die Ansicht ausgesprochen, 
dass die Worte im §.2, lit. g St. G. B. : „nöthige Vertheidigung" 
lediglich die auf andere Weise nicht abwendbare oder unvermeid- 
liche Vertheidigung bedeuten und keineswegs blos die zur Abwehr 
des Angriffes angemessene Vertheidigung ausdrücken. 

Wenn der Angegriffene sich leicht der Zufügung jeder Miss- 
handlung hätte entziehen können, so ist dieser Umstand nach einer 
Cassations hof- Entscheidung vom 18. November 1852 genügend, den 
Entschuldigungsgrund der -Nothwehr auszuschliessen. Die Möglichkeit 
eines commodus discessus berücksichtigt eine Cassationshof-Entscheidung 



*) Adler-Krall-Walther, Samml. strafr. Entsch. Nr. 214, 545, 
1360. Herbst, Handb. des österr. Strafr. I. 1875. S. 73 und die daselbst 
angeführten Entscheidungen vom 18. Nov. 1852, 9. Sept. 1853. AUg. österr. 
G. Z. 1874, Nr. 104. 
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vom 8. März 1871, vom 19. Juli 1854, und wiederholt wurde an- 
genommen, dass die gewaltsame Yertheidigung als das einzige 
Eettungsmittel aus der Nothlage erscheinen müsse. 

Es fehlt hingegen nicht an Entscheidungen in der Sprucli- 
praxis; welche klar und bestimmt erkennen, dass die Möglichkeit 
der Flucht oder des Verborgenhaltens die Nothwehr nicht 
ausschliesse. 

Eine Entscheidung vom 18. Juni 1866, Nr. 744, erklärt, dass 
der mit einer schweren Verletzung Bedrohte nicht verpflichtet sei, za 
fliehen und die seiner Obhut anvertraute Heerde zu verlassen. Eine 
Entscheidung vom 15. Februar 1859, Nr. 900 erklärt, dass es der 
gewöhnlichen Denk- und Handlungsweise entsprechend sei, dass ein 
junger Mann, seiner eigenen Kraft bewusst, vor einem ungerechten, 
ihn hartnäckig verfolgenden Angreifer nicht die Flucht ergreife, 
sondern demselben Stand halte. 

In der Entscheidung vom 24. Februar 1863, Nr. 1018 wurde 
ausgesprochen , das Eecht, sich zu wehren , beginnt nicht erst dann, 
wenn die Möglichkeit aufhört, sich einem Angriffe durch die Flucht 
zu entziehen, sondern steht nach §. 2 St. Gr. B. sogleich gegen rechts- 
widrigen Angriff zu. Mit guten Gründen wurde hienach die unhalt- 
bare Einschränkung des Nothwehrrechtes zurückgewiesen, welche 
zur Nothwehr eine durch Flucht unabwendbare, unvermeidliche Ver- 
theidigung als das einzige ßettungsmittel erfordert. Insoweit sich 
die conträren oberstgerichtlichen Entscheidungen eben nur aus der 
individualisirenden Würdigung der einzelnen ooncreten Fälle 
ergeben, ist es wohl nicht zulässig, daraus eine generalisirende 
grundsätzliche Bechtsansicht abzuleiten. — Der §. 2, lit. g St. G. B. 
handelt disjunctiv von dem unwiderstehlichen Zwange im Unter- 
schiede von der Nothwehr. Es könnte daher ohne grammatikalische 
Ausrenkung nicht behauptet werden, dass unser Strafgesetzbuch bei 
der Nothwehr einen unwiderstehlichen Zwang voraussetze. 

Ist es aber unzweifelhaft, dass ein unwiderstehlicher Zwang 
durch den rechtswidrigen Angriff nicht veranlasst sein müsse, .uud 
genügt eine gegenwärtige abzuwehrende Gefahr für die Person oder 
das Vermögen, so ist es auch nicht nothwendig, dass die Verletzung 
des Angreifers als das einzige Bettungsmittel erscheinen müsse, 
um Nothwehr anzunehmen. Die Worte „nöthige Vertheidigung" im 
§. 2 bedeuten mithin nicht nöthige Bettung, unvermeidliche 
Gegenwehr. 
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Wenn daher unser Strafgesetzbuch von Bettung aus der Gefahr 
sprechen will, so drückt sich dasselbe wie in den §§. 149, 151 
wortdeutlioh aus, so dass nach der Eechtssprache des Strafgesetz- 
buches niemals unter Yertheidigung oder Abwehr Rettung zu 
verstehen ist. 

Die nöthige Vertheidigung iin Sinne des §..2, lit. g, bedeutet 
die masshaltende Vertheidigung, die nicht weiter gegangen ist, 
als zur Abwehr des Angriffes nothwendig erschienen ist. 

Wie könnte von einer XJeberschreitung der nöthigen Ver- 
theidigung im Sinne der auf andere Weise durch Flucht oder Ver- 
kriechen nicht abwendbaren Gegenwehr gesprochen werden, wenn die 
nöthige Vertheidigung nicht die masshaltende Vertheidigung bedeuten 
soll ? Nicht um Rettung, vielmehr um eigenmächtigen Schutz handelt 
es sich bei der Nothwehr wesentlich, moderamen inculpatae tutelae. 
Dass unser Strafgesetzbuch unter nöthiger Vertheidigung die dem 
Angriffe angemessene Gegenwehr oder Vertheidigung verstehe, ergibt 
ich hienach auch aus der Bestimmung über die Ueber schreitung 
der Grenzen der nöthigen Vertheidigung, wenn der Thäter nur aus 
Furcht, Bestürzung, Schrecken über das nöthige Mass hinaus weiter 
in seiner Vertheidigung gegangen ist, als zur Abwehr des An- 
griffes nöthig war. 

Auch wenn der rechtswidrig Angegriffene durch un schimpfliche 
Flucht den rechtswidrigen Angriffen hätte entfliehen, oder ein Organ 
der öffentlichen Gewalt hätte anrufen können, bleibt jedemDritten 
das Recht der Nothwehr unbenommen, zumal derselbe gewiss 
nicht die Pflicht hat, vor dem ungerechten Angreifer eines 
Anderen die Flucht zu ergreifen. Mit Recht wurde bemerkt, dass 
es darauf, ob gerade eine zeitige Hilfe des Staates vorbanden war, 
nicht mehr ankomme, als darauf, ob ein anderes Mittel der Ab- 
wehr vorhanden gewesen sei. Es besteht keine Vorschrift in 
unserem Strafgesetzbuche, dass die Nothwehr nur dann rechtmässig 
sei, wenn der rechtswidrige Angriff auf eine andere Weise, als durch 
eigenmächtige Selbstvertheidigung nicht abzuwehren ist. Und 
doch wird immer wieder, selbst in Verhandlungen vor dem Cassations- 
hofe, wie jüngst in der Verhandlung gegen Skrejsovsk^, das 
Recht der Nothwehr bestritten, wenn es dem Angegriffenen durch 
Flucht möglich gewesen wäre, den Angriff und Conflict zu vermeiden. 
Der Cassationshof ging im vorliegenden Falle davon aus, dass, indem 
der Angriff mit geballter Faust ein so unmittelbarer und energischer 
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war nnd der Schlag ans solcher Nähe geschah, eine Verpflichtung 
des Angegriffenen, sich dnrch Flucht der Gefahr zu entziehen, keines- 
wegs angenommen werden könne, und zwar umsoweniger, als auch 
die Flucht ohne Erfolg gewesen wäre. 

So herichteten die „Neue Freie Presse" vom 14. Fehruar 1879, 
die Prager „Epoche" 1879, Nr. 45, Abendblatt u. a. m. Das Präge r 
Landesgericht hatte eine Nothwehr nieht angenommen, vielmehr 
die Uebertretung nach §. 335 St. G. B., weil „einestheiles der An- 
geklagte, um dem Schlage Thierhier^s auszuweichen, lediglich 
zurücktreten und in sein nur wenige Schritte entferntes Itedactions- 
locale sich zurückziehen konnte, andemtheiLs im ersten Stock- 
werke Leute sich befanden, ja, im Begriffe waren, in das zweite 
Stockwerk zu laufen und den Streit zu schlichten, somit eine Gefahr 
für das Leben und die Freiheit des Skrejsovsky gar nicht 
vorhanden war!" Wie erklärt sich diese seltsame Annahme, 
um mich keines schärferen Ausdruckes zu bedienen? 

Der Präge r Gerichtshof hatte die Üeberzeugung gewonnen, 
dass der Angeklagte ohne jede feindselige Absicht dem Thie r- 
Iiier die geballte Faust, mit welcher er ihm in 's Gesicht fahren 
wollte, mit seiner ebenfalls geballten Faust parirt habe, und die 
Sachverständigen hatten die Ansicht, dass für den Fall, als Thier- 
hier im Momente des Parirens mit der linken Hand sich fest am 
Stiegengeländer gehalten hätte, ein Uebersturz desselben über das 
Stiegengeländer durch das Pariren selbst nicht herbeigeführt werden 
konnte. Der Gerichtshof nahm an, dass Thierhier die linke Hand 
an das Stiegengeländer nur angelegt gehabt und das Pariren des 
Schlages des Thierhier durch die Faust des Angeklagten mit 
Kücksicht auf ihre Stellung den Uebersturz des Thierhier über 
das Stiegengeländer herbeigeführt habe. 

Das Prager Landesgericht schloss die Nothwehr wegen der 
vorhandenen Möglichkeit aus, dem Schlage auszuweichen und sich 
zurückzuziehen. Der Cassationshof nahm Nothwehr an. Wie hätte 
sich die Fragenstellung bei einer behaupteten Nothwehr gestaltet, 
wenn es gelungen wäre, die Anklage vor das Schwurgericht 
zu bringen? — Hätte das Gericht die Formulirung der Nothwehrs- 
fragen in seinem Sinne, dass die Möglichkeit der Flucht oder des 
Verborgenhaltens die Nothwehr ausschliesse , in der Hand gehabt? 

Darauf brauche ich hier kaum die Antwort auszuführen. Be- 
kanntlich bestehen verschiedene Meinungen über die richtige Fragen- 
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Stellung bei einer behaupteten Nothwebr. *) Keine Meinung ist jedoch 
auf die subintelligirte Annahme der Prager Strafjustiz gerathen, dass 
gefragt werden müsse, ob der Angegriffene leicht durch das Mittel 
der Flucht oder des Verborgenhaltens dem Angriffe sich hätte ent- 
ziehen können? 

Würde dadurch nicht eine Beschränkung des gesetzlichen 
Begriffes „nöthige Yertheidigung^ in die Frage aufgenommen und ein 
Eechtsbegriff mit anderen als mit den Wortea des Gesetzes 
formulirt werden? 

Und angenommen , der Präsident hätte in dem angegebenen 
Sinne die Kechtsbelehrung ertheilt, dürfte eine solche Kechtsbelehrung 
den Mangel einer richtig gestellten Nothwehrfrage ersetzen? 

Darf der gesetzliche Ausdruck „nöthige Vertheidigung" durch 
die Anführung der concreten Thatsachen, dass der Angeklagte sich 
lediglich in sein nur wenige Schritte entferntes Redactionslocale 
zurückziehen konnte u. s. w., ersetzt werden? 

Schon die wenigen Andeutungen, welche bisher der controversen 
Xothwehrsfrage galten, dürften darthun, von welcher praktischen 
Wichtigkeit eine principielle Entscheidung des obersten Gerichts- 
hofes über den Thatbestand der Nothwehr wäre, zumal dieser straf- 
rechtlich und processualisch nichts weniger als gleichmässig constrnirt 
zu werden pflegt. 

Auch Wessely hatte bemerkt, dass sich aus den Worten 
des Strafgesetzes: „nöthige Vertheidigung" die Unmöglichkeit einer 
gefahrlosen Flucht nicht als eine die Nothwehr beschränkende B e- 
dingung ableiten lasse. 

Ebensowenig hat die Eegierungsvorlage, betreffend ein 
neues österr. Strafgesetz, im §. 59 bei der Bestimmung über die 
Nothwehr von einer auf andere Weise nicht abwendbaren 
Gefahr gesprochen, während die unmittelbar voraufgehenden Para- 
graphe 57 und 58 bei dem Nothstande „die auf eine andere 
Weise nicht abwendbare Gefahr** ausdrücklich als ein That- 
bestand smerkmal bestimmen. 



*) Zucker, Fragenstelloug bei einer Nothwehr. Allg. österr. Ger. Ztg. 
1874, Nr. 43 auch 40. Gernerth, daselbst Nr. 64. Rnlf, Praxis des 
österr. StrafproceBses , 1878,. 119. Vgl. überhaupt Glaser, Seh wargericht- 
liche Erörteraogen, 1875. Uli mann, das österr. Strafprocessrecfht, 1882/ 
§. 136 ff. 
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Hätte das Straf gesetzbach von 1852 eine eigene Bestimmung 
über den Nothstand enthalten, so wäre uns die so häufige 
Yer wechslang zwischen den verschiedenen Voraussetzungen der abzu- 
wehrenden Gefahr bei der Nothwehr und bei dem Nothstande wahr- 
scheinlich erspart geblieben. 

Was die Ueberschreitung der Grenzen der nöthigen 
Yertheidigung betrifft, von welchen §.19 a. b. G. B. und §. 2, lit. g. 
St. G. B. sprechen, so kann sich diese nach dem Angeführten eben 
nur auf das Mass und die Art der Abwehr beziehen. Selbst wenn 
die Möglichkeit, zu fliehen-, oder auf andere Weise dem unmittelbar 
bevorstehenden rechtswidrigen Angriffe zu entgehen, angenommen 
werden kann, wäre dadurch die Nothwehr nicht ausgeschlossen, 
sobald überhaupt nur durch den ungerechten Angriff für den Be- 
drohten eine abzuwehrende Gefahr gegeben ist. Fehlt diese, 
so kann von Nothwehr nicht die Bede sein. Ist diese vorhanden, so 
kann ebensowenig von einer Ueberschreitung der Nothwehr die Bede 
sein, wenn anstatt durch Flucht der Angegriffene durch Gegen- 
wehr sich der Gefahr der drohenden Verletzung oder Misshandlung 
entzogen hat, zumal die Ueberschreitung der Nothwehr immer vor- 
aussetzt, dass die Nothwehr überhaupt begründet war und eben 
nur über das Mass der nöthigen Vertheidigung hinausgegangen 
wurde. Wenn die Grösse der von dem Angegriffenen, obgleich nur 
vertheidigungsweise zugefügten Verletzung ausser allem Verhältnisse 
zu der Art und zu der Grösse der Gefahr des Angriffes stand, ist 
die Grenze der rechtmässigen Selbsthilfe und der nöthigen Verthei- 
digung überschritten. Die Bedeutung der Gefahr lässt sich eben nur 
nach der Individualität des Angreifers und des Angegriffenen annä- 
herungsweise beurtheilen und von einem genauen Abmessen der Ver- 
hältnissmässigkeit der Gegenwehr nach einem abstracten Masse kann 
schon darum nicht gesprochen werden, weil der Angegriffene selten 
in der Lage ist, genau zu wissen, welche Kräfte und Mittel dem 
fremden Angreifer zur Verfügung stehen, so dass dieses Mass der 
Vertheidigung im entscheidenden Augenblicke sich auch nicht immer 
als eine calculable Grösse darstellt und der Defensive auch offen- 
sive Moment beigemischt sein müssen bei der gegründeten Besorgniss 
eines erneuerten Angriffes. 

Immer ist der Gedanke massgebend, dass die durch den gegen- 
wärtigen rechtswidrigen Angriff in die Lage einer abzuwehrenden 
Gefahr für Leib und Leben, Freiheit und Vermögen versetzte Person 
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das gefährdete Eecht diesem drohenden Unrechte gegenüber, aufzu- 
geben nicht verpflichtet] st und dass das Handeln in der Noth- 
wehr nothwendig immer mit einer Gefahr für den Vertheidiger des 
anjgegriflfenen Rechtes verbunden ist. Hieraus folgt^ dass die Grösse 
der Gewalt des Angreifers in den Augen des Angefallenen^ d. h. die 
subjective Gefährlichkeit des Angriffes für den Angegriffenen 
bei der Beurtheilung des rechten oder des überschrittenen Masses 
der nöthigen Vertheidigung entscheidend ist. Zutreffend bemerkt 
Geyer: Die Gefährlichkeit des Angriffes ist es und nichts Anderes, 
nicht das Gut, welchem im Grunde der Angriff gilt, welche das 
Mass der Gegenwehr bedingt. 

Und aus diesem Grunde hat unsere Strafgesetzgebung den rich- 
tigen Weg eingeschlagen und die Entscheidung der Fragen, ob 
Nothwehr begründet oder die Grenze derselben überschritten sei, in 
jedem einzelnen Falle der individualisir enden Würdigung 
aller besonderen Umstände anheimgegeben. 

Lässt sich daher auch im gegebenen Falle nachweisen, dass zur 
Abwehr des Angriffes ein gelinderes Vertheidigungsmittel 
ausreichend gewesen wäre, so läge zwar objectiv eine rechtswidrige 
Ueberschreitung der nöthigen Vertheidigung vor, da diese nicht weiter 
geübt werden darf, als der Zweck der Abwehr des Angriffes erfor- 
dert; allein dennoch darf dann nicht ein dem Angegriffenen zu- 
rechenbarer Excess der Nothwehr angenommen werden, wenn dem- 
jselben in der Aufregung des Kampfes nicht erkennbar war, dass das 
zu seinem Schutze angewendete Mittel über den Zweck der Abwehr 
des Angriffes leicht hinausgehen könne und hiebei keine Fahrläs- 
sigkeit auf seiner Seite unterlaufen ist. Es bedarf wohl kaum der 
Bemerkung, dass gerade bei Nothwehrsfragen der factische Irr- 
thum, zuweilen eine Geistesstörung eine Kolle spiele. Fällt dem 
rechtswidrig Angegriffenen in der Gegenwehr eine nicht zu entschul- 
digende Fahrlässigkeit oder die Absicht der Wiedervergeltung oder 
Rachebefriedigung zur Last, dann liegt unbestritten eine Ueberschrei- 
tung der Grenzen der Nothwehr vor, durch welche der Angegriffene 
zum widerrechtlichen uad strafbaren Angreifer wird, gegen 
dessen Excess selbst dem ur&prünglichen rechtswidrigen Angreifer 
das Recht der Nothwehr nicht versagt werden kann. *) 



♦) Adler-Krall- Walther, Sammlang Nr. 545, 573, 760, 1186, 
1283, 1360. 

Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 7 
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Wird nun nicht in Abrede gestellt, dass in Notiiwehrsfallen ein 
vorwaltend snbjectiver Massstab angelegt werden müsse, so 
kann anch nicht ans der Anwendung eines lebensgefährlichen 
Kittels an sich gegenüber einem das Leben nicht nnmittelbar 
bedrohenden Angriffe ohneweiters eine Ueberschreitong der 
Grenzen der Nothwehr erschlossen werden. Dass eine an sich leichte 
Verletzung mit einem Werkzeuge, womit gemeiniglich Lebensgefahr 
verbunden ist, entstehen könne und dass es auch auf die Art des 
Gebrauches eioes solchen Werkzeuges ankomme^ ist schon im §.155, 
a» St. G. B. ausgedrückt. Ist kein anderes Yertheidigungsmittel dem 
Angegriffenen zur Hand gewesen und hat er sich des lebensgefahr* 
liehen Mittels auf eine solche Art bedient, dass damit nicht gemei- 
niglich eine Lebensgefahr verbunden ist, so kann nach Beschaffenheit 
der Umstände auch in einem solchen Falle „die nöthige Vertheidigung" 
angenommen werden. 

Mag auch dem mit einer Verletzung bedrohten Angegriffenen 
die Gefährlichkeit des Angriffes subjectiv grösser erschienen sein, 
lediglich wegen seiner individuellen Aengstlichkeit und Schwächlichkeit, 
80 ist die Grösse der Gefahr doch nach dieser psychischen Wirkung 
auf den Angegriffenen zu beurtheilen, vorausgesetzt, dass sie nach 
der Regel des Lebens mindestens subjectiv geeignet war, 
gegründete Besorgnisse einer augenblicklichen Verletzung hervorzu- 
bringen, und die Gegenwehr über das Mass der subjectiven Gefähr- 
lichkeit des Angriffes nicht hinausgegangen ist. 

Das Noth wehrsrecht ist kein Privilegium gegen jene An- 
wandlungen von übertriebener Aengstlichkeit und schimpflicher Feig- 
heit, welche unter dem Minimum des Durchschnittsmasses 
des persönlichen Muthes, der Besonnenheit und der Standhaftigkeit 
erwachsener Menschen bei abzuwehrender Gefahr liegen. An diesem 
mittleren Masse der Widerstandsfähigkeit und der Standhaftigkeit 
findet auch das subjective Mass der Gegenwehr eine Schranke.*) 
Wenn bei dem Minimum persönlichen Muthes das Zurückschlagen 
des drohend erhobenen Armes des nur eine momentane Besorgniss 
einflössenden Angreifers genügt hätte, um dessen Angriff abzuwehren, 
60 liegt eine Ueberschreitung der nöthigen Vertheidigung vor, 
falls der angegriffene Angstmensch ohneweiters dem Angreifer schwere 
Verletzungen zugefügt hat. 



") Vgl. Hye, Erläut. des Österreich. Strafgesetzes 1852, S. 201, Note. 
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Zum Schlüsse nur noch die Bemerkung, dass das Becht der 
defensiven Selbsthilfe selbst dann nicht ausgeschlossen ist, wenn das 
dem Angegriffenen gedrohte Verbrechen bereits begangen ist, 
falls sich dieses Verbrechen als ein sogenanntes fortdauerndes 
Verbrechen darstellt. 

Man denke an das fortdauernde Verbrechen der unbefugten 
Einschränkung der persönlichen Freiheit nach §. 93 St. Grt_ B. , bei 
welchem ein höherer Strafsatz angedroht ist, wenn die Anhaltung 
über drei Tage gedauert oder der Angehaltene nebst der entzogenen 
Freiheit noch anderes Ungemach zu erleiden gehabt hat. 

Es liegt zwar kein fortgesetzter rechtswidriger Angriff 
auf die persönliche Freiheit vor, nachdem diese dem unbefugt Ange- 
haltenen einmal entzogen ist, wohl ist aber das Fortbestehen 
der Einschränkung der persönlichen Freiheit vorhanden und mit 
diesem eine beständige dringende Gefahr der länger dauernden 
Freiheitsentziehung. Allerdings kann man eine verlorene persönliche 
Freiheit sowenig in gerechter Noth wehr vertheidigen, wie einen 
bereits verlorenen Besitz. Immerhin darf der unbefugt Angehaltene 
zum Schutze seliges Rechtes der persönlichen Freiheit Gewalt an- 
wenden, um sich dadurch selbst zu befreien. Wenn die Selbst- 
befreiung eines Gefangenen aus öffentlicher Haft als solcher, soweit 
nicht eine andere strafbare Handlung das Befreiungsmittel gewesen, 
nicht in den Strafgesetzen als strafbar erklärt ist, umsoweniger kann 
die Selbstbefreiung aus gesetzwidriger Privathaft zur Verantwortung 
gezogen werden. *) 

Wohl schliesst das schon begangene V^erbrechen die Nothwehr 
aus. Keineswegs ist aber das Recht, sich gegen die fortdauernd sich 
erneuernde Gefahr des Verharrens in dem Zustande der Unfreiheit 
selbst zu helfen, ausgeschlossen, zumal mit der Freiheitsentziehung 
zugleich die Person selbst allem Ungemache preisgegeben sein kann. 

So verschieden auch der Rechtscharakter der privatrechtlichen 
und der verwaltungsrechtlichen Selbsthilfe zum Schutze der Privat- 
rechte ist, in Einer Voraussetzung stimmen alle Formen der Selbst- 
hilfe überein: es muss ein Rechtsbestand, ein Rechtsgut, ein 
gesetzlich geschützter Besitzstand gegenwärtig durch ein widerrecht- 
liches Verhalten oder durch unbefugte Gewaltanwendung wirklich 
oder vermeintlich gefährdet oder angegriifen sein. Unser Strafgesetz- 



Schütze, Lehrb. d. Strafr. 2. Anfl. 1874, S. 271. 
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biicli hat noch die Ehrennothwehr ausgeschlossen. Die Regierungsvorlage 
eines neuen Strafgesetzes fordert hingegen, ohne jedwede engherzige 
Beschränkung im §. 59 zur Nothwehr nichts Anderes als diejenige 
Vertheidigung, welche erforderlich ist, um einen gegenwärtigen rechts- 
widrigen Angriff von sich oder einem Anderen abzuwenden. 

Als unverschuldet ist die Ueberschreitung der Nothwehr dann 
anzusehen, wenn der Thäter nur in Folge des durch den Angriff 
herbeigeführten Mangels an Besonnenheit über die Grenzen der Ver- 
theidigung hinausgegangen ist. 

Hienach ist die Nothwehr nicht nur als Selbstvertheidigung, 
sondern auch als Rechtsvertheidigung uneingeengt zu Ehren ge- 
kommen. *) 



*) Dass in den altösterreichischen Rechtsquellen schon vor der Carolina 
der Begriff der Nothwehr über die Wehr in Leibesnoth hinausgegangen ist und 
die Nothwehr auch als Yertheidignng in einer Ehren- nnd Leibesnoth 
anfgefasst wnrde, habe ich in dem Beitrage über die Maximilianischen H. G. O. 
nächzuweisen versucht. Gesammelte kl. Schriften. II. 1877, Seite 96. 






V. 



Das Mass und die Werthsberechnung im 

Strafrechte. *) 



.1. 

Alle Welt spriclit von dem Masse der Schuld, von der Zu- 
messung, von der angemessenen Strafe, von der verdienten Vergeltung 
nach dem Werthe des verletzten Eechts, von schweren und leichteren 
Verbreehen, als gäbe es nichts Einfacheres., wie den Massbegriff im 
Strafrechte zu bestimmen. 

Im Einklänge mit diesem Spraohgebrauche besteht eine straf- 
rechtliche Mass- und ErCchenkunst, aus welcher hier für 
das gebildete, nichtjuristische Publikum einige Gedanken hervor- 
gehoben werden. Wollen wir die Schuldgrössen und Strafbarkeits- 
grade messen, so müssen wir den einzelnen Verbrecher und die 
Einzelheit seines Verbrechens, mit Verbrechern seines Gleichen und 
mit gleichartigen Verbrechen Anderer vergleichen, weil alles 
Mass des Einzelnen nur in dem Zusammen mit seines Gleichen 
möglich ist. Es gibt kein absolutes Mass für den Verbrecher 
und für das Verbrechen an sich. Durch das Abstrahiren von den 
Einzelheiten und durch das Summiren dessen, was in den verglichenen 
Einzelheiten gemeinsam erscheint , suchen wir das Allgemeine oder 
das Zusammen des Gleichartigen auf, und nur durch das Mitdenken 
dieses Zusammengehörigen kann das Einzelne begriffen, gegliede;t:t, 
gemessen und berechnet werden. Diese logische Operation ist ent- 
scheidend für die Auffindung der Massmethode im Strafrechte. Erst 
das Mass des Allgemeinen und dann das Mass des Besonderen und 
des Einzelnen. Jeder zur Zurechnungsfähigkeit erzogene Mensch be- 
findet sich bereits in einer socialethischen und- politischen Gemeinscha,f]t. 
Er kann den Geboten und Verboten derselben widerstreben und mehr 



*) Ans Richard Fleische r's Deutsche Revue, 1879, in erweiternder 
üeberarbeitung. 
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oder weniger im Gegensätze zu dem Allgemeinen in Sitte und Iteckt 
treten, welches ilin bisher trug. Sich ganz loszulösen yon dem 
Gatttmgscharakter der Gesellschaft , in welcher der Einzelne auf- 
gewachsen ist, vermag auch die stärkste Individualität nicht immer. 
Diese entwickelt sich durch das und an dem Gemeinleben im Guten 
und Schlechten. Jede Stufe der socialethischen Gesundheit und Yer- 
derbtheit hat ihren Typus. Jeder Einzelne steht auf einer dieser 
Stafen und hat das Gepräge derselben. Aber je mächtiger die leiblich- 
geistigen Anlagen des Einseinen sind, desto individueller entfaltet 
sich dessen Persönlichkeit inner der Gesittungsstufen^ welche er durch- 
gegangen ist. — Hieraus folgt als Einzel anwen düng auf das Straf- 
recht: Erst der Gemeinschaf ts facto r in dem Verbrecher und 
in dem Verbrechen, dann der individuelle Personfactor des Ver- 
brechers. Hiemach gehen wir nicht von einer atomistisch-indivi- 
dualistischen Auffassung der menschlichen Lebensverhaltnisse aus^ 
indem wir nicht den Einzelnen als Mass Aller betrachten, vielmehr 
erst das Allgemeinbild der Verbrecher und der Verbrechen auf- 
suchen, und auf Grund der gewonnenen durchschnittlichen 
Massverhältnisse die Individualität eines einzelnen Verbrechens 
und seines Thäters messen. Es ist bei diesem Massverfahren die 
legislative und die richterliche Thätigkeit zu unterscheiden. 

Die Strafgesetzgebung lässt sich bei der Festsetzung der 
strafbaren Handlungen und deren Bestrafung von einer schema- 
tisirenden und generälisirenden Auffassung der Schuld- und Straf- 
grössen leiten. Ihr Mass- und Kategorien- Werk stellt die Grenzen 
gesetzlich fest, innerhalb welcher eine Verbrechensart, mit einem 
relativ bestimmten Strafmasse, definirt wird. 

Unmöglich ist es, gesetzlich erschöpfend zu bestimmen, welcher 
Grad der Schul<^ und der Strafbarkeit der einen oder der anderen 
Art von Verbrechen überhaupt die Regel bilde. Die abstracten 
gesetzlichen Verbrechensbegriffe enthalten keine näher be- 
stimmte Schuldgrödse. Erst die besonderen erschwerenden oder 
mildernden Umstände prägen der strafbaren Handlung, z. B. der 
Körperverletzung, der Beleidigung, dem Diebstahle ein bestimmtes 
concretes Mass der Schuldgrösse auf. Von den wenigen absolut 
bestimmten Strafen abgesehen, sind auch die angedrohten Strafen nur 
relativ, nach dem concreten Masse der vorliegenden Schuld kürzungs- 
und steigerungsfähig. Selbst die Voraussetzungen der strafrechtlichen 
Zurechnungsfähigkeit der Uebelthäter sind relativ und die Bestim- 
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mungen über den Zwang, die Nolhwehr, den Irrthum, die Fahr- 
lässigkeit^ die YerfÜhrung und die Anstiftung, die Drohung u« v. a. 
auf ein relativ mittleres Mass der Bestimmbarkeit der Menschen 
durch Furcht, Anreizung, Noth, Bestürzung, lockende Gelegenheit u. a. w. 
berechnet. 

Die Strafgesetzgebung berechnet ihre Gebote und Verbote auf 
dieFiction eiixes mittleren Mensehen, nach einem abstracten 
Durchschnittsmasse der gewöhnlichen Einsicht und Aufmerksamkeit, 
der gewöhnlichen Yerleitbarkeit und Widerstandskraft, der gewöhnlichen 
Motive und Versuchungen zum strafbaren Unrecht ; sie hat es nicht mit 
dem einzelnen Verbrechen und Verbrecher, vielmehr nur mit den Normen 
über die Durchschnittsverschuldung und mit dem abstracten straf- 
rechtlichen Gattungscharakter der classificirten Verbrechen zu thun. 
Ihr fehlt das Auge für die individuelle Physiognomie des einzelnen 
concreten Verbrecheos, für den individuellen Charakter des angeklagten 
Verbrechers , welcher seine üebelthat aus einer von der Gesetzgebung 
nicht voraussehbaren individuellen Lebenslage heraus begangen hat. 
Die Gebote und Verbote der allgemeinen Strafgesetze sind nun von 
Allen in gleicher Weise zu befolgen, so verschiedenartig auch deren 
persönliche Eigenschaften und Verhältnisse sind, so ungleich ai^tig auch 
die Geistes- und Gemüthskräfte, die leiblich-psychischen Constitutionen 
und die Lebensgeschichten der Gesetzunterthanen sein mögen. Es 
wäre ein unerträglicher Ostracismus des Mittelschlages oder des 
mittleren Masses, müssten auch jene unzähligen Individuen und Straf- 
fälle, welche von der präsumirten Durchschnittsverschuldung abweichen 
und nicht auf dem Niveau des mittleren Menschen stehen, nach der- 
selben Schablone ohne Unterschied behandelt werden. Das Ungleiche 
gleich behandeln ist ein durch die Gerechtigkeit verurtheilter Miss- 
griff. So wie es Fälle der VerschulduDg innerhalb des Begriffes 
einer Verbrechensart gibt, welche tief unter dem ordentlichen Minimal- 
mass liegen, so zeigt uns die Erfahrung auch ungleiche Ciassen der 
Uebelthäter , neben den geistig vollgesunden auch psycho-moralisch 
entartete Menschen, welche in den weiten Bahmen der stiaf rechtlichen 
' Verantwortlichkeit fallen , obgleich dieselben an einem abnormen 
moralischen Stumpfsinn leiden. *) Diese und andere Erwägungen 
lassen das Princip der Individualisirung der Verbrechen 



*) Vgl. y. Erafft-Kbing, Grandzäge der Crimioalpsychologie, 
2. Aufl. 1882. S. 98 ff. 
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uiid der Yerbreclier in der Str^tfrechtspflege und in dem Strafvollzüge 
als ein nnabweisbares G^bot der Gerechtigkeit nnd als eine noth- 
Wi6ndige richterliche Correctur der abstracten Regeln und relativen 
Masse der Straf gesetzgebung erkennen. 

Dem Richter und dem Strafvollstrecker muss die ge- 
setzliche Möglichkeit 'gegeben sein, innerhalb der relativ bestimmten 
gesetzliehen Schranken zu individualisiren. Nur die Individua- 
lisirung macht die Beurtheilung möglich, welcher Grad von Willens- 
schuld auf einer der gesetzli($h bezeichneten Schnldstufen vorliege, 
und welcher Theil der von dem Gesetze relativ angedrohten Strafe 
dem Masse der concreten Schuld entspreche. Nur die individualisirende 
Würdigung der besonderen Umstände des Falles und der Eigenthüm- 
lichkeiten des Thäters vermag die Zttge des Yerbrechers lebenswahr 
zu fixiren, die Strafbarkeitsgrade nach der Seite der Intelligenz und 
der Moralität, des Wissens und des Wollens^ nach der Energie der 
in dem Verbrecher wirksam gewordenen Macht des bösen Willens 
zu bemessen. 

Das subjective Mass der strafrechtlichen Schuld des Uebelthäters 
ist vor Allem aus dem Verhältnisse der Abhaltungsgrtinde zu den 
Beweggründen der üebelthat zu erforschen* Je mehr und stärkere 
Abhaltungsgründe in der äusseren Lebenslage und inneren Beschaffen- 
heit des Thäters vorlagen, aus deren Nichtbeachtung die Üebelthat 
hervorgegangen ist, desto greifbarer ist die Stärke und Festigkeit 
des rechtswidrigen Willens und das Mass der Antriebe, welche den- 
selben zur Bethätigung gebracht haben. Unsicherer lässt sich der 
Schuld werth nach dem sog. objectiven Massstabe feststellen, z. B. 
nach dem Werthbetrage des Gestohlenen, nach der Dauer der Berufs- 
unfähigkeit in Folge einer Körperverletzung. *) Für diesen prekären 
Massstab der Strafbarkeit ist. der wirkliche oder drohende Nachtheil 
der Üebelthat für die Rechtsordnung im Ganzen oder in ihren einzelnen 
Bestandtheilen Ausschlag gebend. 

In Bezug auf die subjective Skala des Massstabes der - v^'- 
brecherischen Schuld lässt sich ein System der Verbrechen s- 
classen aufbauen, welches dazu dienlich erscheint, die Kluft zu 



*) Vgl. Röder, die strafr. Zurechnung nnd Znmessung, nnd Medem, 
über Strafzumessung nnd Strafmass, in Gerichtssaal, 1874, XXVI. S. 93, 598. 
Hälschner, das gemeine deutsche Strafr. 1881, S. 512 ff. Baumeister, 
Bemerkungen zur Strafgesetzgebnng , 1847, 2. Abschnitt: das Zurechnen und 
Znmessen. Geib, Reform des deutschen Rechtslebens. 1848. S. 147. 
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überbrücken, die zwischen der abstra cten schematiachen Massmethode 
der Strafgesetzgebung nnd dem indiyidualisirenden Massy er- 
fahren des Gerichts obwaltet. Es handelt sich eben um einen 
Versuch der Auffindung typischer Schuldstufen. t 

Vielleicht können die nach den massgebenden Eigenschaften 
gruppirten Verbrecherclassen, zwischen den abstracten That- 
beständen der einzelnen Verbrechensarten und dem im einzelnen 
Falle vorliegenden concreten Verbrechen, als Massstäbe der g;e- 
wöhnlichen Schuldstufen der einzelnen Classenverbrechen G-eltung 
beanspruchen« So kann der Typus der gewöhnlichen Schuldstufe 
des Gewohnheitsverbrechens, ^les Gelegenheitsverbrechens, des fort- 
gesetzten Verbrechens, des Zusammenflusses mehrerer Verbrechen^ des 
Rückfalles, des Verbrechens jugendlicher Personen, des Affect Ver- 
brechens, des gewerbsmässigen Verbrechens, und auch die Definition 
dieser Classenverbrechen bestimmt werden; eine solche Classenein- 
theilung kann sich als eine fruchtbare Hilf svorrichtung der 
Induction und Messung im Straf rechte bewähren. Allerdings haben 
es diese Classenverbrechen auch mit einem mittleren Masse zu thun. 
Allein die Durchschnittsberechnung ist sicherer, weil sie nur djie 
Abbreviatur eines engeren Kreises ähnlicher strafrechtlicher 
Charaktere und verwandter strafbaren Handlungen ist, und weil wir 
es innerhalb eines der Regel der Fälle einer bestimmten Ver- 
brechergruppe entlehnten Mittelmasses, nicht mit dem vagen All- 
gemein]}egriff des mittleren Masses der menschlichen Causalität 
und deren Verantwortung zu thun haben. Der Verbrecher ver- 
hält sich wie der Mittelpunkt zahlreicher concentri- 
scher Kreise. Der äusserste Kreis stellt den allgemeinen Charakter 
eines gesetzwidrigen Verhaltens oder einer Auflehnung gegen die 
Rechts- und Gesellschaftsordnung dar, der zunächst gezogene den 
nationalen und social-ethisohen , durch Abstammung, gesellschaftliche 
Umgebung, wirthschaftliche und berafiiche Verhältnisse ausgeprägten 
Charakter, der engere und ergste Kreis die Individualität der leiblich- 
geistigen Organisation, des angeborenen Naturells und die Einflüsse 
des engsten Verkehrs auf die Ausbildung der individuellen Persön- 
lichkeit. Alles Individualisiren ist hierbei eben nur annäherungs- 
weise und relativ zu nehmen, denn das Geheimniss der innersten 
Persönlichkeit und der diese constituirenden, der Physiologie, Psycho- 
logie, Pädagogik, Gesellschaft und Wirthschaftsordnung angehörenden 
Momente, erschliesst kein menschlicher Richter. In der Natur ist 
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das Einzelne typisch und berechtigt zu einem Inductionsschluss , in 
der Menschenwelt ist der Einzelne stets auch individuell und bkibt 
nicht 80 iielten dem scharfsinnigsten Eichter die Motivation einer 
individuellen Schuld räthselhaft. Deshalb ist die Individualisirung 
in der Stra&echtspflege nur auf die Grundlage gesetzlicher 
Durchschnittsmasse und Strafgrenzen zu stellen, und deshalb ist das 
System der nach gewissen Haupteigenthtlmlichkeiten construirten Ver- 
brechensclassen ^ mit typischen Schuldstufen, ein wichtiges Hilfs- 
mittel, um innerhalb der Durchschnittsschuld des bestimmten Classen- 
verbrechens die Züge der Individualität des Uebelthäters in Beziehung 
auf die ihr zur Last fallende Uebelthat mit grösserer Sicher- 
heit festzustellen. Kein Straf richter vermag überhaupt mit voller 
' Sicherheit den Gleichungspunkt zwischen der individuellen Schuld 
in der begangenen Uebelthat und dem dieser angemessenen Straftibel 
aufzufinden, wie ich dies in dem „Princip der Individualisirung in 
der Strafrechtspflege" 1869 zu begründen bestrebt war. 

Bisher haben die Strafgesetzgebungen dem Eichter 
weder ein. greifbares System der typischen Yerbrechensclassen , noch 
ein durchgreifend verschiedenes Strafberechnungsschema für die ver- 
schiedenen Glassen der Verbrechen und des Verbrecherthumes an die 
Hand gegeben. Hieraus erklären sich auch die grossen Schwankungen 
und Differenzen in dem Verhältnisse zwischen den Skalen der Schul d- 
masse und den Stufenleitern der Strafmasse, welche den Laien weniger 
auffällig und bedenklich erscheinen, wie den Berufsjuristen. Hier nur 
• zwei Beispiele über- die typischen Schuldstufen der Verbreohensclassen 
und die Nothwendigkeit verschiedener Strafmasse für 
verschiedene Verbrechensclassen. — Nach den Stufen der 
subjectiven Willensschuld lässt sich das Gelegenheitsverbrechen 
auf die unterste Stufe des Verbrecherthumes , das Gewohnheits- 
verbrechen auf die höchste Stufe der Criminalität stellen , wenn- 
gleich diese nicht contradictorische Gegensätze bedeuten. 

Die Bedingungen der Bemessung der Schuld- und Straf- 
grössen nach dem gewöhnlichen Typus dieser zwei Verbrechensclassen 
liegen kurz und bündig gesagt in Folgendem: Das Gelegenheits- 
verbrechen setzt voraus , dass der Thäter nur deshalb das Ver- 
brechen begangen habe, weil die Beweggründe dazu allein in dem 
übermächtigen Eeize der unverhofft und ungesucht sich dar- 
bietenden Gelegenheit lagen. Die Gelegenheit versetzt den Thäter 
ohne sein Zuthun sofort auf den Schauplatz des verbrecherischen 
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Unternehmens zur rechten Zeit, unyerhafft, mit einem Euck. £r steht 
mitten in der Situation desselben, ehe er es versah, ohne Willens- 
anstrengung, ohne Vorbereitung, ohne Wagniss des ersten Schrittes. 
Ans diesem Grunde ist die Macht des bösen Willens in dem 
Gelegenheitsver brecher relativ am unfertigsten und 
schwächsten entwickelt. 

Das Gewohnheitsverbrechen hingegen ist ein die höchste 
Stufe des bösen Willens kennzeichnender Ciassifioationsgrund der Ver- 
brechen, vermöge der bei jedem Ahlasse beharrlich erneuerten Be- 
gehung von Uebelthaten, welche als Ausflüsse eines zuständlich zur 
zweiten Natur gewordenen verbrecherischen Hanges sich darstellen. 
Bis zu einem gewissen Sättigungspunkte wird die Macht der ver- 
brecherischen Gewohnheit immer intensiver und der Eeizzuwachs in 
dem Gewohnheitsverbrecher immer stärker, bis dessen Thun gleichsam, 
zu einer automatischen Verrichtung in Folge der primär verschuldeten 
Eeduction der Freithätigkeit herabsinkt. Die verbrecherische Gewohn- 
heit wächst a«s dem Kern d'es Charakters heraus und depravirt den- 
selben allmälig bis zur ünverbesserlichkeit. Die abstumpfende Macht 
der Gewohnheit erzeugt Gemüthsverhärtung und Apathie, welche gegen 
sittigende Einflüsse unzugänglich macht und am Ende zu einer p s y ch o- 
moralischen Entartung des Gewohnheitsverbrechers führen. 
Selbstverständlich liegt nicht j e d e r Wiederholung eines abgestraften 
Verbrechens, vielmehr erst wiederholten Eückfällen, eine ver- 
brecherische Gewohnheit zu Grunde. 

Gerade hier zeigt sich die nicht wegzustreitende strafrechtliche 
Bedeutung des Charakters und der Lebensgeschichte des Ver- 
brechers für die Strafausmessung. 

Sieht man von den Affectverbreche n ab, zu welchem der 
rechtschaffenste Mann unter Umständen hingerissen werden kann, so 
kann weder ein Erstlingsverbrechen, noch ein wiederholtes Verbrechen 
aus dem übrigen Leben des Uebelthäters und aus dem Zusammenhange 
mit seinen vorherrschenden Neigungen und Charakterzügen losgetrennt 
und isolirt aufgefasst werden. Nicht die Uebelthat allein, auch der 
Schuldige sind Objecte der Strafausmessung und des Strafverfahrens. 
Auf die Gemüthsart, auf die Bosheit, auf die ehrlose Gesinnung, auf 
die Gewinnsucht, insoweit diese sich in dem Verbrechen manifestiren, 
nimmt die Strafgesetzgebung vielfach Eücksicht; auch lassen sich die 
strafrechtlichen Begriffe der zuständlich gewordenen Verbrechen , des 
Eückfalls, der verbrecherischen Gewohnheit und Gewerbsmässigkeit, 
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ohne Heranziehung des Vorlebens des Verbrechers , gar nicht con- 
stituiren. 

Wie geringschätzend nnd unberechtigt sprechen Neuere, nament- 
lich Merkel, über den Milderungs-. und Straferhöhungsgrund der 
vita anteacta! Die richtige psychologische Analyse der strafbaren 
Handlung und der Motivation des Handelnden, die unabweisbare 
Prüfung des Motiyes im Verhältnisse zu dem Charakter des Uebel- 
thäters und zur äusseren Veranlassung der Uebelthat, brachte die 
volle Bedeutung des Vorlebens des Uebelthäters wieder zu Ehren, 
wie dies ein Blick in Hälschner's systematische Darstellung des 
heutigen deutschen Strafrechts genügend erkennen lässt. Die Criminal- 
psychologie hat bei der Werthschätzung der Motive und des 
Charakters des Thäters nie ausser Acht lassen können, dass die Zu- 
rechnung und Strafausmessung im Strafrechte auch psychologische 
Fühlung haben müsse mit dem inneren Triebwerke der Willens- 
richtungen und Willensbestimmungen. — Die Entstehung des WoUens 
und Beschliessens, das Wollen des Zweckes und der Mittel, die Motive 
zur Setzung des Zweckes der Uebelthat, der Zusammenhang mit dem 
Charakter des Uebelthäters — bilden die psychologische Vor- 
geschichte der zuzurechnenden und zu bemessenden strafbaren 
That An den Früchten erkennt man den Baum, an den Handlungen, 
Duldungen, Unterlassungen, den Charakter, die herrschend gewordenen 
Lebensmaximen, die auch strafrechtlich relevante Denkungs- und 
Sinnesart. Innerhalb des Charakters prägen sich die Willens-Eut- 
scheidungen im Einzelnen aus , so dass wir von dem Charakter 
auf die einzelnen Willensacte und Handlungsweisen schliessen und 
aus bleibenden Eigen thümlichkeiten des Handelnden die oft auch in 
dem Verbrechen sich offenbarenden Charakterzüge erklären. Nicht 
minder bedeutsam ist für Criminalisten die Erforschung des 
psychischen Gesammtzustandes , die wir das G-emüth nennen, nnd 
die Stärkegrade der Wirkungen der Leidenschaften und der Affecte 
auf das Wollen, besonnene Denken, das Thun oder Lassen, zumal 
das Strafrecht noch an einer durchgreifenden Unterscheidung 
der Verbrechen, in Verbrechen aus Leidenschaft und in 
Affectverbrechen, festhält. 

Wir erwägen hierbei, dass der habituellen Leidenschaft der 
richtige Massstab der Werthschätzung der Lebensgüter fehlt, die 
Vergleichung mit der Wirkung anderer als der einseitig allein- 
herrschenden Motive erschwert wurde, dass die aufkeimende Leiden- 
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sehaft nur durch anhaltende Pflege genährt und gesteigert werde, 
während eine prophylaktische Niederhältung und Bekämpfung des 
acuten AfPectes nur selten möglich ist, die blitzartig aufprasselnde 
heftige Gemüthsbewegung um alle Besonnenheit bringt und sofort zur 
unüberlegten That hinreisst. 

Auch lehrt uns die Psychologie der Verbrechen, dass oft tadel- 
lose charakterfeste Menschen dem plötzlichen überraschenden Ansturm 
eines Affectes unterliegen, während sie den Anreizungen einer tieferen 
Leidenschaft mit grosser Selbstbeherrschung widerstehen können. Wir 
taxiren bei der aifectvollen Stimmung des Gemüths auch die Mit- 
wirksamkeit körperlicher Empfindungen und verwirrender Gefühle, 
welche die Eeizbarkeit momentan steigert und Missgefühle erzeugt, 
die nur zu leicht einen Confliet mit den bisherigen Lebensmaximen 
und Handlungsweisen hervorrufen. Wenn sich nun in einzelnen 
üebelthaten , vermöge der Abprägungen der allerinnersten psycho- 
moralischen Vorgänge und Zustände, zuweilen selbst die feinsten 
Erregungen des üebelthäters, seine Motive, Veranlassungen, Antriebe, 
Zweckthätigkeiten, NTeigungen, Fähigkeiten, Gemüthsstimmungen, auf 
eine für die rechtliche Gewissheit zureichende Weise erkennen lassen, 
dann steht eine solche Physiognomik der strafbaren Schuld als 
eine Etappe mehr da auf dem schlüpfrigen Wege zur Erforschung 
der Wahrheit und zur sichereren Bemessung des Schuldgrades, gegen 
deren Berechtigung die Eedensarten von der Verwerflichkeit der 
Würdigung des Vorlebens des Üebelthäters bei der Strafzumessung 
nichts Haltbares geltend zu machen vermögen. Es ist reine Ideo- 
logie des Stubengelehrten , dem der reiche Schatz des praktischen 
Lebens und die gründliche Kenntniss des Verb recher thumes im Ge- 
richtssaal und in der Strafanstalt fehlen, die jeden Verbrecher aus- 
schliesslich auf dem Isolirschemel des begangenen Verbrechens stellen, 
und nur dieses, nicht auch den Verbrecher selbst — der Bestrafung 
unterziehen will! 

IL 

Die Grenzen der menschlichen Wirksamkeit lassen sich nicht 
bei jeder Handlung sicher messen, weil wir nur vermöge einer Ab- 
straction uns einen bestimmten Complex von Veränderungen in der 
Aussen weit als die ausschliessliche Wirkung einer bestimmten 
menschlichen Thätigkeit denken, und weil der Naturcausalismus, ein- 
mal in Bewegung gesetzt, unabhängig von unserem Denken in einer 
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natnrgesetzlich bestimmten Richtung fortarbeitet. Streng genommen 
kann der Mensch immer nur mitwirken, und das Walten der 
Naturkräfte in seinem Dienste verwerthen. Was wir voraus berechnen 
können, ist eben nur das Mass der gewöhnlichen Mitwirksamkeiten bei 
einer bestimmten in die Aussenwelt eingreifenden Thätigkeit. Es 
kommt mithin im Straf rechte zunächst auf die Vorstellung 
der erfahrungsmässig regelmässigen Folgen einer That an. Hier- 
mit stehen wir vor einem Masse der gewöhnlichen Einsicht 
in die regelmässigen Folgen einer Handlung und vor einer Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung. Wir sprechen immerhin von einer 
Zurechnung der gewöhnlichen, der leicht voraussehbaren, der blos 
möglichen Folgen einer Handlung im strafrechtlichen Sinne. Wir 
beziehen Wirkungen der That auf den Thäter als deren Ursache, 
welche nach dem Voranschlage der Erfahrung in dem voraussehbaren 
factischen Verlaufe einer bestimmten äusseren Thätigkeit vorzukommen 
pflegen. Für die Eechnungsfehler in dem Ueberschlag der gewöhn- 
lichen Folgen einer bestimmten That haftet der Handelnde insoweit, 
als er bei Anwendung des gewöhnlichen Masses der im bürger- 
lichen Leben gebotenen Aufmerksamkeit, den nicht beabsichtigten ein- 
getretenen nachtheiligen Erfolg hätte vorhersehen und vermeiden 
können. Eine ungewöhnliche Aufmerksamkeit wird nur in besonderen 
Pflicht Verhältnissen gefordert. Von jedem Verantwortlichen wird ein 
mittleres Mass von Einsicht und Vorsicht vorausgesetzt und hier- 
nach die Fahrlässigkeit bemessen, weil jeder Zufechnungsfähige 
den Mangel des erforderlichen Minimum an Einsicht und Aufmerksam- 
keit zu verantworten hat. Wer nicht die relative. Entwicklungsstufe 
des mittleren Menschen erlangt hat, hat auch nicht das Recht, sich 
als ein eigenberechtigtes Subject an dem socialen und staatlichen Leben 
zu betheiligen. Kein Mitglied des Gremeinwesens darf egoistisch nur 
für sein persönliches Interesse bedacht sein, unbekümmert um fremden 
Schaden oder Gefährdung der Rechtsgüter Anderer. Der Einzelne 
muss sich eben strecken nach den Rechtsforderungen, welche an ihn 
als ein unter der Mensur des mittleren Menschen fallendes Subject 
gestellt werden. Und diese Rechtsforderung der Aufmerksamkeit auf 
die ineinandergreifenden Thätigkeiten der Glieder des Gemeinlebens 
und auf die Folgen der eigenen Handlungen ist regelmässig nur 
durch die gewöhnlichen Grenzen des Vorhersehenkönnens und Ver- 
meidenkönnens eines rechtsgefährdenden Erfolges beschränkt. Die straf- 
rechtliche Verantwortlichkeit geht über diese Wahrscheinlichkeitsrechnung 
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hinaus. Zum Vorsatze wird nicht nur der Erfolg zugerechnet, den 
der Handelnde voraus berechnet und in seine Absicht aufgenommen 
hat. Eine Willensschuld wird in dem Causalzusammenhange zwischen 
der gewollten That und dem Erfolg auch dann noch angenommen, 
wenn der Erfolg unter der Mitwirksamkeit zufälliger Umstände ein- 
getreten ist. Das Unberechenbare kann nicht gemessen werden. Allein 
insofern durch eine absichtliche Thätigkeit die Mitwirksamkeit zufälliger 
Zwischen Ursachen veranlasst werden, der Zufall gleichsam in Kauf 
genommen und provocirt werden wollte, spielt derselbe auch im Straf- 
rechte die ßoUe einer den Handelnden verantwortlich machenden 
Mitwirksamkeit. Es lässt sich eben die Summe aller Mitwirksamkeiten 
beim Handeln nicht selbstständig meistern und lenken. Die Verkettung 
von That und Erfolg lässt sieb nicht mit absoluter Sicherheit voraus- 
bestimmen, weil an 'der Hervorbringung eines strafrechtlich bedeut- 
samen Erfolges auch Kräfte mitwirken, welche von dem Handelnden 
nicht bewusst in Bewegung gesetzt werden. Wir können eben nur 
das Mass der gewöhnlichen Mitwirksamkeiten voraus berechnen. Hat 
eine nicht auf einen schweren Verletzungserfolg gerichtete Körper- 
verletzung zur Folge, dass der Verletzte nur vermöge seiner indivi- 
duellen Beschaffenheit oder blos vermöge der zufälligen Umstände, 
unter welchen die Handlung verübt wurde, in erheblicher Weise 
dauernd entstellt wird oder ein wichtiges Glied des Körpers verliert, 
so haftet der Handelnde auch für die nicht beabsichtigten, jedoch 
durch seine Handlung veranlassten Folgen. Dasselbe gilt, wenn 
durch die Körperverletzung, vermöge der zufällig hinzugekommenen 
Zwischenursachen, der Tod des Verletzten verursacht worden ist. 

Das Zufällige , insofern es durch die strafbare Thätigkeit ver- 
anlasst wurde, erscheint hier als ein Moment der strafrechtlichen 
Verantwortung , obgleich es an sich , das Nichtmessbare und Unbe- 
rechenbare ist. 

III. 

Immer neu bleibt die alte Aufgabe der Strafpolitik, das A equi- 
valent zwischen Uebelthat und Strafiibel aufzufinden. Da von einer 
äusseren und specifischen. Gleichheit zwischen Verbrechen und Strafe 
nicht die Eede sein kann, so können Quantität und Qualität der Ver- 
brechen nur durch einen idealen Exponenten ermittelt werden. Dieser 
ist der Begriff des Werthes. Was das Verbrechen und der Ver- 
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brecher verthan haben, an Rechtsgtitem, Lebenskraft und Arbeits- 
frticbten , soll in dem Preise der Strafe nacb rechtlicher 
Schätzung, dem Werthe nach, gezahlt oder entgolten werden. Uebel- 
thaten und Uebelthäter unterliegen gewissen Werthsberechnungen, 
nach dem Werthe der verletzten Rechtsgüter , nach der Grösse des 
Schadens und der mit der Uebelthat verbundenen Gefahr, nach der 
Macht des bösen- Willens, des Affectes, der Verführung, der Gelegen- 
heit, der Gewohnheitsmässigkeit, nach dem bisher tadellosen Lebens- 
wandel oder nach der Rückfälligkeit; nach der Wirkung auf das 
öffentliche Rechtsgefühl , nach der Hoffnung auf eine ökonomische, 
socialethische Rehabilitation u. s. w. Immer wird die Berechnung 
des Massverhältnisses von rechtlicher Schuld und Strafzwang nur 
eine approximative Berechnung bleiben, weil es an der dritten 
Grösse fehlt, an der die Schuld und die Strafe gemessen werden 
könnte, wie der Werth wirthschaftlicher Güter am Gel de. Soll 
aber deshalb allein die unverdrossen forschende Doctrin darüber 
vorschnell den Stab brechen,, ehevor nicht wiederholte ernstliche 
Versuche der praktischen Verwerthung dieses theoretischen Problemes 
fehlgeschlagen, und die wissenschaftliche Kritik aburtheilen, ehevor 
die Unmöglichkeit einer entsprechenden Leistung nicht unzweifelhaft 
constatirt ist? 

K. S. Zachariae, Bentham, Herbart, Worms, Bern er, 
H e in z e u. A. versuchten die W e r t h t h e o r i e im Strafrechte an- 
zuwenden. Allein noch ist die Wissenschaft nicht viel weiter ge- 
kommen, als die Forderung zu formuliren, das Verbrechen seinem 
rechtlichen Werthe nach zu vergelten, und die Verbrechen zu charak- 
terisiren, bei welchen es auf widerrechtliche Aneignung oder Beschädi- 
gung von Vermögenswerthen ankommt. Es handelt sich darum, neue 
Gesichtspunkte aus den angrenzenden Wissenschaften der National- 
ökonomie, der Gesellschaftslehre, des Verwaltungsrechts für dieses 
Problem zu gewinnen und insbesondere für die antiökonomischen und 
antisocialen Verbrechen zu verwerthen. Das reformatorische Schlagwort 
nach Kant war: die Quantität und die Qualität der Strafe müsse 
durch die des Verbrechens, dem Werthe nach bestimmt werden. Da 
es nicht Sache der Philosophie sein konnte, den Werth von Verbrechen 
und Strafe im Einzelnen zu vergleichen und festzustellen, so begnügte 
sich diese, die Strafe als eine rechtliche Schätzung des Verbrechens 
zu bezeichnen. Sie ist, wie Heinz e hervorhob, nicht der Gegen- 
werth des Verbrechens, welches an sich betrachtet,, keinen Werth 
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hat, sondern der Ausdruck für den rechtlichen Werth der Verletzung 
der Kechtsgemeinschaft durch das Verbrechen.*) Der Werth der 
Strafe liegt in dem, was diese dem Sträflinge an Eechten, Vermögens- 
stücken und Lebensgenüssen entzieht und was die Drohung und Voll- 
streckung der Strafe für die Festigung der Eechtssicherheit und des 
Rechtsbewusstseins leistet. Die Gesittungsstufe gibt den Ausschlag 
darüber, ob am Leib und Leben ^ oder vorwiegend an Freiheit und 
Ehrenrechten, oder an Vermögen gestraft werde. Selbst das Leben 
lässt eine rechtliche Schätzung zu. Die traditionelle Annahme, dass 
das Leben des Gemordeten gleichwerthig sei mit dem Leben 
des Mörders, hat Holtzendorff widerlegt. Das Leben hat 
eben nicht für alle Menschen den gleichen Werth und die Bewerthimg 
des Lebens ist nach Beschaffenheit der socialen, religiösen, wirth- 
schaftlichen Zustände, in Zeiten des Krieges, einer Epidemie, massen- 
hafter Selbstmorde, nichts weniger als gleichwerthig. 

Die Todesstrafe hat für ein entwerthetes Leben mithin eine 
andere Bedeutung, wie für ein von Thatkraft und Genussfreudigkeit 
strotzendes Leben. Stets muss es als Ziel der Strafökonomie 
gelten, mit der geringste n Leben sau fopferung an Arbeit 
und Capital in der Str afthätigkeit die grössten Straf- 
wirkungen zu erreichen. Eine öffentliche Strafe an dem Leben 
des Verbrechers ist eine zu theuere verschwenderische Staatsaus- 
gabe, deren Erfolg durch einen geringeren Aufwand an Strafübeln 
erreicht werden kann. Das Geläute der Todtenglocke während des 
letzten Ganges des Verurtheilten verkündet der Gesellschaft, dass 
ein Mensch wegen einer Uebelthat mit seinem ganzen wirthschaftlichen 
Werthe auf das Unproductivste zu Grunde gerichtet und die schuldlose 
Familie desselben gebrandmarkt wird, obgleich das Strafgesetzbuch 
selbst die Verjährbarkeit des todeswürdigen Verbrechens anerkennt. 
Dem Gebrauchswerthe der Strafe widerspricht jede entbehrliche Auf- 
opferung des Lebens eines Uebelthäters. 

*) EmileWorms, Les rapports du droit p^nal avec l'^conomie politique. 
Paris 1870, p. 18, 21. G. Schmoller, Grundfragen des Rechts und der 
Volkswirthschaf t , 1875, S. 31, 77. Vgl. im Allgemeinen die anregenden 
Untersuchungen über die nationalökonomische Dnrchdriiigang des Rechts von 
Jahn Stuart Hill, Schaf fle, v. Stein, v. Böhm u. A.; nebenbei meine 
Criminalistische und nationalökonomische Gesichtspunkte mit Rücksicht aaf 
das deutsche Reichsstrafrecht, 1872, S. 96, mit welchen ein von Crimi- 
nalisten so gut wie unbebautes Gebiet betreten wurde, hoffentlich nicht 
blos, um Stanb aufzuwirbeln. 

WahlberR, Gesammelte kleine Schriften. III. 8 
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Erhaltung, Mehrung, Individualisirung des persönlichen Lebens, 
diese Zwecke regieren die Ordnung des modernen Eechts und wenigstens 
zum Theil annähernd die der capitalistischen Wirthschaft. Dort, wo 
die Todesstrafe durch eine strenge Freiheitsstrafe als ersetzbar gelten 
kann, wird die richtige ökonomische Abschätzung den Werth des 
Menschen dadurch zu Ehren bringen, dass der Strafvollzug die intel- 
lectuellen , moralischen und gewerblichen Kräfte des Sträflings aus- 
bildet und im Dienste der Gesellschaft Brauchbarkeiten producirt, 
welche nicht nur dem entlassenen Sträflinge und seinen Angehörigen, 
sondern auch dem Staate und der Volkswirtbschaft zu Gute kommen. 
Wie man immer von den Früchten eines rationellen Arbeitsbetriebes 
und einer methodisch bessernden Zucht in den Gefängnissen denken 
mag: das Wort bleibt doch wahr, dass der schlechteste Gebrauch, 
den man von einem Menschen machen kann, darin bestehe, ihm den 
Kopf abzuschlagen. In normalen Zeiten des allgemeinen Rechtsfriedens 
bedeutet die Ausrottungsstrafe die Anwendung einer Kriegsregel, die 
Transfusion des reinen Straf rechts mit blosser Sicherungspolizei. Der 
Behauptung der unbedingten Nothwendigkeit der Todesstrafe in 
den Fällen des ordentlichen Strafverfahrens steht die regelmässig 
vorwaltende Begnadigung der meisten zum Tode Yerurtheilten ent- 
gegen. Läge wirklich nur in der Hinrichtung der einzig genügende 
Schutz für den friedlichen Bürger, wie könnte dann die Begnadigung 
so vieler Mörder verantwortet werden? 

Erinnern wir uns, dass überhaupt das ganze Verhältniss der 
Verbrechen und ihrer Strafen auf ideellen Werthsberech- 
nungen zwischen der normwidrigen üebelthat und dem rechtlichen 
Strafübel beruhe, dass die Schuld imd Strafmasse, die Zurechnungs- 
fähigkeit selbst auf Durchschnittsberechnungen zurückzuführen seien, 
dass es für Verbrechen und deren Strafen kein absolut giltiges 
Normalmass geben könne, weil es kein absolutes, unter allen Um- 
ständen als Verbrechen strafbares Unrecht gibt, und weder absolute 
unwandelbare Widerstandskraft ^egen gesetzwidrige Versuchungen, 
noch absolut wirksame Gegenmotive des Strafgesetzes zu verbrecheri- 
schen Handlungen bestehen 5 — dann werden wir von der Sicherheit 
der strafrechtlichen Zurechnung und von der Strafzumessung, eine 
bescheidenere, kaum aber eine unrichtige Vorstellung haben. 



VI. 



Die Gebrechen und die Verbesserung des 
Gefängnisswesens in Oesterreich. 



Vorerinnerung. 

In den Jahren 1864 — 1870 hatte ich Aufzeichnungen über 
unsere Straf- und Zwangsarbeits- Anstalten in der von F. v. Holtzen- 

» 

dorff herausgegebenen Allgemeinen deutschen Straf rechtszeitung 
veröffentlicht und 1868 die Gebrechen und Reform der Gefängnisse, 
in Eckerts Blättern für Gefängnisskunde, IIL B., geprüft. 

Daran reihte sich eine geschichtliche CTebersicht der Haftsysteme, 
in meinem Buche : das Princip der Individualisirung in der Strafrechts- 
pflege, 1869. Die Aufzeichnungen über unsere Strafanstalten wurden 
theils eigenen Beobachtungen bei den Besichtigungen derselben, theils 
amtlichen Quellen entnommen, da mir von dem Minister des Inneren 
die Bewilligung ertheilt worden war, die Straf- und Zwangsarbeits - 
anstalten zum Behufe wissenschaftlicher Studien zu besuchen. In 
freundlicher Anerkennung meiner bescheidenen Bestrebungen für die 
Verbesserung des Gefangnisswesens, fand sich die Dresdner Versamm- 
lung deutscher Strafanstaltsbeamter 1867 bewogen, mich zum Ehren- 
mitgliede des Vereines deutscher Strafanstaltsbeamter zu Bruchsal zu 
ernennen. Die Betheiligung österreichischer Gefangniss- und Justiz- 
beamten an diesem Vereine hatte unter dem Justiz minister von H y e 
erfreulichen Fortgang genommen, welchem auch die Anbahnung einer 
brauchbareren Gefängnissstatistik, nach dem Beispiele der durch das Organ 
dieses Vereines veröffentlichten Normalstatistik, 1868, zu danken war.*) 



*) Wiener Abendpost, Beilage zur Wiener Zeitung, 1867, Nr. 253. 
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Seit den ^Aufzeichnungen** sind mancherlei erhebliche Verände- 
rungen und Verbesserungen in den österreichisch-ungarischen Ge- 
fängnisswesen eingetreten und viele Mittheilnngen derselben haben 
nur noch einen untergeordneten geschichtlichen Werth. Immerhin 
dürften sie als M a t e r i a 1 i e n einer erst zu schreibenden Greschichte 
der Reform der Strafanstalten in Oesterreich — auf 
einige Beachtung Anspruch machen können und aus diesem Grunde 
finden Bruchstücke der erwähnten Schriften hier Aufnahme. 

Ehevor glaube ich eine Pflicht der schuldigen Pietät dem 
Andenken jenes Mannes gegenüber erfüllen zu sollen , welcher 
vor der Zeit der verdienstvollen Wirksamkeit v. Hye's für die 
Verbesserung des Gefängnisswesens , vor Allen genannt zu werden 
verdient. 

Drei Werke sind es, welche Josef von Würth's hervor- 
ragende Bedeutung in unserer Literatur und Gesetzgebung begründet 
haben : die neuesten Fortschritte des Gefängnisswesens in Frankreich, 
England, Schottland, Belgien und der Schweiz, 1844; die rechts- 
geschichtliche Bearbeitung des Stadtrechts von Wiener -Neustadt aus 
dem 13. Jahrhunderte, 1846, eine Frucht seiner im Manuscripte 
hinterlassenen Vorträge über die Geschichte des Strafrechts in Oester- 
reich , und die Darstellung der prov. Strafprocessordnung vom 
17. Jänner 1850. 

Bei allem Eifer für die Veredlung des Strafwesens trat v. Würth 
jener falschen Philanthropie entgegen, welche der Strafe ihren strengen 
rechtlichen Zwangscharakter benehmen möchte. Er bekämpfte die 
Anmassung derjenigen, die unberufeji eine Stimme über die Gefangniss- 
frage abgeben, zu deren Beantwortung nicht blos reife theoretische 
Kenntnisse, sondern auch umfassende praktische Erfahrungen und 
verwaltungsrechtliche vergleichende Studien gehören. 

Bei dem Congr esse der Freunde der Gefängnissreform zu Frank- 
furt 1846, kam Würth's Name in weiteren Kreisen zu Ehren. 
Unvergessliche Verdienste erwarb sich der uns früh im 38. Lebens- 
jahre Entrissene (17. Jänner 1855, begraben in dem Dornbacher 
Friedhofe), durch seine Ausarbeitung des Entwurfes der Strafprocess- 
ordnung von 1850, sowie durch den Commentar zu derselben. 

Das Eeisewerk des jungen Landrechtsauscultanten v. Würth 
zählte in der einheimischen Literatur zu den bedeutendsten Mit- 
theilungen über Gefängnisswesen, nach Hopfauer, Josef Frank, 
Pratobevera; und veranlasste die ehrende Beiziehung desselben 
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zu der Gefängnissreform-Commission von 1844, welche unter dem 
Vorsitze des Regierungspräsidenten Talatzko stattgefunden und sich 
entschieden zu Gunsten eines gemilderten Einzelhaft Systems 
ausgesprochen hatte. 

I. 

Die alten Zuchthäuser zählten mit wenigen Ausnahmen zu den 
Schreckensanstalten menschlicher Verwahrlosung, in finsteren, feuchten, 
kalten Bäumen, wo psychisches und moralisches £lend die zusammen- 
gewürfelten Gefangenen aufzehrte, Euchlosigkeit der Wärter und 
Müssiggang die verkommenen oder verzweifelten Menschen beiderlei 
Geschlechts, Vaganten, Schanddimen, Schuldner, Malefizpersonen, 
Trunkenbolde, Bettler, Geisteskranke an Leib und Seele peinigten 
und zu Grande richteten. Man lese bei Damhouder, Ruland, 
Zittmann, Bohn, Helldorf, Oldekop, Carpzov und für 
die spätere Zeit bei John Howard, Frank, Wagnitz u. A., 
was (Jiese über die entsetzliche Verwilderung der Gefangenen in un- 
getrennten Haftanstalten und die menschenverderbliche Einrichtung 
der alten Zuchthäuser berichtet hatten , um zu begreifen , dass schon 
die Trennung der Zuchthäuser für Männer und Weiber mit Ein- 
führung eines geregelteren Arbeitsbetriebes im 17. Jahrhunderte, 
nach dem Vorgange der Amsterdamer Zwangsarbeitsanstalt , als 
bewunderungswerthe Reformen der ergaste ria disciplinaria empfohlen 
und als Musteranstalten hochgepriesen worden sind. 

Durch Abtrennung besonderer Arbeits-, Spinn- oder Correc- 
tionshäuser kamen allmälig erst selbstständige Straf- 
anstalten zu Stande; eine vollständige Trennung der Straf- und 
Zwangsarbeitsanstalten hat sich jedoch heute noch nicht allenthalben 
vollzogen. Als ich 1871 die Schweizer Strafanstalt Lenzburg be- 
suchte, barg diese noch sehr ungleichartige Elemente der unfreien 
Bevölkerung: criminelle und zuchtpolizeiliche Gefangene, Zwänglinge 
weiblichen und männlichen Geschlechts, ja auch einige geistesgestörte 
Sträflinge, die wegen Mangels an Platz im Strafhause angehalten 
wurden. Die Auifassung der Zwangsarbeitsanstalt aus dem Gesichts- 
punkte einer Arbeitskaserne mit Werk- und Zuchtmeistem ging 
zwar von dem Zwecke aus, die in den Haftanstalten verfaulenden 
Arbeitskräfte nutzbringend zu verwerthen. Immerhin führte die 
Organisation der Zwangsarbeit, wenn auch spät, zu einer menschlicheren 
Behandlung in der Straf knechtschaft. Die Kaiserin Maria Theresia 
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ging in Oesterreichisch-Flandern mit einem grossen Werk- und 
Besserungslianse 1772 zu Gent voran, nach dem Plane des Grafen 
V i 1 1 a i n , wo die Häftlinge bei Tag in lichten, gemeinsamen Arbeits- 
sälen, bei Nacht in einzelnen Schlafzellen angehalten wurden. Diese 
Theresianische Schöpfung bezeichnete nicht nur einen Fortschritt des 
Haftsystemes, der als ein Vorläufer des späteren sog. Au burn' sehen 
Sy Sternes anerkannt zu werden verdient, sondern auch einen neuen 
Impuls für die Gefängnis sbankunde. Mächtiger noch waren die von 
John flo ward's Schilderungen des Gefängnisselends ausgehenden 
Anregungen zu einer durch angestrebte Humanisirung des Strafvoll- 
zuges und durch sittigende Beschäftigung verbesserten Gefängnisszucht» 
Howard war, wie eine 1787 erschienene Schrift über Wien be- 
richtet, dreimal in Wien . Er ging in die Casematten , wo die 
Gassenkehrer zusammengesperrt wurden, mass und prüfte die in diesen 
Gewölben eingeschlossene Luft, wog die jedem Gefangenen täglich 
zugetheilte Brodportion, untersuchte das Trinkwasser, die Beklei- 
dung u. 8. w. und fand nicht Alles nach seinem Wunsche , doch 
Manches in Oesterreich nicht schlechter bestellt als in England und 
Frankreich. 

Das Londoner Zuchthaus Clod B a t h f i e 1 d , nach Howards 
Plane angelegt, mit der Inschrift: no work, no victnals, illustrirte 
die Eiohtung der Zwangsarbeitshäuser, die nur zu oft in das Extrem 
ausgeartet ist, aus den Zwänglingen lediglich weisse Arbeitssclaven 
zu machen, bei welchen man wegen 'notorischer TTnverbesserlichkeit 
derselben geringe Rücksicht auf pönitentiäre Zwecke nehmen zu sollen 
meinte, und aus deren Arbeitskräften schonungslos Capital geschlagen 
werden müsse, auf dass die Zwänglinge mehr einbringen, als sie 
kosten. 

In den Eeichsstädten und einzelnen Eeichsländem zählte Wächter 
1786 bereits über 60 deutsche Zucht- und Arbeitshäuser, welche eine 
menschenwürdigere Hausdisciplin hatten und mit Erfolg Manu- 
facturarbeit betrieben. Aus den Schilderungen derselben durch 
Wagnitz u. A. lassen sich schon Anläufe der Anhaltung zur nutz- 
bringenden Beschäftigung, mit Hücksichtnahme auf die Fähigkeiten und 
Eignungen der Gefangenen, also Anfänge der Individualisirung 
bei der Zutheilung der Zwangsarbeit erkennen. 

Die Erkenn tniss, dass langwierige auf unbestimmte Zeit oder 
sog. weitere Verordnung verhängte Entziehungen der persönlichen 
Freiheit, einen verderblichen Einfluss auf die Gefangenen ausüben, 
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uod dass Abkürzungen der Haftzeit be^ correctem Verhalten im 
Zuchthause von guter Wirkung seien, hatte in Oesterreich, schon in 
der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts in mehreren Hofresolu- 
tipnen, Ausdruck gefunden. Die Regierung drang wiederholt auf 
Erbauung neuer Straf- und Arbeitshäuser, um an Stelle mehrerer 
dem Gemeinwesen wie der Besserung der Gefangenen nachtheiligen 
Strafmittel, passendere Zwangsmassregeln anwenden zu können. So 
wurde die Galeerenstrafe in Bergwerks-Strafarbeit verwandelt, mit 
Eücksichtnahme auf die geringe Theilbarkeit und auf die Demorali- 
sation der mit dem Auswurfe der Menschheit zusammengekoppelten 
minder schweren Sträflinge, nachdem wenige Jahre vorher, 1716, 
die „wegen der auf den Rücken nachfolgenden Infamie und Vereitlung 
der intendirten Besserung" abgeschaffte Fustigation , bei jungen, 
starken, zur Ruderbank tauglichen Männern in die Galeerenstrafe 
abgeändert worden war. An Stelle dieses Strafmittels wurde wieder 
experimentirend die B erg Werksarbeit aus dem Grunde eingeführt, 
weil die grössere Theilbarkeit derselben sich den Schuldunterschied eiji 
leichter anpassen lasse und bei dieser Zwangs- und Strafarbeit eine 
bessere Mannszucht eher erzielt werden könne.*) Die Vollstreckung 
mehrjähriger Strafen fand auch in ungarischen Grenzhäusern oder 

Festungen statt Seit 1673 wurdeii auf dem Spielberg gemeine 

Verbrecher beiderlei Geschlechts , Gauner , Landstreicher , flüchtige 
Schuldner, nicht blos politische Gefangene verwahrt. Wie aus den 
Stammbüchern dieser berüchtigten Kerker erhellt, waren daselbst 
interessante Persönlichkeiten wie v. T-renck, Silvio Pellico, 
Graf Bonneval und andere Staatsverbrecher, aber auch Räuber, 
Mörder , Münzverfälscher , ferner renitente Dienstboten und ünter- 
thanen , säumige Rechnungsleger , Ketzer , Alobymisten , Schmuggler 
u. s. w. gefangen gehalten.**) Gräber der lebendig Begrabenen 
waren die Gefängnisse im unteren Casemattengeschoss, 
theils in Felsen gehauen, theils gemauert, ohne Licht und voll 
Feuchtigkeit, wahre Marterlöcher, aus welchen selten ein Sträfling 
lebend herauskam. In kurzer Ze it erblindet en ^i^jiej sten bald hjji- 
sterbenden Gefangenen. Diese entsetzlichsten Kerker wurden jedoch 
1791 durch Kaiser Leopold aufgehoben. 



*) Vgl. Gesam. kl. Schriften U., S. 129. 
**) Costa -Rossetti v. Rossanegg, Der Brünner Spielberg, insbesondere 
die Casematten uad merkwürdigsten Gefangenen. 2. Aufl. 1881, S. 1*5. 
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Kaiser Joaef IL h atte das sog. Marterloct auf dem Spielberg, 
einen lichtloaen Holzkasten aU Strafzelle, aufsperren und sicli darin 
durch e ine Stunde einacMiesaen lassep . Ale er wieder an das Tagea- 
lieht trat, sagte er: „Ich war der letzte Mensch in diesen Räumen, 
Von nun au darf kein Gefangener des Spletberges mehr diese Schwelle 
überschreiten, " — Fortan sollten die Malefizpersonen nur in dem 
oberen Gefangene otraote untergebracht werden. 

n. 

Erst in deu Joeephiuischen Criminälgesetzen gelangt das System 
der Freiheitsstrafen zu einer geregelten, wenn auch Überaus 
harten Ansgestaltong ; nur fehlte es an der erforderlichen Zahl der 
Gefängnissbanten, auf welche das neue Geföngnisssystem berechnet war. 

Staats- und MUnzverbrecher kamen auf die Festung £ufstein 
in Tiroir 

Die zur Auschmiedung YernTtheilten mnssten ihre entsetzliche 
Strafe auf dem Spielberge bei BrUnn oder auf dem Schloa«- 
berge bei Graz ausstehen, je nachdem sie aus Böhmen, Mshren, 
Schlesien^ Galizien oder aus den übrigen Erbländern abgeschoben 
wurden. Gewisse gemeine Verbrechen waren mit der fürchterlichen 
Strafe des Schiff sziehens an der Donan von Peter wardein aufwärts 
durch das Gesetz bedroht, welches jedoch schon 1792 abgeschafft wurde. 

Erschien der Verbrecher weder für Kufstein noch zam Schiffs- 
ziehen geeignet, so hatte er die mehrjährige Strafe im nächsten Z ucht- 
hause oder in einer Casematte, wenn nicht auf dem Schloss- 
oder Spielberg zu verbüssen. Dagegen wurde zeitliches gelindes 
Geföngniss in dem Criminalgerichtaorte selbst yollzogen , in welchem 
die Sträflinge noch viel schlechter daran und der harten Behandlung 
der Landesgerichtsdiener überlassen waren. 

Schon am Ausgange des vorigen Jahrhunderts war die traurige 
Wahrheit zum Gemeinplatz geworden, dass die meisten Strafanstalten 
Pftanzschulen und Brutanstalten von Verbrechen seien, aus welchen 
ein grosser Theil der Sträflinge in Folge des Zusammenlebens mit 
den schlechtesten Häftlingen verwildert, mit abgestnmpftem Gewissen 
in die bürgerliche Gesellschaft zurückkehrt. Angesichts dieser Wahr- 
nehmungen wurde auch die Frage von listerreichiachen Schriftstellern, 
z. B. von Hopfauer in seiner beachtenswerthen Schrift über die 
Geföngniss reform von 1814 venttlirt, ob die Errichtung eigener Straf- 
häuaer nothwendig und nützlich sei^ 
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Die Gesetzgebung von 1803 mit ihren Novellen und Instruc- 
tionen über die Strafanstalten legte auf sichere Verwahrung, strenge 
Arbeit und abschreckende Kraft; der Eettenstrafe das Hauptgewicht. 
Nach Massgabe des von Sicherungs- und Abschreckungszwecken vor- 
nehmlich geleiteten Strafgesetzbuches konnte nur gelegentlich die 
bessernde Zucht in Anwendung kommen. Hauptsächlich wurde für 
die dringenden materiellen Eadürfhisse gesorgt. Der Sträfling 
sollte durch sein Straf leiden stets empfinden, dass auch das mühselig ste 
Leben ausser dem Stra,fhause eine Wohlthat sei. Ein Hofdecret von 
1815 schärfte ein, dass die gesetzlichen mit der Strafe verbundenen 
Uebel und Entbehrungen an den Sträflingen genau vollzogen werden, 
dass sie vorzüglich in einer strengen und ununterbrochenen Anhaltung 
zur Arbeit ihre Strafe und den Weg zur Besserung finden sollen. 
Die Verwaltung suchte die Strenge der verhängten Kerkerstrafen 
zu mildern, während Normalien auf genaue Anwendung der Vor- 
schriften und gleiche Behandlung der Sträflinge bestanden und un- 
gesetzlichen Milderungen der schweren Kerkerstrafen entgegentraten. 

Es war schon viel, dass nachträglich die schwerste Kerker- 
strafe ausser Gebrauch gesetzt wurde, dass die Lagerstätten der 
Sträflinge mit Strohsäcken oder Strohpolstern versehen wurden, dass 
den Sträflingen gestattet ward, ausser den Arbeitsstunden Andachts- 
bücher zu benutzen, dass eine günstigere Regelung ihres Ueberver- 
dienstes und eine leichtere Fesselungsart angeordnet, die Beschäftigung 
des Wollkämmens und Spinnens durch Einführung anderer gewerb- 
licher Arbeiten weniger gesundheitsschädlich wurde. Dazu kam, dass 
eine nicht wohlberechnete Sparsamkeit das Gedeihen der 
Strafanstalten behinderte. Manscheute sich, wie inPratobevera^s 
Materialien 1815 gerügt wurde, auf die erste Anlage der Gebäude 
einen grösseren Aufwand zu machen und versplitterte in dürftigen 
unvollkommenen Reparaturen allmälig ebenso grosse Summen ohne 
Nutzen. 

Die Folge war, dass die Sträflinge wegen der schlechteren oder 
besseren Beschaffenheit der Anstalten hier ein grösseres, dort ein 
geringeres Ungemach erleiden mussten, obgleich sie nach dem 
gemeinsamenGesetzbuche zu einer und derselben Kerkerstrafe 
verurtheilt wurden. Nicht zu übersehen ist, dass nach dem bisher 
bestehenden Gefängniijswesen eine strenge Trennung der Straf- 
anstalten und der Zwangsarbeitshäuser durchgeführt war, und diese 
Trennung als eine zweckmässige bezeichnet wurde. Ausnahmen hievon 
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bestanden nur im lombardißcli-yenetianischen Königreiche, wo Straf- 
imd CorrectioDshäuser zu Mailand und Venedig vereinigt waren, und 
in Krain im Jahre 1851, nachdem das zu Strafzwecken benutzte Schloss 
Laibach dem Militär übergeben werden musste. — Unter dem Drucke 
des alten Polizei- und Censur-Systemes wurde ein auffallendes Schweigen 
in der e.inheimischen Liter9,tur über die Gebrechen des 
Geföngnis&^esens beobachtet. Seit den dreissiger Jahren werden 
einzelne Stimmen über das Bedürfhiss einer moralischen Reform der 
Strafanstalten laut. Im Jahre 1840 werden Aussagen eines entlassenen 
Criminaljäträflings veröffentlicht und an diese der Wunsch nach Ein- 
führung des pennsy Ivanischen Gefängnisssystems geknüpft. 
Die Unzulänglichkeit unserer Strafanstalten ward allgemeiner 
anerkannt und veranlasste 1842 die Regierung^ sich mit einem 
A^orschlage zur versuchsweisen Erbauung eines Zellengefangnisses zu 
beschäftigen. 

Die Grundzüge des zunächst geplanten Haftsystem es sollten im 

* 

Folgenden bestehen: 

Jeder neu eingelieferte Sträfling ist durch einige Zeit in einer 
Einzel zelle bei Tag und Nacht zum Behuf e seiner Beobachtung an- 
zuhalten. 

Die sehr verderbten, den übrigen Sträflingen gefährlichen Häft- 
linge sind, in Einzelzellen bei Tag und Kacht so lange gefangen zu 
halten, bis sie durch ihr besseres Betragen die Beruhigung verschaffen, 
dass sie nach der einzuführenden Regel der Hausordnung behandelt 
werden können. 

Diese regelmässige Haftmethode sollte dem Auburn'schen 
System nachgebildet werden: bei Tag in gemeinschaftlicher Arbeit 
unter strengster Beobachtung des Stillschweigens , zur Nachtzeit 
Isolirung, 

Jugendliche Sträflinge vor zurückgelegtem 18. Lebensjahr wären 
von den übrigen Sträflingen gänzlich abzusondern, wie dies bei derlei 
Corrigendei^ in dem Wiener Arbeitshause mit gutem Erfolg bewerk- 
stelligt worden ist. 

Auf die Bitte derjenigen Sträflinge, welche mit anderen Sträf- 
lingen nicht vermengt werden wollen, ist durch Vereinzelung derselben 
geeignete Rücksicht zu nehmen. 

Mit diesen Grundsätzen wollte man einen Mittelweg zwischen 
dem Auburn'schen und dem pennsylvanischen Systeme im Interesse 
des Besserungszweckes einschlagen. I leitender Gedanke war : gänzliche 
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Trennung der Schlechten von den Schlechten, Vermeidung der ge- 
hässigen Härten des solitary confinement, der gerechte Besorgnisse 
einflössenden most rigide and unremitted solitude. Arbeit, Unterricht, 
Besuche, Spaziergänge sollten die Qual der Einzelhaft zu einer Wohl- 
that umwandeln. Man erkannte bereits den Irrthum der geistigen 
Vereinsamung der Gefangenen und legte Gewicht auf Arbeit und 
anregenden Verkehr der Einzelhaftgefangenen mit Vertrauenspersonen. 

Dagegen hegte man zum Theil noch sanguinische Hoffnungen 
über die Ausführbarkeit und Wirksamkeit des strengen Schweig- 
gebotes. 

Wir haben hier einen Versuch einer Vereinigung zweier Haft- 
systeme zu einer Zeit vor uns , in welcher die amerikanischen Ge- 
fängnissgesellschaften noch im heftigsten Streite über den Vorzug 
dieser Haftmethoden begriffen waren und eine durch S u a n e r in der 
Bostoner Gefängnissgesellschaft 1845 bewirkte Annäherung auf beiden 
Seiten noch nicht allgemeiner stattgefunden hatte. Dass von einer 
Nachbildung des englischen Probationssystems auch nach der Eröffnung 
des model-prison zu Pentonville 1842 keine Kede sein konnte wegen 
der hierlands mangelnden Voraussetzung der Transportation, wurde 
von der Wiener G^ängnisscommission nicht ausgesprochen. — Wir 
finden auffallend genug in kurzer Zeit einen Umschwung der 
Ansichten in den Berathungen über die Gefängnissreform : unter 
dem Eindrucke der v. Würth'schen Eeiseberichte über das bestehende 
Pentonviller Zellengefängniss, wurde die Commission in der Ansicht 
bestärkt, dass es kein wirksameres Mittel der Abhilfe der Demorali- 
sation der Gefangenen in der bisherigen Gemeinschaftshaft gebe als 
die Einführung des gemilderten Vereinzelungssystems mittelst Ein- 
zellung bei Tag und Nacht, in Verbindung mit Beschäftigung, reli- 
giösen Uebungen, Unterricht, Empfang von Besuchen, Bewegung in 
freier Luft. 

Der neue Strafhausbau sollte bei Wiener-Neustadt nach dem 
Pentonviller Vorbilde mit einigen Modificationen durchgeführt werden. 
1844 lehnten die Vertheidiger des Isolirungssystems den als Zugeständ- 
niss an die Gegner desselben gestellten Antrag mit grosser Majorität 
ab, im Zellengefängniss einige kleine Arbeitssäle für gemeinschaftliche 
Beschäftigung der Sträflinge in Keserve zu halten. 

Der Kostenpunkt war selbst Freunden des Isolirungssystems 
ein Stein des Anstosses. Nur als Curiosität sei hier bemerkt, dass 
sich der Staatskanzler Metternich auch für dasselbe interessirte 
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und nicht Anstand nahm, ein Memoire des Weimar'schen Medicinal- 
rathes Froriep der Wiener obersten Jnstizstelle znm allfälljgen 
Gebranche za übersenden, Froriep sclilng ernstliet vor, um die 
kostspieligen Zell engefängnissbanten zu ersparen, eine wohlfeile Isolirung 
der Sinne der Gefangene n durchzuführen. Die Augen derselben sollten 
dorcb Binden, Masken bedeckt, der Mund mit Heftpflaster geschlossen, 
die Ohren künstlich verstopft werden, um den verderblichen Verkehr 
der Gefangenen untereinander zu beseitigen. Selbstverständlich wurde 
diese Eingabe ad acta gelegt. 

FUr das Einzelhaftsystem hatten sich 1844 sämmtliehe, in»- 
besoudere auch die geistlichen Commissioneglieder ausgesprochen. Die 
Stimmenmehrheit derselben hielt die Herstellung von gemeinBchaft- 
lichen Arbeitssälen für ganz entbehrlich und wegen des aus dem 
Zusammenleben der Sträflinge zu besorgenden Verderbnisaes nicht 
räthlich. Heber die Art und Weise des Baues sollten noch detail- 
lirtere Studien gemacht werden. 

Die vorgelegten Anträge fanden jedoch die a. b. Genehmigung 
nicht. 

Es wurde erklärt, dass dieselben nicht die genügende 
Beruhigung gewähren, genauere Information und nochmalige 
commissionelle Erörterung erforderlich wären. In diesem Sinne erging 
die a. h. EntSchliessung vom 22. Jänner 1848. 

m. 

Erst im darauf folgenden Jahre hatte sich die Staats regle rung 
flir das Ve reinzelungssy stein entschieden. Der Vortrag des 
Justizmiaistera vom 1 7 . Au gust 1 849 empfahl die Einzelhaft fUr 
Untersuchungsgefangeae und für zu höchstens einjähriger 
Straf zeit Verurtheilte und anerkannte, dass in der Einzelhaft nicht 
blos der negative Vorzug der Beseitigung verderblicher Einwirkungen, 
sondern auch wichtige positive Momente liegen, welche bessernd auf 
den Gefangenen einwirken and wenigstens in manchen Fällen seine 
Umkehr zu einem ordentlichen Lebenswandel herbeizuführen geeignet 
sind. In der Stille und Einsamkeit der Zelle werde dem Verbrecher 
die Stimme seines Gewissens, die er unter den Abwechslungen des 
Alltagslebens nur zu leicht übertäubte, vernehmbar. Ist ein Gefangener 
dahin gebracht, sich selbst zum Gegenstand seines Nachdenkens zu 
machen, so sei schon ein grosser Schritt gethan, ihn zur Beuo und 
zum Vorsatze der Besserung hinzulenken. Auch mache die Zellenhaft 
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zugänglicher für Belehrung und religiöse Gefühle, lasse die Arbeit 
nicht als eine Last, sondern als eine Wohlthat erscheinen und befördere 
die Neigung zur Arbeitsamkeit. 

Die a. h. Entschliessung vom 24. August 1849 sanctionirte 
diese Grundsätze. Die Einzelhaft sollte bei allen Neubauten von 
Gefängnissen in diesem Sinne unbedingt, bei Adaptirungsbauten aber, 
soweit es die örtlichen Verhältnisse zulassen, zum Grunde gelegt \_ J 
werden. 

Die hierüber ergangene Instruction des Justizministeriums zeigte 
bereits den in Oesterreich gemachten Fortschritt in der Benützung 
der Erfahrungen auswärtiger Zellengefängnisse. Die Zellen sollten 
12' lang, 7' breit, 10' hoch sein und hinsichtlich der Ventilation, 
Heizung und anderer Einrichtungen die neuesten Verbesserungen ,ver- 
werthen. Man wollte durch die ersten grossen Versuche mit der 
Einzelhaft einer gründlichen planmässigen Reform der Gefängnisse 
vorarbeiten und fing gan z richtig mit den Untersuchungsarresten an . 
Darauf sollten nach und nach Neubauten für Strafgefangene mit einem 
Maximum der Einzelhaft in selbstständigen Zellengefängnissen in An- 
griff genommen werden. Es lag nicht in der Intention des damaligen 
Justizministeriums , mit einem Flickwerk von vereinzelten Verbesse- 
rungen den Krebsschaden des bisherigen Gemeinschaftsunwesens nur 
abzuschwächen oder dem nichtsnutzigen faulen Stamme desselben einige 
Humanisirungsmassregeln des verkehrten Strafvollzuges aufzupfropfen. 
Wiewohl das von der früheren vereinigten Hofkanzlei beantragte 
Classificationssystem in Oesterreich als eine Verbesserung des Au- 
burn'schen Systems ausgegeben wurde, insofern für einige Classen 
der Sträflinge die vollständige Isolirung, für einige nur die Isolirung 
zur Nachtzeit eingeführt werden sollte, so behauptete sich doch in 
den massgebenden Kreisen die schon 1844 scharf ausgesprochene 
Ansicht, dass alles Classificiren nur als ein Nothbehelf zu betrachten 
sei, die Sträflinge sich nach ihrer Moralität nicht zuverlässig classi- 
ficiren lassen, selbst bei der scharfsinnigsten und sorgfaltigsten Ver- 
(. heilung Missgriffe mit gleissnerischen oder scheinbar minder gefähr- 
lichen Sträflingen unvermeidlich seien. 

Noch in anderen Beziehungen charakteristisch waren die seit 
den Commissionsverhandlungen von 1844 zu Tage tretenden vor- 
herrschenden Ansichten der Fachmänner über die Bedeutung der 
Einzelhaft. Darüber war nahebei Stimmeneinhelligkeit, dass der 
Strafvollzug in der Einzelhaft die frühere Extensivität mit der Inten- 
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sivität der Strafe ausgleichen müsse, dass zwar alle ungerechtfertigten 
Peinigungen hierbei wegzufallen haben, aber die Einzelhaftstrafe stets 
als ein empfindliches Uebel und keineswegs blos als eine Freiheits- 
entziehung zum ausschliesslichen Zwecke der Besserung aufzufassen 
sei. Diese Auffassung kann als eine traditionelle bezeichnet werden. 
In Oesterreich herrschte die Meinung, das Strafhaus dürfe nicht in 
eine blosse Erziehungsanstalt umgewandelt werden. Der Sträfling 
müsse stets empfinden, dass auch das mühseligste Leben in der Frei- 
heit ausser dem Straforte eine Wohlthat sei. — Einige Gregner der 
Zellengefängnisse malten die Gefahren und !N"achtheile derselben für 
die leibliche und geistige Gesundheit mit grellen Farben und 
erklärten, dass sich die härtere Strafe in der Einzelhaft nicht mit der 
Humanität der Österreichischen Straf gesetzgebung vereinigen lasse. 
Es fehlte jedoch nicht an Erwiderungen und namentlich von 
ärztlicher Seite, welche die Humanität der ungebührlich zahlreichen 
schweren Kerkerstrafen in Eisen selbst bei Yerbrechen, welche nicht 
auf einer infamirenden Gesinnung berahen, in Frage stellten und 
hervorhoben, dass noch keine genügenden Erfahrungen vorliegen, 
welche zu dem Ausspruche berechtigten, dass eine rationell ein- 
gerichtete Einzelhaft für längere Zeit gesundheits verderblicher sei wie 
jede andere Haftform inner vier Wänden. 

Die häufig vorkommende Verhimmelung der Strafgesetzgebung, 
welche zu ihrer Zeit 1803 eine vielfach treffliche legislative Arbeit 
gewesen, aber nicht zeitgemäss im Revision swege fortgebildet worden ist, 
trug nicht wenig dazu bei, die Menge über die Zurückgeblieben- 
heit des österreichischen Strafensystems zutäuschen. Selbst 1852 gefiel 
man sich noch in der emphatischen Begeisterung für des höchsten 
Gesetzgebers Weisheit ' und für die Gerechtigkeit und Milde in den 
Hauptbestimmungen des einheimischen Strafgesetzbuches, nachdem das 
Justizministerium schon 1 849 officiell die Unzulänglichkeit des- 
selben anerkannt und erklärt hatte, dass dieses Gesetzbuch seiner vielen 
Vorzüge ungeachtet, dem gegenwärtigen Standpunkte der Wissenschaft 
nicht mehr genügt, und nur wegen Kürze der Zeit nicht gleichzeitig 
mit dem Strafprocessrechte umgearbeitet werden konnte. 

Die ältere österreichische Criminalgesetzgebung und Gefängniss- 
praxis dachte sich in der Isolirung des Sträflings das härteste 
Strafübel. 

In gewisser Beziehung kann der älteste solitary confinement in 
Philadelphia nicht ungetheilt Originalität in Anspruch nehmen ; 
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wenigstens schrieb bereits das Josephiniscbe Criminalgesetz von 1787 
die einsame Haft als schwerste Freiheitsstrafe mit der Milderung vor, 
dass der Sträfling beschäftigt wurde. Dagegen wurde derselbe in 
seiner Zelle unmenschlich genug angeschmiedet. 

Als höchste Disciplinarstrafe galt in den altösterreichischen 
Strafhäusern die Einzelhaft, von welcher Hopf auer 1814 berichtet, 
dass es für ungebildete Sträflinge keine empfindlichere Strafart gebe 
und diese oft mehr gefürchtet werde wie die schärfste körperliche 
Züchtigung. 

Die älteren Criminalgerichtsordnungen schrieben zwar auch 
bereits die Vereinzelung der Untersuchungsgefangenen vor, allein 
diese Vorschrift blieb regelmässig bis in die Gegenwart blos auf dem 
Papier stehen. 

Selbst nach der a. h. Entschliessung von 1849 , welche die 
Einzelhaft für die IJntersuchungsgefangenen sanctionirt hatte, kam es 
nicht dazu. Zwar wurden V orbereitungen der Zellenhaft getroffen 
in einzelnen Strafanstalten, wie zu Garsten. Aber noch konnten 
die angeordneten Zelleneinrichtungen der allgemeinen Benützung nicht 
zugeführt werden, als mit dem Ende des Jahres 1850 die politische 
Reaction zur Herrschaft gelangte, den Gedanken einer Eeform des 
Strafsystemes mit Eücksicht auf die Rechtsgemeinsamkeit in den 
ungarischen Ländern über Bord warf, und die neue vermehrte Aus- 
gabe des veralteten Strafgesetzbuches von 1862 die Einzelhaft nur 
als Strafverschärfung und Disciplinarstrafe ohne Weiteres beibehielt. 
Selbst die bereits seit 1848 abgeschaffte körperliche Züchtigung 
kam erst als Disciplinarstrafe, dann als Strafverschärfung bei Rück- 
fälligen und als Stellvertretung der Arreststrafe wieder zu Ehren. 
Die ererbten Uebelstände des Gefängnisswesens — die ganz unver- 
hältnissmässige Uebervölkerung , der Mangel an zweckmässigen 
baulichen Einrichtungen, die zur sittlichen Verwilderung führende 
Gemeinschaftshaft in Schlaf- und Arbeitsarresten, die oft monatelange 
Stockung des Arbeitsbetriebes in den Gefängnissen, die grosse Sterblich- 
keit in den dunstigen verpesteten Räumen, die Ungleichförmigkeit der 
Behandlung der Sträflinge in den verschiedenen Pro vinzialstrafhäusern, 
das unzulängliche Wärterpersonal in den vervi^ahrlosten Gerichts- 
gefängnissen — blieb vor der Hand beim Alten. 

Seit 1848 wagten die Tagesblätter diese Uebelstände scharf zu 
rügen, und häufig hatten derlei Beschwerden commissionelle Erhebungen 
der Gravamina zur Folge* Es dürften hier einige Notizen genügen, 
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um das Bild der damaligen Gefängoisszustände zu zeichnen. Die 
Zeitschrift „Gradaus" 1848 Nr. 71 besprach die Gebrechen des 
Provinzialstrafhauses zu Brunn. 

Das Justizministerium ordnete eine Untersuchung an. Befunden 
wurde, dass zwar nicht alle geschilderten grellen Uebelstände vor- 
handenwären, aber doch eine sehr grosse Sterblichkeit, indem jährlich 
mehr als der zehnte Theil der Gefangenen mit dem Tode abgeht, 
zum Theil weil viele derselben in den ungesunden tiberfüllten Arresten 
hinsiechen oder in trägem Müssiggange Selbstbefleckung treiben, weil 
verwahrloste Aborte die Luft verpesten, weil die nach der a. h. Ent- 
schliessung vom 22. Mai 1848 angeordnete Classenabtheilung der 
gebildeten Sträflinge verabsäumt werde, indem die Vorstehung diese 
als Aufseher in den Arresten der schlechten Sträflinge nicht entbehren 
zu können glaubte. Auch wurde bemerkt, dass die Verordnung vom 
8. Juli 1848 hinsichtlich der Verwendung der Sträflinge zu Arbeiten 
ausser dem Hause nicht gehörig befolgt werde und zu kleine Brod- 
portionen vertheilt werden. 

1851 wurde tiber die Uebelstände in dem später aufgehobenen 
Strafhause auf dem Spielberge amtlich berichtet. Es befanden sich 
sämmtliche "Wiener Sträflinge, welche wegen Ueberftillung auf dem 
Spielberg in den sog. galizischen Tract abgeliefert wurden, ohne alle 
Arb eit ; sie lagen Tag und Kacht auf ihren Lagerstätten oder trippelten 
in den viel zu engen dunstigen Stuben hin und her, die Casematten, 
seit 30 Jahren als gesundheitsschädlich feucht verschrieen, waren 
überfüllt, ein grosser Theil der Gefangenen lag im Spital. — Ja im 
Brünner Strafhause wurden 1852 falsche Banknoten im Arrest Nr. 6 
fabricirt — und ausgegeben. 

Obgleich bereits 1844 die vereinigte Hofkanzlei ausgesprochen 
hatte, das gegenwärtige Gefangnisssystem sei durchaus unhaltbar 
und die Isolirung der Gefangenen ein dringendes Bedürfniss, so 
konnte sich das Ministerium doch nicht zur Einführung dieses wieder 
skeptisch und oberflächlich zugleich bei Seite gelegten Haftsystems ent- 
schliessen. Seit 1853 ging von diesem Ministerium mit Umgehung 
des Justizministeriums, welchem nur die Gerichts- 
gefängnisse zugewiesen waren , eine Umgestaltung in anderer 
Eichtung aus. — 

Wurde schon früher, die Hand auf dem Staatssäckel, bemerkt, 
dass im gegenwärtigen Augenblicke, bei den dringenden Ansprüchen 
an den Finanzminister von einer durchgreifenden Gefängnis sreform 
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nicht die Eede sein könne, so nahm man jetzt keinen Anstand, rund 
heraus zu erklären, dass alle vielbesprochenen neuen Straf systeme 
bisher für die Besserung der Sträflinge nichts Erhebliches ge- 
leistet haben und das wirksamste derselben, die Einzelnhaft echon 
des Kostenpunktes wegen in einem so um fangreichen Staate wie 
Oesterreich eine allgemeine Anwendung nicht zulasse, abgesehen davon, 
dass die Erfahrungen über dieselbe noch keine vollkommene Beruhigung 
gewährt haben. Als ob die bisherige Gemeinschaftshaft beruhigende 
Ergebnisse geliefert hätte und es nicht schon Volkssprüchwort geworden 
wäre, dass die Sträflinge die Strafanstalten schlechter verlassen als 
sie dieselbe betreten haben ! — Es passte zu dieser Zeit der Umkehr 
ganz in den Kram , dass Bitter A p p e r t , der mit Ostentation die 
österreichischen Gefängnisse besuchte, eine sogenannte Widerlegung 
des Zellensystemes veröffentlichte. Derlei marktschreierische Unter- 
nehmungen in Philanthropie konnten selbstverständlich die Freunde 
der Gefängnissverbesserung durch Rinzelnhaft nicht irre machen. Zu 
Gunsten derselben schrieb in Oesterreich 1853 A. von Buol- 
Bernberg. Der Journalismus nahm geringen Antheil an der Ge- 
fängnissfrage. Spärliche Nachrichten über die Thätigkeit der Vereine 
für entlassene Sträflinge und verwahrloste Kinder drangen in die 
Oeffentlichkeit und nur einmal blitzten tiefer gehende Reformgedanken 
in den Zeitungen für weitere Bildungskreise auf, als eine edle Frau 
ein namhaftes Vermögen zur Gründung von Strafcolonien der Regierung 
zur Verfügung gestellt hatte. — Allgemein wurde der Mangel an 
hinlänglichen Belegräumen als ein Hauptgebrecben der Straf- 
anstalten bezeichnet. Auch über die Unzukömmlichkeiten des beob- 
achteten doppelten Systemes der Gefangenarbeiten in eigener Regie 
und in Verpachtung, über die Zunahme der Rückfälle, über 
ungenügende Seelsorge in den übervölkerten Strafhäusern und 
der gl. mehr wurden einzelne Stimmen laut. 

Schon von Würth und von Bernberg hatten sich günstig 
in ihren Vorschlägen über die Gefängnissreform in Beziehung auf 
die Beaufsichtigung der Sträflinge durch religiöse 
Körperschaften nach dem Vorgange Frankreichs und Belgiens 
ausgesprochen. Dieser Vorschlag, herausgerissen aus dem Zu- 
sammenhange mit den übrigen auf Einzelnhaft gegründeten Vorschlägen/ 
wurde zunächst aufgegriffen — dagegen die Einzelnhaft als 
seibstständige Zellenstrafe fallen gelassen. 

Bekanntlich führte in Preussen der Versuch mit dem Zellen- 
Wahllierg, Gresammelte kleine Schriften. III. 9 
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gefängnisse zu Moabit zu einer viei angefochtenen Verquickung mit 
den Beetrebnngen der BrtlderBchaft des rauhen Haaeea, 
deren Begünatignng , wie Ton Holtz endorff, Röder u. A. be- 
richteten, die Gefahr der Heuchelei herbeiführte und dae wahre Wesen 
des Einzelnhaftsystemes verfälschte. 

Nach Röder'HZengnisae war es oft Banhhäu^ lern in Gefangniss- 
sachen nicht am die dem Geiste des auf Einzelnhaft gegründeten 
GefangnisBwesens entsprechende ßessernng, Tielmehr nm das Fressen 
der Sträflinge zu in ihrem Sinuc gläubiges Protestanten zu than. 
Die ganze Einseitigkeit und Unbrauchbarlteit diesea Gesichtspunktes 
leuchten Jedem sogleich eiu , der sich die Folgerungen klar macht, 
die sich daraus ftlr die zahlreichen £atholiken und Juden unter den 
Sträflingen Prenssens ergeben. Was würden wohl die Protestanten 
sagen, wenn man in Prenssen den Einfall hätte, den Ordeusgeneral 
der Jesuiten an die Spitze des Geßingnisswesens zu stellend Und 
doch ist, was dem Einen recht ist, dem Andern hillig. Folgerichtig 
mUssten Gefängnisse auch an katholische Bruderschaften Uberlasaen 
und selbst jüdische Gefängnisse errichtet werden. Dies sei filr Jeden 
der sehen will, so klar ah möglich, trotz der Ueberi'UUe erbaulicher 
Kedewendungen der blindgläubigen Anhänger W icher n's! — Der- 
selbe Schriftsteller hatte zwar zunächst in Rücksicht auf Prenssen ein 
Gutachten Über die Yerbesserung des Geftingniss Wesens mittelst der 
Einzelnhaft erstattet, welches bei den in Berlin gepflogenen Berathungeu 
benatzt worden ist, aber dieses Gutachten in Vertrauen auf die 
bevorstehende oder nur einstweilen vertagte Umgestaltung desGefangniss- 
weaens in Oesterreich im Jahre 1856 zu Prag in Druck gegeben. 

In der That wurde in Oesterreich eine grundsätzliohe Belebung 
des religiösen Elementes in den Strafanstalten um diese Zeit in 
Betracht genommen. 

Der Minister des Innern, Freiherr von Bach, erstattete am 
17. Januar 1856 einen a. u. Vortrag aus der Feder des M. E. v. Reich, 
über die neue Organisirung der Straf- und Besserungsanstalten mit 
der ausgesprochenen Tendenz, die Straf- und Besserungsanstalten so 
viel als möglich unter die Leitung und Verwaltung 
religiöser Körperschaften zu stellen. 

Mit Energie wurden nun in zahlreichen Ädaptirnngshauteu der 
Strafanstalten und Zwangearbeitshäuser in kurzer Zeit für männliche 
und weibliehe Gefangene 13.000 Belegränme hergestellt, um der 
hergebrachten UeberfOUung der Strafanstalten entgegenzuwirken. 
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Leider pfuschte man mit vielen zweckwidrigen und kostspieligen 
baulichen Einrichtungen. Ferner wurde die pachtweise IJeberlassung 
der meisten Straf- und Zwangsarbeitsanstalten an Ordensschwestern 
beschlosöen, von welchen das Concordats-Ministerium sehr zuversichtlich 
nicht nur eine Belebung des sittlich- religiösen Elementes , sondern 
auch namhafte Ersparungen erwartete. Die Benützung der Arbeits- 
kräfte blieb hierbei — unentgeltlich den geistlichen Corporationen 
zur freien Verfügung und dazu kam hoch ein erheblich höherer 
Yerpflegskostenbetrag. Mehrere geistliche Strafanstalten zeichneten 
sich allerdings durch grosse Reinlichkeit, durch zweckmässig geregelten 

m 

Arbeitsbetrieb u. m. a. aus; allein die Segnungen der klerikalen 
Verwaltung und die Qualificationstabellen von den angeblich zahlreich 
durch die geistliche Zucht gebesserten Sträflingen und Zwänglingen 
fanden so wenig Glauben wie die Anpreisung der angeblichen finan- 
ciellen Ersparungen für den Staatsschatz. Im Jahre 1859 kostete 
in den Staatsanstalten der Gefangene per Tag 33 ^^/^oo kr., in den 
geistlichen Anstalten 45^^/ioo ^^m durchschnittlich in letzterem um 
12^100 ^r. mehr, ein Kostenunterschied, der einen Mehraufwand von 
nahezu. einer Drittel-Million darstellte. Nach einem buchhalterischen 
Elaborate der Prager Statthalterei betrug 1860 der Aufwand der 
den frommen Schwestern überlassenen Anstalten auf Grundlage eines 
fünfjährigen Durchschnittes hinsichtlich der Sträflinge per Tag und 
Kopf um 9*/io k^'« > ^oi den Zwänglingen per Tag und Kopf um 
17^^/ 100 kr« mehr als in den der Staatsregie verbliebenen Haftanstalten, 
obgleich der Verpflegsbetrag nicht blos zur Deckung der Kost, sondern 
auch zur Erhaltung der Gebäude und der Einrichtung, der ärztlichen 
Pflege, der Hauswache, der Kleidung dienen sollte, war derselbe 
doch wenigstens so hoch gegriifen, dass nach einigen Jahren, un- 
geachtet der zunehmenden Theuerung, eine Herabsetzung desselben 
erwirkt werden konnte. Immerhin erklärte ein Gerichtshof in dem 
Pressprocesse der „Wiener Medicinischen Zeitschrift" 1864 die An- 
schuldigung, dass die Ordensfrauen aus der Obhut über die Straf- 
anstalt ein einträgliches Erwerl)sge8chäft machen, für unwahr, nach- 
dem die öffentliche Meinung bereits die Kündigung der Verträge mit 
den frommen Schwestern aus administrativen und financiellen Gründen 
in Uebereinstimmung mit dem Abge^rdnetenhause verlangt hatte. 

Zugschwerdt hat in seiner Schrift „über die Verwendung 
geistlicher Corporationen in den Strafanstalten" meine gemachten 
Beobachtungen bestätigt. 

9* 
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Das Abgeordnetenhaus Iiatte die Gefängnisefrage 1863 nur 
oberflächlich behandelt, lediglich den Stab über die geistliche Straf- 
hans Verwaltung gebrochen und von der Initiative der Staateregierung 
eine zeitgemässe Geföngniaareform in Oeeterreich gefordert. -— ErBl 
1S65 kam ob zu vorbereitenden Schritten. 

Der schon von Wllrth empfohlenen Herstellung einer 
h ei t liehen Centralleitung sämmtlicher Strafanstalten und Oerichts- 
gefängaisse in der Hand des Justizministeriums folgte die Besetzung 
der Stelle eines Greneralgefänguissinspeotors und eine Reihe 
verheissender Ministe rialer lasse über den Arbeitsbetrieb, die indivi- 
dualisirende Behandlung der Gefangenen, die Gefangnissstatistik, die 
Pflegschaft entlassener Gefangenen, die Trennung der ökonomischen 
Verwaltung und der Verfügung über die Arbeitskraft der Sträflinge, 
von der Handhabung der Discipl inarge walt und der GefSngnisszucht. 
In diesem Sinne sollten die Verträge mit den Ordensschwestern 
modiJicirt , den Civilbeamten in den Strafanstalten eine grössere 
Wirksamkeit eingeräumt werden. Einige Verträge wurden gekündigt, 
hei mehreren geistlichen Vorständen gelaug es , Reducirungeu der 
Verpflegsgebühren durchzusetzen. Eine principielle Lösung der Ge- 
fängnissreform an Haupt und Gliedern kam nicht zu Stande. 

Besonderes AugEumerk wurde auf die Strafanstalten zu Garsten, 
Stein, Neudorf gerichtet. Der General geföngnissinspector von Hye 
besuchte viele Gefängnisse und verkehrte sehr eingebend und wohl- 
wollend mit den Sträflingen. Auch die Staatsanwaltschaften widmeten 
den Strafanstalten erhöhte Theilnahme und unter den Auepicien der 
neuen Gefängnissinepection wurden nicht nur einzelne Verbesse- 
rungen und Milderungen eingeführt, sondern auch von dem Be- 
schwerderechte der Gefangenen und dem Becbte der Beantragung auf 
Nachsteht des Strafreatea ungleich häufiger Gebrauch gemacht. Auch 
in den vernachlässigten Gerichtsgefängnissen sollte hinsichtlich der 
Beschäftigung und des Unterrichtes der Gefangenen ein Anfang zum 
Besseren gemacht werden. Die Beschäftigung sollte als Besscrungs- 
mittel verwerthet, durch den Ueberver dienst ein Sparpfennig 
ftlr die Zeit der Entlassung und ein Motiv zur Arbeitsfreudigkeit 
gewonnen werden. Die Ergebnisse dieser Bestrebungen sollten durch 
die öffentlichen Blätter zur allgemeinen Kenntniss gebracht werden, 
worauf in , der Presse bei der Erörterung der Gettngnissfrage in 
(Jesterreich wiederholt hohes Gewicht gelegt worden ist, *) Nicht gering 



•) Allg. österr. Gerichts leitang 1866. Nr. 7—9, 13. 



— 133 — 

waren und sind die Schwierigkeiten, welche sich der Regelung einer 
ununterbrochenen und zweckmässigen Beschäftigung der Gerichts- 
gefangenen entgegenstellen. Nicht nur mangelhafte Localitäten, 
kürzere Dauer der Haft, geringeres Aufseherpersonal, die geringere und 
häufig wechselnde Zahl der Häftlinge ; auch die trotz aller Mühe schwer 
zu besiegende Abneigung des gewerbetreibenden Publikums, Sträflinge 
für ihre Arbeiten zU verwenden, lassen nur allmälig eine durch- 
greifende Verbesserung des Arbeitsbetriebes in den Gerichtsgefängnissen 
erwarten. Immerhin sind die Arbeitsergebnisse relativ günstiger für 
den Anfang ausgefallen als die Ergebniss e des Unterrichts. Nur in 
einigen Gerichtsgefängnissen gelang es dem Eifer der Vorsteher, 
eine angemessenere und lohnende Beschäftigung einzuführen, z.B. in 
Bied, wo Stroherzeugnisse in 33 Sorten verfertigt werden, wie Decken, 
Matten, Schuhe, Bienenkörbe, Brot- und Backschüsseln mit einem 
Durchschnittsverdienste der Gefangenen für einen Arbeitstag von 
6 Kreuzer ö, W. In anderen • Straforten schwankte der Tagesverdienst 
zwischen 6 und 29 Kreuzer, abgesehen von den zahlreichen Ge- 
fangenen, die nur zu Hausarbeiten verwendet werden konnten. Der 
Unterricht war dagegen in diesen Gefängnissen erbärmlich bestellt. 
Kur wenige Ausnahmen sind hier zu nennen, wo die betreffenden 
Gefangnissgeistlichen oder einzelne gebildete Strä flinge als Lehrer im 
Schreiben, Eechnen u. dgl, Unterricht ertheilten oder gemeinnützige 
Bücher vorlasen. 

IV. 

In den Ländern der ungarischen Krone fehlte es vor Allem 
an Civilstrafanstalten, welche zur gesicherten Verwahrung gefährlicher, 
von jedem Verkehre mit der Aussenwelt strenge entfernt zu haltenden 
Verbrecher geeignet gewesen wären. 

Hiezu kam noch, dass die Eevolutionsepoche in ihren traurigen 
Nachwirkungen eine ungewöhnliche Vermehrung der Sträflinge herbei- 
geführt und deren Stand auf ungefähr 10.000 Köpfe in diesen Ländern 
allein vermehrt hatte. Unter diesen Verhältnissen war es keine leichte 
Aufgabe, auch nur dem dringendsteii Bedarfe abzuhelfen. Bedeutende 
Baulichkeiten mussten beschafft werden , ohne dem Staatsschatze zu 
grosse Opfer aufzubürden. Um zu sparen und schneller fertig zu 
werden, wurde bis zum Jahre 1856 kein einziger vollstän- 
diger Neubau geführt und ohne Weiteres beschlossen, schon be- 
stehende Gebäude und Festungen zu Straf hauszwecken umzugestalten. 
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Dieser Zweck wnrde in verhältnissiD aasig kurzer Zeit erreicht, 
doch in vielen Strafanstalten leider auf Kosten einer zweck- 
mässigen Einrichtung des Gef änguissbanes und gerade 
auf dieses Grrun dgebrechen der Strafanstalten lassen sich Kahl- 
reiche FolgeUbel zurückführen, wie ich dies näher bei Beschreibung 
einzelner Strafhänser darthun werde. 

In dem erwähnten kurzen Zeitraum wurden nicht weniger als 
10 Strafanstalten für männliche Sträflinge hergestellt: zu Stein fUr 
800, zu Garsten für 800, zu Mnrau für 600, zn Karthaus bei Uitschin 
für 730, zu Lepoglaya für 460, zu Leopoldstadt für 1000, zn Munkacz 
für 800, zu lUava für 1000, zu Szivacz für 800, zn Waitzen für 
1000, zusammen für 7990 Sträflinge. Femer wurde aus einem 
G-eriohtehause zn Wissnitz eine Strafanstalt fiir 600 Köpfe gemacht, 
dagegen das Strafhaas zu Mantua in eine Zwangs- und Besserungs- 
anstalt umgewandelt, woraus sich ein fiaumgewinn für 100 Ktipfe 
mehr gab. 

Es wurde somit ein neuer Belegraum für 8090 Sträflinge 
beBcbatft. Dazu kam noch ein weiterer Fassungsraum für männliche 
Sträflinge, welcher dnrch Entfernung der weiblichen Sträflinge aus 
den bereits bestehenden Anstalten, sowie durch Zubauten derselben 
gewonnen wurden. Hiemach war im Jahre 1856 ein neuer Fassungs- 
raum filr 10.040 männliche Sträflinge hergestellt. 

Für weibliche Sträflinge und Zwänglinge wurden in Agram, 
Giudecoa zu Venedig, Maria Noatra, Wallachiscb-Meseritach, Lemberg, 
Frag, Honwatz, Lankowitz , Neadorf neue zur Unterbringung von 
3240 Häftlingen hinlängliche Belegrämne errichtet. — Mit diesen 
ausserordentlichen Anstrengungen hofite man dem traditionellen Mangel 
an Bäum Lieh kcittiD abgeholfen zu haben. Bei einer Einwohnerzahl 
von 34,791.743 beziflerte sich im Jahre 1856 die Gesammtzahi der 
Verbrechen mit beiläufig 30,000, aber schon im Jahre 1857 betrug 
die Zahl der wegen Verbrechen Verurtheilten über 32.000, und stellte sich 
bald die Noth an hinlänglichen Belegräumen in einzelnen Strafanstalten 
dergestalt wieder ein, dass wiederholt kostspielige Transferirungen 
von Sträflingen stattfanden und noch heute nothwendig werden. Die 
wuchtige criminftl statistische Ziffer war bei der GeiSngniasfrage in 
Oesterreich nicht ans dem Auge zu verlieren, sollte eben nach 
Massgabe der gegebenen Verhältnisse reformirt werden. 

Von welchen leitenden Gedanken ging nun die österreichische 
Gefängnissreform im Jahro 1856 aus? 
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Zunächst sollten genügende Räumliclikeiten in den Strafanstalten 
geschaffen, sodann die Trennung der Häftlinge nach dem Greschlechte 
in eigenen Anstalten durchgeführt werden. Diese Trennung war nicht 
nur in sittlicher Beziehung, sondern auch aus dem administrativ- 
öconomischen Gesichtspunkte eine gebotene Massregel. — 

Die weiblichen Häftlinge sind der öffentlichen Sicherheit weniger 
gefährlich. Sie besitzen nicht den Muth und die Thatkraft^ nicht 
die Conspirationsfähigkeit der Männer und sind zu massenhaften 
Eenitenzen und Fluchtversuchen weniger geneigt, wenn auch in 
anderen Beziehungen, wie eine Oberin mii: mittheilte, zuweilen 
schwieriger in Zucht zu erhalten wie männliche Sträflinge. Schon 
aus dieser Erfahrung ergiebt sich, dass zur sicheren Verwahrung 
von weiblichen Sträflingen nicht so befestigte und so sorgsam 
verwahrte Gebäude erforderlich sind, wie dies bei Gefängnissen 
für Männer nöthig ist. Beflnden sich nun beide Geschlechter in einem 
und dömselben Gefängnissgebäude, so geht es selbst bei Neubauten 
nicht wohl an, den Weibertrakt weniger fest zu versichern als den 
für die Männer bestimmten Gebäudetheil , weil die Erfahrung lehrt, 
dass die Eintheilung solcher Gebäude nach dem wechselnden Bedarfe 
sehr häufigen Aenderungen unterliegt, und sich in vorhinein nicht 
passend bestimmen lässt, welche Bäumlichkeit ein für allemal für 
das eine oder andere Geschlecht zu widmen sein werde. Man muss 
also die kostspieligen Yersicherungsbauten auf das ganze Gebäude 
ausdehnen, während hiervon bei Trennung der Anstalten manches 
erspart werden kann. Femer hat die Vereinigung der weiblichen und 
der männlichen Häftlinge in einem Gebäude den Kachtheil, dass die 
strenge örtliche Trennung derselben eine Menge doppelter Bäume an 
Stiegen, Spitalzimmern. Erholungsplätzen u. s. w. nöthig macht und 
diese wieder verschiedene Absonderungsvorkehrungen kostspieliger 
Art bedingen. 

Die Durchführung dieser Trennung erfolgte rasch und einfach, 
indem den Strafanstalten für weibliche Sträflinge, welche zugleich 
Besserungsanstalten sein sollen , in der Begel auch die weiblichen 
Zwänglinge der betreffenden Kronländer, und wo es sich um die 
Räumung früher bestandener gemischter Zwangsanstalten 
handelte , auch den männlichen Strafhäusem männliche Zwänglinge 
zugewiesen wurden. 

Vorläufig sollte es blos bei der Trennung der Zwänglinge 
von den Sträflingen bleiben und zu einer durchgreifenden 
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Refolmi der Zwangsarbeitsanstal ten erst nach vollendeter 
Ee organisirung der Strafanstalten kommen. 

Die Signatur derselben bestand in der Absicht, die sog. Straf- 
und Besserungsanstalten soviel als möglich unter die Leitung und 
Verwaltung religiöser Körperschaften zu stellen. 

Alle neu errichteten Anstalten für Weiber würden unter klöster- 
liche Obhut ohne "Weiteres gestellt. Da es für die männlichen Sträf- 
linge in Oesterreich zur Zeit an geeigneten religiösen Orden männlichen 
G rescblechts fehl te und die im vorigen Jahrhunderte bes tanden e Ver- 
pflichtung der Mendican ten, die Gefangen en Aftiasig ^n h^ftn^heTi, nir.ht 
mehr in Wirksamkeit war, so erübrigte nur, auch bei den Strafanstalten 
für Männer einen Versuch mit weiblichen Ordensgenossen 
zu machen, über dessen Probehaltigkeiterst die Erfahrung 
Auskunft geben, gleichwie sich auch erst zeigen sollte, in 
wie weit die Zahl der zu solchem Berufe befähigten weiblichen 
Religiösen der Deckung des Gesammtbedarfes genüge. Es wurden 
bei den Contractabschlüssen mit den frommen Schwestern Unserer 
lieben Frau zum guten Hirten aus dem MüDchner Mutterhause und 
mit den barmherzigen Schwestern nicht alle jene Grundsätze 
berücksichtigt , welche die französische Eegierung von 1839 
und die belgische Eegierung in dem Jahre 1840 festzuhalten 
für nöthig hielten. — Es wurde ausser Acht gelassen festzustellen, 
dass die Schwestern in ihrem Verhältnisse gegenüber den Ge- 
fangenen an die bestehende, von der Regierung erlassene Haus- 
ordnung und Di sciplinar Vorschriften unter strenger Controle gebunden 
seien, dass sie Jahresgehalte beziehen, dass jede Schwester sich 
vor ihrer definitiven Anstellung einer Probezeit unterziehen müsse und 
es der Verwaltung zustehe, sie zu behalten oder zurückzu- 
schicken, dass über Verlangen der Behörde vom Orden immer diejenige 
Anzahl von Schwestern zur Verfügung gestellt werden müsse, welche 
der Gefängnissdienst erforderlich macht, dass die Ueberwachungs- 
commission das Recht habe, die Auswechselung einer minder fähigen 
Schwester gegen eine vollkommen entsprechende zu fordern, dass in 
der Regel nicht der Oberin, sondern dem Civilinspector die Disciplinar^ 
gewalt zustehe, dass zwar für den mühseligen und aufopfernden 
Dienst der Schwestern eine materiellguteEntlohnung stattfinde, 
die geistliche Obhut der Strafanstalten jedoch nicht von Bedin- 
gungen abhängig gemacht werde, welche auf Geldgewinn aus der 
Ausbeutung der unentgeltlich überlassenen Arbeitskräfte berechnet sind. 
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Nach den Contracten der Österreichischen Verwaltung mit den 
weiblichen Orden wurde die in der Kegel auf Staatskosten hergestellte 
Anstalt nebst Einrichtung, sowohl für die Häftlinge wie für die 
frommen Schwestern, das Aufsichtspersonal u, s. w. auf bestimmte 
Zeit und mit der Zusicherung einer bestimmten Zahlungsleistung 
für jeden aufzunehmenden Häftling per Tag und Kopf der Leitung 
und Verwaltung des geistlichen Ordens übergeben und demselben die 
gesammteArbeitskraft der Häftlinge umsonst überlassen. 
— Die frommen Schwestern übernahmen dagegen die Verpflichtung, 
die Häftlinge sicher zu bewahren, gewissenhaft dafür zu sorgen, dass 
sie nach den bestehenden Gesetzen behandelt werden, dass dieselben 
eine angemessene Bekleidung, Beköstigung und Krankenpflege erhalten, 
fortwährend mit den gesetzlich zulässigen Arbeiten versehen sind. 
Auch sollten die Schwestern mit allem Eifer dahin wirken, dass die 
Häftlinge gebessert aus der Anstalt entlassen werden. — Bei jenen 
Anstalten, welche eine grössere Bewachung, ein montirtes und armirtes 
Aufsichtspersonal erheischen, oder dort, wo Beamte erforderlich sind, 
musste die Regierung die Kosten derselben ganz oder theilweise auf 
sich nehmen, zumal die Strafanstalten für Männer unter die 
Leitung und . Verwaltung geistlicher Frauenorden nur mit 
männlicher — geistlicher und weltlicher — Assistenz gestellt 
wurden. Bei dieser Kategorie von Strafanstalten konnten Civil- 
beamte, Civil- und Militärwachen und mehrere Priester nicht erspart 
werden. 

Auf diesem Wege hoffte man, dass die Verwaltung der 
Strafanstalten nicht nur viel einfacher und besser, sondern 
auch wohlfeiler werde. Auch erwartete man, dass die neuen 
Anstalten unter geistlicher Obhut den Besserungszweck mit 
glücklicherem Erfolge fördern helfen werden, als dies bisher 
der Fall gewesen ist. 

Man hob hervor, dass die geistliche Gemeinde, welche 
eine Gefängnissanstalt übernimmt, dies nicht um zeitlichen 
Gewinnes willen, sondern aus thateifriger Eeligiosität, 
aus aufopfernder Liebe zu Gott und den Menschen thut , und dass 
dieselbe in jeder übernommenen Verbindlichkeit zugleich eine ßeligions- 
und Gewissenspflichjt erkennen, daher ihre Pflichten getreuer noch 
erfüllen werde, als dies von noch so guten bezahlten Beamten 
und Dienern zu erwarten ist! — Auch betonte man die wesentliche 
Vereinfachung der Administration, die Befreiung von den Plackereien 
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und Passirungen der eigenen Eegie , sowie von den Unzukömmlich- 
keiten der Yerpaehtong an einzelne Oivilnnternehmer , indem man 
allen diesen Uebelständen ein nahes Ende durch üeberlassung der 
Strafanstalten an fromme Schwestern diagnosticirte. — Diese wirth- 
schaften nicht eines Erwerbes oder Grewinnes wegen, meinte man, sie 
werden sich immer nur als Verwalterinnen eines fremden 
Vermögens zur Erreichung eines gottgefälligen Werkes betrachten* 
Von ihnen sei keine Monopolisirung, keine eigensüchtige Preissteigerung 
zu befürchten, sondern weit eher eine unter günstigen Verhältnissen 
zu erzielende Ersparung zu erwarten. 

Und was bei den Pachtungen gerade das Gefährlichste und 
Verderblichste ist, nämlich die dadurch untergrabene Disciplin und 
I f . und der demoralisirende Einfluss auf die Häftlinge — zumal ßück- 

fallige als geübtere Arbeiter besser PTi Ufthftry^j^iftnst p^ftTioasfin^ — ^ 
das, so hoffte man, werde in den klösterlichen Anstalten in die 
gegentheilig wohlthätigsten Eückwirkungen umschlagen. 

Ganz allgemein wurde auf sehr günstige Erfolge der klöster- 
lichen Anstalten in Frankreich, nicht aber auf deren Eeglements 
hingedeutet und von einem unzweifelhaft segensreichen Frfolg der 
klösterlichen Strafanstalten in Oesterreich für die nächste Zukunft 
mit grosser Sicherheit gesprochen. 

So wie in Preussen der protestantische, so wurde 1856 in 
Oesterreich der katholische Gesichtspunkt zur Unterstützung der 
neuen Gefängnisseinrichtung benutzt und erklärt, dass der Hebel der 
Religion in Bewegung gesetzt werden müsse, damit es gelinge, den 
bisher fast ganz vergeblich angestrebten, hochwichtigen Zweck 
der Besserung wenigstens theil weise zu erreichen. 

In diesem Geiste wurde die Gefängnissreform durch das 
Ministerium des Innern in Angriff genommen. 

Die neuen Einrichtungen der Strafanstalten wurden vorläufig 
zur a. h. Kenntniss genommen. 

Eine a. h. Entschliessung vom 16. Februar 1856 befahl, dass 
längstens innerhalb dreier Jahre eine Darstellung 
des Zustandes, in dem sich das Gefängnisswesen damals 
befinden wird, und der bis dahin erzielten Erfolge 
und getroffenen weiteren Massregeln vorzulegen sei 
und bezeichnete sofort nachstehende Ee form fragen, über 
welche mit Beschleunigung Aufklärungen und Aeusserungen zu 
erstatten waren: 
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1 . Ob Zwangsarbeitehäuser unbedenklich mit den zur Straf- 
Vollziehung an verurtheilten Yerbrechern und anderen Gesetzeßiiher- 
tr etern bestimmten Gefängnissen in gemeinschaftliche Anstalten 
vereinigt werden können, unter welchen Vorsichten dieses für die 
Zukunft stattzufinden hätte, oder welche andere Bestimmungen hierüber 
vorzuzeichnen wären? 

2. Welche Einrichtungen bisher bestehen und für die Zukunft 
anzuordnen seien : 

a) Um die Sträflinge und die in Zwangsarbeitshäusern an- 
gehaltenen Personen möglichst nützlich und den Zwecken der Anstalten 
entsprechend zu beschäftigen, 

h) den Sträflingen nach Zurücklegang der Strafdauer, -bei dem 
Wiedereintritte in die bürgerliche Gesellschaft den Uebergang zu 
einer ehrbaren Beschäftigung zu erleichtem und. sie gegen die aus 
der Noth und dem Mangel an Erwerb entspringenden Gefahren eines 
Rückfalles möglichst zu bewahren. 

Aus diesen Eragepunkten und dem ganzen Vorgänge leuchtet 
der Ernst, mit welchem die Gefängnissreform begonnen wurde, hervor. 
— Die bisher beobachtete Trennung der Straf- und Zwangsarbeits- 
anstalten beruhte auf den verschiedenen Zwecken beider Anstalten 
und auf der Berücksichtigung -der bürgerlichen Ehre, mit welcher es 
nicht vereinbarlich schien, blos gefährliche Menschen mit wirklichen 
Verbrechern zusammenzubringen und die vor den Augen der Welt 
durch eine gleiche Behandlung zu brandmarken, Hauptzweck der 
Zwangsarbeitsanstalten war die Besserung der Häftlinge, während 
dieser Zweck in den bisherigen Strafhäusern nicht viel mehr als eine 
nominelle Berücksichtigung fand. 

Es wurde nun von Seite des Ministeriums des Innern behauptet, 
dieser Grund der Trennung entfalle bei den neu organisirten 
Strafanstalten gänzlich, insofern dieselben unter der Leitung 
geistlicher Corporationen stehen, da m denselben dem Besserungs- 
zwecke eine noch höhere Wichtigkeit als dem Strafzwecke beigelegt 
werde. Hiernach könne nunmehr in der Verschiedenheit des Zweckes 
kein hinreichender Grund zur Aufrechthaltung der bisherigen Trennung 
anerkannt werden. Damit wurde mit der alten, vom Justizministerium 
geltend gemachten Tradition der Absonderung der Strafanstalten von 
den Zwangsarbeitshäusern gebrochen. 

Belangend die der bürgerlichen Ehre der Zwänglinge zu tragende 
Rücksicht, wurde richtig bemerkt, dass diese im Allgemeinen viel 
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verderbter und der Besserung weniger zugänglich sind wie die 
Sträflinge« Denn während in den Strafhäusem oft nur einzeln stehende 
Fehltritte bei einem bisher unbescholtenen Lebenswandel abgebüsst 
werden, gehört in der Regel eine zweifellose moralische Verderbtheit 
und wiederholt bethätigte Liederlichkeit dazu , bis Jemand in ein 
Zwangsarbeitshaus wandert. Daher bildet auch die Hauptbevölkerung 
dieser Anstalten jenen wohl kaum minder gefährlichen Abschaum 
der Strafhäuser, welchem nebst dem Verbrechen noch mehr die Lieder- 
lichkeit zum Lebensbedürfnisse geworden ist und bei dem es nur 
vom Zufalle der Gelegenheit abhängt, ob ihn sein Leichtsinn blos eine 
unbedeutende Vorschrift übertreten lässt oder ihn zu den schwersten 
Verbrechen hinreisst. Die bürgerlicheEhre dieser Menschenclasse 
würde dah«r wenig berührt, ob ihr zeitweiliger Aufenthaltsort den 
Kamen eines Strafhauses oder einer Zwangsarbeitsanstalt trägt, denn sie 
sind ja in der Regel an Orten zu finden, deren Ruf jenem der genannten 
Anstalten wohl oft nachsteht. £s scheint auch die öffentliche 
Meinung keinen grossen unterschied zwischen diesen An- 
stalten ztL machen und es dürfte kaum zweifelhaft sein, dass es 
manchem Sträflinge eher gelingen wird, bei seinem Austritte in 
einer ordentlichen Familie ein Unterkommen zu finden, als sich diese 
entschliessen würde, einem entlassenen Zwänglinge ihre Thür 
zu öffnen. Hiermit könne die Vereinigung beider Anstalten auch 
aus dem berührten Grunde nicht für unzulässig erklärt werden, zumal 
die vereinten Anstalten künftig nicht mehr Strafhäuser, sondern Straf- 
und Besserungsanstalten — heissen, und somit schon durch 
ihre Benennung ihre doppelte Bestimmung kennzeichnen werden. 

Ausserdem sollte die bürgerliche Ehre der Zwänglinge in diesen 
Anstalten insofern eine billige Berücksichtigung finden, dass dieselben 
streng von den Sträflingen, womöglich in eigenen Gebäudetracten 
abgesondert werden und eine von jener der Sträflinge unterschiedene 
Bekleidung erhalten. 

Dadurch glaubte man die Besorgniss beschwichtigen zu können, 
dass das weitere Fortkommen jener Zwänglinge, welche sich wirklich 
bessern , durch ihre Haft in einem Strafhanse > nieht im mindesten 
beirrt werde. 

Für die Vereinigung beider Anstalten führte man noch andere 
Gründe an. 

Erfahrnngsgemäss ist ein grosser Theil der Zwänglinge aus 
der früheren Straf hausbevölkerung genommen. 
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Der §. 317 der Strafprocessordnung wies das Strafgericht an, 
schon bei der Aburtheilong darauf Bedacht zu nehmen, ob der Ver- 
urtheilte nach überstandener Strafe unbedingt entlassen werden könne 
oder ob seine Entlassung für die Öffentliche Sicherheit bedenklich 
sein würde ; in welchem Falle dies im Wege des Oberlandesgerichtes 
dem politischen Landeschef bekannt zu geben war. Folgerecht hatten 
die Strafhausverwaltungen vor der Entlassung gefährlicherer Sträflinge 
— wenn sie auch vom Strafgerichte nicht insbesondere als solche 
bezeichnet wurden — ihr Augenmerk darauf zu richten, ob nach 
dem Betragen derselben während der Strafdauer nicht mit Grrund 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit zu besorgen wäre, wenn 
sie unbedingt entlassen würden ; in welchem Falle sie in angemessener 
Frist vor der Entlassung solcher Sträflinge deren fernere Anhaltung 
bei der politischen Behörde ebenfalls zu beantragen hätten . 

Bei der grossen Zahl unverbesserlicher Gewohnheit s- 
verbrecher liege es femer im allseitigen Interesse der Öffentlichen 
Sicherheit, der wünschenswerthen Verminderung so oft sich wieder- 
holender Verfolgungen, Arretirungen und Untersuchung derselben 
Individuen und in dem eigenen Interesse jener sittlich versunkenen 
Menschen selbst, dass in dieser Beziehung mit aller Strenge vor- 
gegangen werde. Die Fälle solcher üebergänge aus der einen Anstalt 
in die andere können und sollen daher nicht zu den seltenen gehören. 
Sind nun beide Anstalten vereinigt, so werde dieser Uebergang 
schonender, schneller und wohlfeiler in vereinigten Anstalten bewerk- 
stelligt, abgesehen von dem Vortheile, dass der frühere Sträfling auch 
als späterer Zwängling unter der nämlichen Hausverwaltung bleibt. 
Seine Individualität ist derselben vollständig bekannt. Er kann nicht 
nur bei der für ihn bereits passend erkannten Beschäftigung bleiben, 
sondern es kann in seinem begonnenen Unterrichte ungestört fort- 
gefahren werden. Es leidet das angestrebte Besserungsverfahren 
keine nachtheilige Unterbrechung. — Auch ein ökonomischer Grund 
für derlei vereinte Anstalten könne geltend gemacht werden. 

Es sei die Zahl der Zwänglinge in den meisten einzelnen Kron- 
ländern nicht gross genug, um für sie eigene Anstalten zu errichten. 
Auch lässt sich im Allgemeinen den Centralan st alten für 
mehrere Kronländer das Wort nicht reden, welche unverhält- 
nissmässige Kosten verursachen. Dieser flnancielle Grund gelte vor- 
züglich in Beziehung auf weibliche Zwänglinge, die noch minder 
zahlreich sind als die männlichen. Auch die verschiedenen Nationali- 
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täten bieten bei einer Cfentralisirung solcher Anstalten wegen der 
Spraobyerschiedenheit ein Hinderniss. XJebrigens sollte die 
beantragte Yereinignng der Straf- und Zwangsarbeitsanstalten nicht 
zur ausnahmslosen Eegel werden — ' und es sollte die Wohl- 
thatder Strafha^usverbesserung unter der Leitung geist- 
licher Corporatiouen auch den Zwangsarbeitsanstalten zu Gute 

kommen^ 

Belangend die Zwangsarbeitshäuser bezeichnete man die 
Hauptgebrechen dahin, dass die Zwänglinge für eine im voraus 
bestimmte Zeit notionirt und unangemessen behandelt 
werden. 

Dem Kenner der Pönitentiarbehandlung leuchte die Ungereimt- 
heit ein, in vorhinein nach Wochen, Monaten oder Jahren den Eintritt 
der bezielten Besserung bestimmen zu wollen. 

Koch grösser erscheine diese Ungereimtheit, wenn man 
einer Behörde, welcher ein zur Zwangshaft zu verurtheilendes Subject 
nur aus den Acten bekannt ist, zumuthen will, im voraus zu be- 
stimmen, wie lange dessen Haft zum Behufe seiner Besserung zu 
dauern haben werde. 

Entweder wird eine solche Bestimmung dadurch illusorisch 
dass sie nach Massgabe des erzielten Eesultates später wieder ge- 
ändert werden kann, oder sie läuft Gefahr, in einem Falle ganz 
erfolglos zu sein; während sie in einem andern Falle möglicherweise 
auch zur ungerechtfertigten Härte werden und somit die Natur einer 
eigentlichen noch dazu ungerechten Strafe annehmen kann. 

Die Erfahrung habe bestätigt, dass Notionirungen auf bestimmte 
Zeit häufig Nachtheile bringen. Gerade die schlechtesten Zwänglinge 
verstehen es recht gut zu berechnen, wie lange ihre Haft zu dauern 
haben werde und wenn die bemessene Haftzeit ihrer Absicht ent- 
spricht, hüten sie sich, dieselbe durch ein disciplinarwidriges Betragen 
zu verlängern. Soll man diesen Zwänglingen Gelegenheit verschaffen, 
sich die Zwimgshäuser nach Belieben zu Asylen für die rauhe Jahres- 
zeit oder für einen Stillstand ihres verbrecherischen Gewerbes aus- 
zuersehen? 

Aus diesen Gründen sollten künftig die Notionirungen zur 
Zwangsarbeitshaft nie mehr auf eine bestimmte Zeit lauten, sondern 
die Zwänglinge in der Anstalt so lange angehalten werden, bis 
mit Rücksicht auf ihr Vorleben, ihr Betragen und ihre durch eine 
angemessene Zeit bethätigte Sinnesänderung auf ihre wirklich er- 
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zielte Besserung wenigstens mit einem genügenden 
Grade von Walirscheinliclikeit geschlossen werden kann. 

Das Urtlieil hierüber wäre der Verwaltung der Anstalt und 
der sie überweisenden politischen Behörde zu überlassen, wobei 
dieselbe für die unnöthige Beschränkung der persönlichen Freiheit 
der Häftlinge verantwortlich erklärt wird. — Was die Behandlung 
der Zwänglinge betrifft, so sollte sie sich von der bisherigen vor- 
züglich durch .bessere Nahrung und nützlichere Beschäftigung und 
Unterweisung, sowie durch sorgfältigere Absperrung von der Aussen- 
welt unterscheiden. 

Hierüber erfolgte die a. h. Entschliessung vom 19. April 1856, 
durch welche angeordnet wurde, die erwähnten Reformfragen neuer- 
dings in reife Erwägung zu ziehen, dabei die bis dahin 
erlangten Erfahrungen zu benutzen, Gutachten der geistlichen 
Strafhausvorstehungen über die gedachten Fragen abzufordern. 
Nach Ablauf von drei Jahren sollte das Ergebniss dieser 
Verhandlung der a. h. Entscheidung unterzogen werden. — Uebrigens 
wurde der Minister des Innern angewiesen, sich mit dem Justiz- 
minister in's Einvernehmen zu setzen, um bereits jetzt Bestimmungen 
festzustellen , nach welchen für die Zukunft bei der Notionirung zur 
Haft in einer Zwangsarbeitsanstalt ausser dem mit der Strafprocess- 
ordnung §.317 vorgesehenen Falle nach Zurücklegung der Strafdauer 
vorzugehen sein wird, ,um jeder willkürlichen, gesetzlich 
nicht gerechtfertigten Gefährdung der bürgerlichen 
Freiheit zu begegnen!" — 

Das Ergebniss der gepflogenen Verhandlungen tritt aus der 
folgeuden Ueberschau der im Jahre 1860 belegten Straf- und Zwangs- 
arbeits-Anstalten deutlich zu Tage: 

I. Strafanstalten fürMänner: zu Capo d'Istria für J.000, 
Garsten für 830, Gradisca für 300, Illava für 780, Karthaus für 
750, Leopoldstadt für 1000, Lepoglava für 680, Munkacz für 700, 
Mürau für 1000 , Nagy-Karoly für 400 , Padua für 1000 , Szamos- 
Ujvar für 1028, Stein für 900, Waitzen für 1000, zusammen mit 
einem Belegraume für 11.360 Köpfe. 

IL Strafanstalt für Weiber: zu Nagy-Enyed mit einem 
Belegraume für 200 Sträflinge. 

IIL Straf- und Zwangsarbeits-Anstalten für Männer: 
zu Lemberg für 1233, zu Prag für 1100, zu Venedig für 800, zu- 
sammen für 3133 Köpfe. 
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ly. Straf- und Zwangsarbeitshäuser für Weiber: 
zu Agram, für 60 , Länkowitz für 250 , Lemberg für 400 , Maria- 
nostra für 600, Neudorf für 520, Prag für 410, Scbwaz für 75, 
Suben für . 280 , Venedig für 350 , Wallacbisch-Meseritsch für 500, 
zusammen für 3445 weibliche Häftlinge. 

V. Zwangsarbeits-Anstalten für Männer: zu Brunn 
für 213, Graz für 400, Laibach für 235, Pest für 200, Wissnicz 
für 200, zusammen für 1248 männliche Zwänglinge. 

Von diesen Anstalten standen nicht weniger als 16 unter der 
Obsorge der frommen Schwestern, nämlich jene zu Grarsten, 
Karthaus, Leopoldstadt, Lepoglava, Mürau, Stein, Agram, Länkowitz, 
für Weiber zu Lemberg, Marianostra, Neudorf bei Wien, für Weiber 
zu Prag, Schwatz, Suben, Wallachisch-Meseritsch und zu Venedig. 

Es verging mehr als ein Jahrzehnt, ehe an eine principielle 
Anbahnung eines neuen Haftsystemes in Oesterreich gedacht wurde. 

Seit 1865 ist nun wohl davon die Kede^ Allein wie denkt 
man sich den üebergang zu einem neuen Gefängnisssysteme, was thut 
das Justizministerium und die Gesetzgebung, um diesen Uebergang 
praktisch vorzubereiten? Was ist bisher principiell geschehen, um 
der Verschlechterung der Gefangenen in den nicht einmal mit 
den unerlässlichen Classenabtheilungen versehenen Gefängnissen ab- 
zuhelfen ? 

Das alte, die letzten gesunden Elemente der Gefangenen ver- 
scheuchende Grundübel unserer Gerichtsgefängnisse und Strafanstalten, 
dessen radicale Beseitigung schon 1842 als dringendstes Bedüri'niss 
anerkannt worden ist, besteht an vielen Straforten noch zur Stunde. 

Eine gründliche Abhilfe dieses Krebsschadens unserer Gefängnisse 
ist nur möglich, wenn die Ursachen durchaus beseitigt werden, welche 
die anerkannten Misserfolge derselben herbeigeführt haben und fort- 
während herbeiführen. 

Es musste daher vor Allem entschlossen Hand angelegt werden 
an die mit wenigen Ausnahmen ungetheilte Gemeinschaftshaft. Es 
durfte sich die Verwaltung unserer Gefängnisse nicht dem Irrthume 
hingeben, als könne mit Abschlagszahlungen vereinzelter 
Verbesserungen des Arbeitsbetriebes, des Unterrichtes, der Disciplin 
oder mit einigen Humanisirungen des Strafvollzuges allein dem 
dringenden Eeformbedürfnisse gedient sein. Es konnte keine bitterere 
Täuschung geben als zu wähnen, dem faulen morschen Stamme der 
alten, verderblichen Gemeinschaftshaft durch Aufpropfen einzelner 
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guter Einriclitungen neue heilsame Triebkraft, gesunde Früchte ab- 
ringen zu können. Es konnte nichts Bedenklicheres geben , als zur 
Stunde den Sträflingen in grossen gemeinsamen Schlaf- und Arbeits- 
ßälen Begünstigungen oder Erleichterungen einzuräumen, die lediglich 
auf individualisirende Behandlung in kleineren Separationen oder in 
Einzelzellen berechnet, eine erspriess liehe Wirkung hervorzubringen 
im Stande sind. — 

Das Justizministerium hatte bisher nur den Weg einzelner 
Yerbesserungsmassregeln eingeschlagen. 

Gegenüber den Angriffen auf die in den Strafanstalten mit zum 
grossen Theile uneingeschränkter Gemeinschaftshaft den Gefangenen 
neuerlich gemachten Zugeständnisse, erklärte dasselbe im Hause der 
Abgeordneten, in der Sitzung vom 19. Juli 1867, dass es auf einzelne 
Begünstigungen, wie insbesondere die Gestattung der Leetüre, nament- 
lich die Leetüre von Zeitungen, und die Gestattung des Tabakschnupf ens 
und des Tabakrauchens Werth lege aus dem Standpunkte der Humanität 
und Gerechtigkeit. In der That konnte die Generalgefängnissinspection 
darauf hinweisen, ' dass sie bereits viel für die Beischäffung von 
Büchern für die Gefängnisse geleistet habe, unterstützt von Wiener 
Buchhändlern, von dem Wiener Yolksschriftenverein. 

Ein Redner im Abgeordnetenhause schilderte die eingerissene 
Lockerung der Disciplin in der Strafanstalt zu Garsten und forderte, 
dass man einen Unterschied machen sollte zwischen solchen Gefangenen 
die zum ersten Male gefallen, und rückfälligen oder — Gewohnheits- 
verbrechern, zwischen gemeinen ehrlosen und politischen Verbrechern. 

V. Hye erklärte: Wir haben seit Anfang dieses Jahres bereits 
eine neue Strafanstalt in Suben in Oberösterreich gegründet, in welcher 
die gebildeten, die jugendlichen, die politischen, die zum ersten Mal 
bestraften und besserungsfähigen Gefangenen angehalten werden. 
Diese Classification habe die Regierung gefunden mit den beschränkten 
Mitteln, welche die Dotation des Finanzgesetzes darbietet. Diese 
Classification in der ganzen Monarchie durchzuführen, sei die unver- 
rückbare Aufgabe des Justizministeriums seit mehr als Jahr und Tag. 
V. Hye sprach die Hoffnung aus, diese Aufgabe in 2 — 3 Jahren 
vollkommen zu erreichen. — 

Zugegeben wurde, dass die Untersuchungshaft viel schlechter 
als die eigentliche Straf haft sei und diese Calamität durch die ausser- 
ordentlich traurige Localitätenlage beinahe aller Untersuchungsgerichte 
bedingt sei, am schlimmsten stehe es hiemit in Dalmatien und Galizien. 
Wahlberg:, Gesammelte kleine Schriften. III. 2 
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Ohne grosse Dotation lasse sich diesen traurigen Zuständen^ in welchen 
dieses Justizministerium das Gefängnisswesen, weil es beinahe in jeder 
Provinz anders geregelt war, gefunden habe, mit Einem Schlage 
schwer abhelfen. 

Damit hatte das Justizministeiium einerseits unumwunden die 
vielen faulen Punkte unseres Gefängnisswesens zugestanden, anderseits 
sanguinisch mehr verheissen, als es zu erfüllen im Stande sein konnte^ 
denn eine Durchführung der oben erwähnten Classification binnen 
zwei, drei Jahren bei genügender Dotation „in der ganzen Monarchie'^ 
konnte seit der Anerkennung des Dualismus diesseits und jenseits 
der Leitha wohl nicht ernstlich gemeint sein. 

Nach diesem officiellen Programm steht die österreichische Ge- 
fängnissreform vor der Hand beim Classificiren und zwar zu einer 
Zeit, in welcher der Strafgesetzentwurf von 1867 die Einzelhaft als 
die regelmässige Art der Abbtissung der Freiheitsstrafe in Vorschlag 
bringt, und für welche sich der Ausschussbericht im Abgeordneten- 
haus einhellig und ohne Scrupel über die langzeitige Zellenhaft aus- 
gesprochen hat. 

Verwirklicht wurde bisher im Ganzen nur eine dem Strafzwecke 
und der Humanität angemessenere Regelung des Arbeitsverdienstes 
in den Strafanstalten, mit Vermeidung der Einseitigkeit, in der 
äusseren Arbeit einzig und allein die wirksame Abbüssung eine» 
Verbrechens zu betrachten. Auch die innere Arbeit der Besserung 
durch ein nicht in Arbeitsmarken berechenbares gutes Verhalten 
musste hierbei als ein Motiv der Gefängnisszucht Anerkennung finden., 

Durch den Erlass vom 14. Februar 1866 wurde bestimmt, den 
Arbeitsverdienst in der Regel nach dem Stücklohn, nicht nach der 
Arbeitszeit zu bemessen. Bei Einführung neuer, besondere Fertig- 
keiten voraussetzender Beschäftigungszweige ist die Entlohnung der 
Sträflinge während der Einübuiigszeit nach Arbeitsstunden festzusetzen. 
Die Hälfte des Arbeitslohnes wird zur Deckung der ärarischen Kosten 
des Sträflings, die andere Hälfte dem Sträfling zugewiesen ; wenn die 
für das Aerar zurückbehaltene Hälfte des von einem Sträfling in 
einer Woche verdienten Arbeitslohnes grösser sein sollte, als der für 
seine Verpflegung während dieser Zeit zu ersetzende Betrag, so ist 
der Ueberschuss desselben auch dem Sträflinge überlassen. Mindestens 
sechs Kreuzer täglich soll sich der arbeitsame Sträfling erwerben 
können und der für Hausarbeiten für einen Tag zukommende Verdienst 
kann nach der Gattung und Qualität der Verrichtung und nach dem 
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Fleisse des Sträflings bis auf zwölf Kreuzer erhölit werden und dem- 
selben ausschliesslich zufallen. 

Mit dem Yerdienstantheile hat der Sträfling den allMlig ver- 
schuldeten Schaden zu ersetzen. 

Y. 

Nach der von dem Ministerium des Innern vom 29. Mai 1857 
getroffenen Ordnung bestanden in der Monarchie vier Central-Straf- 
anstalten für Sträflinge mit dem Strafausmasse über 10 Jahre, 
nämlich : 1 1 1 a v a im Pressburger Yerwaltungsgebiete fc^r mehrjährige 
Sträflinge aus Ungarn, der Wojwodina, Siebenbürgen und -Kroatien; 
Gritschin (Karthaus) in Böhmen für Sträflinge aus Ober- und 
Niederösterreich, Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien, Bukowina, 
Steiermark, Kärnten, Krain, Salzburg dann aus Tirol, insofern sie 
der deutschen Sprache kundig sind; Gradiska im Küstenlande 
für dasselbe und Dalmatien; Padua im venetianischen Königreiche 
für dasselbe und für Tiroler italienischer Zunge.*) 

Ich unternehme es nun, nach eigener Anschauung eine dieser 
Central-Strafanstalten zu beschreiben. 

Dreiviertel Stunden von der Kreisstadt Gitschin in Böhmen 
entfernt und mit dieser durch eine herrliche Linden-Doppelallee ver- 
bunden, liegt die k. k. Strafanstalt Karthaus. 

Eine weder sehr hohe, noch sehr dicke Umfassungsmauer schliesst 
die ansehnlichen Gebäude und Gartengründe von dem Dörfchen Walditz 
ab, dessen Bewohner theils aus Angehörigen der Hauswachmannschaft, 
theils aus Taglöhnern bestehen, die sich, der Gefängnissnachbarschaft 
unerachtet, nicht des besten Rufes erfreuen. Der in Walditz an- 
kommende Fremde wird vor Langflngem gewarnt! 

Ich besuchte diese Anstalt am 29. August 1863 und erhielt 
während einer achtstündigen Untersuchung mit unverdrossener Bereit- 
willigkeit die gewünschten Auskünfte und Aufklärungen. Das an- 
ständige Benehmen der Sträflinge , die Haltung der Oberin und der 
Gefängnissbeamten machten auf mich im Allgemeinen einen guten 
Eindruck, zumal ich nichts von jener zweideutigen Geheimnisskrämer ei 
und buckeligen Heuchelei wahrnahm, welche anderwärts zuweilen 
einen widerlichen Eindruck zurückliessen. 



*) Mit dem Octoberdiplome von 1860 wurden die in den ungarischen 
Ländern bestehenden Strafanstalten dem Wirkungskreise des k. k. Staats- 
ministeriums entzogen. 

10* 
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Für oberflächliche Besucher oder blinde Anhänger der geistlichen 
Congregationen lässt diese Anstalt nur wenig zu wünschen übrig. 
Sie wollen in dienstlichen Berichten selbst alle Bäumlichkeiten 
und namentlich die Schlafarreste als sehr gesunde Autenthaltsorte 
befunden haben ; schade nur, dass in dem ebenerdigen Geschosse viel- 
fach eine ungesunde Feuchte herrscht, so dass nicht nur in 
einzelnen Schlafarresten Modergeruch verbreitet ist, sondern selbst 
in den ebenerdigen Amtslocalitäten des vorderen Tractes der Holz- 
schwamm vorkommt. Die Statthai terei selbst erachtete sich 1860 
veranlasst, über die bei der Hauscommission in Karthaus am 16. und 
17. August gewonnenen Wahrnehmungen an das Ministerium zu be- 
richten, indem sie die Yerwaltungsverhältnisse der Anstalt belobend, 
die baulichen Yerhältnisse des Hauses unumwunden als beklagens- 
werthe bezeichnete. Die tiefe und feuchte Lage der Karthause hatte 
damals bereits die Fussböden und den hölzernen Einbau der meisten 
ebenerdigen Separationen der Fäulniss zugeführt und zwar derart, 
dass die meisten daselbst angebrachten eisernen Bettcavalets nicht 
mehr im Boden festhielten, sondern mit leichter Mühe herausgehoben 
werden konnten. Die polizeiliche Gefahr, die durch den Missbrauch 
der eisernen Bestandtheile dieser Cavalets für die Anstalt entstehen 
konnte, sowie der gesundheitsschädliche Zustand dieser Gemächer 
bestimmte die Statthalterei zu einer schleunigen Neuherstellung der . 
Fussböden, ohne dass jedoch ein radicales Mittel gegen die in einzelnen 
Separationen noch heute herrschende Feuchte angeordnet worden wäre. 
Dazu kommt noch der Mangel einer entsprechenden Canalisirung, 
indem der Unrath in grossen Senkgruben an der Gartenfront sich 
sammelt, aus welchen sodann Sträflinge den die Luft verpestenden 
Unrath auf Schiebkarren verladen und — den in dem Garten zur 
Wegschaffung desselben eingelassenen Leiterwägen der Bauern aus 
der Umgebung zuführen. Allerdings sind bei dieser ekelhaften Arbeit 
Unteraufseher gegenwärtig, allein Thatsache bleibt, dass die Sträflinge 
bei dieser Gelegenheit mit den Pferdeknechten der Bauemwagen 
zusammenkommen, mitbin bei einiger gaunerhaften Verschlagenheit 
mit denselben auch in Verkehr treten können. Ueberhaupt gehört 
der Mangel angemessener Ableitungscanäle, sowie die Art und Weise 
wie die Aborte in den Schlaflocalitäten vieler Strafanstalten, z. B. 
zu Stein, angebracht sind, zu den peinlichsten Uebelständen , deren 
Beseitigung schon im Interesse der Gesundheitspflege dringend geboten ist. 
— Als bezeichnend hebe ich hervor, dass Sträflinge sich um die wenig 
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einträgliche und ekelhafte Beschäftigung der ünrathsentfemong bewerben, 
weil diese Beschäftigung mit Bewegung in freier Luft verbunden ist« 

In den 62 Schlafarresten sind eiserne Bettcavalets angebracht; 
in einzelnen Schlaf arresten stehen diese leicht zu Waffen für excedirende 
Sträflinge benutzbaren eisernen Bettstellen, ganz nahe je zu zwei 
aneinander, eine um so bedenklichere Nachbarschaft, als in denselben 
kein Nachtlicht brennt und nur ein als Schläfcomman^ant bezeichneter 
Sträfling im Innern der finstem Schlafarreste für die Aufrechterhaltung 
der nächtlichen Buhe, der Reinlichkeit und des sittlichen Anstandes 
zu sorgen hat! — Eine allfallige Controle derselben von Seite der 
Aufseher und Nachtwache findet vom Corridor aus statt. Der Beleg- 
stand der Schlafarreste ist verschieden und ich sah in einigen der- 
selben 20 bis 29 Bettstellen, in einigen 9 oder 12 Lagerstätten. 
Der Belegraum ist in zwei Abtheilungen gesondert. Die erste Ab- 
theilung hat einen Belegstand für 435 Köpfe, das Spital einen Beleg- 
raum für 62 Betten; die zweite Abtheilung umfasst 286 Bettstellen. 
Der Belegstand der Correctionszellen zu ebener Erde beziffert sich 
mit 16. Eine mittlere Temperatur in den Schlafseparationen ist nicht 
zu erzielen; des Morgens ist es kalt, des Abends heiss. Namentlich 
Sträflinge aus südlicher gelegenen Ländern klagen in den Briefen an 
ihre Angehörigen über Kälte und Windzug in der Anstalt und haben 
im Winter noch die Sommerdecken zur Erwärmung im Bette. 

Die Sträflinge stehen im Sommer um 5 Uhr, im Winter eine 
halbe Stunde später auf; nachdem sie sich sauber gewaschen und 
gekämmt haben, bringen sie die Schlafstelle in Ordnung. Die bestimmten 
Sträflinge tragen die Nachtkübel hinaus, reinigen selbige und kehren 
aus. Bei dem Gebete hat sich jeder Sträfling, auf seiner Bettstelle 
sitzend und die ausgeknüpften Fusseisen mit der Hand vorhaltend, 
ruhig zu verhalten. Bei Eintritt der Yorgesetzten haben alle Sträflinge 
mit lauter Stimme den Gruss : Gelobt sei Jesus Christus, sowie bei 
deren Abgehen jenen : In Gottes Namen , zu sprechen. Um 7 Uhr 
Frühsuppe, sodann die heilige Messe. Ein Glockenzeichen ruft zum 
Arbeitspensum. Was darüber geht, ist der Ueberverdienst Jeder 
Sträfling erhält bei seinem Eintritte ein Handbüchel, worin seine 
Strafdauer, seine in der Cassa liegende Baarschaft, sein Ueberverdienst, 
seine Ausgaben, der Austrittstag und der Kestbetrag bei der Ent- 
lassung enthalten sind. Die vom Spielberg nach Karthaus abgestellten 
Sträflinge brachten einen Unterstützungsfond, gestiftet durch Spiel- 
berger, im Betrage von mehreren tausend Gulden mit, aus welchem 
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austretende Sträflinge, im Falle guten Verhaltens '^ ein Handgeld bis 
25 Gulden erhalten. 

XJm 11^/2 Uhr wird den Sträflingen das Mittagsmahl ver- 
abreicht. Ein eigener Speisesaal fehlt. Nach der Speiietabelle 
erhalten sie an Werktagen je ein Seitel Einbrennsuppe und zwei 
Seitel Hülsenfrüchte oder zwei Knödl, täglich 1 Va Pfund gutes Korn- 
brod. Sonntag hesteht die Kost der gesunden Sträflinge aus einem 
Seitel Eindsuppe, 8 Loth Eindfleisch in rohem Zustande, zwei Stück 
Knödl aus einem Seitel Semmelmehl und einem Seitel Griesmehl. Die 
Spitalsportionen für kranke Sträflinge werden unterschieden in Diät; 
oder schwache Portion, Viertelportion, Drittelportion, halbe und ganze 
Portion, womit Abendsuppen verbunden sind und der Genuss eines 
einen Tag alten weissen Brodes. Nach dem Essen Bewegung in den 
Lufthöfen nach Zulass der Witterung. Von 1 Uhr bis 6 Uhr Abends 
wird gearbeitet, wobei Stillschweigen zu beobachten ist. Nach Thun- 
lichkeit wird den Sträflingen eine geistliche Lesung gehalten. Bei 
Licht wird nicht gearbeitet. Nach dem Abendgebete und der Visite darf 
bei schwerer Strafe sich Keiner beikommen lassen, zu schreien, zu 
pfeifen, unmoralische Eeden zu führen oder gar Unanständigkeiten 
zu begehen. Vor dem Schlafengehen hat sich jeder Sträfling bis auf 
das Hemd und Gatien zu entkleiden und sogleich zu Bette zu gehen, 
worauf nicht mehr gesprochen werden darf. Fühlt sich ein 
Sträfling krank, so hat er sich bei dem Abtheilungscommandanten zu 
melden, oder ist hiervon unverweilt dem die Wache haltenden Ge- 
fangenwärter durch Klopfen an der Thüre die Anzeige zu machen. 

Die Spitalzimmer haben die Sonnenseite und sind ebenso freundlich 
wie gehörig gelüftet. Auffallend ist, dass der Gefängnissaizt nicht 
in der Anatalt, sondern in der Kreisstadt Gitschin wohnt, mithin im 
schnellsten Falle nicht vor Ablauf einer Stunde ärztliche Hilfe bei 
plötzlichen lebensgefährlichen Verletzungen oder Erkrankungen ge- 
leistet werden kann. Im Spitale befanden sich über 50 Kranke. 
Vorherrschende Krankheiten sind Tuberculose , scrophulöser Bein- 
frass , Augenleiden , wenigstens bestätigt durch das üble Aus- 
.sehen mehrerer Häftlinge , abgesehen von den siechen und 
presshaften in Schlafarresten lungernden Sträflingen. Eine eigene 
Eeconvalescentenabtheilung fehlt. — Im Ganzen soll der Gesund- 
heitszustand verhältnissmässig nicht schlecht sein, doch erfuhr ich, 
dass häuflg sehr verkommene und krüppelhafte Sträflinge aus 
Untersuchungsgefängnissen, z. B. von Neutitschein, eingeliefert 
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werden. Selbstmordversaehe haben seit zwei Jahren nicht mehr 
stattgefunden, doch erzählte der Grefängniss-Inspector , dass bei 
Uebernahme der Anstalt durch die frommen Schwestern häufiger 
Selbstmordversuche simulirt wurden , um auf diese eine moralische 
Pression auszuüben, üeber die Zahl der Geisteskranken konnte ich 
keine ganz genauen Aufklärungen erhalten. Es hiess^ dass seit 
1857 im Ganzen etwa 5 wirklich Irre an die Landesirrenanstalt 
abgeliefert werden mussten^ wobei bemerkt wurde, dass diese Anstalt 
zuweilen Schwierigkeiten betreffs der Aufnahme macht und daher nur 
in den eclatantesten Fällen einer Geisteskrankheit der diesfällige 
Antrag gestellt werde. Mit Befremden sah ich einen von ent- 
setzlichen Gesichtshallucinationen ergriffenen jungen Sträfling aus 
Galizien mit einer Binde um den Kopf aus der Thürklappe einet 
Correctionszelle herausstieren, der mit der lallenden Geschwätzigkeit 
eines Irren mittheilte , dass er soeben von zwei Eäubern erschlagen 
worden sei. — Die Gegner der Einzelnhaft mögen genauer zusehen, 
wie viele Seelenstörungen in der Gemeinschaftshaft vorkommen, da, 
ganz abgesehen von den oft mangelhaften Beobachtungen und unzu- 
verlässigen Berichten über wirklich gestörte, nicht blos simulirende 
Gefangene, unter den Sträflingeti immer augenscheinlich peinige sich 
befinden, bei welchen sich Zeichen von Störungen ergeben. Man 
beschäftigt diese mit schonender Eücksicht auf ihr Leiden oder ver- 
schafft denselben die Gunst, bei Transporten in klimatisch oder örtlich 
gesundere Strafanstalten untergebracht zu werden, wo sie es wenigstens 
nicht schlechter wie in einigen Irrenanstalten haben. Diese» Ver- 
hältniss der Strafanstalten zu den Irrenanstalten ist bei 
uns noch viel zu wenig beachtet. — Hier erwähne ich nur, 
dass das Justizministerium in einer Note vom 26. Januar 1862 an 
das k. k. Staatsministerium bei Rückstellung der Acten über die 
Untersuchung der Strafanstalt Karthaus die Aufmerksamkeit darauf 
lenkte, dass nach Inhalt des ProtokoUes einige Sträflinge mit Geistes- 
krankheiten behaftet zu sein scheinen, und dass hinsichtlich von vier 
angeblich blödsinnigen Sträflingen eine genaue ärztliche Untersuchung 
angeordnet wurde. Schwere Verletzungen, von geisteskranken Sträf- 
lingen zugefügt, kommen in den Strafanstalten keineswegs so selten 
vor, wie dies selbst aus den Protokollen über commissionelie Unter- 
suchungen der Strafanstalten eonstatirt werden kann. 

Die durchschnittliche Anzahl der Gestorbenen ist in Karthaus 
ungefähr 20. 
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Ein ziemlich richtiges Bild der Bewegung der Strafanstalts- 
Bevölkerung zu Karthaus geben die Ziffern des Verwaltungsjahres 
1861—62. 

Es waren in der Anstalt 20 Ordensschwestern, 1 Wachtmeister, 

6 Oberaufseher, 49 Aufseher. Mit Anfang des Jahres befanden sich 
daselbst 747 Sträflinge, Im Laufe des Jahres kam Zuwachs von 77, 
Abgang von 80. Yon 744 Sträflingen waren 55 auf Lebenszeit, 
689 über 10 bis 20 Jahre schweren Kerker verurtheilt. Der 
Abgang ergab sich durch 12 Entlassungen, durch Trans- 
ferirung in andere Anstalten 42, durch Absterben 22, durch 
Abgabe an die üntersuchungsgerichte 2, durch Entweichen 2, —^ 
Aus der hohen Ziffer der kostspieligen Transferirungen entnimmt 
man die für die Gefängnissdisciplin , wie für die Gesundheitspflege 
sehr bedauerliche UeberfüUung der Anstalt — dieses Erbübel unserer 
Strafanstalten, an welchem die wohlgemeintesten Bemühungen im Sinne 
des Pönitentiarsystems nur zu leicht in die Brüche gehen. 

^ach dem Religionsbekenntnisse gruppirten sich die 
Sträflinge im vorigen Jahre in nachstehender Weise : 611 Katholiken 
des römischen Eitus, 97 unirte Griechen, 16 nicht unirte Griechen, 

7 Evangelische Augsburger Confession, 2. helvetischer Confession, 
19 Isiraeliten. 

Zur Ehre der Anstalt wird bemerkt, dass von Proselitenmacherei 
nicht die Rede ist, die Vorstehung vielmehr gegenüber dem heuch- 
lerischen Verlangen Einzelner, zur herrschenden Religion zu con- 
vertiren, ebenso miestrauisch wie zurückhaltend sein soll. Die freie 
Religionsübung der Nichtkatholiken ist insoweit gewahrt, als für die 
in der Anstalt befindlichen Israeliten ein Schlafarrest zu einem sog. 
Tempel eingerichtet wurde , in welcher der Rabbiner zeitweilig 
Religionsübungen hält, und in Betreff der Protestanten und Reformirten 
ein Pastor viermal im Jahre erscheint. Was die nicht unirten Griechen 
anbelangt, so ist zu erinnern, dass diese selbst im Jahre 1860 hei 
der Hauscommission um zeitweise Zulassung eines Geistlichen ihrer 
Confession gebeten haben, welche übrigens schon ein Ministerialdecret 
vom 19. Mai 1858 in Aussicht gestellt hatte. Ein griechischer 
Geistlicher bereiset nun von Zeit zu Zeit die Strafanstalten zur Be- 
friedigung der religiösen Bedürfnisse der Sträflinge, die der nicht 
unirten Confession angehören, üebrigens nehmen sie an dem all- 
gemeinen Gottesdienste Antheil , ohne dass ihnen jedoch ein katho- 
lischer Geistlicher aufgedrungen wird. Immerhin bringt es die Natur 
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einer geistlichen Strafanstalt mit sich^ dass das Leben derselben in 
einen olericalen Hauch getaucht erscheint, welcher möglicherweise 
von den einzelnen akatholischen oder israelitischen Sträflingen als 
eine Seelenqual empfunden wird ; allein bei der tiberwiegenden Mehr- 
zahl der Katholiken in den österreichischen Strafanstalten wird die 
Physiognomie der Anstalt in religiöser Beziehung auch unter weltlicher 
Leitung eine vorwiegende confessionelle Färbung, wenn auch in ge- 
ringerem Masse erhalten, so lange man nicht akatbolische und israe- 
litische Strafanstalten errichten will. Ungleich greller fand ich den 
confessionellen Standpunkt in anderen Strafanstalten, namentlich ftir 
weibliche Sträflinge, die unter der Leitung der Schwestern unserer 
lieben Frau zum guten Hirten stehen, auf allen Wegen und Wänden 
ausgeprägt. — Der katholische Seelsorgerdienst in den österreichischen 
Strafanstalten wird gewöhnlich durch zwei zu diesem Zwecke an- 
gestellte Priester versehen; wenigstens verrichten diese Functionen 
in Karthaus, Stein u. a. Anstalten nur zwei Geistliche, obgleich drei 
systemisirt sind. Bedenkt man, welche Anforderung an 2 Priester 
in einer Strafanstalt mit mehr als 700 Gefangenen gemacht werden, 
so ist es beim besten Willen nicht möglich , der anstrengenden und 
mühseligen Aufgabe vollständig Genüge zu thun. Dazu kommt, dass 
nach der bisherigen Stellung der Gefängnissgeistlichen mit einem 
ziemlich unbestimmt-en , vagen Wirkungskreise, dieses hochwichtige 
Amt, wie mir würdige, berufstüchtige Geistliche erklärten , leicht zu 
einer Art geistlicher Taglöhnerposten herabsinken kann. Dies ist 
nun in Karthaus nicht der Fall, da die hiesige Leitung aufrichtig 
die Belebung des religiös-sittlichen Elementes wünscht und die um- 
sichtige Oberin dem ausgezeichneten Pfarrer B u b 1 a freie Hand lässt. 
Derselbe hat nach dem Vorgänge des verdienten früheren Prager 
Strafhausverwalters J. Heyssl den Versuch gemacht, die Sträflinge 
zur Weckung religiös-moralischer Gefühle im Gesang und in Listru- 
mentalmusik zu unterrichten, wodurch ihnen zugleich Gelegenheit 
gegeben ist, sich als Musikanten nach wieder erlangter Freiheit ihren 
Lebensunterhalt zu erwerben oder wenigstens ihr Einkommen zu ver- 
bessern. 

Zu diesem Behufe wurden zwei Orchester aus Sträflingen ftlr 
Blech- und Streichinstrumente geschaffen mit unverdrossener Beharr- 
lichkeit. Die Aufnahme in die Musikcapelle ist durch ein vollkommen 
tadelloses Verhalten, sowie durch Absolvirung eines Lehrcurses bedingt, 
welchen entweder der Pfarrer oder die tüchtigeren Orchestermitglieder 
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leiten. Die Sträflinge sehen es als eine Ehre an , dem Vereine an- 
zugehören, und leisten freiwillige Beiträge ans ihrem XJeberverdienste, 
monatlich zwei Kreuzer. Aus dem Ertrage werden Instrumente, 
Bilder, Bücher angeschafft und letztere dem austretenden Sträfling 
als Andenken mitgegeben. Zur Weihnachtszeit werden passende, 
mit psychologischer Berechnung gewählte Declamationsn von den 
Sträflingen — in Ketten vor einer aufmerksamen Zuhörerschaft unter 
Leitung des Pfarrers vorgetragen und solche Gesammtübungen nach 
Thunlichkeit vorgenommen. Diese nur ganz obenhin skizzirte Vereins- 
wirksamkeit in einer Strafanstalt, in welcher die schwersten 
und gefährlichsten Verbrecher bewahrt sind, bedarf keines Lobes ; sie 
empfiehlt sich von selbst und kann vom Standpunkte des Besserungs- 
systemes nicht hoch genug angeschlagen werden. 

Nur eine Bemerkung knüpfe ich an diesen Bericht: — das 
Gedeihen dieses 300 Mitglieder zählenden Vereines im Straf- 
hause beweist eine wahrhaft erhebende und tröstende Thatsache, 
dass auch die schwersten Verbrecher Ehrgefühl haben und besseren 
Gefühlen bei richtiger Leitung zugänglich sind, vor Allem aber, dass 
überhaupt schwere Verbrecher für eine bessernde Einwirkung empfäng- 
licher sind als gewohnheitsmässige Gauner und Diebe, welche kurz- 
zeitigere und leichtere Strafen zu überstehen haben. Angesichts der 
Erfahrung, dass selbst viele für die Lebenszeit verurtheilte Sträflinge 
ein ziemlich reges Ehrgefühl besitzen, macht der Anblick der peinigen- 
den und das Ehrgefühl nur zu leicht erstickenden Ketten einen 
tiefschmerzlichen Eindruck. Der gemeinste Wachmann kann den 
besser fühlenden Sträfling in innerster Seele demüthigen^ wenn er 
ihn daran erinnert, dass er Ketten trage. Ja schon ein vor- 
wurfsvoller Blick auf die Fussschellen kann — zur Peinigung werden. 
Ich gehöre nicht zu jenen sentimentalen Freunden der 
Gefängnissreform, welche den Verbrecher in Baumwolle ein- 
wickeln möchten, um demselben ja kein empfindliches üebel zuzu- 
fügen, und bestehe auf der Forderung, dass die Strafe nicht nur den 
Besserungszweck, sondern auch den Genugthuungszweck zu verwirk- 
lichen habe. Allein so lange die entehrenden und peini- 
genden Ketten nicht abgeschafft sind, ist an eine 
wahrhafte Beform der Strafanstalten nicht zu denken.^) 



*) Die Kettenstrafe wurde durch das Gesetz vom 15. November 1867 
abgeschafft 
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Man wende nicht Sicherheitsrücksichten ein ! Alljährlich kommen 
£nt Weichlingen gefesselter Sträflinge vor und Ementen iinden eben 
auch — bei Gefangenen in Ketten statt. Man sorge flir eine Ver- 
mehrung der Wachmannschaft und feste^ hohe Umfassungsmauern, 
vor Allem aber eine gerechte, Vertrauen einflössende Strafhausleitung, 
und man wtlrde nach Versicherungen erfahrener Grefängnissbeamten 
selbst ohne Zellengefängnisse bei angemessenen Classificationen mit 
ungefesselten Sträflingen so gut wie jetzt sein Auskommen finden! 

Was die Sicherheit der Haft betrifft, so gehört Karthaus nicht 
zu den Strafanstalten , welche die Verwahrung der Sträflinge vor 
Fluchtversuchen am vollkommensten sicherstellen, abgesehen von der 
Feuersgefahr wegen Mangels der nöthigen Feuermauem. — Es wurde 
im Jahre 1860 die Statthalterei beaufträgt, wegen Aufstellung einer 
telegraphischen Verbindung der Strafanstalt mit Gitschin behufs der 
schnellen Herbeirufung militärischer Hilfe im Falle ausgebrochener 
Emeuten in Kartliaus die Verhandlung einzuleiten, deren Nothwendig- 
keit jedoch bestritten worden ist. Man hob hervor, dass eine Emeute 
nicht so schnell solche Dimensionen annehmen könne, dass der Ausbruch 
bei Verwendung der Kräfte der armirten Haus wache, von welcher sich 
durch täglich über 40 Mann im Dienste befinden, mit Zuhilfenahme 
der vor der Anstalt postirten Militärwache, von welcher nach Abschlag 
der einzelnen 10 Wachposten stets 20 Mann disponibel sind, inso- 
lange in enge Grenzen gebannt werden könnte, bis es möglich ge- 
worden ist, grössere Militärkräfte von Gitschin herbeizuholen. — 

Die Hausverwaltung hat sich unter den besser conduitisirten 
Sträflingen gewisse Vertraute herangebildet, deren sichere No- 
tizen dieselben bei Zeiten von jeder gefährlichen Verabredung unter 
den Sträflingen in Kenntniss setzt. Hier ist ein Schlüssel zu dem 
Geheimnisse der sicheren Verwaltung des Hauses zu finden, dass 
dieselbe rechtzeitig durch ihre Vertraute in die Kenntniss der beab- 
sichtigten Unternehmungen gelangt und von den Plänen derjenigen 
gut unterrichtet i^t, die als Eänkeschmiede oder Rädelsführer bekannt 
oder geneigt sind, in dem stillen und kleinen Krieg der schlechteren 
Sträflinge gegen die Hausordnung eine Rolle zu spielen. Schon bei 
dem Eintritt eines Sträflinges in die Anstalt beginnen die diesfälligen 
psychologischen Studien über die Denkungsart und den Charakter des- 
selben. Der neu angekommene Sträfling wird in Einzelnhaft für 
längere oder kürzere Zeit verwahrt, durch den Verwalter in seinem 
Benehmen überwacht, durch den Seelsorger katechisirt und zur Er- 
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kenntniss seiner Schuld angeleitet. Diese geistlichen Exercitien bilden 
den Anfang des Ueberwachnngs- und Bessernngsverfahrens und 
gewähren Anhaltspunkte sowohl zur Beurtheilung des Greistes und 
Gemüthszustandes des Sträflinges, als auch zur passenden Einreihung 
in die Arbeits- und Schlafabtheilungen. — Leider fehlt es hier und 
in den meisten Strafanstalten an richtigen Classificationen 
und genügenden Abtheilungen der Sträflinge. Wohl 
werden im Allgemeinen jugendliche Verbrecher und zum Theil auch 
die gefährlichsten rückfälligen Verbrecher nach Thunliehkeit abge- 
sondert, aber vergebens forschte ich nach einer besonderen Abthei- 
lung der zum ersten Male sich im Strafhause befindenden 
Sträflinge, so wie derjenigen , welche bei bisheriger Unbescholten- 
heit nur in einem Affecte sich zu dem Verbrechen haben hinreissen 
lassen. Ich lege das grösste Gewicht auf diese Abtheilungen, denn 
wenn es dem Systeme der in der Eegel sittenverderbenden Gemein- 
schaft gelingen soll, Erhebliches für die Besserung der Sträflinge zu 
leisten, so ist die sorgfaltigste Berücksichtigung der bezeichneten 
Abtheilungen eine der unab weislichsten Bedingungen. Ich lernte 
aber gerade in dieser Beziehung sehr bedenkliche Maximen in 
unseren Strafanstalten kennen. Theils wegen ungebührlicher 
Eücksichtnahme auf die Kentabilität der Gefangen- 
arbeiten, theils wegen Mangel an den hinlänglichen 
Eäumlichkeiten , theils aus nicht wohl berechneten 
Ersparungsrücksichten werden Sträflinge , die auf der ver- 
schiedensten Stufe der Moralität stehen, in gemeinsamen 'Schlaf- 
und Arbeitsräumen zusammengebracht, ja es gibt Gefängniss- 
beamte , welche absichtlich bessere oder während der Strafzeit ge- 
besserte Sträflinge als Stubenväter oder Schlafcommandanten in die 
Gemeinschaft mit den verworfensten Sträflingen bringen, — um 
sichere Vertraute an denselben zu besitzen. Auf meine Bedenken 
gegen diese Einrichtungsmaxime wurde mir erwidert: Allein wären 
die schlechten Sträflinge, wenn nicht einige bessere unter denselben, 
deren Dichten und Trachten durch Anzeigen oder die Furcht vor 
Anzeigen eine Schranke setzen würden, zu gefährlich! Als ob 
nicht die Erfahrung bestätigen würde, dass in den Strafanstalten 
mit Gemeinschaft die bessere Classe der Sträflinge durch die rohere 
und verworfene verspottet, nicht selten misshandelt und terrorisirt 
werde ; als ob nicht Jahr aus Jahr ein Fälle vorkommen, in welchen 
die besseren Sträflinge um Schutz vor den Brutalitäten und Rache- 
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acten der grossen Mehrzahl der schlechten Häftlinge flehen müssen! 
Thatsache ist femer, dass manche Sträflinge, nur um den Misshand- 
lungen der Schlafkameraden zu entgehen, um die Unterbringung in 
die sonst gewöhnlich gefürchtete Einzelnzelle bitten. — Immerhin 
gelingt es der Strafhausyorstehung zu Karthaus bei einem verhält- 
nissmässig geringen Wachpersonale und bei den mangelhaft mit zu 
weit auseinanderstehenden Querstangen versehenen Schlafseparationen, 
welche zur Hintanhaltung nächtlicher Entweichungen kaum gentigen, 
sowie bei der kleinen Anzahl von Nachtpatrouillen in den Lufthöfen 
und Grängen, — Ordnung und Kühe aufrecht zu erhalten. 

Die Verwaltung ist sich in ihrer moralischen Ueberlegenheit 
und ihrer Umsicht zur Vereitelung oflFener Excesse in der Anstalt 
bewusst und ftirchtet in dieser Beziehung Nichts^ muss jedoch bei 
dem , den lebenswierig Verurtheilten begreiflicherweise innewohnen- 
den heftigen Freiheits dränge jederzeit auf der Lauer' stehen und bei 
den unscheinbarsten Störungen alle Vorsiebt aufbieten^ um dem Aus- 
bruche des unheimlich stillen Vulkanes vorzubeugen. Bei dem im 
Monate November 1859 vorgefallenen Excesse, zu dessen Dämpfung 
die Militärwache zu Hilfe gezogen werden musste, die jedoch nur 
einige blinde Schüsse abfeuerte, gelang es der Verwaltung, in Folge 
der rechtzeitigen Denuntiation der Eädelsführer und der Einsperrung 
derselben in die CorrectionszeUen, den Plan, während des Kirchen* 
ganges zu einer allgemeinen Meuterei aufzufordern, vollständig zu 
vereiteln. 

Weit über 700 der gefährlichsten und schwersten Sträflinge 
werden durch die Autorität der Vorstehung, durch den moralischen 
Einfluss des Blickes und Wortes einzelner Persönlichkeiten und durch 
56 Wachmänner, von welchen 4 täglich dienstfrei sind, so wie durch 
spärliche Wachposten ausserhalb der Eingmauer wenigstens in der 
Kegel äusserlich in Ordnung und Gehorsam erhalten. In der That 
ist es von hohem psychologischen Interesse, in einzelne Localitäten 
eine barmherzige Schwester, umgeben von Eäubem, Mördern, Brand- 
legem, friedlich und zuversichtlich die Arbeit leiten zu sehen. So 
wenig ich auch Parteigänger für die Ueberlassung der Strafanstalten 
für Männer an fromme Schwestern in der bisherigen Weise 
bin, so gern bin ich bereit , diese Lichtseite der Strafanstalt anzu- 
erkennen , welche hier übrigens auf Eechnung der recht häufig 
glücklichen Wahl der Angestellten zu schreiben ist. — Man über- 
sehe nicht, dass diese Ueberlassung der Strafanstalten für Männer 
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an fromme Schwestern in Oesterreich nur versuchsweise ange- 
ordnet ist, dass jedenfalls eine Anstellung geistlicher Personen 
mit guten Jahresgehalten der pachtweisen Ueberlassung der 
Verwaltung der Anstalten an Congregationen vorzuziehen wäre, 
und dass die Anordnung einer mit umfassenderer Competenz 
versehenen Strafvollzugscommission aus Personen des Civil- 
Standes im Interesse der Oberaufsichtspflege der Staatsgewalt 
wie einer streng gesetzlichen Vollziehung der Strafurtheile ge- 
boten erscheine. Es ist ein althergebrachter arger Missgriff, 
den Strafvollzug fast lediglich als eine Verwal- 
tungsangelegenheity und ohne inneren Zusammenhang 
mit der richterlichen Strafzumessung zu betrachten, und 
ich werde auf die praktisch nachtheiligen Folgen dieser Zerreissung 
zweier innerlich zusammengehöriger Acte bei einem anderen Anlasse 
aufmerksam machen. 

Ich habe bei meinen wiederholten Besuchen der Strafanstalten 
unter geistlicher Leitung nicht die beruhigende üeberzeugung 
gewonnen, dass die gesetzlichen und richterliche n St raf- 
bestimmungen an den Sträflingen immer ptlnktlich in Voll- 
zug gesetzt werden, abgesehen davon, dass in den Erledigungen 
der Commissionsberichte über diese Strafanstalten nicht selten bean- 
tragt wird , darüber zu wachen, dass die Straf Verschärfungen oder 
die Disciplinarstrafen. streng nach den gesetzlichen Vorschriften voll- 
zogen werden. 

Ich fand bald die Dunkelhaft nicht in der vorgeschriebenen 
Weise vollzogen, bald bei der Einzelnhaft die in der Ministerialver- 
ordnung vom 4. Juli 1860 ausgesprochene Beschränkung nicht strenge 
befolgt. Die rechtzeitige Anwendung der Strafverschärfungen lässt 
sich wohl schwer tiberwachen, aber hervorzuheben ist, dass 
hinsichtlich der im Strafurtheile verhängten Fasttage in den Ver- 
pflegsgeldern diesfalls kein Abzug gemacht erscheint. Irre ich nicht, 
so ist die Kost auch bei Disciplinarstrafen dieselbe. 

Die Handhabung der Disciplinarstrafgewalt steht in 
Earthaus dem Civilinspector zu und die Oberin bescheidet sich 
klug mit der Fürsprache von Strafnachsicht. In den Straf Protokollen 
werden die verhängten Disciplinarstrafen mit kurzer Motivirung auf- 
gezeichnet. Diese sind: Ermahnung, Verweis, Entziehung der Zulage 
und jeder Zubesserung, Entziehung des Strohsackes, Einzelnhaft auf 
bestimmte und unbestimmte Zeit, verschärft durch An- 
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legung der Zwangsjacke und Anhängen an den Eing^ 
Fasten, d. h. Entziehung der warmen Kost, Anlegung der schweren 
Springeisen, endlich Stockstreiche. — Nach Umständen 
werden auch mehrere der vorstehenden Disciplinarstrafen auch gleich- 
zeitig verhängt. Namentlich wird von der Einzeln haft und in sehr 
schweren Fällen von der Dunkelzelle Gebrauch gemacht. Nach 
der Versicherung des Verwalters sind Stockstreiche bei den 
meisten Sträflingen entbehrlich und vorzüglich nur jene ver- 
stockten und rohen Sträflinge , welche früher schon , insbesondere 
während des Militärdienstes geprügelt worden sind, empfinden 
die Schmach dieses verwerflichen Züchtigungsmittels nicht. Bessere 
Sträflinge bitten selbst um die im Allgemeinen sehr gefürchtete Ein- 
zelnhaft als Surrogatstrafe für die erniedrigende körperliche Züchti- 
gung. Als ich einen galizischen Sträfling fragte, welche Fesselungs- 
art weniger empfindlich sei und ob die Anlegung der schweren 
Springeisen, die er mir vorzeigte , peinige , antwortete er mit ver- 
ächtlichem Lakonismus : Bah, Eisen wie Eisen. — 

Im Allgemeinen ist die Behandlung der Sträflinge 
human. Hier werden wohl die meisten mit „Du** angeredet, wäh- 
rend in Strafanstalten für minder schwere Verbrechen, z. B. in Stein, 
Jeder mit „Sie", ja Manche selbst von den Schwestern mit „Herr" 
angeredet werden, — Eine unmittelbare Einwirkung auf die Häft- 
linge von Seiten der Schwestern nahm ich nur bei einzelnen Arbeiten, 
z. B. Brodbacken und bei der Krankenpflege wahr. Die unmittelbare 
Einwirkung auf die Sträflinge in moralisch- religiöser Beziehung mit 
Einschluss des Unterrichtes fällt hier der männlichen Assistenz an- 
heim. Es entzieht sich dem Fremden hiernach die Beurtheilung, ob 
und was die Schwestern wenigstens mittelbar für die Besserung 
der Sträflinge thun, und nur soviel lässt sich mit Bestimmtheit fest- 
stellen, dass die frommen Schwestern sehr eifrig darauf sehen, dass 
viel gearbeitet und verdient werde. 

Oft hörte ich die Aufforderungen der durch die Arbeitssäle 
wandernden Schwestern „nur recht brav und fleissig zu sein" mit 
einem Tone mütterlicher Ermahnung, wie man zu Kindern spricht, 
oder die Frage an einzelne Sträflinge zu deren Aufmunterung stellen : 
wie viel Ueberverdienst haben Sie wöchentlich? 

Gearbeitet wird in der That viel und zum Theil auch 
gut. Die Beschäftigungsart in dieser Strafanstalt verdient 
die vollste Beachtung, wenn sich auch, wenigstens bei einer 
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gewerblichen Thätigkeit, nicht verkennen lässt, dass dieselbe den 
Charakter einer auf Gewinn berechneten Fabriksindustrie 
an sich trägt. Ich meine die Weberei ^ die mit mehr als hundert 
Stühlen fabriksmässig und einträglich betrieben wird. Nach eineiu 
mir freundlich mitgetheilten Ausweise der in Karthaus am Tage 
meines Besuches verwendeten Arbeitskräfte befanden sich daselbst 
in fünf Sälen 259 Weber, Spuhler, Kettenschweifer, in zwei 
Sälen 99 Spinner, femer 72 Handschuhmacher , Netzer, Stricker, 
Bandelmacher, Hosenträgemäher, Buchbinder, Schweifer, 53 Schuster, 
Schneider sammt Lehrlingen und Spinner, 35 Tischler, Drechsler 
sammt Gehilfen, 9 Pastler, 26 Maurer und Taglöhner, 20 Wäscher, 
3 Schlosser und Schmiede, 70 Sträflinge für Hausarbeiten, darunter 
15 Gärtner, 14 in der Kücbe, 15 Freireiter, 4 Bäcker. Unter den 
Kranken beschäftigten sich 10 mit Federschleissen. Abwechslungs- 
weise müssen auch alle Sträflinge die Kartoffeln für die Küche 
schälen. Im Spital befanden sich sammt Wärtern 57 , Ambulanten 
waren 27. In den Correctionszellen lagen 10 Sträflinge. Kach dem 
Preisverzeichnisse der Entlohnungen der Sträflinge erhalten: 
Weber für ein Stück Cotton 60 bis 80 Kreuzer ö. W., für ein Stück 
Barchent 12 bis 18 Kreuzer, Spuler 2 Kreuzer per Tag, Ketten- 
schweifer 20 Kreuzer per Woche. Die Buchbinder, Schuhflicker, 
Schneider, Tischler, Spengler, Drechsler, Wäscher, Köche und alle 
übrigen Hausarbeiter verdienen nicht mehr als 20 Kreuzer per Woche. 
Besser entlohnt werden die Näher von Handschuhen 4 Kreuzer per 
Paar, von Hosenträgern 15 Kreuzer per D atzend, von Militärkitteln 
5 Kreuzer per Stück. Zimmerleute, Maurer, Ziegeid ecker, Schlosser 
verdienen etwa 35 Kreuzer in der Woche. 

Vergleicht man damit die Gewerbe, welche die Sträflinge vor 
der letzten Yerurtheilung betrieben haben, um daraus den Schluss zu 
ziehen, inwieweit bei den Gefangen arbeiten auf die frühere Beschäfti- 
gung oder auf die individuelle Arbeitsfähigkeit Eücksicht genommen 
werde , so stellt sich heraus , dass die der landwirthschaftlichen 
Thätigkeit angehörenden Grundbesitzer und Knechte, von welchen erstere 
über 100, letztere über 80 in der Anstalt gefangen gehalten werden, 
am übelsten daran sind, da die Sträflinge nur zum geringsten Theile zu 
Arbeiten in freier Luft und zu landwirthschaftlichen Verrichtungen, 
von den Gartenarbeiten abgesehen, gar nicht verwendet werden können, 
während gerade die Zuweisung solcher Arbeiten mit 
Rücksicht auf die Gesundheitspflege oder das künftige Fortkommen 
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der so zahlreichen ländlichen Sträflinge nicht dringend genug (empfohlen 

werden kann. 

Interessant ist, dass sich unter den Sträflingen nur 1 Bergmann, 

1 Drahtbinder, 1 Nachtwächter, 1 Seiltänzer, 1 Schauspieler, 1 Winzer, 

1 Todtengräber , dagegen 19 Schmiede, 6 Kellner, 13 Kaufleute, 

4 Schlosser, 17 Müller, 8 Fleischer, 29 Schuster, 21 Schneider u. s. w. 

befanden. Taglöhner stellen mit 195 das grösste Contingent, sodann 

folgen Grundbesitzer und Knechte und erst dann Bettler und Vaganten. 

An reichem Stoff^e zu social-politischen Studien fehlt es hier wahrlich 

nicht, wo verschiedene Nationalitäten auf einander platzen und sich 

zum Tode verurtheilt gewesene Verbrecher aus den meisten Gesell- 

schaftsclasseii befinden, wo endlich ein ganz eigen thtimliches 

Leben und eine specifische Gefängnissmoral sich entwickeln, 

abgesehen von dem originellsten Tauschhandel, betrefl^s der beim 

sog. Ausspeisen erworbenen Lebensmitteln. 

Die gebildeteren Sträflinge arbeiten gewöhnlich' nicht so viel 

wie die rohen oder rückfälligen , daher haben sie auch weniger 

Ueber verdienst und weniger auszuspeisen oder zu schnupfen , und 

nach diesen Verhältnissen bestimmt sich nun die Concurrenz der 

Kachfrage und des Angebotes unter den Sträflingen, man mag derlei 

Unzukömmlichkeiten verbieten und strafen oder als unvermeidlich 

hingehen lassen. Ueberhaupt sollte in Gefängnisssachen nichts vom 

grünen Tische weg verordnet werden, bevor nicht hierüber gründliche 

Berichte von unbefangenen Kennern des Gefängnisslebens eingeholt 

worden sind ! 

VI. 

Die häufigen Verlegenheiten in Beziehung auf die erforderlichen 
Belagräume und die ununterbrochene angemessene Beschäftigung für 
alle arbeitsfähigen Häftlinge haben die Gefängnissvorsteher theils er- 
finderisch in der Unterbringung überzähliger Gefangener, theils gleich- 
gültiger für die au« der Ueberfüllung der Anstalten entspringenden 
Folgetibel gemacht. Sie beklagen diese eingewurzelten Uebelstände, 
wehren sich aber kaum mehr mit dem nöthigen Nachdrucke, weil 
sie eine Abstellung derselben bis zum Eintritte günstigerer Verhältnisse 
nicht erwarten. Unter dem abstumpfenden Einflüsse einer im Ganzen 
wieder stillstehenden Gefängnissverbesserung kann die Beobachtung 
überraschen, dass manche Einrichtungen in unseren Strafanstalten, 
ihrer Zurückgebliebenheit unerachtet , besser sind als ihr Ruf. 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 11 
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— Freilich darf man weder die Zahlenreihen in den Uebersichtstafeln 
zur Criminal- und Gefängniss* Statistik schlechthin für baare Münze 
nehmen, noch dem Gutbefunde eingelangter Berichte über den be- 
friedigenden Zustand unserer Straf- und Arbeitshäuser unbedingtes 
Vertrauen schenken. Es ist eine alte schlechte Gewohnheit, 
den Zustand einer Strafanstalt schon befriedigend zu finden, wenn in 
derselben Eaum zur Noth und Arbeit nach Bedarf vorhanden ist, 
die Kost geniessbar, die Sterblichkeit massig, die Zahl der Disciplinar- 
strafen normal erscheinen , der äussere Mechanismus des Gefängniss- 
lebens mit klösterlicher Eegelmässigkeit das ewig Gestrige, ohne 
Meuterei, Fluchtversuch und dergl. wiederholt. Wie es mit der 
Belebung des religiösen und moralischen Elementes , mit den Folge- 
Übeln einer sittenverderbenden, der nöthigen Classenabth eilungen ent- 
behrenden Gemeinschaft, mit der Gesundheitspflege, mit der Fürsorge 
gegen Eecidive,' Geistesstörungen und physische Eeconvalescenten , mit 
dem Verhältnisse der Ernährung zur Arbeit, mit dem Individualisiren, 
mit dem wichtigen Einflüsse des Wachpersonals auf die Häftlinge 
u. s. w. stehe — darüber geben in der Eegel die üblichen 
Berichte nur flüchtige oder keine Aufschlüsse. 

Es ist noch nicht lange her, dass die Beschäftigung der 
Gefangenen in den meisten Anstalten noch schlecht oder nur 
zeitweilig erträglich bestellt war, dass ein grosser Theil derselben 
jahrelang ohne alle Beschäftigung, auf dumpfes Hinbrüten oder laster- 
haften Zeitvertreib angewiesen , in ungesunden Schlafarresten herum- 
lungern musste. Dieser entsetzliche Krebsschaden des älteren Gefängniss- 
und Peinigungs Wesens ist heute noch nicht gänzlich allgemein aus- 
gerottet, so dringend auch Gerechtigkeit und Menschlichkeit gebieten, 
die moralische und geistige Verwesung der beschäftigungslos bleibenden 
Häftlinge um jeden Preis in Zukunft unmöglich zu machen. In die 
Mysterien der Militärgefängnisszucht nicht näher eingeweiht, erwähne 
ich hier nur, dass noch heute der grössere Theil der Militärsträflinge 
in den Festungen ohne alle Beschäftigung herumlagert, und 
auch in einigen Civilgefängnissen Noth an angemessener Gefangen- 
arbeit zeitweilig eintritt. 

Wie ich bereits mitgetheilt habe, gehörten zu den Fragepunkten 
der Gefängnissreform von 1856 auch die Fragen: Welche Einrieb- 
tungen bestehen bisher und wären für die Zukunft anzuordnen, um 
die Sträflinge und die in den Zwangsarbeitshäusem angehaltenen 
Personen möglichst nützlich und den Zwecken der Anstalten ent- 
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sprecliend zu beschäftigen , sowie denselben bei dem Wiedereintritte 
in die bttrgerliclie Gesellschaft den üebergang zu einer ehrbaren 
Beschäftigung zu erleichtern, sie gegen die aus der Noth und Erwerb- 
losigkeit entspringenden Gefahren der Rückfälligkeit möglichst zu 
bewahren ? 

In den älteren Straf- und Arbeitshäusern war durch das Ver- 
pachtungssystem für die Beschäftigung der Häftlinge in sehr 
mangelhafter Weise gesorgt. Man hoffte durch die Verpachtung 
Ersparungen zu erzielen, welche aber dadurch mehr als aufgewogen 
wurden, dass sich gewandte Unternehmer allmälig zu Herren der 
Preise und zu Herren der Anstalten selbst machten auf 
Kosten der Bestimmung derselben. Die Gefahren der zeitweiligen 
Arbeitseinstellung y des unmittelbaren Verkehrs des Pächters und 
seiner Werkmeister mit den Häftlingen^ wodurch dieselben eine be- 
queme Verbindung mit der Aussenwelt erlangen, der Vernachlässigung 
der Disciplin und angemessener Besserungsmittel , des Missbrauches 
der Arbeitskräfte, traten oft in bedenklicher Weise zu Tage. So 
geschah es beim Linz er Strafhause kurz vor der üebersetzung 
nach Garsten, dass der Pächter für die Arbeitskräfte so gut wie gar 
nichts bezahlte und man noch froh sein musste, äass er die Pacht 
fortsetzte, weil sonst die Sträflinge ganz unbeschäftigt geblieben 
wären. Nach einem älteren Berichte über den Zustand des im Jahre 
1857 aufgelassenen Strafhauses am Spielberg befanden sich im 
sog. galizi sehen Tracte die Sträflinge ohne alle Arbeit, in engen, 
dumpfen Schlafarresten trippelten sie hin und her und diese Jammer- 
existenz in schädlichen Ausdünstungen raffte jährlich den zehnten 
Theil der Gepeinigten dahin. Im Brünner Provinzial-Strafhause^ 
welches 1859 aufgehoben wurde, kamen nach einem Berichte des 
Generalprocurators noch grellere üebelstände in Ansehung der Be- 
aufsichtigung der Gefangenen zum Vorsehe in. In dieser Anstalt wurde 
1852 von einem Sträflinge ein complicirter Betrug mittelst Correspon- 
denz versucht. Es kam hervor, dass im Arreste Nr« 6 Banknoten 
zu zehn Gulden nachgemacht und ausgegeben, und dass zwei Stücke 
dieser mit einer Feder verfertigten Falsifikate von der Strafliaus- 
verwaltung conflscirt wurden, ohne dass diese hierüber eine straf- 
gerichtliche Untersuchung veranlasst hatte . Die betheiligten Sträflinge 
wurden für ihren criminellen Zeitvertreib blos mit Kammerarrest 
bestraft. Diese in ihrer Art kaum über troffenen Ordnungs- 
widrigkeiten in der Beschäftigung und Verwaltung Hessen auf 

11* 
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weitere Uebelstände schliessen. Der Bericht des mährischen Ober- 
landesgerichts-Präsidiums über die commissionellen Erhebungen dieser 
Gebrechen bezeichnete im Jahre 1853 als Hauptübelstände: 
die bedauerlichste UeberfüHung der Anstalten, daher Mangel 
an gesunder Luft, an genögenden Eäumen, beunruhigende Zunahme 
der Krankheiten und der Sterblichkeit, die Gefahr verheerender 
sittlicher Verwilderung, Mangel an gleichm ässiger, 
angemessener und andauernder Beschäftigung besonders im Freien, 
Gefangenarbeiten in geschlossenen gesundheitsschädlichen Bäumen, die 
viel Staub verursachen und dgl. 

Aber auch dort , wo in eigener Regie der Gewerbsbetrieb 
stand, war derselbe mit wenigen rühmlichen Ausnahmen mit zu 
grossen Kosten und mit dem doppelten Uebelstände verbunden, dass 
man oft nicht genug Beschäftigung für die Häftlinge hatte und häufig 
mit der Yerwerthung der Fabrikate in Verlegung kam. 

Als ein den Besserungszweck sehr nahe berührender üebelstand 
wurde der Mangel einer wünschenswerthen Mannigfaltigkeit 
der Beschäftigungszweige empfunden, indem der Gewerbs- 
betrieb in den Gefängnissen gewöhnlich nur auf einige wenige Artikel 
beschränkt war und somit die Beschäftigungsweise für viele Häftlinge 
unangemessen und oft auch gesundheitswidrig erschien, und verhältniss- 
mässig Wenigen die Gelegenheit bot, mit dem Erlernten sich nach 
wiedererlangter Freiheit einen zureichenden ehrlichen Verdienst zu 
verschaffen. Der Mangel an mannigfaltigen Gefangen- 
arbeiten hatte noch den Nacbtheil, bei der Zutheilung derselben 
zu wenig Rücksicht auf die Individualität der Häftlinge nehmen 
zu können und dieselben, besonders in Fällen längerer Strafzeit, ihren 
bisherigen Erwerbszweigen entfremden zu müssen. 

Erfahrene Strafhausverwalter waren bemüht, solche Arbeiten 
einzuführen, welche keine kostspieligen Vorauslagen und Betriebsfonds 
-erfordern, einen schnellen und sicheren Absatz haben, zu tüchtigen 
Arbeitern ausbilden, die Lust zur Arbeit wecken, keine zu lange 
Lehrzeit nöthig machen, einen ehrlichen selbstständigen Lebensunterhalt 
verbürgen. Keine Gattung von Arbeit, sofern sie nützlich 
ist, und mit Hebung der geistigen Kräfte in der Anstalt verrichtet 
werden kann, sollte von dem Gewerbsbetriebe in Gefängnissen aus- 
geschlossen, nicht so sehr auf die grössere Erträglichkeit 
als auf die Ununterbrochenheit und Angemessenheit der Beschäftigung 
gesehen werden. Nach Thunlichkeit sollte jedem Häftlinge die Wahl 
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d«8 zu erlernenden Handwerkes überlassen oder die Arbeitszutheilung 
dessen Neigungen und Fertigkeiten mit Eücksicht auf die Dauer 
der Haftzeit angepasst werden. Bei der leidigen UeberfüUung der 
meisten Strafanstalten kamen diese Grundsätze nur ausnahmsweise 
zur Anwendung, doch war man wenigstens darauf bedacht, die 
Kenntnisse und Fertigkeiten der Häftlinge zum Nutzen der 
Anstalt auch zur Unterweisung für ungelernte Sträflinge auszubeuten 
und im Greiste dieser Tradition einzelner gut geleiteter Gefängniss- 
fabriken nach Umständen zu wirken. — Die Vortheile der 
eigenen Eegie im Interesse des Besserungszweckes 
wurden mit einigen Ausnahmen durch die geringe Tüchtigkeit der 
mit ihrer Führung betrauten Beamten problematisch. Nicht dass es 
an wohlmeinenden und rechtlichen Gefängnissbeamten gefehlt hätte; 
aber bei dem seltenen Vereine eines bedeutenden Administrationsr 
talentes mit der virtuosen Geschicklichkeit und rastlosen Rührigkeit 
eines Fabrikleiters und dem Kennerblicke eines strengen und "wohl* 
wollenden Gefängnissvorstehers war es ohne zu grosse Kosten sehr 
schwierig, die richtige Wahl zu treffen. 

Man wollte mit den Uebelständen der Verpachtung brechen und 
doch die grösseren Kosten und Verlegenheiten der eigenen ßegie 
vermeiden. Es kam zu Transactionen, die zum Theil heute noch in 
den weltlichen Straf- und Zwangsarbeitshäusern nachwirken. So 
werden die Gefangenarbeiten theils in eigener Regie, theils durch 
Arbeitsunternehmer betrieben. 

Aus diesem Dilemma zwischen der eigenen Regie und der Ver- 
pachtung rettete sich nun die Reorganisirung von 1856 aus den 
bereits angeführten Gründen durch die Ueberlassung der meisten 
Anstalten an die frommen Schwestern gegen Verpflegskosten- 
zahlung und unentgeltliche Verwendung der Arbeitskräfte. 
Man hoffte von diesem Schritte eine nicht nur viel bessere, sondern 
auch relativ wohlfeilere Gefängnissverwaltung, eine bessernde Hau»- 
zucht, eine angemessene Verwerthung der Arbeitskräfte, den Sieg 
des Besserungszweckes über den materiellen Nützlichkeitszweck. — 
Allein in Betracht des Umstandes, dass die Verpflegsgebühren, welche 
die frommen Schwestern für jeden Häftling vom Aerar oder von 
den Landesfonds beziehen , durchschnittlich per Tag und Kopf nam- 
haft höher sind als in den Civilanstalten, — ganz abgesehen von 
der unentgeltlichen Ueberlassung des Arbeitsgewinnes und von der 
Abstreichung. einzelner Administrations- Auslagen von dem Voranschlage 
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für die klösterlichen Anstalten , ferner in ßetracht eines Bericlites 
der Statthalterei für Böhmen vom 5. Februar 1860 Z. 5264 und 
eines beigefügten buchhalterischen Elaborates , wurde schon nach 
wenigen Jahren behauptet, dass der Kostenaufwand für die unter 
der Leitung der frommen Schwestern stehenden Anstalten erheb- 
lich grösser sei, ohne dass diese Kosten Vermehrung durch deren 
Verhältniss zu den erzielten Erfolgen überzeugend gerechtfertigt wäre. 
— Bei der Schwierigkeit, in dieser mannigfaltige und widerstreitende 
Interessen berührenden Frage ein gerechtes sachkundiges Urtheil zu 
fällen, beschränke ich diese Aufzeichnungen vor der Hand auf die 
Hervorhebung beachtenswerther Thatsachen und Meinungen, ohne 
jetzt schon principiell abzuurth eilen. — Man lobt die Wirthschaftlichkeit 
und Anstelligkeit der frommen Schwestern in der Ausbeutung der Arbeits- 
kräfte wie in der Beschaffung der Beschäftigungen ; ja, ich wurde 
darauf aufmerksam gemacht, dass in einzelnen klösterlichen Anstaltep 
oft mehr auf ergiebige Betriebsamkeit denn auf übertriebene Religions- 
übung gesehen werde. Auch auf die Heranbildung tüchtiger Arbeiter 
wird so viel Gewicht gelegt, dass zuweilen selbst brutalen, gefähr- 
lichen Häftlingen, wenn sie besonders gute Arbeit liefern, auf Kosten 
der nöthigen Strenge und Consequenz der Disciplin durch die Finger 
gesehen werden soll. Uebrigens überzeugte ich mich wiederholt von 
der Wahrheit der Thatsache , dass wenigstens besseren Sträflingen 
das sanftere Wesen der Schwestern im Ganzen Vertrauen einflösst und 
der Unwille sich höchstens über Zugeständnisse an besonders unter- 
würfige oder heuchlerische Häftlinge gegenüber einzelnen unbeliebten 
Persönlichkeiten Luft macht. Als wünschenswerth wurde besonders 
die Abgrenzung eines relativ selbstständigeren Wirkungskreises 
des Civilinspectors, des Hausgeistlichen und des Hausarztes und die 
wirksamere Controle einer Strafvollzugscommission bezeichnet, zumal 
in einzelnen geistlichen Anstalten Gebräuche vorkommen, welche mit 
den gesetzlichen Vorschriften nicht immer in Einklang stehen. Ich 
erwähne hier nur des Vorganges, dass z. B. in der geistlichen Straf- 
und Besserungsanstalt zu Prag am Hradschin die im Strafurtheile 
zuerkannte körperliche Züchtigung während der Strafzeit in der 
Anstalt nicht vollzogen wird. — 

Die Arbeitsleistungen bestehen in Fabrikarbeit, 
Lohnarbeit auf Kundschaft und Hausarbeit. In einigen 
Anstalten ist kein Arbeitspensum bestimmt. Der Ueberverdienst be- 
ziffert sich in diesen per Tag mit einigen Kreuzern, ohne Unterschied 
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der Arbeit. Liederliche Arbeiter haben keinen Antheil am Verdienste. 
Für boshaften Arbeits Verderb muss aus dem Ueberverdienst Ersatz 
geleistet werden. 

Die Entlohnung geschieht entweder durch Eintragung in ein 
Handbüchel oder in ein Contobuch der Kanzlei oder wie in der eben 
genannten Anstalt durch ein eigenes Blech- und Papiergeld. 

Nach den Intentionen der Reorganisirung von 1856 sollten sich 
•die geistlichen Strafanstalten auch durch planmässige Angewöhnung 
der Häftlinge zu ehrlicher Beschäftigung als Besserungshäuser legi- 
iimitiren. Die Sträflinge haben in nützlicher andauernder Arbeit *den 
Weg zur Besserung zu finden und als Seele der Arbeit die Ordnung 
und Selbstzucht kennen zu lernen. Das walte Gott! — tJeber der 
"Thür der Arbeitszimmer las ich den Spruch : Das ist Klugheit 
und Liebe, sich zu bemühen, immer besser und den Nächsten nützlich 
^u werden. — Das eigene Interesse der Congregation bürgt dafür, 
■dass alle Mittel und Wege benutzt werden, um die Häftlinge 
gehörig zu beschäftigen. In der That werden die verschiedenartigsten 
Handwerke und Fabriksarbeiten betrieben, Sträflinge und Zwänglinge 
^ur Beschaffung des Hausbedarfes und der für das Aerar oder 
für Private übernommenen Lieferungen angehalten; mitunter sind 
die Arbeitskräfte derselben verpachtet. Auch Beschäftigungen der 
Häftlinge im Freien, bei Straf hausbauten, Stein- und Schotterbrüchen 
kommen'' vor. Die Gestattung des Ueberverdienstes zur 
materiellen Yerbesserung der Verpflegung der Häftlinge und zur 
Zurücklegung eines ihnen bei der Entlassung zukommenden Geld- 
betrages ist eine allgemein bestehende Einrichtung. — Sehen wir 
genauer zu. Zu Neudorf liefern die weiblichen Häftlinge 
ansehnliche Quantitäten Wäschstücke für das Militär. Sie arbeiten 
auch auf Bestellung für die Pfaidler in Wien. Ein Theil 
derselben wird in dem zur Anstalt gehörigen 14 Joch grossen Garten 
^m Gartenbau verwendet. In Lankowitz wurden alle Erfordernisse 
für das Mutterhaus der barmherzigen Schwestern in Graz und die 
von ihnen übernommen en Spitäler, Gebär-, Irren- und Findelanstalten 
in Graz und Laibach erzeugt. Auch hier stehen der Strafanstalt 24 
Joch Gründe für Feld und Gartenarbeit zu Gebot. Ebenso wurde in 
Stein an der I^onau der hinter dem Anstaltsgebäude gelegene 
Weingarten angekauft und zu einem Gemüsegarten umgestaltet, in 
welchem die Häftlinge zwar keinen Schatten, aber Arbeit und Be- 
wegung in freier Luft finden. In der Strafanstalt für Männer zu 
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Lepoglava werden auch. Ackerbau- und Handwerksgeräthe erzeugt^ 
da dort der Feld- und Gartenbau betrieben werden kann. — Es ver- 
dient die Anhaltung zu landwirth schaftlichen Beschäf- 
tigungen besondere Beachtung. Die Frage der Errichtung von 
Landwirthschaften bei den Straf- und Besserungsanstalten wurde 
bereits in mehreren G-utachten der Länderstellen berührt. Einige 
sprachen sich für dieselbe entschieden aus, einige dagegen. In Anbe- 
betracht der von dem Staatsschatze für die Gefangenanc>talten in den 
letzten Jahren gebrachten Opfer und der dermaligen beschränkteren 
Dotationsmittel blieb die Regelung dieses Gegenstandes der Zukunft 
vorbehalten, doch fand die Verwendung der Sträflinge zu landwirth- 
schaftlichen Verrichtungen wenigstens in dem Entwurf e eines neuen 
Strafgesetzbuches gebührende Würdigung. In der Monats Versammlung 
der k. k. Landwirthschafts-Gesellschaft in Wien am 16. April 1863 
hielt Arthur Freiherr von Hohenbruck einen Vortrag über 
die landwirthschaftlichen Zwangsarbeits -Anstalten fiir Knaben zu 
ßedliill in England und zu Douaires in Frankreich in der Absicht, 
an die kurze Beschreibung derselben den Vorschlag zu knüpfen, die 
Zwangsarbeits- Anstalten auch in Oesterreich mit der Landwirthschaft 
in Verbindung zu bringen.*) 

Mit Grund wurde geltend gemacht , dass die Zwangsarbeits- 
Anstalten nicht blos Präventiv-Anstalten für die Sicherheit der Ge- 
sellschaft, sondern auch Corrections-Anstalten sein sollen, und dass 
sich die Vorbildung zu einem landwirthschaftlichen Berufe vor Allem 
empfehle. 

Mit Recht wurde hervorgehoben, dass möglichst solche Beschäf- 
tigungen in diesen Anstalten gewählt werden sollten, welche die 
wirthschaftliche Existenz möglich machen, wozu z. B.jdas Verfertigen 
von Zwirnknöpfen oder Zündhölzchenschachteln nicht gehört. Während 
bei den Gewerben durch Üeb erhandnehmen der Maschinen thätigkeit 
und häufigen Wechsel des Modegcjschmackes Handarbeiten häufiger 
verdrängt werden und zur Notionirung erwerbsloser Handarbeiter 
führen , ist es die Landwirthschaft , welche stetig eine Menge von 
Handarbeiten nöthig macht. Wenn jedoch behauptet wird, dass ent- 
lassene Häftlinge aus Städten leichter der Versuchung anheimfallen, 
rückfällig zu werden, als Häftlinge aus der ländlichen Bevölkerung, 



*) Ich habe als Experte bei einer commissionellen Berathung über die 
Errichtung einer grossen Zwangsarbeitsanstalt in Nieder-Oesterreich ]882 auf 
diesen Punkt besonderes Gewicht gelegt. 
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so halte ich dieser Ansicht die Erfahrung, wenigstens in Beziehung 
auf die aus der Anstalt zu Stein entlassenen Häftlinge , entgegen, 
dass dieselhen, wenn sie in eine gewerhsthätige Stadt, namentlich 
nach Wien kommen, seltener rüpkfällijj werden, als in einer länd- 
lichen Heimatsgemeinde, wo für die durch den Aufenthalt in einer 
solchen Anstalt in den Augen der Bevölkerung stigmatisirten Ent- 
lassenen ein ordentlicher Verdienst erschwert ist. Ereilich wird diese 
Erfahrung nach localen Verhältnissen vielfach modificirt. Um nur 
ein Beispiel aus eigener Erfahrung anzuführen, erwähne ich, dass 
entlassene Verbrecher aus Munkacz auf den umliegenden herrschaft- 
lichen Gütern besonders als Viehhirten sehr gesucht wurden, weil 
man von solchen gefürchteten und energischen leuten eine grössere 
Bürgschaft gegen Diebstähle an dem in den Wäldern weidenden Viehe 
erwartete. Mit Rücksicht auf einzelne Kronländer lässt sich allerdings 
behaupten, dass der längere zwangsweise Aufenthalt in einer gut- 
geleiteten landwirthschaftlichen Arbeitsanstalt den Zwänglingen eine 
mehr als gewöhnliche Befähigung geben könne, und dass viele Land- 
wirthe selbst gern derlei entlassene Häftlinge aufnehmen werden. 

Zur Empfehlung der landwirthschaftlichen Beschäftigung in den 
Gefangenanstalten dient ferner nicht nur die Rücksicht auf die Ge- 
sundheitspflege , sondern auch der grosse moralische Vortheil der 
Mannigfaltigkeit der landwirthschaftlichen Arbeiten. Was die Kosten- 
frage betrifft, so sei erwähnt, dass das Land Nieder -Oesterreich 
gegenwärtig für seine Zwänglinge, welche in Laibach untergebracht 
werden, täglich 43 kr., also jährlich 157 fl. 48 kr. per Kopf 
zahle , was im Jahre 1862 ohne Berechnung der Transportkosten 
für 247 Häftlinge 39.008 fl. ausmachte. Der Verdienst eines 
Zwäuglings lässt sich per Tag auf 20 kr. schätzen. Nach dieser 
Annahme würde der jährliche Verdienst 72 fl. betragen. Wenn man 
diesen Verdienst von der Gesammtauslage abziehen könnte, d. h. wenn 
auf die Verwerthung des Verdienstes der Zwänglinge bereits bei 
der Uebergabe der Zwangs ans talten an geistliche Orden mehr 
Rücksicht genommen worden wäre, so würde dieselbe per Kopf 
auf 85 fl. 48 kr. herabgemindert und somit im Jahre 1862 für das 
Land Nieder-Oesterreich allein ein Ersparniss von 21.113 fl. erzielt 
worden sein. 

Mit einer solchen landwirthschaftlichen Gefangenanstalt könnten 
auch Culturversuche verbunden und Landstrecken, welche wegen 
Mangels an billiger Arbeitskraft nicht intensiv genug bewirthschaftet 
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wurden, an Ertragsfähigkeit gehoben werden. Wenn nun die Häft- 
linge Land erst urbar machen, z. B. in Ungarn, Croatien, oder eine 
erhöhte landwirthschaftliche Production erzielen und zugleich ihr 
sonst kostspieligerer Unterhalt den Gemeinden abgenommen wird, so 
ist auch der national-ökonomische Yortheil solcher landwirthschaft- 
licher Zwangsarbeit s- An stalten ausser Frage gestellt. 

In Wallachisch-Meseritsch werden erzeugt: Feine 
Wäsche und Stickereien , namentlich für Kirchen, die landesüblichen 
Kopftücher, Leinwand im Grossen, ferner die Erfordernisse für die 
Justiz- und Polizei-Gefängnisse von Mähren und Schlesien. Auch wird 
hier Stärkemacherei betrieben. In der Strafanstalt für männliche 
Häftlinge zu Stein, wo sich ein Dampfapparat für die Küche, 
Wäscherei, Bäckerei und für das Bad wie in Karthaus befindet, sind 
die Hauptbeschäftigungen: Schneiderei, Weberei ^ Schusterarbeiten, 
Spinnerei, Knöpfe- uijd Handschuh arbeiten. Wegen Uebemahme von 
Militärmonturen im Grossen und wegen Einführung der Cigarren- 
fabrikation wurden Yerhandlungen eiügeleitet. In dieser Anstalt wird 
von October bis Ende März von 6 bis 8 Uhr und nach dem 
Gottesdienste bis zur Mahlzeit gearbeitet. Yon 9 — 11 Uhr Schul- und 
Religionsunterricht für diejenigen Sträflinge, welche ihr 20. Jahr 
noch nicht erreicht haben und nicht vom Besuche desselben befreit 
sind. Um i/gl Uhr Ausspeisung, 2 Uhr Spaziergang, 3 Uhr ßeli- 
gionsübung , 4 — 7 Uhr Beschäftigung in den Arbeitsarresten. An 
Sonntagen verbleiben die Häftlinge in den Schlaf arresten. Diejenigen, 
welche Erlaubniss haben, können alle 3 Monate einmal an ihre An- 
gehörigen Briefe schreiben, die Mitglieder der Musikcapelle Uebungen 
vornehmen. Um 3 Uhr Extra- Ausspeisung. Am Mittwoch, dem 
Tage der allgemeinen Eeinigung der Schlafarreste, dürfen die fleissigen 
und während der Woche nicht bestraften Häftlinge dem ihnen zu- 
getheilten Aufseher bekannt geben, was sie am Sonntag an Extra- 
speisen wünschen. Diese sind: Suppe, Fleisch, Speck, Käse, Butter, 
Essig, Salz, Po vidi, ßettig, Krenn, Zucker, Weissbrot, V2 ^^^^ ^i^^» 
1 Seitl Wein ; auch Schnupftabak wird verabreicht. Da die frommen 
Schwestern Schweinezucht treiben, so kommt ihnen wie den Sträflingen 
die Extra- Ausspeisung von Schweinefleisch und dgl. zu Statten. Am 
Samstage erfolgt die Reinigung der Arbeitsarreste, die Austheilung der 
Wäsche , allgemeine Körper- und Kleiderreinigung. Der 
vielen Unterbrechungen derArbeitszeit unerachtet herrscht 
fleissige Thätigkeit im Hause. Am Tage meines Besuches , am 
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10. October 1863, war der Stand der Sträflinge 942 mit einem 
Belagraum für 900. Der Krankenstand der Anstalt betrug 83 Köpfe. 
Theils in grossen .Arbeitszimmern, theils in kleineren Separationen 
werden mitunter schöne Arbeiten geliefert. Bei 300 Häftlinge 
arbeiten Wäsche und Monturstücke. Die Schwestern übernehmen 
zugeschnittene Stücke aus der Monturscommission in Stockerau, und 
senden die fertige Arbeit dahin. Von dem Ueberverdienste dieser 
Arbeit, welcher zwischen 50 und 80 Kreuzer die Woche schwankt, 
erhält der Sträfling ^/^ zum Ausspeisen und 1/4 kommt als Ersparnias 
in das Handbüchel. Selbstverständlich werden auch die Bedürfnisse 
der Hausbekleidung gedeckt, die Hausarbeiten schlechter bezahlt. Die 
Weberei wird als Lohnarbeit auf auswärtige Bestellung betrieben 
und ist an einen Arbeitsunternehmer verpachtet. Aehnliches gilt 
von der Erzeugung schöner Stiefletten und Handschuhe, welche tadellos 
genannt werden kann. Die gebildeteren Sträflinge werden theils in 
der Kanzlei oder im Garten, theils mit Knopfmacherei aus Zwirn 
beschäftigt. Der Zuwachs kommt zunächst auf den Spinngang, das 
sog. Fegefeuer. Bei guter Aufführung erfolgt die Zutheilung zu einer 
besseren Arbeit. Auch in der Küche, im Schweinestalle sind mehrere^ 
Sträflinge beschäftigt und zählen diese sog. beweglichen Arbeiten zu 
den beliebtesten, zumal die Köche die Spitalkost und sonst kleine 
Zuflüsse geniesst. Die Küche steht unter Oberaufsicht zweier 
Schwestern. Von der gemeinen Classe der Sträflinge wird die Zu- 
theilung zur Schweinefütterung als eine grosse Begünstigung angesehen. 
— In den Magazinen, die reinlich und reichlich aussehen, sind die 
Zuschneider beschäftigt, ferner Magazingehilfen, die gewöhnlich aus 
Sträflingen, die dem Kaufmannsstande angehören, gewählt werden. 
Sie erhalten zu ihrem Verdienste täglich ein Nachtmahl wie die 
Schreiber, und gehören zu den Honoratioren der Anstalt. In der That 
gibt es daselbst zwei sogenannte Honoristen-Zimmer, in welchen 
Sträflinge der gebildeteren Classe schlafen und eine kleine Hand- 
bibliothek besitzen. Beachtenswerth ist die Reinlichkeit in den freund- 
lichen Spitalzimmern, die Wirksamkeit der Musikcapelle. — 
Ich wohnte einer Production der zum Theil in Eisen gefesselten 
Sträflinge bei; — der Chor der Gefangenen aus Fidelio kann 
nicht ergreifender wirken. Hier wie in Karthaus ist die Kirche zu 
klein, um alle Sträflinge täglich an der Messe theilnehmen zu 
lassen. Es ist bezeichnend, dass in den klösterlichen Anstalten nur 
abwechselnd eine Abtheilung der Gefangenen in die Messe kommt. 
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Beliebt ist der Hausarzt Dr. Lunzer, dessen homöopathische Curen 
und dessen Wohlwollen in der fatalen Eisenfrage hoch gepriesen 
werden. Wassersucht, Lungen leiden , Scrophulose sind die vor- 
herrschenden Krankheiten, ohne dass sich ein sicherer Causalzusammen- 
hang zwischen bestimmten Beschäftigungsarten und denselben nach- 
weisen lässt. Dagegen wird bemerkt, dass Häftlinge, welche zu 
abwechselnder und anstrengender Arbeit verwendet werden, zur Pflege 
ihrer Gesundheit keiner so reichlichen Kost bedürfen, als Gefangene, 
die immer in geschlpssenen Bäumen bei der Arbeit sitzen. Als sehr 
gesundheitswidrig muss die Einrichtung der Aborte bezeichnet 
werden. In kleinen Arbeitszimmern, in welchen 8 Personen athmen 
und ausdünsten, steht ein keineswegs geruchloser Leibstuhl. In 
grösseren Abtheilungen ist in den Mauern eine Nische angebracht, 
in welcher der Leibstuhl vom Gange aus entfernt werden kann. 
Weniger schädlich und ekelhaft ist im Strafhause für Männer zu 
Prag die Einrichtung in einer Mauernische der Eingangsthüre, hinter 
welcher die äussere Thüre mit einem Luftloche abgesperrt wird. — 
Ausgedehnt ist die Brodbäckerei, welche gesundes und schmack- 
haftes Brod, täglich 1000 Pfunde liefert. 

Die Grösse des Arbeitsgewinnes lässt sich nicht genau ab- 
schätzen. Reine Regiekosten im Jahre 1863 betrugen 127.618 fl., 
der Kostenaufwand per Tag und Kopf, der gewöhnlich in Civil- 
anstalten durchschnittlich mit 35 Neiikreuzer beziffert wird, beträgt 
hier 43 ^/^ Neukreuzer. 

Die Mannigfaltigkeit der Arbeitsleistungen spricht für die 
kluge Leitung der Anstalt. Am 26. August 1863 wurden verwendet: 
259 Weber, Spuler, Kettenschweifer , 99 Spinner, 72 Handschuh-, 
Hosenträger-, Bandimacher, Netzer, Stricker, Buchbinder, 53 Schuh- 
macher, Schneider sammt Lehrlingen, 35 Tischler, 9 Pastler, Drechsler 
sammt Gehilfen, 26 Maurer und Taglöhner, 20 Wäscher, 3 Schlosser 
und Schmiede. Für die Hausökonomie und Reinigung waren 70 
Sträflinge in Verwendung, davon 14 Köche, 15 Gärtner, 8 Wasser- 
pumper, 4 Bäcker, 6 Canalreiniger , 15 Freireiter, 3 Holzmacher. 
Im Wirthschaftshofe wurden 5 beschäftigt. Reconvalescenten und 
Gebrechliche sind zum Theil Federschleisser. Selbst Krüppel finden 
hier wie im Prager Strafhause für Männer ganz nützliche Beschäftigung. 
Yon den neu erbauten Arbeits-, Mühlen-, Back- und Magazin-Gebäuden 
erwähne ich nur der amerikanischen Mahlmühle mit 4 Gängen und 
2 Göpeln, die jetzt nicht betrieben wird, und der ansehnlichen Back- 
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stuben, Backöfen und Brodkammern, die niclit nur den Bedarf für 
die Anstalt, sondern auch zum Theile für das Publikum liefern. 
Nicht zu übersehen ist die Schmiede und Schlosserei, in welcher 
Sträflinge in Eisen — Fesseln für ihre Leidensgenossen verfertigen 
und anpassen , und mit den der Sicherheit gefahrlichsten Werkzeugen 
gelassen, ohne je einen Missbrauch davon zu machen, arbeiten. Als 
ein der . Gresundheit sehr vortheilhaftes und die geistigen Kräfte 
übendes Grewerbe ist die Schreinerei zu bezeichnen, in welcher 
hier unter der Leitung eines tüchtigen Meisters, eines Gattenmörders, 
mehrere jüngere Sträflinge diese Profession erJernen und selbst in 
der Kunsttischlerei, im Bau von Kirchen- und Beichtstühlen mit 
Ornamentik rasche Fortschritte machen. Sonst ist auf Holzarbeiten 
weniger Rücksicht genommen, auch werden verhältnissmässig zu viele 
Sträflinge zu Arbeiten verwendet, die keine selbstständigen 
Gewerbe bilden, z. B. Spinnen, Stricken. Freilich ist für lebens- 
länglich oder mehr als zehn Jahre zu Kerker Verurtheilte , welche 
in Karthaus verwahrt werden , die Auswahl der Gefangenarbeiten 
nicht so dringend durch die Rücksicht für die Zukunft der Sträflinge 
nach ihrer Entlassung bedingt, wie in anderen Anstalten für Sträflinge 
mit kürzerer Strafdauer. — Die namhafte Zahl der Weber, Spuler 
und dgl. zeigt, dass stark fabrikmässig gearbeitet wird. Da nur 
die geübteren Arbeiter zu den besseren und einträglicheren Arbeiten 
verwendet werden , so bleibt den weniger geschickten , wenn auch 
würdigeren Sträflingen und den Anfängern oft lange Zeit nur die 
gröbere Haus- und Hilfsarbeit zugewiesen. Dies mag wohl für die 
Gasse und die Werkmeister willkommener sein, für die angemessene, 
erziehliche Beschäftigung der Sträflinge im Interesse der Pönitentiar- 
behandlung ist diese Maxime der Arbeitsaustheilung gewiss kein 
Yortheil. Die Erfahrung zeigt ferner, dass die ordinären und rückfälligen 
Sträflinge häufig angestrengter und besser arbeiten, mithin mehr verdienen, 
als die besseren Häftlinge, und dass das Zusammenarbeiten mit diesen- 
manchmal zu allerlei Missständen führt. Schlechte Sträflinge gönnen 
ihren besseren Mitgefangenen oft nicht einmal das 
Bessersein, geschweige das fleissige, belobte Arbeiten. 
Daraus entstehen Gehässigkeiten und Quälereien, die zuweilen aus Bosheit 
oder Gefangenenstolz in Misshandlungen und Verfolgungen ausarten. 
Wenn auch die Arbeit von den meisten Sträflingen als Wohlthat und 
Bedürfniss empfunden wird, so ist doch bei ausschreitenden, im Hange 
zu ungebundenem Leben gross und schlecht gewordenen Sträflingen 
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die Arbeitsscheu so tief eingewurzelt, dass dieselben erst wiederholt 
wegen Arbeitsverweigerung oder muthwilligen Verderbens des Materials 
disciplinarisch bestraft werden müssen, um für einige Zeit wie Last- 
thiere, nur den thierischen Antrieben des Zwanges und des Hungers 
folgend, zu arbeiten. Hingegen arbeiten viele Häftlinge auch in den 
zum Spaziergange bestimmten Stunden, um nur recht viel zu ver- 
dienen, und überarbeiten sich auf Kosten der Gesundheit. 

Da die Greschicklichkeit und Körperkraft der Sträflinge ver- 
schieden sind, und derselbe Sträfling nicht jeden Tag dieselbe 
Leistungsfähigkeit besitzt, die Quantität der Arbeitsleistung bei vielen 
Gewerben von dem Materiale und Art der Ausführung abhängt, so 
zeigt sich bei vielen Beschäftigungszweigen die Pestsetzung eines 
täglichen Arbeitspensums theiis als unzweckmässig, theils als 
unmöglich, und kommt dabei der fleissige Arbeiter nach Umständen 
mit seinem Ueberverdienste zu kurz. Deshalb wird z. B. im Prager 
Strafhause von der Aufstellung eines Pensums Umgang genommen 
und die Auszahlung des Arbeitsverdienstes mit 5 Kreuzer per Tag 
durch die Hausordnung bestimmt. — In der erwähnten Straf- und 
Besserungsanstalt für Männer zu P r a g , die unter weltlicher Leitung 
steht, werden durch den unternehmenden Verwalter gleichfalls mannig- 
faltige Gewerbe mit Eücksicht auf das Alter, die frühere Profession, 
die Körperkräfte, die Bildungsstufe der Gefangenen, die Fürsorge für 
deren Zukunft und für leichte Absatzwege betrieben. Daselbst befanden 
sich am 17. März 1864 männliche Sträflinge 1120, Corrigenden 118. 
Die weiblichen Sträflinge (340) und Zwänglinge (22) sind in der 
Obhut der barmherzigen Schwestern am Hradschin und werden, nur 
durch eigene Hauskleidung unterschieden, in gemeinschaftlichen Schlaf- 
und Arbeitsarresten derselben Behandlung unterworfen, ein Maxime, 
das zwar durch die Statthalterei genehmigt sein soll, aber aus 
moralischen und strafrechtlichen Gründen als bedenklich bezeichnet 
werden muss. Die amtliche Correspondenz, die Einlief erungsgeschäfte 
u. m. a. fallen der Kanzlei der weltlichen Anstalt zu Prag zu. Die 
Bestimmung der Entlassungsart der weiblichen Sträflinge erfolgt 
commissionell unter Mitwirkung des Civil-Strafh aus Verwalters. 

Der Beschäftigungs Ausweis am Tage meines Besuches zeigt 
nachstehende Verwendung der Arbeitskräfte : Sehr eiber in der Kanzlei 9, 
Schuster 70, Schneider 60, Weber 35, Tischler, Schlosser, Schmiede 29, 
Bäcke.r 9, Hausarbeiter 12, Unbeschäftigte und zwar Kranke 64, 
Gebrechliche, Marode, Reconvalescenten 120. Die genannten Beschäfti- 
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gungen der Sträflinge werden in eigener Kegie betrieben. Bei den 
verschiedenen Arbeitspäcbtern stehen in Verwendung: 95 Weber, 
50 Wollzupfer, 140 Papierschachtelerzeuger, 151 Span schachte! ver- 
fertiger, 145 Federschleisser , 131 Couvert- und Cigarrenhülsen- 
erzeuger. 

Die männlichen Corrigenden werden als Decken- , Leinen und 
Tüchererzeuger, als Schuster, Schneider und Buchbinder, als Papier- 
hülsenarbeiter , ferner als Krankenwärter und Hausarbeiter ver- 
wendet. — 

Man sage nicht, dass Zwangsarbeit keine erziehliche Be- 
deutung habe, blos den äusseren Mechanismus der sittlichen ehrlichen 
Arbeit bilde. Der grösste Theil der Häftlinge besteht aus geborenen 
Arbeitssclaven, muss ohne Auswahl arbeiten, nur um leben zu 
können, während in der Anstalt lediglich die Wohlthaten der Haus- 
ordnung durch sittigende Arbeit verdient werden müssen. — Dazu 
kommen die inneren Antriebe zur ehrlichen Arbeitsamkeit durch den 
Unterricht, sowie das erhebende Bewusstsein, sich und die Seinigen 
einen Sparpfennig erwerben zu können. 

Was nun die Hauptfrage betrifft, welche für den Werth des 
ganzen Systems der Straf- und Besserungs- An stalten entscheidend 
ist — inwieweit es denselben gelingt, Besserungsresultate und Ver- 
minderung der Zahl der Ktickfälligen zu erzielen, so sind hierüber 
die Acten noch lange nicht geschlossen. Glaubt man den Quali- 
fications-Erkenntnissen der Hauscommissionen und den 
Berichten der betreffenden Länderstellen ohneweiters, meint man, 
dass solche moralische und schwer zu controlirende Thatsachen des 
Gefängnisslebens einen zuverlässigen Zahlenausdruck ge- 
statten, . so steht es mit den moralischen Ergebnissen der Straf- und 
Zwangsarbeitsanstalten im Allgemeinen besser, als bei dem gegen- 
wärtigen Stande ihrer Einrichtung und der Gefangenengesetzgebung 
zu erwarten ist. Aus vorliegenden Berichten kann man entnehmen, 
dass im Jahre 1862 aus Garsten 291 Häftlinge entlassen wurden, 
von welchen 57 als gebessert, 135 als besserungsfähig, 99 als un- 
gebessert qualificirt worden sind. Von den 12 aus Karthaus 
Entlassenen galten 4 als gänzlich gebessert, 7 als besserungsfähig, 
1 als ungebessert. Mürau verzeichnete 425 Entlassene und darunter 
69 Gebesserte, 207 Besserungsfähige, 39 Un gebesserte. Stein zählt 
289 Entlassungen mit 35 gänzlich Gebesserten, 133 Besserungsfähigen^ 
121 Ungebesserten. Das Prager weltliche Strafhaus entliess 400, 
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darunter 20 Gebesserte, 63 Besserungsfähige, 317 Ungebesserte. Das 
geistliche Strafhaus zu Prag zählte 122 Entlassene, von welchen 36 
als Gebesserte, 18 als Besserungsfähige, 68 als Ungebesserte be- 
zeichnet wurden. Au3 Lankowitz traten 26 weibliche Häftlinge 
aus, darunter 24 als gebessert, 1 als besserungsfähig, 1 als un- 
gebessert. Wie die Statthalterei von Graz berichtete, melden sich 
Parteien hänfig bei der Oberin, nm aus dieser Anstalt Häftlinge als 
Dienstboten zu erhalten. Von Suben wird die Abnahme der Anzahl 
der Ktickfälligen hervorgehoben. Aehnliches von den weiblichen 
Sträflingen in Tirol, welche zum Theil bei ihrer Entlassung in den 
eigenen Anstalten der frommen Schwestern ein Unterkommen finden 
sollen. In Suben wurden im Jahre 1860 von 48 Entlassenen 8 als 
gebessert, 18 als besserungsfähig, im Jahre 1861 von 43 Entlassenen 
6 Gebesserte, 16 Besserungäfähige , im Jahre 1862 von 46 Ent- 
lassenen 40 Gebesserte, 4 Besserungsfähige, 2 Ungebesserte in den 
Qualificirungstabelltn verzeichnet. Aus Neudorf kamen im Jahre 
1862 angeblich auf 74 Entlassene 30 Gebesserte, 41 Besserungs- 
fähige, 3 Ungebesserte. 

Was von den angeblich ganz oder halb gebesserten Sträf- 
lingen nach diesen problematischen Ausweisen zu halten sei — 
darüber gibt wohl eine Rückfallstatistik in Zukunft einige Auskunft. 
i)ie frommen Strafverwaltungen machten wenigstens an die hier 
ziffermässig ausgestatteten Besserungsresultate glauben ! 

YII. 

Seit 1865 sind die gerichtlichen Gefängnisse und die selbst- 
ständigen Strafanstalten der einheitlichenCentralleitung des 
Justizministeriums unterordnet. Vordem bestand die Einrichtung, 
dass die Aufsicht und Leitung der Untersuchungsgefängnisse, welche 
zugleich als Straforte für alle zu höchstens sechsmonatlichem schweren 
oder einjährigem einfachen Kerker Verurtheilten dienen, dem Justiz- 
ministerium, die oberste Aufsicht und Leitung der selbstständigen 
Strafanstalten dem Ministerium des Innern zukam. Diese Theilung 
war offenbar principlos. Es liess sich kein Grund absehen, warum 
ein Theil der Gefängnisse dem Bessert des Yerwaltungsministeriums 
zugewiesen werden soll, während die anderen, zwar kleineren, aber 
viel zahlreicheren, noth wendig der Oberleitung des Justizmini steriumig 
unterworfen bleiben mussten. Schon das Justizministerium Schmer- 
ling hatte 1850 in einer von Würth entworfenen Note an den 
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damaligen Minister des Innern- auf die grossen Nachtheile hingedeutet, 
welche diese Sonderang nach sich gezogen hat. £s geschah dadurch, 
dass die grossen Strafanstalten oft eine wesentlich verschiedene Ein« 
richtai^g von jener der kleineren Straforte bei den Gerichtshöfen 
hatte, so dass dieselbe Strafe, je nachdem sie in dieser oder jener 
Anstalt ausgestanden werden musste, einen wesentlich ver* 
schiedenen Charakter annahm. Diese principlose Trennung 
hatte im Gefolge, dass die physische und moralische Behandlung der 
Gefangenen in den Strafhäusem, somit der schweren Verbrecher^ 
besser und milder als in den Gerichtsgefdngnissen war. Blicken 
wir auf die Zustände der Gerichtsgefangnisse der letzten Jahrzehnte 
zurück, so haben wir zum Theil ein abschreckendes Bild der Yer- 
wahrlosung vor Augen. Hopfauer schilderte 1814 diese Gefängnisse 
als Pflanzschulen von Yerbrechem und als Peinigungsorte. Bei Ver- 
brechem, welche in diesen Straf orten ihre Strafe auszustehen hatten, 
sei an eine Besserung nicht zu denken gewesen. Di«) Sträflinge - 
waren nicht selten der brutalsten Behandlung der Land gericht s- 
diener ausgeset zt. Sich selbst überlassen, verwildert, schlecht ver- 
pflegt, vor Müssiggang und Schmutz verfaulend, hatten die Sträflinge 
meist nur noch das Gefühl der Bache in ihren Herzen. Koch schlimmer 
stand es mit den weiblichen Gefangenen unter der Aufsicht männ- 
licher, aus der niedrigsten Classe recrutirter Gefängniss Wärter. Ein 
halbes Jahrhundert später lassen uns oflicielle Berichte übor den 
Zustand der Gerichtsgefängnisse in vielen Straforten und Inquisitions- 
arresten noch einen Abgrund menschlichen Elends sehen, oft dort, 
wo die Verwaltungsbehörde von ihrem Standpunkte aus gar keinen 
Anlass fand, eine Aenderung der Verwaltungsmodalitäten zu verfügen. 
Nur einige Stichproben. 

Der frühere Generalgefängnissinspector brachte viele üebelstände, 
die unzureichende Anzahl und Beschaffenheit der Arrestlocalitäten, die 
häuflg eintretenden Krankheits- und Sterbefälle in Folge der Ueber- 
füllung derselben, die schlechte Verpflegung und Verwahrung u. a. m. im 
Jahre 1853 zur Sprache und hob hervor, dass besonders aus Steiermark, 
Kärnten, Erain und dem Küstenland wegen dieser Gebrechen der 
Gerichtsgeföngnisspflege so oft ganz verkommene Häftlinge in 
die Strafanstalten eingeliefert werden. Er berief sich beispielsweise auf 
einen Schub solcher jämmerlich aussehender Leute in Laibach, welche wie 
stumpfsinnig aussahen, mit thierischer Gier über die ihnen gereichte 
Kost herfielen, dabei von ihrer Umgebung keine Notiz nahmen u. s. w. 
Wahlber^, Gesammelte kleine Schriften. III. ]2 
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^ Der aus Aplass dieser Wahrnehmungen erstattete Bericht des 
Oberlandesgerichtspräsidenten an das Justizministerium 1855 erklärt 
diese Darstellung für übertrieben — mit wenigen Ausnahmen, fand 
die Behandlung der Häftlinge im Allgemeinen zufriedenstellend, will 
von entmenschten .Gestalten, die der Generalinspector gesehen, nichts 
bemerkt haben, und hebt aus den Berichten der einzelnen Landes- 
gerichtsvorsteher hervor, dass in einzelnen Orten das Landvolk an 
der guten Beköstigung der Häftlinge Aergemiss nehme, leider aber 
die wiederholt gestellten Anträge auf Abhilfe der unzureichenden 
Arrest baulichkeit en ohne Erfolg geblieben seien. In einem anderen 
Sprengel musste 1857 wegen auffallenden Steigens der Sterblichkeit 
und des Krankenstandes im G^fangenhause des Krakauer Landes- 
gerichts von der Landesregierung eine commissionelle Erhebung ge- 
pflogen werden. 

Man fand niedrige, dunkle, unreine, mit faulenden Fussböden 
versehene, dumpfe, im Winter feuchte und kalte Gefängnisse in dem 
Fetersgebäude. Es fehlten die vorgeschriebenen Kotzen; als Decken 
dienten nur meist zerrissene Haiinatücher. Hinsichtlich der Verpflegung 
wurde die Kücheneinrichtung fast unbrauchbar, das Brod init Sand ver- 
mengt gefunden. Viele Arrest- und Spitalzimmer waren entsetzlich über- 
füllt. Ja, es musste dem Landesgerichte erst aufgetragen werden, 
die Eeinigung der Aborte vornehmen zu lassen, für die Absonderung 
der mit ansteckenden Krankheiten behafteten Arrestanten 
von den übrigen Kranken Sorge zu tragen. So berichtete der Präsident 
des Oberlandesgerichts zu Triest 1854, dass von einer besseren Fürsorge 
für die Untersuchungsgefängnisse insolange keine Eede sein könne, 
als nicht neue und zweckmässigere Gebäude an die Stelle der alten 
Arrestlocalitäten treten. In dem Berichte wurde bemerkt, dass die 
Verpflegung der Häftlinge in den Arresten des Gerichts zu Capo 
d^Istria im Licitationswege von einem gewissen G. um 13^^/32 kr. 
per Kopf erstanden wurde, dieser dieses Geschäft wieder dem seinen 
Profit wahrnehmenden Gerichtsvollzieher daselbst in der Art abtrat, 
dass er demselben täglich 11 kr. per Kopf zahlte und sich den Eest 
gegen die Verpflichtung behielt, das Lagerstroh herbeizuschaffen. 
Diese Uebung, Gefangene durch die Gerichtsdiener verpflegen zu 
lassen , sei auf dem flachen Lande wegen der geringeren Zahl der 
Häftlinge verbreitet, indem dadurch dem Pächter geringere Kosten 
auflaufen, als wenn er ein eigenes Dienstpersonal halten musste. — 
Auch das Polizeiministerium brachte wiederholt die in den Gefäng- 
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nissen wahrgenommenen G-ebreclien zur Kenntniss der obersten Ge-' 
fängnissleitnng. So war de 1853 unter An4erem mitgetheilt, dass die 
Arreste des Triester Bezirksgericlites sich in einem Privatgebäüde 
ohne Hofraum befinden, so dass die Häftlinge weder Bewegung noch 
frische Luft genossen ; dass die Unterkunft der Arrestanten ' zu Liczen 
so schlecht wäre , dass mehrere Häftlinge blos deshalb entlassen 
werden mussten, um dem Scorbut zu begegnen/ dass zum Bapport 
sich meldende Häftlinge erst vom Ungeziefer gereinigt werden mtissten, 
für den Schulunterricht oft gar nicht gesorgt werde u. s. w. An mass- 
gebender Stelle fand man über diese Berichte in legislativer 
Beziehung nichts zu verfügen und bezog die mitgetheilten Gebrechen 
auf administrative Nachlässigkeit und Nichtbeobachtung der Gesetze; 
Die legislative Section des Justizministeriums besehloss 1854/ dass 
dieser Gegenstand im Allgemeinen einer besseren Aufsicht und Coiltrole 
durch die Oberlandesgerichte zu unterziehen und hierauf geeigneter 
Bedacht in der Instruction für die Strafgerichte zu nehmeli wä:fe. 
Das zweite Hauptstück dieser Instruction vom 16. Juni 1854 handelt 
eben von der Aufsicht der Obergerichte über die Verwaltung in 
Strafsachen und schärft eine genaue Controle bei den Gefängni&s- 
visitationen ein. Im Falle wahrgenommener Gebrechen sollten die 
Vorschriften des Patents vom 3. Mai 1853 beobachtet werden. Die 
Bestimmungen des dritten Hauptstückes über die Einrichtung der 
Gefangenhäuser und die Behandlung der Gefangenen in den Geriehts- 
gefängnissen sind zum Theil eine Ergänzung der einschlägigen Vor- 
schriften der Strafprocessordnung. Eine Fortbildung dieser Justiz- 
ministerialverordnung im reformatorischen Geiste wurde mit dem 
Erlasse des Justizministeriums an die Oberstaatsanwaltschaften vom 
14. Februar 1866 angebahnt, obgleich derselbe sich zunächst nur auf 
die in der Verwaltung des Staates stehenden Strafanstalten einstweilen 
bezieht. — Als ein Fortschritt kann es immerhin bezeichnet werden, 
dass das Justizministerium die periodische Veröffentlichung 
der Ergebnisse der Beschäftigung und des Unterrichts der Häftlinge 
angeordnet hat, und ich trage demselben Eechnung, indem ich einige 
Mittheilungen aus diesen Verwältungsresultaten in den gerichtlichen 
Gefängnissen von Nieder- und Oberösterreich und Salzburg hier ver- 
zeichne, insoweit sie dem Jahre 1866 angehören. — So wichtig auch 
derlei Publikationen für die Gefängniss-Statistik und die Verwal- 
tung, für die Belehrung und Anregung der Gefängnissbeamten und des 
Publikums sind, so wenig ist in Oesterreich in dieser Richtung gethan 
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worden. Angesichts dieser Zurückgebliebenheit hinter den gefängniss- 
statistischen Leistungen Sachsens, Prenssens, Belgiens und anderer 
Staaten sind die ersten erfreulichen Anfänge des Besseren wohl schon 
aus dem Grunde nachsichtiger zu beurtheilen, weil sie noch mit 
Hemmungen aller Art zu kämpfen haben. Ist doch seihst unter den 
Justizbeamten, welche mit der Verfassung und Ver- 
werthung dieser statistischen Uebersichten betraut 
sind, noch bei Weitem nicht allgemein jenes Ver- 
ständniss und jene unverdrossene Liebe zur Sache an- 
zutreffen, welche als wesentliche Voraussetzungen 
einer administrativ, legislativ und socialpolitisch 
fruchtbaren Anwendung der Gref ängniss - Statisti k 
gelten« Es genügt nicht, das Monopol des Wissens von den 
Gefängnisszuständen aufzuheben oder blos mitzutbeilen , ob und dass 
das Gefangnisswesen den bestehenden Gesetzen und Verordnungen 
gemäss verwaltet werde. Der administrative Gesichtspunkt 
ist nicht der allein massgebende. Die Staatsverwaltung und 
das gebildete Publikum sollen auch die Ursachen kennen lernen, 
welche einen Einfluss auf die befriedigende oder unzulängliche Wirk- 
samkeit der GefängnisseinrichtuDgen ausüben, das Material für die 
Beformfragen unverfälscht den tabellarischen Aus- 
weisen entnehmen können. Die Darstellung einer solchen Gefängniss- 
statistik ist eben das Werk mühsamer und gewissenhafter Detailarbeiten 
und kann billigerweise nicht schon von den ersten gefängnissstatistischen 
Uebersichten gefordert werden. In dieser Beziehung verdienen von den 
im Wiener Oberlandesgerichtssprengel gelieferten Ausweisen der 
Beschäftigung und des Unterrichtes in den gericht- 
lichen Gefängnissen der Bericht und die Verwendung des 
Gerichtsvorstehers zu Ried Anerkennung. — Erwägt man, dass die 
Verkehrs- und Gewerbsverhältnisse in Ob er Österreich und Salzburg 
dem Kerbeischaffen von Arbeit für die Sträflinge in viel geringerem 
Grade günstig sind als in Unterösterreich, so ist das Verdienst des 
Kreisgerichtsvorstandes in Ried um so höher anzuschlagen, dessen 
Eifer es gelang, in einer fast ausschliessend agricolen Bevölkerung 
eine lohnende und den Verhältnissen der Häftlinge des dortigen Ge- 
fangenhauses entsprechende Beschäftigung mit Stroharbeiten einzuführen. 
Es werden daselbst Matten, Decken, Brod- und Backschüsseln, Bienen- 
körbe, Schuhe und Anderes aus Stroh geflochten. Vom 14. August 
1866 an bis zum Jahresschlüsse wurden 1640 Stück Stroherzeug- 
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nisse in 33 Sorten im Werthe von 341 fl. hergestellt und im 
Absätze an Private ein reiner üeberverdienst von 119 fl. erzielt. 
Hieran betheiligten sich sämmtliche 72 männliche Sträflinge, deren 
durchschnittlicher Verdienst per Tag 6 kr. betrug. Die 15 weib- 
lichen Sträflinge wurden mit Hausarbeiten und Strohreinigung be- 
schäftigt. Gregenwärtig nehmen auch »diese an der Fabrikation Theil. 
Minder günstig stand es mit dem Gefängnisse in Steyer, in dessen 
Umgebung die grosse Strafanstalt Garsten 6ich beflndet. Die Sträflinge 
-mussten wegen Mangels einer von aussen dargebotenen Beschäftigung 
lediglich Hausarbeiten leisten. Auch in Wels wollte es trotz 
wiederholter öffentlicher Aufforderung und persönlicher Intervention 
des Ereisgerichtspräses nicht gelingen ^ die Genossenschaftsvorstände, 
die Gemeindevorstehung oder das Publikum für die Bestrebungen zur 
•Erlangung einer ausreichenden Beschäftigung der Sträflinge zu ge- 
winnen. Die Erwerblosigkeit der Gewerbsleute des Kreises trug 
wohl viel dazu bei. Während des Krieges fanden die Häftlinge im 
Charpiezupfen und in der Anfertigung von Wäschstticken für Ver- 
wundete durch einige Zeit Beschäftigung. Mit Schluss des Jahres 
1866 konnten von 70 Sträflingen nur 42 gehörig beschäftigt werden 
und betrug der Gesammtverdienstüberschuas aller Sträflinge seit 
1. October nur 27 fl. In Salzburg gelang es durch einen Arbeits- 
vertrag mit einem Kunstwollfabrikanten, den Sträflingen eine dauernde 
Beschäftigung mit der Reinigung der Hadern von Fäden und j^ähten 
zn verschaffen, wofür 2 bis 3^/2 kr. per Pfund gezahlt werden. Der 
Tagesverdienst des Sträflings hierbei schwankt je nach seinem Fleiss 
zwischen 6 und 29 Kreuzern. In Niederösterreich zeigen sich etwas 
günstigere Arbeitsverhältnisse, wenngleich die Schwierigkeiten 
eines zweckentsprechenden Arbeitsbetriebes in den Gerichtsgefäng- 
nissen viel erheblicher sind wie in den grossen Strafanstalten. 
Im Gefangenhause des Wiener Landgerichts waren bei einer 
durchschnittlichen Zahl von 475 Sträflingen 279 täglich beschäftigt, 
während 196 aus kranken, schwachen, gebrechlichen oder solchen 
Häftlingen bestand, welche nur zu ganz kurzem Arrest verurtheilt 
waren oder wie die Mehrzahl der Cridatare oder die wegen Press- 
vergehen Verurtheilten sich vollkommen selbst verpflegten. Die 
Beschäftigungsarten bestanden vorzüglich in der Erzeugung von Kapseln 
und Böden für Zündhölzchen-Schachteln, in Näharbeiten, in dem 
Füllen und Heften von Strobsäcken, zum Theil in der Anfertigung 
von Strohmatten. Eine Ursache der bisher noch ungenü- 
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gendenSträflingsbesoliäftigung liegt in der Abneigang 
des Publikums, insbesondere der Grewer bsleute , Sträf- 
linge für ihre Arbeiten zu veirwenden. Der Ueberverdienst 
der .. Sträflinge im Wiener Gefangenhause betrug über 2130 fl., wovon 
für die noch vorherrschenden Hausarbeiten und Wäschereinigung 
12 kr. wöchentlich auf den Kopf, für Zündhölzchenkapseln 59 kr.^ 
für die Anfertigung von Kapselböden 1 fl. 40 kr. als höchste Wochen- 
verdienste entfielen. Vorübergehend fanden die Häftlinge beiden Bezirks- 
gerichten Beschäftigung mit Wäschstückverfertigung für Armeelieferanten» 
Ungewöhnlich war die Sträflingsarbeit in Wiener-Neustadt. Das Kreis- 
gerichtspräsidium kaufte gewerbsmäss ig Holzschei t e r, liess die- 
selben durch die Häftlinge verarbeiten und verkaufte das gehackte 
Holz klafterweise an Private. Die Gefangenhausverwaltung kann 
schon jetzt den Kachfragen kauflustiger Parteien kaum Genüge leisten. 
Nur zufällig war es möglich, zeitweise auch Tischler-, Schuhmacher- 
und Tapeziererarbeiten anfertigen zu lassen. Die weiblichen Häftlinge 
wurden mit Hausarbeiten , Charpiezupfen und Stricken beschäftigt. 
Der Gesammtverdienst der Sträflinge im zweiten Halbjahre 186G 
betrug bei einer Anzahl von 164 Beschäftigten 465 fl. , wovon die 
Hälfte den Sträflingen zu Gnte kam. Bei dem Kreisgerichte Komeu- 
bürg übernehmen die Gefangen aufseher als Vermittler zwischen den 
Sträflingen und den Arbeitsgebern auf eigene Gefahr Arbeitsaufträge, 
stellen die Werkzeuge bei und entlohnen die Häftlinge nach Abzug 
der für eigene Kosten und Mühe angesprochenen Provision, wobei 
die Nähe der Monturscommission in Stockerau zu Statten kommt. Der 
amtliche Bericht stellt der Sträflingsbeschäftigung in Korneuburg ein 
gutes Zeugniss aus, doch wird ungebührlich auf die Gewinn bringende 
Seite der Arbeit Gewicht gelegt. Die Beschäftigung der Gefangenen 
ist bekanntlich in erster Linie als Besserungsmittel und nicht 
als lucrative Erwerbsquelle aufzufassen, wie dies wohl aus dem Erlasse 
des Justizministeriums vom 14. Februar 1866, aber auffallend genug, 
aus dem Berichte der officiellen Zeitung über die Gefängnissverwal- 
tungsergebnisse vom 11. April 1867 nicht herauszulesen ist. Sollte 
ein Justizministerialerlass auch dem Scheltworte von der grauen 
Theorie ausgesetzt sein? — Was die ünterrichtsfrage in den 
bezeichneten Gerichtsgefangnissen betrifft, so können die Erfolge der 
Bemühungen der neuen Gefängnissinspection nicht als befriedigend 
bezeichnet werden. Die ünterrichtsfrage ist bei der freien Bevölkerung 
noch lange nicht befriedigend gelöst. Kein Wunder, dass dieselbe 



— 183 — 

bei der tinfreieii Bevölkerung in den Gerichtsgefängnissen am Anfange 
des Anfangs steht, abgesehen davon, dass bisher bei der controlirenden 
Wirksamkeit weit mehr die physische als die geistige Kahmng der 
Häftlinge Gegenstand der Untersuohang nnd Berichterstattung war« 
£s wurde zwar seit der TTeberlassung der grossen Strafanstalten an 
geistliche Corporationen viel von religiös -sittlicher Kräftigung und 
Besserung der Sträflinge gesprochen, allein dass damit noch lange 
nicht wirklich geholfen wurde, und dass insbesondere in den Gerichts- 
gefängnissen beinahe noch Alles auf den Schultern der vielgeplagten 
Gefängnissgeistlichen ruht, und in diesen von einer sog. bessernden 
Nacherziehung nicht die Rede sein kann, bedarf hier keines näheren 
Nachweises. Ich beziehe mich auf das hiertlber früher Mitgetheilte, 
welches in Zugschwert's Schriften Bestätigung gefunden hat. Auf 
die Verhältnisse der Verbrechen haben die halben Reformen in 
unserem Gefängnisswesen bisher keinen merklichen Einfluss gehabt. 
Trotz vielfacher Aufforderungen von Seite der Gerichte konnten 
für den Unterricht weder Privatpersonen gewonnen, noch konnte ein 
hierauf abzielender Verein zu Stande gebracht werden. Die meisten 
Schullehrer sind darauf angewiesen, durch Privatunterricht in freieji 
Stunden einen Nebenverdienst zu suchen ; sie sind nur ausnahmsweise 
für den unentgeltlichen Unterricht der Sträflinge zu haben. Die sehr 
beschränkten Geldmittel reichen nicht zur Anstellung der erforderlichen 
Zahl remunerirter Lehrer in den Gerichtsgefangnissen aus, wie solche 
in Eorneuburg und Salzburg bestehen. Der gesammte Unterricht der 
Gerichtsgefangenen ist daher regelmässig in den Händen des 
Gefängnissgeistlichen oder eines freiwillig sich hierzu erbietenden 
Menschenfreundes. Nur an manchen Orten, wie in Wien und St. Polten, 
ist derselbe nicht blos auf die Religionsgegenstände beschränkt ge- 
blieben. In einzelnen Gefängnissen wurden gebildetere Sträflinge 
zum Unterricht der Mitgefangenen im Schreiben und Rechnen ver- 
wendet, wie dies regelmässig in Linz geschieht.. Man erwartet ge- 
wöhnlich von der Wirkung des Unterrichts imSchreiben 
und Rechnen viel zu viel, indem diese Fertigkeiten 
ebensowohl zum Bösen wie zum Guten benutzt werden 
können. Die Einwirkung auf die Gesinnung thut stets 
das Beste; ohne intellectuelle und sittliche Erweckung ist auch 
bei Vervielfältigung der Elementarlehrer wenig für den Besserunge- 
zweck zu hoffen. Diese wird am sichersten theils durch tüchtige, 
von ihrem schönen, aber schweren Berufe erfüllte Gefängnissbeamte, 



— 184 — 

welche eine sittliche Ensiehahg ihrer Schatzbefohlenen erzielen, tbeils 
durch dAsLesen solcher Bücher erreichbar, welche die Leselust 
dauernd wecken, geistige Interessen anregen und die Mittel der 
.Seibötbildung zugängli ch machen. Hierin liegt das tiefste 
Heilsbedtirfiiiss der Gefangenen. Der beste Grefängnissgeistliche kann 
dasselbe allein kaum bewältigen, abgesehen davon, dass es Gefangene 
gibt, die das Bedürfniss eines seelsorgerischen Zuspruches gar niclit 
empfinden, oder denselben entschieden zurückweisen oder nur mit 
Misstrauen — diesem Erbübel aller Sträflinge, sich gefallen lassen. 
Mag derselbe noch so liebreich und mitleidig den Sträflingen ent- 
gegenkommen — in der Eegel wird sich die Anknüpfung des seel- 
sorgerischen Verhältnisses nicht ohne Erweckung der Gefangenen 
durch Hebung des Erkenntnissstandes , besonders durch Lesen an- 
ziehender guterBücher wirksam vermitteln lassen. Ich könnte 
, viele Beobachtungen aus dem Munde eines hervorragenden Gefangniss- 
geistlichen in dieser Beziehung zur Unterstützung des Gesagten 
anführen. Die Bedeutung der Erweckung der Leselust und des 
Lesens durch fessehide Darstellung und gediegenen Inhalt aus- 
gezeichneter Schriften wird in neuester Zeit auch in Oesterreich 
von dem Standpunkte des Pönitentiarsystems gewürdigt und ein nicht 
geringes Verdienst gebührt in dieser Beziehung dem Wiener Volks- 
schriftenvereine. Es findet eine Betheiligung von Gefängniss- 
bibliotheken mit den vom Vereine herausgegebenen , oder in seinem 
' Vorrathe befindlichen Schriften in ausgedehntem Masse statt. Vor- 
schläge wurden gemacht, um den Verein in die Lage zu setzen, 
möglichst bei allen Gefängnissanstalten ähnliche Einrichtungen wie 
die Lesezirkel des Volksschriftenvereines in das Leben zu rufen. 
Neuerlich hat die Generalversammlung dieses Vereins meinen 
Antrag, ein Lesebuch für Gefangene herauszugeben, einem 
Comite zur Berathting zugewiesen, welches das Programm des Antrag- 
stellers annahm und die Bearbeitung dieses künftigen unterhaltenden 
und belehrenden Hausschatzes für Gefangene, ohne Unterschied der 
Confessionen, dem als Volksschriftsteller bekannten Dr. Ferdinand 
Stamm anvertraut hat. — Auch in Betreff des Unterrichts zeichnete 
sich die Gefängnissverwaltung zu Eied aus. Daselbst finden regel- 
mässige Lesestunden in Anwesenheit des Kerkermeisters und 
eines Justizbeamten statt, in welchen instructive, besonders auf Land- 
wirthkchaft Bezug nehmmde Bücher gelesen und hieran belehrende 
Unterredungen mit den Sträflingen geknüpft werden. Auch wurde 
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daselbst im Hofraum versuchsweise eiDeBaumscliule angelegt^ um 
die Sträflinge in der Baumzuclit zu unterweisen. Vielleicht interessirt 
es die Leser, dass nach dem Generalberichte des Yolksschriftenvereins 
die kleine Bibliothek des Lesezirkels zu Bied von den dort einquartierten 
preüssischen Soldaten im verflossenen Jahre belagert wurde und diese 
mehrere Yereinsbücher zum Andenken in ihre Heimat mitnahmen. 

Die Beschränktheit der Localitäten, die Kürze der Strafzeit, 
die üngettbtheit der Gefangenen, der Mangel gewerblicher Unter- 
nehmungen auf dem Lande, die Abneigung und Scheu, mit Sträflingen 
auch nur durch Verabreichen von Arbeit in Verbindung zu kommen, 
welche bei der bäuerlichen Bevölkerung in noch höherem Grade vor- 
handen sind, als in den Städten, zum Theil die Gleichgiltigkeit der 
Bevölkerung , welche die angestrebten Zwecke und die ihnen zu 
Grande liegenden humanen Intentionen nicht unterstützt; — alles 
dies sind Hindemisse, welche der Einführung einer regelmässigen 
Beschäftigung in den bezirksgerichtlichen Arresten im Wege stehen. 
Hinsichtlich des Unterrichts der Gefangenen waren noch grössere 
•Schwierigkeiten zu überwinden. 

vm. 

Am südlichen Ende der Grazer Vorstadt Karl au ragt die 
Strafanstalt, ein ehemaliges Jagdschloss Herzogs Karl IL an seinen 
vier Ecken mit vorspringenden Thürmen verziert und mit hohem 
Dachwerk versehen, weithin bemerkbar, empor. Dieses Gebäude, 
welches ein geschlossenes Viereck bildet, steht ungefähr in der 
Mitte der weiten Umfassungsmauern, umgeben von Grasplätzen, 
Küchengärten, Spazierhof, Leinwandbleiche, Tuchspann stellen , Tuch- 
färberei- und Oekonomiehäusem, Beamten Wohnungen. Beim Eingange 
in den Umfassungsraum beflnden sich das Militärwachtzimmer , der 
Stall, die Todtenkammer, die Kalk- und Düngergrube. Auf den ersten 
Blick vermisst man einen eigentlichen Hofraum in der Mitte des 
Anstaltsgebäudes selbst, zur freien Bewegung der Sträflinge während 
der Erholungszeit; bemerkt man das unpassende Winkelwerk im 
Innern desselben , welches die Ueberwachung erschwert. Dagegen 
eröffnen die ungewöhnlich hohen Fenster der Arbeits- und Schlaf- 
zimmer den Gefangenen eine freie, weite Aussicht über die Strafhaus- 
gasse hinaus auf die angrenzenden Privat* Gartengründe und einzelne 
nahe Häuser , wodurch eine Coinmunication mit der Nachbarschaft 
mittelst der Geberdensprache immerhin begünstigt erscheint. 
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Yergleicht man das Anssenwerk dieses Anstaltsgebändes mit 
den Grnndbedingangen einer rationellen Gefängnissbantechnik , sowie 
eines zweckentsprechenden Strafvollzuges und betrachtet man im 
Innern die Schlaf- und Arbeitszimmer, deren erstere einen Fassungs- 
raum von 20 bis 40 und letztere einen Belagraum bis zu 80 Köpfen 
haben, und zu welchen dunkle Corridore führen — dann fragt man 
wohl mit gerechtem Befremden nach den Gründen der unpassenden 
Verwendung dieses Gebäudes zu einer nicht blos auf Verwahrung 
und Abschreckung, sondern hoffentlich auch auf Besserung berechneten 
Strafanstalt ! 

Aus der äusseren Geschichte dieses Haoses nur Folgendes. • In 
der Theresianischen Zeit wurde das alte Jagdschloss für kurze 
Dauer zu einem Arbeitshause bestimmt, später diente es als Ver- 
wahrungsort für französische Kriegsgefangene , dann als Kaserne» 
1809 wurden die leichter bestraften Gefangenen vom Grazer Schloss- 
berge hieher verlegt. Seither befanden sich in dieser Anstalt männ- 
liche und weibliche Sträflinge. 1855 kamen die letzteren nach 
Lankovic, während die ersteren 1859 nach Brunn abgegeben wurden» 
Nun wurde aus diesem Gebäude ein Zwangsarbeitshaus errichtet, für 
Zwänglinge aus Ober- und Nieder-Oesterreich, Tirol gegen eine Zahlung 
von 43^4 kr. pro Kopf und Tag an das Aerar. Am 1. April 1863 
kam es von dieser Verwendung wieder ab und zu einer neuerlichen 
Umwandlung zu einer Strafanstalt. Die Zwänglinge, mit Ausnahme 
der Landeskinder, wurden nach Laibach abgegeben. Das Gebäude^ 
die Einrichtung, die dabei beflndlichen Grundstücke, an zwei Joch 
Wiesen und Gartenanlagen, blieben ärarisch — in diesem sprung- 
haften Wechsel der Ministerialerlässe. 

Der Belegsraum fasst höchstens 400 Köpfe. Jede weitere, noch 
so unbedeutende Aozahl von Sträflingen verursacht eine ÜeberfüUung 
der Anstalt, diese beständige Calamität unserer Strafhäuser für Männer; 
die ausserordentlichen Gefahren und disciplinaren Nachtheile einer 
solchen gesundheitsschädlichen üeberfüllung und demoralisirenden 
Zusammenkoppelung in den Haftanstalten werden überdies noch von 
Unzukömmlichkeiten anderer Art begleitet, da es sich nicht allein 
um die Schlaf räume, sondern auch um die Arbeitsplätze, Abhaltung 
der Schule, Beiwohnung des Gottesdienstes etc. handelt. 

£s müssen daher selbst alle, zu Strafzwecken nicht bestimmte 
Localitäten zur Unterbringung des häuflgen Zuwachses herhalten. 
Obgleich erst im Februar d. 3, 30 Sträflinge nach Lepoglava in 



^ 187 — 

Ctoatien transferirt worden sind, betrug der S^räflingsstand am 
20. April d. J. 423 Köpfe. Mit Ende des Jahres 1864 verblieb 
ein Sträflingsstand von 445. — In diese Landes - Strafanstalt für 
Männer kommen die deutsch oder slavonisch sprechenden Gefangenen 
mit einer Strafzeit über ein Jahr bis zu zehn Jahren. 

In Folge der häufigen und kostspieligen Transferirungen ent- 
stand seit der Wiedererö&ung dieser Anstalt als Strafgefängniss im 
April 1863 durch Aufnahme der Sträflinge von Stein und Capo 
d^Istria ein buntes Gemenge von Nationalitäten und Landsmannschaften. 
Es befinden sich daselbst Sträfiinge aus dreizehn Ländern, Steierer, 
Kärntner^ Krainer, Ungarn, Küstenländer^ Dalmatiner, esterreicher, 
Kroaten, Böhmen etc., welche sich nach dem Eeligionsbekenntnisse 
in Katholiken, Evangelische und Israeliten, letztere je 5 Köpfe, 
unterscheiden. 

Nach den Yerbrechensgattangen gliederte sich der Sträflings- 
stand in 262 Diebe, 22 Betrüger, 22 Räuber, 9 Mörder, 25 Todt- 
schläger, 16 schwere Körperverletzer , 11 Nothzüchter, 15 Credit- 
papierfälscher, 12 Brandleger, 4 Majestätsbeleidiger, 2 Eeligionsstörer. 
Femer büssten ihre Strafe noch 11 wegen öffentlicher Gewaltthätig- 
keit, 1 wegen Schändung, 6 wegen Veruntreuung, je 1 wegen Ver- 
leumdung und Missbrauch der Amtsgewalt. 

Die Tabelle der Rückfälligen weist nach : 84, welche das erste Mal, 
65 das zweite Mal, 39 das dritte Mal, 21 das vierte Mal, 3 das 
fünfte Mal, 15 das sechste Mal, 6, welche das siebente Mal und noch 
öfters rückfällig geworden sind. Schon dieser niederschlagende Aus- 
weis wirft auf die Ergebnisse der Strafanstaltspflege ein nur zu 
deutliches Streiflicht und dürfte zum Theil durch die Art des Straf- 
vollzuges, d. h. durch das bestehende Gefängnisssystem hinreichend 
erklärt werden. Noch immerbestehtdasWesen derKerker- 
strafe im Allgemeinen mit wenigen Ausnahmen ineinerbeständigen 
und verderblichen Gemeinschaft der Sträflinge bei 
TagundNacht, verbunden mit Zwangsarbeit, religiösen 
Uebungen, geringer geistiger Beschäftigung, und 
vielerlei, weder durch den Sicherungs- noch durch 
den Besserungszweck der Strafe gebotenen Leiden. 
— Noch immer fehlen die in jeder erträglicheren Gemeinschafts- 
haft unerlässlichen , zahlreicheren Classenabtheilungen nach 
dem Gebote einer individualisirenden Behandlung der 
Gefangenen. 



— 188 — 

In den meisten österreichischen Strafanstalten sind alle Sträfling 
mit Ausnahme der jmgendlichen Verbrecher und einiger sogenannter 
Honoratioren, znweilen der schlechtesten Ettckfälligen , nur in zwei 
Classen getheilt. Selbst die jugendlichen Grefangenen sind regelmässig 
nur bei Nacht unter der Aufsicht eines älteren, sogenannten Stuben- 
vaters separirt. Eine beständige Classenabtheilung bei Tag und Nacht 
für diejenigen Sträflinge, welche das erste Mal delinquirt haben, 
gesondert nach Bildungsstufe und früherer Beschäftigung, nach den 
Motiven ihrer. Verbrechen u. dgl. m. ^ besteht meines Wissens in 
in keiner einzigen Strafanstalt. Hauptsächlich wird innerhalb der 
zwei Gruppen der besseren und der schlechten Sträflinge sehr ein- 
seitig nach der Beschäftigungsweise classiflcirt. Mag auch die Clasdi- 
flcation nur alsNothbehelf der mangelnden, oder bei einzelnen Per- 
sonenkategorien nicht anwendbaren Einzelnhaft betrachtet werden, so 
wird doch kein Freund der Gefängnissreform darüber ernstliche 
Zweifel hegen, dass diese erstens bei denUntersuchungs- 
gefangenen und jugendlichen Verbrechern begonnen 
werden müsse, zweitens, dass dieselbe im Allgemeinen auf die 
dermalige habituelle Bevölkerung in den bestehenden Straf- 
anstalten nicht berührt werden könnte, drittens, dass nichts dringender 
geboten ist, als die zum ersten Male Verurtheilten in 
einer eigens für diese Classe der Gefangenen bestimmten 
Strafanstalt der Pönitentiarbehandlung zu unterziehen. 

Um auf Earlau zurückzukommen , bemerke ich , dass daselbst 
187 Sträflinge im vorigen Jahre sich befanden, welche das erste Mal 
zu Verbrechern geworden sind und diese theils wegen der häufigen 
UeberfüUung der Strafanstalt, theils wegen der zweckwidrigen bau- 
lichen Einrichtung von grossen Schlaf- und Arbeitszimmern , theils 
wegen der auf möglichst rentable Ausbeutung der Arbeitskräfte, 
Beschäftigungsweise der Gefangenen, mit und ohne entehrende Ketten 
in die regelmässig verschlechternde Gemeinschaft mit rückfälligen 
Verbrechern bei Tag und Nacht gebracht werden. Genügt nicht 
diese eine unleugbare Thatsache, um Alles, was hinsichtlich 
der im Allgemeinen ziemlich guten materiellen Ver- 
pflegung und humanen Behandlung der Gefangenen 
in den österreichischen Strafanstalten anerkennend zu erwähnen ist, 
gänzlich in den Schatten zu stellen? Dies ist ein Krebsschaden 
unserer Strafhäuseinrichtungen, die fortfliessende Quelle der Ver- 
schlechterung der besseren Gefangenen durch das mit der Strafe 
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verknüpfte üebel eines verderblichen und abstampfenden Zusammen« 
lebens mit den schändlichsten Yerbrechem. Unverdrossen will 
ich hier das ceterom censeo . . . wiederholen^ bis endlich einmal 
ernstliche Abhilfe dieser verhängoissschwaren Strafhanscalamität ge- 
troffen wird. 

In jedem Stock,werke wird der Bedarf des Trinkwassers mittelst 
eiserner Bohren gepumpt ; jedes Stockwerk hat eine Pumpe mit guss- 
eisemem Wasserreservoir. Durch alle Stockwerke führen Signal- 
glockenzüge, welcher sich der in jedem Stockwerke befindliche Wächter 
bei der partienweisen Ausspeisung, bei dem Spaziergange der Häftlinge 
und etwaigen ausserge wohnlichen Begebenheiten bedient. Diese Glocken- 
züge communiciren durch alle Stockwerke untereinander, so dass die 
Signale im ganzen Hause gegeben werden können. Dieselben befinden 
sich in der Mitte des Gebäudes hinter jedem Treppenabschlussgitter. 
Nahezu am Ende jedes Ganges geht zu dem Kerkermeister ein 
Glockenzug. Auch aus der Yerwaltungskanzlei führt ein Glockenzug 
über den Hof zur Militärwachtstube. 

Die Wächter versehen den Dienst ohne Waffen; erforderlichen 
Falls sind die Eeservewachtmänner berufen , zu den Waffen zu 
greifen. 

Sowohl die Arbeits- als Schlafzimmer haben 5' hohe, schwach 
vergitterte, einfache, von aussen mit Drahtpanzern versehene Fenster, 
welche der Gesundheitspflege der Gefangenen sehr günstig, 
aber nicht für jede Classe von Sträflingen angemessen sind. 

Zur äusseren Bewachung ist eine Militärwache von 20 Mann, 
deren Ablösung alle 24 Stunden erfolgt, eingelegt. 

Die Bingmauern sind theils 5', theils 7' hoch. 

Verwahrt werden die Gefangenen bei Tag und Nacht gemein- 
schaftlich in Schlaf- und Arbeitsarresten , deren erstere die Nacht 
hindurch mit einer in der Mitte des Arrestes hängenden Oelglocken- 
lampe beleuchtet sind. Eine jede der Zimmerthüren ist mit einer 
verschliessbaren , eisenblechernen Klappe, welche die TJeberwachung 
der Häftlinge von den Gängen aus nur theil weise ermöglicht, ver- 
sehen. Eine Aufschrift macht die Anzahl der Häftlinge ersichtlich. 
Da aber die Schlafzimmer grossentheils viel zu geräumig sind 
und im alten Gebäude viel Winkelwerk bilden, so istdieUeber- 
wachung der sehr nahe an einander schlafenden Sträflinge eine 
illusorische, wenigstens sehr mangelhafte. Es gehört wenig Phantasie 
dazu, um dem Gebahren der in den Schlaf sälen zum grossen Theile 
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sich selbst überlassenen Sträflinge aller Art den rechten Namen 
zn geben. 

Sämmtliche Zimmertlitiren mit Ausnahme einiger in dem neuen 
AdaptirungsbaUy sind nach — Innen zu öffnen, sonach nicht vorschrifts- 
mässig angebracht, ein Umstand, der bereits öfters zu Yerbarri- 
cadirungen und Excessen Anlass gegeben hat. Selbst bei einer 
angemessenen Classification der Sträflinge wäre ein solcher Verschluss 
zweckwidrig und gefährlich. Man denke sich solche Schlafzimmer 
mit 20 bis 42 Sträflingen, Arbeitssäle mit 60 bis 80 Sträflingen — 
imd man wird zugestehen y dass durch derlei bauliche Ein- 
richtungen das roheste System der Gremeinschaftshaft 
im verwegensten Sinne vertreten ist. 

Dazu kommt, dass es hier lange Zeit hindurch an angemessenen 
Disciplinarstrafzellen für die Excedenten fehlte; erst im vorigen 
Jahre wurden 6 im Kellergeschosse ziemlich nieder und dunkel er- 
richtet. Die vorhandenen 16 Schlafarreste und 8 Arbeitssäle Hessen 
sich ohne grosse Kosten zu entsprechenden Classenabtheilungen, selbst 
zur Zellenhaft verwenden ; aber daran ist so lange nicht zti denken, 
als das System der Gemeinschaftshaft besteht und das bisherige 
Pachtsystem in den Strafanstalten g r o s s e, weil für eine ein- 
träglichere Fabrikation passende Säle, begünstigt. 

Was die Beschäftigung der Gefangenen betrifft, so sind sämmtliche 
Arbeitskräfte bis auf die neueste Zeit von einem Unternehmer 
gepachtet gewesen. Dieser war verpflichtet, die Sträflinge ange- 
messen und ununterbrochen zu beschäftigen, sie human zu behandeln und 
ihnen einen entsprechendisn Ueberverdienst zukommen zu lassen. Der- 
selbe hatte alle Hausarbeiten : ali^ Eeinigung des Hauses, das Beheizen, 
Beleuchten, Waschen etc. verrichten zu lassen, dagegen bei der Be- 
rechnung des Pachtschillings von dem ganzen Sträflingsstande für 
Hausarbeiten und Kranke einen ' lOprtycentigenNächlass zu bean- 
spruchen. An Pachtzins zahlte derselbe für jeden arbeitsfähigen 
Sträfling per Tag und Kopf in den ersten 2 Jahren 3 kr., in den 
darauf folgenden Jahren je 8^/2 kr., 4, 4^/2 bis 5 Kreuzer an den 
Strafhausfond. Der Pachtvertrag musste aber in Folge fortgesetzter 
Arbeitsstockungen, Bedrückungen und Uebervortheilungen der Sträf- 
linge nach Yersicherung der Strafhausverwaltung gelöst werden. Ich 
sprach mehrere Sträflinge, welche energisch die Arbeitsstockungen und 
den dadurch entgangenen Ueberverdienst beklagten. Auch die demo- 
rali sirende willkürliche Behandlung der Sträflinge von Seite 
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der Organe des Pächters, welcher selbst von zwei Sträflingen an- 
gefallen wurde, ist von dem Hansgeistlichen gerügt worden. *) So weit 
ging die Herrschaft des Pächters in dieser Anstalt, dass er den Besuch 
der Schule, wodurch eine Stunde Arbeitszeit für ihn verloren 
ging, nur gegen Vergütung gestatten wollte. Damit jeder Sträfling 
die Arbeit lieben und schätzen lerne, wird demselben im Hause Gre- 
legenheit gegeben, sich einen Ueberverdienst zu erwerben und es 
ist gestattet, dass Jeder nach Abzug des dritten Theiles des Ueberver- 
dienstes, ^/g desselben zur Verbesserung seiner Subsistenz, für erlaubte 
Esswaaren und Getränke haar in Geldmarken auf die Hand erhalte. 

Im Erdgeschosse beflnden sich die Magazine, das Waschhaus, 
die Tischlerei, die Hausküche u. e. a. Im ersten Stockwerke sind . 
die Zündhölzchen- und Patschenmacherwerkstätte , das Spital , die 
Kanzleien und einige Schlafzimmer, im zweiten Stockwerke die Lein- 
weber- , Schneider- , Tuchweber- , Pelzscheerer- und Schuster- Werk- 
stätten. 

Am Tage meines Besuches waren 24 im Spitale, 8 im Dis- 
ciplinararreste, 42 unbeschäftigt. Auf Kosten des Manufacturpächters 
wurden beschäftigt : 4 Schreiber und Magazinäre , 148 Schneider, 
40 Schuster, 13 Patschenmacher, 5 Tischler, Zimmerleute, Drechsler, 
17 Tuchweber und Spuler, 21 Leinweber und Spuler, 18 Maschinen- 
spinner , 3 Färber , 9 WoUscheerer , 5 Schachtelmacher , 6 Zünd- 
hölzchenhobler , 11 Spinner, 1 Bürstenbinder, 1 Maler, 1 Gürtler, 
8 Handlanger. Auf Kosten des Strafhausfonds wurden beschäftigt: 
3 Aushilfsschreiber, 3 Krankenwärter, 1 Lampenanzünder , 9 Haus- . 
arbeiter, 9 Wäscher, 1 Easirer, 2 Maurer und Handlaoger, 2 Flick- 
schuster, 8 Flickschneider. 

Was die Beköstigung der Häftlinge betrifft, so besteht dieselbe 
für Gesunde über 20 Jahre bei guter Auffuhrung in l^/^ Pfund 
Eöggenmehlbrot und an Sonntagen in 2 Seitel Eindsuppe, 8 Loth 
gekochten Eindfleisches und 3 Knödeln; an Werktagen in 1 Seitel 
Leber- , Bohnen- , Einbrenn- , Griessuppe , 2 Seitel Milchgries , ab- 
geschmalzenen Nudeln , Bruschel , sauer eingebrannten Erdäpfeln, 
Minestra, Sauerkraut ; an Dienstagen in Bohnensuppe und 3 Knödeln. 
Das Ausmass für Schmalz besteht per Kopf nur in einem Loth. Zu 
der für die nöthige Ernährung in dem an sich ungesunden Aufenthalte 
in einem Gefängnisse, sehr ungenügend bewilligten Fleischspeise, 

*) Vgl. das System des Arbeitsbetriebs in Starke*s Belgische Gefängniss- 
wesen. 1877. S. 126. 
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einmal wöchentlich , sind 12 Loth rohes Bindfleisch zu verwenden» 
Leidlicher ist es mit dem Speisetarif für die kranken Sträflinge be- 
stellt. Die ganze Portion der 5 Diätelassen beträgt früh: Einbrenn- 
snppe mit 3 Semmelschnitten, Mittag : Eingekochte Suppe, Rindfleisch, 
10 Loth gekocht, Gemüse. Abend: wie in der Frühe.. Die ganze 
Portion kostet pro Tag 16*75 Kreuzer, mit 1 Loth Salz 18*09 
Kreuzer, während die Hauptartikel der gemeinen Werktagskost mit 
7 bis 14 Kreuzer, die Sonntagskost mit 16 Kreuzer berechnet werden. 
Ich führe diese minutiösen Daten an, um einige sichere Anhaltspunkte 
für die Beköstigung in den geistlichen Strafanstalten zu bieten. Die 
Speisen für Gesunde werden in kupfernen Kesseln bereitet, die Kranken- 
kost in den üblichen Gefässea auf dem Sparherde. Die Trakteurin 
wird blos für die Speisehauptartikel nach den mittleren Marktpreisen 
entlohnt. Die Nebenerfordemisse, wozu auch das Brennmaterial gehört, 
werden nicht gezahlt, doch wird derselben als Entschädigung hiefür 
und für Lohn und Kost der Dienstboten eine , von ihr im Ver- 
steigerungswege als Ersteherin der Kostpachtung angebotene 34 ''/g- 
procentige Aufzahlung geleistet. 

Gegenwärtig kostet die Nahrung eines Sträflings pro Tag 
13 Kreuzer. Für Brot werden 6^/4 Kreuzer gerechnet. 

Die Trakteurin hat jedem Häftlinge zwei Speisetöpfe nach Bedarf 
auf ihre Koeten zu liefern. Für Spitalkranke stellt das Haus blecherne 
Geschirre bei. 

Die Yertheilung der Speisen ist hier wegen Mangels eines 
eigenen Speisezimmers in mehrfacher Beziehung sehr unpassend. 
Dieselbe flndet in dem Hausflur, der Küche gegenüber statt, wo die 
Speisekessel aufgestellt sind. Durch die weiblichen Dienstleute der 
Tracteurin erhalten die Häftlinge zimmer- und reihenweise ihre Speisen 
aus den Kesseln herausgeschöpft und begeben sich damit in ihre Zimmer 
zurück. Vor dem offenen Hausthore standen Wachmänner, als ich 
dieser seltsamen Speisevertheilung bei einpflndlicher Zugluft zusah. 

Die nachmittägige Extraausspeisung geschieht in derselben Weise. 
Für diese besteht ein Preistarif, der den Sträflingen mitgetheilt wird. 
Den renitenten Sträflingen is*t ein Extraeinkauf nicht gestattet. 

Die Bettfurnitur bilden 4 Leintücher, 1 Strohsack, 1 Kopf- 
polster, 1 Sommerdecke aus grauem Haiina und 1 Winterkotze. In 
jedem Schlafzimmer sind wenige Handtücher. — Solche Sträflinge, 
welche eigene Wäsche haben oder erhalten , können diese statt der 
Commis Wäsche benutzen. Schwerere Kranke gemessen die Wohlthat 
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auf Rosshaarmatrazen und Polstern zu liegen. So viel von der 
materiellen Verpflegung. 

Die sittlich-religiöse Zucht liefert bei dem bestehenden 
Systeme weder in den geistlichen, noch in den weltlichen Strafanstalten 
befriedigende Ergebnisse. Nur mit Achselzucken wird von den Ge- 
fängnissbeamten auf selten nachweisbare, dauernde Besserungsresultate 
hingedeutet. Dass auch dieselbe skeptische Ansicht in einzelnen 
geistlichen Haftanstalten erfahrungsmässig begründet ist, wurde bereits 
in früheren „Aufzeichnungen" hervorge hoben, so bestechend sich auch 
die Zahlen der als gebessert entlassenen Häftlinge in den sogenannten 
Qualificationstabellen ausnehmen. Ich will hier nur einen Punkt 
berühren. Unter den 25 jugendlichen Sträflingen, die sich hier be- 
finden, sind die meisten bereits zu wiederholten Malen theils in 
Zwangsarbeitshäusem, theils im Strafhause angehalten gewesen. Auf- 
fallend ist, dass mehrere von Stein hierher gelangte Jünglinge einen 
förmlichen Abscheu vor religiösen Uebungen an den Tag legen, sei 
es in Folge vergeblich und angestrengt angewandter Besserungsver- 
suche, sei es in Folge einer üebertreibung mit Gebetübungen. 

Während des 2i/2Jährigen Bestandes des Karlauer Strafhauses, 
wuchs die Zahl der von hier entlassenen und rückfällig gewordenen Landes- 
kinder auf 12. Von Lepoglava befinden sich jetzt hier 32, welche von 
dieser geistlichen Strafanstalt theils als vollkommen, theils als nicht voll- 
kommen gebessert und mit Arbeitsbuch versehen, entlassen worden sind. 

Der Schul- und Religionsunterricht wird hier nach dem Lehr- 
plane der Volksschulen, zumeist jugendlichen Häftlingen, in deutscher 
und slavonischer Sprache ertheilt. Schulprämien in Geld werden 
bei der Jahresprüfuiig als Aufmunterungsmittel benutzt. Katholiken 
und Protestanten gemessen zu jeder Zeit den seelsorglichen Beistand, 
dagegen müssen Juden und Griechen den religiösen Zuspruch ent- 
behren , da sich in Graz weder griechische noch jüdische Eeligions- 
diener befinden. Aus den Vorräthen des Vereines zur Verbreitung 
von Druckschriften für Volksbildung ist eine kleine Büchersammlung 
aufgestellt, welche einzelne bessere Sträfllinge in freien Stunden be- 
nutzen. Auch musikalischer Unterricht zum Behufe der Kirchenmusik 
wird den hierzu befähigten Gefangenen, welche sich die nöthigen 
Instrumente beschaffen können, ertheilt. Diese meist dem gebildeteren 
Theile der Bevölkerung angehörigen Unglücklichen, finden Trost in 
dieser geistigen Beschäftigung. Irre ich nicht, so haben die Sänger 
und Musiker ein gemeinsames Schlafzimmer, welches früher Schule 
Wahlberg;, Gesammelte kleine Schriften. III. 13 
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gewesen ist. Leider musste die Schule wegen IJeberfüllung der Anstalt 
bereits zweimal aufgelassen werden, zumal die Strafhausverwaltung 
es der Würde des Unterrichtes nicht entsprechend fand, ein überfallt 
belegtes Schlafzimmer als Schulzimmer zu benutzen. 

In der von der k. k. Statthalterei am 13. Januar 1864 ge- 
gebenen Hausordnung, die in den Arbeits- und Schlafzimmern an- 
geheftet ist, liest man im §. 1 : Es ist die Bestimmung der Sträflinge, 
die ihnen für ihre verübten Verbrechen durch gerichtliches Urtheil 
zuerkannte Strafe im Straforte zu erdulden, und sich daselbst so 
umzubilden, dass sie nach überstandener Strafe und wieder erlangter 
Freiheit sittlich gebessert, an Ordnung und Arbeit gewöhnt, in die 
bürgerliche Gesellschaft zurücktreten können. 

So wohlgemeint diese Worte und die im §. 8 ertheilte Be- 
lehrung über die Bedeutung der in dem Straf hause eingeführten 
Beschäftigung sind, so muss jeden Freund der Gefängnissverbesserung 
ein peinliches Gefühl bei der Beantwortung der Frage übei kommen : 
Wie viele Sträflinge treten jährlich aus einer solchen, auf Gemein- 
schaftshaft ohne graduirte Classification beruhender Strafanstalt — 
sittlich gebessert in die bürgerliche Gesellschaft zurück? 

IX. 

Den Anregungen des gewesenen General-Gefängniss-Inspectors 
Freiherrn v. Hye ist die gegenwärtig eingetretene Yerbesserung des 
Arbeitsbetriebes vorzugsweise z u verdanken. Die Oberstaats- 
anwaltschaften, welchen die Leitung und Aufsicht der Gefängnisse in 
den Oberlandesgerichtssprengeln seit fünf Jahren anvertraut ist, er- 
weisen sich als eben so regsame wie aufmerksame Organe der Ge- 
fängnxssverwaltung, und der im Justizministerium referirende Sections- 
rath Edelmann, widmet sich mit richtigem Verständniss und 
unverdrossener Ausdauer der so lange verschobenen planmässigen 
Keform des Strafvollzuges, — Es sei mir erlaubt , zunächst einige 
statistische Daten über die Arbeitswirksamkeit und das Rechnungs- 
wesen auf dem Gebiete des Strafvollzuges mitzutheilen. 

I^ach der statistischen üebersicht der Verhältnisse der öster- 
reichischen Strafanstalten i m Jahre J868 waren in 12 Anstalten 
11,925 männliche, in 6 Anstalten 2411 weibliche Sträflinge angehalten, 
zusammen 14.336. Sträflinge. Die Gesammtzahl der von diesen ver- 
büssten Straftage betrug 3,445.319, die Gesammtzahl der geleisteten 
Arbeitstage 2,228.817. Wegen Erkrankungen wurde an 247.796 



— 195 - 

Straftagen von männlicilen Sträflingen nicht gearbeitet. Wegen Dis- 
ciplinarstrafen entfielen 31.983 Arbeitstage. Weibliche Sträflinge 
arbeiteten wegen Krankheit nicht an 32.894 Straf tagen. Die Zahl 
der Straftage, an welchen von Weibern wegen Disciplinarstrafen nicht 
gearbeitet wurde, betrug 963 Tage. In dem Tabellen werke ist die 
Zahl der im Jahre 1868 auf die Sonn- und Feiertage entfallenden 
Yerpflegstage nicht genau angegeben. Ausserdem wurde an vielen 
Yerpflegstagen wegen geringeren Unwohlseins und Reconvalescenz 
der Sträflinge nicht gearbeitet. Auch der Vollzug der im Strafurtheile 
zuerkannten Straf Verschärfungen hinderte die Arbeiisthätigkeit. Eine 
Vervollständigung und Berichtigung der Arbeitsstatistik ist erst gegen- 
wärtig zn erwarten wegen eingetretener Aenderung in der Verwaltung 
einzelner Strafanstalten. So ist Karthaus seit Juli 1868 aus der 
Verwaltung des geistlichen Ordens der barmherzigen Schwestern in 
die Staats-Eegie tibergegangen und begann erst seit dieser Zeit der 
Arbeitsbetrieb für Kechnung des Staates. Beachtenswert!! ist die 
Ziffer der die Arbeitsleistung der Gefangenen hindernden richterlich 
zuerkannten irrationellen Strafschärfungen während der Dauer der 
Strafzeit, sowie die Ziffer der im Jahre auf die Sonn- und Feiertage 
entfallenden Verpflegstage. So kamen in der 1483 Sträflinge um- 
fassenden Anstalt Mürau vor: 71 Sonn- und Feiertage der katho- 
lischen, 8 der protestantischen, 159 der mosaischen und 29 der 
griechisch- orientalischen Confession. 

Was die Art der Arbeit betrifft , so kamen für die Be- 
dürfnisse der Strafanstalten selbst 817.040 Arbeitstage , für den 
Verkehr nach Aussen innerhalb der Anstalt 1,268.190, für den 
Verkehr nach Aussen ausserhalb der Strafanstalt 145.727 Arbeitstage. 
Für die Bedürfnisse der Anstalten waren durchschnittlich täglich be- 
schäftigt 2606 Männer , 490 Weiber. Mit Feld- und Gartenarbeit 
wurden im Durchschnitte 53 Männer und 77 Weiber, mit Handwerks- 
arbeit 1282 Männer, 197 Weiber. In Kanzleigeschäften und für den 
Unterricht fanden 106 männliche Sträflinge tägliche Verwendung. 

Die in der Strafanstalt geleistete Arbeit war dem früheren 
Berufe von der Anzahl der Fälle nicht entsprechend zu Steirf 
nnd Garsten in ^/g Fällen, zu Suben in ^/^y zu Prag in ^/g, zu Capo 
d'Istria und Karthaus in ^/g , zu Wisnicz und Laibach in ^/g , zu 
Gradiska und Mürau in ^/^ Fällen , hingegen entsprach die Gefangen- 
arbeit der weiblichen Sträflinge in Neudorf und Kepy der früheren 
Beschäftigung gänzlich, in Wallachisch-Meseritsch in 2/3, in Lankowitz 

13* 
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in ^/4 Fällen. In den Anstalten für Weiber ist die Verwendung 
der Gefangenen für Feld- und Gartenarbeit 1868 noch auf- 
fallend überragender wie bei den männlichen Sträflingen. Gerade in 
dieser Richtung sind seit zwei Jahren Fortschritte für die Verwendung 
der Sträflinge im Freien geschehen, wobei auf eine den persönlichen 
Verhältnissen des Sträflings zusagende Arbeit individualisirende 
Sorgfalt verwendet wird, ^ wie dies neuerlich ein officiöser Bericht in 
der „Wiener Zeitung" d. J. Nr. 222 erfreulich bestätigt. Hier nur 
einige Daten. Einem Verschönerungsvereine wurden .Sträflingsarbeiter 
für Versetzung von Bäumen, Anlegung von Wegen und Gärten, mit 
deren Zustimmung, zur Verfügung gestellt. Von Seite des Vereines 
wurden die Arbeiten geleitet, daher die Noth wendigkeit einer un- 
unterbrochenen Beaufsichtigung der Sträflinge durch Gefängnissorgane 
entfiel. Die Begleitung zu und von den Arbeiten und eine zeitgemässe 
Nachschau gentigte. 

Der Erfolg dieser Sträflingsbeschäftigung war günstig. Die 
Sträflinge erblickten in dieser besser entlohnten Arbeit eine An- 
erkennung ihres Wohlverhaltens und zugleich eine Ausbildung im 
Gartenbau ; eine strenge , auf I n d ividualisirung berechnete 
Durchführung beseitigte alle Anstände. Wiederholte Anliegen von 
Privaten kamen vor, Sträflinge in eigene Verwendung zu nehmen. 
Diese mit Aussenarbeit beschäftigten Sträflinge werden unmittelbar 
nicht beaufsichtigt, sie verlassen lllorgens die Strafanstalt, kommen 
zum Speisen Mittags in dieselbe , um Abends wieder in die Haft 
zurückzukehren. Sorgsame Nachfrage bei den Arbeitsgebern und 
unvorhergesehene zeitweilige Controle gentigen. Der geringste Anstand 
macht den betreffenden Sträfling dieser Begünstigung verlustig. Derlei 
Fälle kamen sehr selten vor. Während eines Zeitraumes von zwei 
ein halb Jahren hat kein einziger im Freien beschäftigter 
Sträfling die Flucht auch nur versucht. Unter den im Freien 
arbeitenden Sträflingen befanden sich viele früher andern Orts Ab- 
gestrafte, die zu Gemeinden aus entlegenen Kronländem gehörten. 

Die Gefangenen verrichten diese Arbeiten in der Sträflings- 
kleidung. Es wird berichtet, dass die Bevölkerung gegen diese Ver- 
wendungsart der besseren Sträflinge kein Misstrauen hegt. Die 
Oeffentlichkeit des Strafverfahrens steht derselben gewiss nicht ent- 
gegen. Man kennt den Sträfling eben von der Gerichtsverhandlung 
her. Belastet ihn die öffentliche Arbeit im Freien, so wird er ohne 
seine Zustimmung nicht hierfür verwendet. Die Bevölkerung 



— 197 — 

söhnt sich mit dem arbeitsamen, sicli gut betragenden Sträfling leichter 
aus und findet in dieser Art des Strafvollzuges das Beste des Sträf- 
lings und der Gefängnissverwaltung gewahrt. Der heilsame und die 
falschen landläufigen Ansichten über die Sträflinge läuternde Einfluss 
dieser Arbeiten im Freien bei sorgfältiger Individualisirung der 
Gefangenen und Berücksichtigung der socialen Umgebung ist unver- 
kennbar, ganz abgesehen von der günstigen Wirkung derselben für 
die Pflege des Gemüthes und der körperlichen Gesundheit der 
Sträflinge. 

Bei richtiger Durchführung dieser Strafarbeiten im Freien wird 
auch allmälig das blinde Yerdammungsurtheil, dass e» 
die Sträflinge zu gut haben, einer sachdenklichen Einsicht 
weichen. In dem Masse, als der Strafvollzug von gesunden 
volkswirthschaf tlich en und rechtlichen Grundsätzen 
durchdrungen ist, wird auch das Publikum mehr Vertrauen zu 
den Strafanstalten fassen und den Sträfling während der Strafzeit, 
sowie nach seiner Entlassung gerechterund zugleich humaner 
beurtheilen. Möglichste moralisch'e und ökonomische 
Fruchtbarkeit der Gefangenenarbeit ist die Aufgabe 
der Strafhauswirthschaft. Erziehung des Sträflings durch 
individualisirende Behandlung und Arbeit für die Freiheit und Wirth- 
schaftlichkeit ! Es sind dies Forderungen , welche die neuere Ge- 
fängnisswissenschaft geltend zu machen sucht und für deren Realisirung 
die guten Dienste der Kirche und Schule , der Freigebigkeit , eines 
freisinnigen Verwaltungsrechtes und einer den Zwecken der socialen 
Reform förderlichen Volkswirthschaftspflege vor Allem in Anspruch 
zu nehmen sind. Ich werde an einem anderen Orte die noch viel- 
fach unterschätzte Bedeutung der national - ökonomischen Seite der 
Strafrechtsfrage hervorheben. *) 

Hier bemerke ich nur noch, dass der Verdienst der Sträflinge 
in den 12 Anstalten für Männer 1868 den Betrag von 143.370 fl. 
überstieg, wovon 38.606 fl. für Hausarbeiten und 104.767 fl.^für 
andere Arbeiten verdient worden sind. 

Der Antheil des Staates am Sträflingsverdienste betrug 74.359 fl. 

*) Die ökonomische Abschätzung bringt den Werth des Menschen zur 
Geltung und dient, wie Schäffle in seinem Werke über „Capitalismus und 
Socialismus'^ sagt , nach allen Seiten den Interessen der Humanität und der 
Gerechtigkeit. 
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In den 6 Anstalten für weibliche Sträflinge warfen die Hausarbeiten 
einen Verdienst von 5176 fl. , die anderen Arbeiten einen Gewinn 
von 13.642 fl. ab. 

Von dem Verdienste der Sträflinge wurden für erlaubte Neben- 
genüsse verzehrt 87.872 fl. , erspart 74.320 fl. Mit Schluss des 
Jahres hatten eine Ersparniss von 20 — 50 fl. gemacht 992 Sträflinge; 
von 8351 Gefangenen wurden Beträge unter 20 fl. erspart. Zehn 
Sträflinge errangen eine Ersparniss über 100 fl. 

In einigen Gerich tsspr engein ist es bereits gelungen , von den 
fleissigsten Sträflingen den Verpflegsaufwand aus dem Ertrage ihrer 
Arbeit hereinzubringen. So kann ein Sträfling, dessen durchschnitt- 
liche Verdiensteinnahme täglich 30 Neukreuzer ist, im österreichischen 
Oberlandesgerichtssprengel den mit 25^®/|oo kr. festgesetzten Ver- 
pflegsaufwand vollständig bestreiten. Freilich sind die Kosten für 
einen Sträfling für Jahr und für Tag provinciell vielfach ver- 
schieden. Am niedrigsten ist die Kostenziffer für einen Sträfling per 
Tag in Galizien zu Wisnicz, 30*3 Kreuzer , Lemberg 30*5 kr. , am 
höchsten steht der Tagesaufwand in Suben mit ö0'7 kr., Capo d'Istria 
mit 54*7 kr., Gradiska mit 74*3 kr. Im Durchschnitte kostet in 
den Strafanstalten ein Sträfling per Tag 39*09 kr. und per Jahr 
142 fl. 67 kr. Selbstverständlich sind die Verpflegskosten in den 
Gerichtsgefängnissen von denen der Strafanstalten unterschieden. 

Der Jahresaufwand der Strafanstalten beträgt: 110.234 fl. zu 
Stein, 125.571 zu Garsten, 155.996 zu Prag, 171.702 zu Capo 
dlstria, 139.724 zu Mürau, 163.637 zu Lemberg, 113.470 zu 
Karthaus, 66.515 zu Suben, 45.784 zu Laibach, 47.489 zu Neu- 
dorf u. s. w. ; zusammen für alle 18 Strafanstalten: 1,465.919 fl. 
Die Anzahl der Verpflegstage beträgt 3,749.610. 

Unter Jahresaufwand ist hier der gesammte Aufwand begriffen, 
wie er sich nach Abschlag der eingenommenen Arbeitsverdienstgelder 
und der Auslagen für die Neubauten herausstellt. Die Berechnung 
gründet sich, mit Ausnahme von Wisnicz und Laibach, auf die Auf- 
wandsziffern und die Anzahl der Verpflegstage des Jahres 1868, bei 
den genannten zwei Anstalten jedoch auf die einschlägigen Daten des 
Jahres 1869, nachdem diese erst im Laufe des Jahres 1868 in Ver- 
wendung kamen. 

Die Kostenziffern für einen Sträfling per Jahr und per Tag 
repräsentiren daher nicht blos die Kosten der Verpflegung , sondern 
auch jene der Bewachung, der Seelsorge, des Unterrichts, nebst der 
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auf jeden Grefangenen entfallenden Tangente der Verwaltungskost en^ 
mithin Alles, was ein Sträfling dem Staate wirklich kostet. 

Je grösser die Noth an Arbeitskräften in der österreichischen 
Landwirthschaft und in dem Kleingewerbe wird, da der Aufschwung 
von Fabriksanlagen und Eisenbahnbauten Tausende die Früchte ge- 
besserter Lohnverhältnisse auf anderen Grebieten zu geniessen bestimmt, 
desto mehr gelangt der Gebrauchswerth der Sträflinge zu ökonomischer 
Anerkennung und Würdigung, ohne den freien Arbeitern nachtheilige 
Concurrenz zu schaffen. Die Annahme, dass die Strafe den Charakter 
eines rechtlichen Vergeltungsübels abstreife, wenn Sträflinge Arbeiten 
im Freien bei Privaten ohne Assistenz bewaffneter Wachmänner ver- 
richten, beruht auf einer ungeläuterten Tradition des alten Zuchthaus- 
"wesens. Das in die besseren Sträflinge gesetzte Vertrauen ist bei 
kluger disciplinarer Leitung weit wirksamer, als das lauernde Auge 
«ines Grefängnisswärters. Verworfene Sträflinge geniessen diese Gunst 
einer kurzzeitigen Urlaubsarbeit im Freien nicht; bessere Sträflinge 
zeigen sich dieser wohlthätigen, ihr Ehrgefühl kräftigenden Arbeits- 
begünstigung in der Eegel würdig. Wer die Sträflingsnatur unbefangen 
studirt, wird unter allen Umständen dem moralischen Einflüsse höheren 
Werth beilegen, wie der Mechanisirung des Strafvollzuges. Die 
Ketten der Sträflinge sind gefallen; die Fesseln des Vorurtheils und 
der älteren Zuchthauspraxis sind jedoch im gebildeten Publikum noch 
immer nicht gelöst, dass jeder Sträfling wie ein Strafsklave mit 
grösster Strenge und geringster «Verflegung zu behandeln und, un- 
bekümmert um Humanitäts- An Wandlungen, zu der für die Staatsregie 
profitabelsten Arbeit anzuhalten sei. Es geht mit den Ansichten des 
Volkes über den Strafvollzug wie mit der populären Heilkunde. Das 
grosse Publikum bleibt hinter den Fortschritten der Wissenschaft 
immer um ein halbes Jahrhundert zurück und hält zäh an An- 
schauungen und Heilmitteln fest, deren Unhaltbarkeit von den Sach- 
verständigen längst anerkannt worden ist. 

X. 

Das letzte Jahrzehnt brachte wichtige Gesetze und organi- 
satorische Einrichtungen in Bezug auf unser Gefängnisswesen. Vor 
Allem ist das Gesetz vom 1. April 1872 über den Vollzug der 
ganzen Strafe in der Einzelhaft und der Erbauung 
neuer Zellengefängnisse zu gedenken. Auch wäre das Gesetz 
wider Arbeitsscheue vom 10. Mai 1873 hervorzuheben, nach welchem 
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fortan nur das Strafgericht im Urtheile die Zulässigkeit der Anhaltung 
in einer Zwangsarbeitsanstalt oder der Stellung unter Polizeiaufsicht 
auszusprechen hat. Als wichtigste Ergebnisse auf dem Gebiete unserer 
Strafanstalten lassen sich nach den amtlichen Publicationen folgende 
bezeichnen: In Folge des Gesetzes vom 15. November 1867 pflegten 
die Strafgerichte als Surrogat der abgeschafften Kettenstrafe sehr 
häufig auf Verschärfung der Kerkerstrafe durch Einzelhaft zu er^- 
kennen ; es wurden aus diesem Grunde zunächst die Einzelzellen für 
den Vollzug der Strafverschärfungen vermehrt. In den Männerstraf- 
anstalten zu Stein , Karthaus , Karlau wurden Zellengefängnisse er- 
richtet und schon 1873 fand der Strafvollzug in 663 Strafzellen 
statt, ohne räumliche Trennung der Zellensträflinge in Kirche, Schule 
und Spazierhof und ohne Anwendung der Gesichtsmasken. Freiheits- 
strafen bis zu höchstens einem Jahr oder bei zu erwartender Besserung 
bis zu höchstens 18 Monaten, werden nun vollständig in der Strafzelle 
abgebüsst, wogegen Sträflinge, welche längere Freiheitsstrafen zu 
erleiden haben ^ nur während des ersten Theiles der Strafe, jedoch 
nicht über drei Jahre in Einzelhaft angehalten und sodann einem 
sog. progressiven Strafvollzüge in Gemeinschaftshaft unterzogen werden. 
Das ist in den selbstständigen Strafanstalten das gegen- 
wärtig vorgeschriebene Haftsystem. 

Dem Strafvollzuge in der Einzelhaft wurden 1873 im Ganzen 
720 männliche Sträflinge unterzogen; durchschnittlich hatte ein Ge- 
fangener 148 Tage in der Zellenhaft zugebracht. 1874 wurde die 
Zahl der Strafanstalten durch Errichtung einer neuen Männer-Straf- 
anstalt zu Göllersdorf in Nieder-Oesterreich auf 19 erhöht, mit einem 
Belagraum für 340 Köpfe, jedoch findet daselbst nur Gemeinschafts- 
haft Anwendung. Vermehrungen der Arbeitsräume durch Zubauten 
wurden wegen des Zuwachses der Bevölkerung der Strafanstalten 
und des gesteigerten Arbeitsbetriebes unabweisbar. In der Strafanstalt 
Suben wurde eine Gartenbauschule angelegt. Die Weiber- Strafanstalt 
Lankowitz wurde in das Schloss Vigaun in Krain verlegt. Der 
Belagraum der Strafanstalten erstreckte sich 1875 auf 8952 Plätze 
für männliche und auf 1590 Plätze für weibliche Sträflinge, reichte 
jedoch in vielen Anstalten wegen Ueberfüllung nicht aus — eine alte 
Geschichte, die immer neu bleibt. Die Gesammtzahl der angehaltenen 
Sträflinge betrug 16.064 im Jahre 1875. In Strafanstalten, in welchen 
Strafen bis zu 10 Jahren zu verbüssen sind, wie in Stein, Garsten, 
Suben, Prag, Mürau, Karlau, zeigt sich ein verhältnissmässig grösserer 
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Sträflingswechsel, wie in Strafanstalten, welche mehr als 10jährige 
Strafen in Vollzug zu setzen haben, wie in Misnicz, Capo d' Istria, 
Lemberg, Laibach, Karthaus. Die Bewegungsziffern in den Weiber- 
ß,nstalten, mit Ausnahme der Strafanstalt , in iTeudorf, verminderten 
sich in diesem Jahre. Im Ganzen wurden 1875 der Zellenstrafe 
1190 Verurtheilte unterzogen. Die Zahl der Verurtheilten , welche 
früher jedes Unterrichts entbehrten, hat in erheblichem Masse ab- 
genommen. Bei Männern trat eine Vermehrung, bei Weibern eine 
Verminderung der rückfälligen Verbrecher ein , eine Erscheinung, 
welche mit der verringerten Anza hl von Begnadigungen im Zusammeu- 
hange stand. In Stein , Garsten , Prag , Karlau , Mürau , machten 
Eückfällige nahezu drei Viertheile des gesammten Sträflingszuganges 
aus, vorwiegend mit der Provenienz aus grösseren Städten. Die 
Arbeitsfähigkeit und auch der Arbeitsertrag hoben sich. Von dem 
Gesammtverdienste betrug der Antheil des Staates in diesem Jahre 
288.312 fl. 37 kr., der Antheil der Sträflinge 150.926 fl. 70 kr. und 
entfiel in den Männer-Strafanstalten ein durchschnittlicher Verdienst- 
antheil auf den Staat für jeden während des ganzen Jahres angehaltenen 
Sträfling 20 fl^ 99 kr. Auch hier erwies sich die Erfahrung, dass 
die Einzelhaft dem Arbeitsfleisse , förderlicher ist als die Gemein- 
schaftshaft. 

Die werth vollen statistischen Üebersichten der Verhältnisse der 
österr. Strafanstalten erhielten 1878 eine Bereicherung dadurch, dass 
in denselben die persönlichen Verhältnisse der während des Jahres 
eingelieferten und aus denselben nach Abbüssung der Strafe ent- 
lassenen rückfälligen Verbrecher besonders dargestellt sind, ent- 
sprechend der von dem internationalen statistischen Congresse 
von 1876 ausgegangenen Anregung. Auch erfuhr in diesem Jahre 
die Zahl der Männer- Strafanstalten eine Erhöhung auf 14 durch den 
Neubau der Strafanstalt in Pilsen. Diese Anstalt umfasst in sieben 
um eine Centralhalle gruppirten, je zwei Stockwerke hohen Flügeln 
387 Strafzellen und 504 Belagstellen für Gemeinschaftshaft. Die 
Einzelzellen sind nach Massgabe der a. h. Entschl. vom 24. August 
1849 über den Bau der Gerichtsgefängnisse hergestellt, und haben 
jede- einen Luftraum von 26*50 — 27*40 Kubikmetern. Die Käume 
der Gemeinschaftshaft sind von dem Zellentracte vollständig getrennt. 
Die Correctionszellen, Bäder, Küche, Bäckerei, die Arbeitsstätten für 
geräuschvolle Beschäftigungen sind im Sputerrain, die Wäscherei in 
einem besonderen Gebäude untergebracht. Die Herstellung des Ganzen 
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kostete 1,393.204 fl. 65 kr. Die Allg. österr. Geriohtszeitung 1878, 
Nr. 61, hatte diesen epochalen Gefangnissbau gebührend gewürdigt. 
Das Pilsner Strafhaus ist die erste von Grund aus neu 
erbaute, nach den rationellen Forderungen der modernen Gefängniss- 
baukunst eingerichtete Strafanstalt in Oesterreich. 

Die zur Aufnahme der Sträflinge aus Ost-Galizien und der 
Bukowina bestimmte Männerstrafanstalt in Lemberg, litt fortwährend 
an ungenügenden Belagräumen , daher eine neue Strafanstalt in 
Stanislau 1879 in Angriff genommen werden musste. Auch in einigen 
anderen Strafanstalten machte sich peinlicher die ererbte Kalamität 
der Ueberfüllung der Gefängnissräume fühlbar und mit dieser eine 
bedauerliche Vermehrung der Krankheits- und Sterbefälle. Doch 
wurde durch Einführung besseren Trinkwassers, besserer Kostbereitung, 
Yentilation u. a. m. auf Hebung der ungünstigen. Sanitätsverhältnisse 
hinzuwirken gesucht. Die grösste Sterblichkeit ergab sich in Mürau, 
Wisnicz, Lemberg, Prag, Capo d'Istria, Schwaz im Jahre 1879. — 

Im Jahre 1880 betrug die männliche Sträflingsbevölkerung 
15.007, hingegen die weibliche Sträflingsbevölkerung nur 2495. Der 
Strafvollzug in der Einzelhaft kam bei 1713 Sträflingen in An- 
wendung, während der Durchschnittsdauer von 213 Tagen. Eine 
bedauerliche Erhöhung erfuhr die Zahl jener männlichen Sträflinge, 
welche, begnadigt, neuerlich die Bahn des Verbrechens einschlugen, 
indem dieselbe im Jahre um 4*28 °/o gegen das Vorjahr stieg, hin- 
gegen in den Weiber-Strafanstalten um 0*97 °/o sank. Von der Ge- 
sammtzahl der Sträflinge wurden in Lehrgegenständen unterrichtet: 
in sämmtlichen Männer-Strafanstalten 23*78, in den Weiber-Straf- 
anstalten 26*64. Das Arbeitswesen hat 1880 insoferne einen Fort- 
schritt gemacht, als sich die Zahl der Arbeitstage erhöhte. In mehreren 
Strafanstalten wurden neue Hausordnungen eingeführt und darin 
geringere Verdienstantheile der Sträflinge festgesetzt. Die 
Zahl der Arbeitstage in den Zellengefängnissen überragte jene in den 
Gefängnissen mit Gemeinschaftshaft um 6*96 ^/o. 

Durch Selbstmord endeten, wie im Vorjahre, 6 Sträflinge; 
davon 3 in Karlau, 2 im Zellengefängnisse zu Karthaus und 1 im 
Zellentracte zu Stein. Ueberdies hatten 15 Sträflinge in der Gemein- 
schaftshaft und 10 in der Zellenhaft, Selbstmordversuche unternommen. 
(Vgl. XIII. Statistische Uebersicht der Verhältnisse der österr. Straf- 
anstalten im Jahre 1880, Wien 1882.) 

Auf dem Gebiete der Zwangsarbeits- und Besser ungs- 
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anstalten fehlte es seit Jahrzehnten nicht an einer Fülle — frommer 
Wünsche. Wiederholt hahen sich einzelne Landtage an die Staats- 
verwaltung gewendet, um die IJebernahme der Zwangsarbeits-Anstalten 
durch den Staat in eigene Regie zu bewirken. Bei Berathung des 
Oesetzes vom 10. Mai 1873, das Polizeistraf recht wider Arbeitsscheue 
nnd Landstreicher betrejffend, hatte das Abgeordnetenhaus des Reichs- 
rathes die Resolution ausgesprochen, dass die Herstellung und Ver- 
waltung der Zwangsarbeitsanstalten in Zukunft dem Staate zustehen 
sollte und die Regierung aufzufordern sei, wegen Uebergabe der 
Landes-Zwangsarbeitsanstalten die erforderlichen Verhandlungen ein- 
zuleiten. Das Herrenhaus trat dieser Resolution j edoch nicht 
bei. In der Session des n.-ö. Landtages 1875 wurden Punkta- 
t i n e n über die Uebernahme der Zwangsarbeitshäuser von Seite des 
Staates in Verhandlung genommen, in welcher unter Anderem die 
Staatsverwaltung erklärte, wenn die Realitäten und In- 
venturgegenstände unentgeltlich in das Eigenthum des Staates über- 
geben werden, sie für die Erhaltung und Errichtung von Zwangs- 
arbeitsanstalten und von Besserungsanstalten für jugend- 
liche Corrigenden in Gemässheit des §. 17, Ges. v. 10. Mai 
1873, sorgen und die Kosten derselben bestreiten werde. Doch sollten 
die Verpflegskosten für die erwachsenen Zwanglinge und für die 
jugendlichen Corrigenden mit Ausnahme der Fälle des §. 18, Gesetz 
V. 10. Mai 1873, von den Landesfonden jener Länder, welchen die 
Angehaltenen angehören, vergütet werden. Diese Verpflegskosten 
schliessen in sich die Auslagen für Kost, Lagerstätte, Beheizung, 
Licht, Wäsche, Kleidung, Knankheits-, Beerdigungs- und allfällige 
Entbindungskosten. Die bestehenden Zwangsarbeitsfonds sollten den 
Ländern verbleiben. Es blieb jedoch beim Alten, zumal erst im 
verfassungsmässigen Wege die allgemeine Verhandlung wegen 
Uebernahme der Zwangsarbeitshäuser sämmtlicher Länder stattfinden 
sollte und mit Rücksicht auf die finanziellen Verhältnisse sowohl, 
nicht alle Landes Vertretungen entsprechende Erklärungen abgaben*), 
als auch die Regierung 1881 später von den Punktationen Umgang 
nahm. — 



*) Vgl. Bericht und Antrag des n.-ö. Landesausschusses 1880, Nr. XXVII, 
S. 7 ; Beschlüsse des Landtages der Markgrafschaft Mähren , III. Folge, 1875, 
S. 526 ; Beilagen zu stenogr. Protokollen des n -ö. Landtages , Nr. LXXXVIII, 
1881, S. 6, über Errichtung einer grossen Zwangsarbeitsanstalt. 
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V 



Aus dem Berichte des Landesausschnsses von 1875 über Ab* 
änderuDg des Organisationsstatutes für die n,-ö. Zwangsarbeitsanstalt 
sei hier nur zur Orientirung hervorgehoben , dass sich nachdem 
Organisationsstatute von 1866 jeder Zwängling seine ganze 
Yerp flegung selbst verdienen sollte. Mit Ausnahme vor- 
übergehender Arbeitsunfähigkeit oder der ersten acht Tage in der 
Anstalt, sollte Jeder täglich mindestens 20 kr. durch seine Arbeit 
verdienen, Yon diesem Betrage hatte er täglich das ihm ver- 
abreichte Pfund Brot und eine Suppe, dann 5 kr. für Kleider und 
Wäscheabnutzung zu zahlen — un^ 2 kr. als. U eberverdienst 
bis zu seinem Austritte zurückzulassen. Den Restbetrag -r- erhielt 
der Zwängling auf die Hand zur Anschaffung besserer Verpflegung, 
Die Zuständigkeitsgemeind en hatten Ersatz der durch den 
Arbeitsverdienst nicht bedeckten Kosten zu leisten. . . . Dass 
die Arbeiten der Zwänglinge keine solchen sein können, welche 
höheren Lohn abwerfen und der Arbeitsverdienst nicht die Auslagen 
der Anstalt decken könne, lag auf der flachen Hand. Der Landtag 
beschloss, die Y erpflegskost en zu erhöhen, was gewiss richtig 
war, hingegen war es nicht richtig, die Zuständigkeitsgemeinden mehr 
zu belasten. Der erhöhte Betrag wurde jedoch nur mit 38 kr. per 
Kopf und Tag fixirt. Viele Zwänglinge können auch bei diesem 
Betrage kaum ihren Hunger stillen; die Gemeinden klagten nicht 
mit Unrecht über die grössere Verpflegsgebühr. Diese Normal- 
verpflegung sollte helfen, d. h. jeder Zwängling mit Ausnahme 
der Hausarbeiter, die gleiche Verpflegung finden. 

Kann der mit Stückarbeit beschäftigte Zwängling den Be- 
trag von täglichen 38 kr. durch seine Arbeit ohne sein Ver- 
schulden nicht verdienen, so ist der sich ergebende Differenz- 
betrag von dessen Zuständigkeitsgemeinde hereinzubringen, 
eine nicht zu verkennende Härte. Auch für die im Krankenstande 
oder in Disciplinarstrafhaft sich befindenden Zwänglinge wird der 
Gemeinde zugemuthet, die volle Verpflegsgebühr täglicher 38 kr. zu 
leisten. Diese Aenderungen erwiesen sich als unzureichend, — 
Unter solchen Verhältnissen konnte z. B. die nur auf eine geringe 
Zahl (100) berechnete Zwangsarbeitsanstalt' zu Weinhaus nichts 
weniger als von der Landplage der Vagabondage erlösen. Es lag 
nahe, dass die belasteten Gemeinden sich dafür verwendeten, für die 
theueren Zwänglinge, die zu ihren Angehörigen zählten, so bald als 
möglich die Entlassung aus der Anstalt zu vermitteln. Da es an dem 
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nöthigen Belegraum für die in die Z wangsarbeitsanstalt Notionirten 
fehlte, haben die Gerichte häufig unterlassen, von der 
Notionirung nach §. 13, Ges. v. 10. Mai 1873, Gebrauch zu 
machen. *) 



*) Vgl. Hansordnnng fär die n. ö. Landes -Zwangsarbeits- Anstalt in 
"Weiniaus : 

Behandlung der Zwänglinge. Die n. ö. Landes-Zwangsarbeits- 
anstalt hat den Zweck , die in dieselbe auf Grnnd eines gerichtlichen 
Erkenntnisses (Gesetz vom 10. Mai 1873, B.-G.-B. Nr. 108) abgegebenen Personen 
männlichen Geschlechtes zu angemessener Arbeit anzuhalten, ihnen den Werth 
der Arbeit klar zu machen und hiedurch die Lust zur Arbeit wach zu rufen. 
Jeder Zwängling wird bei seiner Aufnahme einer genauen Durchsuchung seiner 
Person und seiner Kleidnng unterzogen, nach Erforderniss gereinigt und 
gebadet, ihm Kopf- und Barthaar geschnitten nnd mit der Zwänglingskleiduug 
versehen. Die Privatkleidung und Wäsche, sowie alle sonstigen Effecten, deren 
Besitz dem Zwänglinge nicht ausdrücklich bewilligt wird, werden demselben 
abgenommen , in ein von ihm zu unterfertigendes Yerzeichniss eingetragen, 
und in amtliche Verwahrung genommen. Die Zwänglinge werden rncksichtlich 
ihres Verhaltens in drei Kategorien (Classen) eingetheilt. Jeder neu eintretende 
Zwängling wird in die 3. Kategorie gereiht, und rückt nach Massgabe seines 
Fleisses, seiner Verwendung und seines sittlichen Verhaltens in die 2. und 
1. Kategorie vor. Die Vorrückung eines Zwänglings ans einer niedern in eine 
höhere Kategorie wird von der Hauscommission über Vorschlag der Direction 
bestimmt. Die Bückversetzung des Zwänglings aus einer höheren in eine 
niedere Kategorie kann der Director strafweise jederzeit verfügen, wenn gelindere 
Straf mittel bereits frnchtlos versucht wurden. Die Entlassung eines Zwänglings 
soll unter Beobachtung der Bestimmung des Gesetzes vom 10. Mai 1873 
(R.-G.-B. Nr. 108) eröt dann erfolgen, wenn der Betreffende sich schon in der 
1. Kategorie befand und sich der Hausordnung gemäss betragen hat. Die 
Kleidung der Zwänglinge besteht: A, im Winter: a) aus einer Kappe, b) aus 
einer Jacke, c) aus einem Leibel und d) aus einer Hose, sämmtUch aus grauem 
Tuche. B. im Sommer: a) aus einer Kappe, b) aus zwei Jacken, c) aus zwei 
Hosen, sämmtlich aus ungebleichtem Zwilch. Ausserdem erhält derselbe: zwei 
Schürzen, drei Paar Fusstücher, drei Hemden, drei ünterziehhosen, drei halbe 
Halstnchel, vier Sacktücher, zwei Handtücher, ein Paar Schuhe, das nöthige 
Pützzeug, ein Essbesteck (bestehend aus 1 Löffel, 1 Messer und 1 Gabel), drei 
Speiseschalen und einen Trinkbecher. Sämmtliche Gegenstände sind mit ein und 
derselben Nummer zu versehen. Als Bettzeug erhält der Zwängling: einen Stroh- 
sack, einen Strohkopfpolster, drei Leintücher, eine Sommer- und eine Winterdecke. 
Als Kost erhält der gesunde Zwängling: a) des Morgens: die Tagesration von 
84 Dekagramme Eoggenbrod ; b) des Mittags : a) am Montag, Dienstag, Mittwoch 
und Samstag 0*52 Liter nahrhafte Suppe mit 7 Dekagramme Brod und 0*52 
Liter Gemüse, ß) am Donnerstag und Sonntag 0*52 Liter Rindsuppe mit 
7 Dekagramme Brod, 0*52 Liter Gemüse und 8*75 Dekagramme Rindfleisch im 
gekochten Zustande, y) am Freitag 0*52 Liter Einbrennsuppe mit 7 Dekagramme 
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Gewiss können einzelne Landes-Zwangsarbeitshäuser einige gute 
Dienste leisten, allein was auch einzelne Länder mit ihren be- 
schränkteren Mitteln zu Wege bringen, vermag nicht den reissenden 



Brod, 0*52 Liter Gemüse und ein Stück Knödel im Gewichte von 875 Deka- 
gramme ; c) des Abends 35 Liter nahrhafte Suppe mit 7 Dekagramme Brod. 
Frisches Trinkwasser wird den Zwänglingen täglich in der Begel fünfmal ver- 
abreicht. Die Bestimmung der Krankenkost, sowie des Ausmasses derselben 
bleibt der ärztlichen Ordination vorbehalten. Ausser der erwähnten Kost kann 
die Anstalts-Direction dem Krankenwärter, Kanzleischreiber, Wäscher, Holz- 
arbeiter, Hausmaurer, Haustischler, Hausreiniger, Hausschneider und Gärtner 
eine tägliche Aufbesserung bis znm Betrage von Zwanzig Kreuzern, nach vor- 
läufiger Genehmigung des Landesausschnsses gewähren. Jeder ZwängUng wird 
mit dem zur Erhaltung der körperlichen Reinlichkeit nöthigen Nutzwasser ver- 
sehen, und hat monatlich einmal ein Körperbad zu erhalten. Die Leibeswäsche 
der Zwänglinge wii'd in der Regel allwöchentlich, die Bettwäsche allmonatlich 
gewechselt. Haare und Bart haben die Zwänglinge in einfacher Anordnung und 
glatt gekämmt zu tragen. Das Rasiren erfolgt wöchentlich, das Haarschneiden 
alle zwei Monate. Zwänglinge der II. und III. Kategorie dürfen nur Schnurbart 
tragen, während Zwänglinge der I. Kategorie sich auch den Vollbart stehen 
lassen können. Zur Winterszeit haben die Zwänglinge täglich einmal, zur 
Sommerszeit hiugegen dreimal im Garten spazieren zu gehen. Die Dauer des 
Spazierganges wird vom Director bestimmt. Vom Spaziergang darf sich kein 
Zwängling ohne Erlaubniss des Directors ausschliessen. Katholische Zwänglinge, 
die nicht durch Krankheit verhindert, oder vom Director von Fall zu Fall 
dispensirt sind, haben dem sonn- und feiertägigen Gottesdienste beizuwohnen. 
Nichtkatholische Zwänglinge haben während des katholischen Gottesdienstes in 
ihren Arbeitscameraten unter Aufsicht zu verbleiben. Bei der Zuweisung der 
Arbeiten ist auf die Arbeitsfähigkeit und die bisherige Beschäftlgungs weise des 
Zwängllngs soweit als thunlich Bedacht zu nehmen. Der Arbeitslohn der Zwänglinge 
ist tarifaiässig festgesetzt und zerfällt in den Stück- und in den Taglohn. Zwäng- 
lingen, welche nach Stück oder mit einem 38 Kreuzer übersteigenden Tagloha. 
bezahlt werden , wird von ihrem Lohne aaf Rechnung der von ihren Zuständig- 
keitsgemeinden zu bezahlenden Verpflegsgebühren der Betrag von täglich 38 
Kreuzer in Abzug gebracht ; der sonach sich ergebende Rest wird in der Weise 
getheilt, dass die eine Hälfte der Anstalt zuzufallen, die andere Hälfte aber dem 
betreffenden Zwängling als Eigenthum zu verbleiben hat. Aus dem erworbenen 
Eigenthume darf der Zwängling ohne besondere Erlaubniss des Directors wöcljentlich 
nicht mehr als 70 Kreuzer zum Ankauf von Lebensmitteln oder Tabak verwenden. 
Das ganze Eigenthum des Zwänglings haftet übrigens für den Ersatz des von 
ihm aus Bosheit oder Nachlässigkeit an fremdem Eigenthume verursachten 
Schadens, und kann zu diesem Zwecke ganz oder theilweise eingezogen werden. 
Aus seinem Eigenthume darf sich der Zwängling nur Tabak und solche Speisen 
anschaffen, welche der Traiteur zu führen verpflichtet oder berechtigt ist. Die 
Anschaffung von Bier und Wein unterliegt der speciellen Bewilligung des 
Directors. Geistige Getränke anderer Art dürfen überhaupt nicht angeschafft 
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Strom des Bettlerwesens und der Vagabundage arbeitsscheuer lieder- 
licher Individuen im ganzen Staatsgebiete in das richtige Bett, die 
Eechtsordnung sichernden und sittigenden Arbeitsamkeit zu leiten. 

werden. Briefe schreiben und empfangen darf der Zwängling nur mit Erlaob- 
niss des Directors. Alle an die ZwängliDge ankommenden, sowie die von ihnen 
abgehenden Briefe sind dem Director zar Durchsicht und Vidirung vorzulegen. 
Dieselben dürfen weder Unschicklichkeiten noch sonst Ungehöriges enthalten, 
widrigens sie vor Beförderung an ihre Bestimmung cassirt werden. Besuche 
darf der Zwängling nur von seinen Angehörigen erhalten und ist die Erlaubniss 
hiezu vom Director einzuholen. Diese Besuche, welche nicht länger als eine 
Viertelstunde dauern und erst in längeren Zeiträumen wiederholt werden dürfen,, 
sind in Gegenwart eines Aufsichtsorganes abzumachen, und darf sich hiebe! 
keiner Sprache bedient werden, der das bezügliche Aufsichtsorgan nicht mächtig 
ist. Zum Lesen in den Musestunden werden den Zwanglingen auf ihre Bitte 
Bücher aus der Anstaltsbibliothek verabfolgt. Das Lesen anderer Bücher, der 
Regierungsblätter und Zeitschriften nichtpolitischen Inhaltes kann vom Director 
nur insofeme gestattet werden, als hieraus der Anstalt keine Auslage erwächst. 
Das Tabakrauchen wird den Zwanglingen unter der Bedingung gestattet, dass 
sie die nöthigen Rauchrequisiten sich aus ihrem Eigenthume anschafifen. In der 
Regel darf nur während des Spazierganges Tabak geraucht werden. In den 
Schlafsälen ist das Tabakrauchen unbedingt verboten. Erkrankte Zwänglinge 
werden in's Hausspital versetzt, den Fall ausgenommen, dass ihre Erkrankung 
nur eine leichte und die Belassung in den Anstaltsräumen nach dem Ausspruche 
des Arztes weder ihrer Wiederherstellung noch der ihnen vorgeschriebenen 
Beschäftigung hinderlich ist. 

Vorschriften für das Verhalten der Zwänglinge. Die Zwäng- 
linge haben jeden Anstaltsbeamten, wenn er einen Arbeitsraum betritt, durch 
Aufstehen von ihren Sitzen, wenn er ihnen sonst im Hause begegnet durch 
das Abnehmen der Kopfbedeckung zu begrüssen. Bei den Aufsehern und Wach- 
leaten hat wegen des häufigen Verkehrs mit denselben zwar diese Ehrenbezeugung 
zu unterbleiben, es sind jedoch dieselben von den Zwanglingen mit dem Wort© 
„Herr" anzusprechen. Die Militärwachposten anzureden, ist, der Fall einer 
drohenden Gefahr ausgenommen, den Zwanglingen untersagt. In jeder Arbeits- 
und Schlafcamerate wird vom Director ein Zwängling als Stubenvater bestellt. 
Derselbe ist mit der Ueberwachung der Ordnung und Reinlichkeit betraut und 
haben die übrigen Zwänglinge seinen diesfälligen Anordnungen Folge zu 
leisten. Ebenso obliegt allen einer Arbeit zugewiesenen Zwanglingen den 
Weisungen der Arbeitsuntemehmer und ihrer Werkführer in Bezug auf den 
Arbeitsbetrieb genau nachzukommen und diesen Personen Achtung zu bezeigen. 
Den Zwanglingen ist gestattet, mit ihren Zimmer« und Arbeitsgenossen zu 
verkehren. Sie dürfen jedoch während des Gottesdienstes gar nicht und 
während der Arbeit nur das sprechen, was die Arbeit unabweisslich erfordert. Mit 
den Zwanglingen anderer Arbeitsräume (Cameraten) mündlich oder schriftlich oder 
durch Mittelspersonen in Verkehr zu treten, ist jedem Zwängling strengst verboten 
Im Verkehr mit den Zimmer- und Arbeitsgenossen sind alle lärmenden Unter- 
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Die üeberhandtiahme des Professionsbettels erwerbsfäh ig er 
Menschen ruft gerechte Beschwerden des Publikums wach, welchen 
die bisherigen Anstalten gegen Yagabondage, Bettlerunwesen, Armen- 



haltungen, unsittliche Gespräche, unzüchtige Geberden, Erzählungen von 
begangenen strafbaren Handlungen, alle Beschimpfungen und Misshandlungen, 
Zänkereien, Streitigkeiten und Raufhändel zu unterlassen. Wird ein Zwängling 
von einem andern beleidigt oder sonst gekränkt, so ist ihm nicht erlaubt, sicli 
selbst Hilfe zu verschaffen, sondern er hat sich bei seinem Vorgesetzten zu beschwe- 
ren. Auch ist es strenge untersagt, dass ein Zwängling von einem andern etwas 
kaufe, eintausche, entlehne, gescbenkweise annehme oder ihm etwas verkaufe, 
darleihe, tausche oder geschenkweise überlasse. Mit der Anssenwelt dürfen 
Zwäoglinge nur insoweit verkehren, als ei der Director gestattet. Geheime 
Verbindungen mit irgend Jemandem ausserhalb der Anstalt anzuknüpfen ist 
unbedingt verboten. Fremde, auch behördliche Personen, welche die Anstalt 
besuchen, dürfen nur mit Erlaubniss des anwesenden Beamten oder Aufsehers 
angesprochen werden. Es ist Pflicht eines jeden Zwänglings, stets nnd überall 
ein ruhiges und anständiges Betragen einzuhalten. Schreien, Singen, Pfeifen, 
Lärmen, Poltern, Besteigen der Fenster und Einrichtungsstücke in den Anstalts- 
räumen , Horchen und Pochen an Wänden und Thüren , müssiges Herumliegen 
während des Tages ist strenge verboten. Insbesondere werden Gewaltthätigkeiteu, 
Widersetzlichkeiten und Zusammenrottungen unnachsichtlich gestraft und nach 
Umständen mit Waffengewalt unterdrückt. Die Zwänglinge haben sich auch 
jedes Fluchtunternehmens und jeder Unterstützung eines solchen zu enthalten 
und wahrgenommene Vorbereitungen oder Verabredung zu einer Entweichnng 
ihren Vorgesetzten sogleich anzuzeigen. Ein entwichener und wieder in die 
Anstalt zurückgebrachter Zwängling ist in eine niedere Kategorie zu versetzen, 
und wenn er der dritten Kategorie angehören sollte, so ist er in dieser um so 
länger zu belassen. Kein Zinängling darf ausser den Gegenständen, deren 
Besitz ihm vom Director ausdrücklich bewilligt worden ist, etwas Anderes 
besitzen. Insbesondere ist allen Zwänglingen der Besitz von Geld, Messern, 
Stricken , Eisengeräthen , Spielkarten , Würfeln und dergleichen Sachen , den 
Zwänglingen, welchen das Tabakrauchen etwa verboten worden ist, auch noch 
der Besitz von Bauchrequisiten und Zündhölzchen auf das Strengste verboten. 
Nicht minder ist es untersagt, irgend einen Gegenstand aus einer Arbeits- 
stätte u. s. w. in die Schlafcameraten unbefugt mitzunehmen, oder aus der 
Schlafcamerate zu enttragen, von aussen in die Anstalt einzuschmuggeln oder 
aus derselben hinauszuschwärzen. Gefundene Sachen sind sofort an einen 
Vorgesetzten abzugeben, angebotene Geschenke abzulehnen, und ist der Gebei 
an den Director zu verweisen. So oft ein Vorgesetzter, um sich von der 
Befolgung dieser Vorschriften zu überzeugen, eine Personsdurchsuchung vor- 
znnehmen findet, hat sich jeder Zwängling derselben unweigerlich zu unterziehen. 
Die im unbefugten Besitze eines Zwänglings gefundenen Gegenstände verfallen 
nach dem Ermessen des Directors der Anstalt, sofern nicht dritten Personen 
ein Anspruch darauf zusteht. Die Zwänglinge haben ihren Körper stets rein 
zu erhalten. Sie haben Steh täglich nach dem Aufstehen Gesicht und Hände 
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Unterstützung und Armenversorgung , lange nicht genügend ab- 
helfen. — So lange die Hilfsvereine für entlassene Sträflinge, die 
Arbeitsasyle, die sog. Magdalenen stifte, die Zwangsarbeitshäuser, die 



sauber zu waschen, sowie auch Haarq und Bart ordentlich zu kämmen. Die- 
jenigen, die mit beschmutzender Arbeit zu thun haben, müssen sich während 
des Tages wiederholt Gesicht und Hände waschen und nach Bedarf auch das 
Haar reinigen. Die Zwänglinge haben in allen Räumen der Anstalt die grösste 
Beinlichkeit zu beobachten, ihre Kleider , Schuhe , Betten, Geräthe, Bücher, 
Werkzeuge, Arbeitsstoffe u.-s. w. in sauberem Zustande zu erhalten, und jede 
Beschädigung dieser Gegenstände, sowie der Gebäude sorgfältig zu vermeiden. 
Jedem Zwängling obliegt, täglich am Morgen seine Kleidung und Beschuhung zu 
reinigen und sein Bett in Ordnung zu bringen. Der Zwängling ist für allen selbst 
verschuldeten Schaden und Abgang an den ihm äbergebenen Sachen verantwortlich. 
Die einer Arbeit zugewiesenen Zwänglinge haben während der Arbeitszeit 
unausgesetzt mitFleiss und Sorgfalt zu arbeiten. Sie dürfen sich ohne Erlaub- 
oiss weder von ihrem Arbeitsplatze noch aus ihrem Arbeitsiocale entfernen. 
Zwänglinge, welche beharrlichen ünfleiss an den Tag legen, sind, vorbehaltlich 
der etwa noch ausserdem zu verhängenden Disciplinarstrafen , der ihnen 
gewährten Zulagen verlustig zu erklären , und haben als tägliche Kost nur 
0*56 Decagramme Boggenbrod, 0'35 Liter Suppe ohne Brod und 035 Liter 
Gemüse zu erhalten. In den freien Stunden haben sich die Zwänglinge mit 
Lesen oder mit dem Anhören des Yorlesens eines Mitzwänglings oder mit 
anderen nützlichen Dingen zu beschäftigen. Hat der Zwängling bei dem Director 
der Anstalt eine Bitte vorzubringen, so meldet er dies dem Aufseher und bittet 
um Vorführung, wenn er es nicht vorzieht , hiezu einen Besnch des Directors 
in seiner Abtheilnng abzuwarten. Er hat AUes gebührlich vorzutragen, sich 
jeder Heftigkeit und jedes Drängens zu enthalten, und des Bescheides ruhig 
gewärtig zu sein. Fühlt sich ein Zwängling durch die Verfügung des Directors 
beschwert, so kann er um Vorführang bei der Haus-Commission, welche monat- 
lich einmal stattfindet, bitten. Ungegründete oder aus gehässiger Absicht vor- 
gebrachte Beschwerden, sowie wissentlich falsche Anzeigen gegen Angestellte, 
Wachen und andere Personen werden bestraft. Fühlt sich ein Zwängling krank, 
so hat er sofort dem Aufseher hievon Anzeige zu erstatten. Wer eine Krankheit, 
woran er leidet, verschweigt, wird straffällig, gleichwie derjenige, der sie 
heuchelt. Wird ein Zwängling des Nachts von Krankheit überfallen, so darf er 
an der in der Schlafcamerate befindlichen Glocke ziehen. Das Läuten ohne 
Noth ist verboten und zieht Strafe nach sich. 

Tagesordnung. Im Sommer um 4Va Uhr, im Winter um 5V2 ^^^ 
wird das Zeichen zum Aufstehen mit der Glocke gegeben. Die Zwänglinge haben 
sich sofort von ihrem Lager zu erheben, sich zu waschen, zu kämmen, sich 
vollständig anzukleiden und ihr Bett in Ordnung zu bringen. Sohin wird 
kniend die Morgenandacht verrichtet. Dieselbe besteht aus einem Morgengebete, 
einem Vater unser und dem englischen Grusse. Nachdem die Zwänglinge ihre 
Schlaf cameraten verlassen haben, wird die Tagesration Brot vertheilt und im 
Sommer ein kurzer Spaziergang im Garten unternommen. Eine Stunde nach 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. IIL ]4 
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Besserungsanstalten für verwahrloste jugendliche Personen 
in viel zu geringer Zahl vorhanden sind; in den Untersuchung s- 
\ind Grerichtsstrafgefängnissen, nicht selten bessere Gefangene in ver- 



dem Aufstehen beginnt die Arbeit und dauert bis 11 ühr. Von 11 — 11 Vj Ubr 
wird zu Mittag gegessen. Vor und nach dem Essen verrichten die Zwänglinge 
laut ihr Gebet, welches aus einem eigenen Tischgebete, einem Vater unser und 
dem englischen Grosse besteht. Von IIV2 — 12\'j wird spazieren gegangen. 
Um I2V2 Ubr beginnt die Arbeit von Neuem und dauert im Sommer bis 7, im 
Winter bis 6 Uhr Abends. Um 7, hinsichtlich 6 Uhr Abends wird die Abend- 
suppe vertheilt nnd im Sommer noch bis 8 Uhr spazieren gegangen. Im Winter 
iiaben die Zwänglinge von 7—8 Uhr Abends weiter zu arbeiten. Nach Beendi- 
gung der Tagesarbeiten werden das Arbeitsmaterial, sowie die Geräthschaften 
von den Zwänglingen in Ordnung gebracht, und das Nachtgebet sammt einem 
Vater unser und dem englischen Grusse laut verrichtet. Hierauf werden die 
Zwänglinge in die Schlafcameraten geführt, wo sie sich ruhig zu Bette zu 
begeben und aller ferneren Gespräche zu enthalten haben. An Sonn- und 
Feiertagen ist in der Regel dieselbe Tagesordnung zu beobachten, nur wird um 
1 Stunde später aufgestanden und um 9 Uhr Vormittags der Gottesdienst 
abgehalten. An Sonn- und Feiertagen sind nur jene Zwänglinge zu arbeiten 
verpflichtet, welche für den betreffenden Tag auch einen Lohn oder eine Kost- 
auf besserang beziehen. Ben übrigen Zwänglingen steht es, unter Voraussetzung 
der Anwesenheit des betreffenden Werkführers frei, sich mit ihrer gewöhnlichen 
Arbeit, sonst aber nach der Bestimmung des §. 33 dieser Hausordnung zu 
beschäftigen. Wann die Verabreichung der Nebengenüsse stattfindet und wie 
hiebei vorzugehen ist, wird der Disposition des Directors überlassen. 

Strafen. Alle Verletzungen dieser Hansordnung, sowie die Verübuug 
aller im allgemeinen Strafgesetze als Ueb er tretungen und Vergehen bezeichneten 
straibaren Handlungen werden sowohl an dem unmittelbaren Thäter, als auch 
an jedem, der hiezu aufgefordert, mitgewirkt oder die ordnungswidrige Handlang 
•eines andern nicht angezeigt, oder dieselbe verheimlicht hat, in Gemässheit der 
Ministerial -Verordnung vom 4. Juli 1860 (R. G. Bl. Nr. 173) mit DiscipUnar- 
«trafen geahndet. Die Disciplinarstrafen sind: 1. Ein Verweis unter vier Augen 
•oder vor anderen Zwänglingen ; 2. die zeitweise Entziehung von Nebengentissen 
oder anderen Begünstigungen ; 3. die Entziehung des warmen Frühstücks : 
4. Fasten bei Wasser und Brod; 5. die Fesselung ; 6. hartes Lager; 7. Einzel- 
haft; 8. einsame Absperrung in dunkler Zelle; 9. die Zuweisung zu einer 
unliebsameren , schwierigeren oder einen kleineren Lohn abwerfenden Arbeit, 
und 10 die Rück Versetzung aus einer höheren in eine niedere Kategorie. Mit 
der Strafe der Einzel- und Dunkelhaft ist stets auch die Entziehung der 
Nebengenüsse und der Extrakost, der Begünstigung des Absendens und 
Empfangens von Briefen, des Empfangens von auswärtigen Besuchen, sowie die 
Ausschliessung vom gemeinsamen Spaziergange verbunden. Die Verhängung von 
Disciplinarstrafen steht dem Director zu. Eine Beschwerde wider dieselbe hat 
keine aufschiebende Wirkung. Begeht ein Zwängling ein Verbrechen, so 
wird er dem k. k. Landesgerichte übergeben, jedoch nach ausgestandener 
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derblicher Gemeinschaftshaft, oder im erzwungenen Müssiggange leben 
müssen; Zwangsarbeits -Anstalten mit mannigfacher Beschäftigung 
gewerblicher und landwirthschaftlicher Kategorie nichtyon Staats- 
wegen errichtet und verwaltet werden; so lange das Publikum 
das schädliche, liederliche Almosengeben ohne Eecherchen der TJnter- 
^tützungsbedürftigkeit nicht grundsätzlich aufgibt und das planlos 
ausgestreute Almosen lieber jenen Vereinen gegen Verarmung an- 
vertraut, welche nur nach eingeholter Eecherche, Unter- 
stützungen und unverzinsliche Darlehen, im Dienste der präventiven 
Armenpflege gewähren; so lange die Privatvereine nicht Hand in 
Hand mit der Öffentlichen Armenpflege die Interessen der wahrhaft 
Armen vertreten, und vor Allem dem drohenden Nothstande Einzelner 
vorbeugen; — so lange ist von einer gründlichen und wirksamen 
Abhilfe gegen das Bettler- und Vagantenunwesen nicht die Eede, *) 
Nicht nur sollte jede gesunde, über 10 Jahre alte Person, welche 
beim Betteln und Vagabondiren betroffen wird, in eine Besserungs- 
oder Arbeitsanstalt gebracht werden , die als Staatsanstalten einzu- 
richten wären, sondern selbst der Begünstiger des Bettels arbeits- 
fähiger Personen, durch leichtsinniges Almosenspenden, einer 
Ordnungsstrafe an Geld unterworfen werden ! Eine Armenstat i s t i k 
auf dem Gemeindehause, der öffentlichen Einsichtnahme zugänglich, 
müsste die Grundlage der organisirten Armenpflege sein. Die Vortheile 
der staatlichen Verwaltung de s Armen wesens sind über- 
wiegend. Der Zusammenhang zwischen dem Armen, Ge- 
sundheits- und Gefängnisswesen ist so evid,ent, dass hierüber 
eine Meinungsverschiedenheit nicht mehr bestehen kann. Leider haben 
bis in die neueste Zeit nur wenige Vertreter der Strafrechtswissen- 
schaft sich mit dem Verwaltungsrecht des Gesundheits- , des 
Armen- und Gefängnisswesens bis in die Details dieser hochwich- 
tigen Verwaltungsaufgabe durch eigene Erfahrung vertraut gemacht, 

Strafe wieder in die Anstalt zurückgeliefert. Solche Zwänglinge sind bei ihrer 
Rückkehr wie Entwichene (§. 29 dieser Hausordnung) zu behandeln. Diese 
Hausordnung ist, damit kein Zwängling sich mit deren ünkenntniss entschuldigen 
könne, in jeder Arbeits- und Schlafcamerate an die Wand anzuheften, und 
nach Umständen den einzelnen Zwänglingen bei dem Eintritte in die Anstalt 
kunJ zumachen. 

Wien, am 23. Mai 1876. 

*) Der Verwaltungsbericht des Vorstandes des Vereines gegen 
Verarmung und Bettelei in Wien für das Jahr 1880 hat in diesem Sinne 
die richtigen Grundlagen einer geordneten Privat-Armenpflege bezeichnet. 

14* 
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und das Fablikiuu weiss nicht einmal genauer, welche Summe von 
Entbehrungen, Leiden, Leistungen in den gesetzlichen Straf drohun gen 
und gerichtlichen Strafurtheilen ausgedrückt sei, ob und wie den 
Bettlern, den Sträflingen und Zwänglingen eine strenge, aber humane 
Behandlung unter Berücksichtigung ihrer Lidividualität zu Theil und 
ein hartes aber menschenwürdiges Dasein ermöglicht werde. 
Schon aus diesem Grunde ist es gerechtfertigt, nicht nur die gesetz- 
lichen und verwaltungsrechtlichen Bestimmungen über das Armen- und 
Gefängnisswesen, über Straf- und Zwangsarbeitsanstalten eingehend 
zu besprechen , sondern auch die Hausordnungen dieser Haft- 
und Yersorgungsanstalten zu studiren, im socialpolitischen Interesse 
einer individualisirenden Gefängnisszucht und Armenpflege von Staats- 
wegen. Es ist eine arg^ tJebertreibung , den Verbrecher als das 
Verbrechen der Gesellschaft zu bezeichnen. Allein mancher Ver- 
brecher oder verwahrloster Landstreicher und Bettler darf von sich 
sagen, ein unglücklicher und verkommener Mensch zu sein, an dem 
mehr gesündigt wurde als er selbst sündigte. Die begünstigte freie 
Bevölkerung und insbesondere Alle, welche in Theorie und Praxis 
berufen sind, für die Verbesserung des Armen- und Gefängnisswesens 
einzustehen , sollten sich stets gegenwärtig halten , wie es den un- 
glücklichen Armen und Gefangenen zu Muthe ist, die, weltverlassen, 
freundlos , dem Elend oder der Pein preisgegeben , Schmach auf ihr 
Haupt gehäuft sehen und nur selten die Stimme des opferwilligen 
Menschenfreundes hören, die sie aufrichtet und aus der hoffnungslosen 
Stumpfheit erlöset. In unserem viel gepriesenen Jahrhunderte der 
Humanität sollte in jeder besseren Menschenbrust der ergreifende Ton 
tiefen Erbarmens mit den Leiden der Armen und der Gefangenen 
auch dort nachklingen, wo das V erwaltungs- und Strafrecht 
des Staates eine strenge Behandlung — gleich weit entfernt, von 
Brutalität wie von Sentimentalität — unabweislich erfordern. 



VIL 

Begutachtung der Reformfrage 

des internationalen 

Fönitentiar-Congresses zu Stockholm : 

Quel serait le meilleur moyen de combattre la 

rdcidive ? *) 

iJes actes criminels, commis ä des epoques differentes par un 
seul et meme individu, sont : ou en concurrenee de fait, ou en rapports 
d'iteration ou encore en connexion avec une habitude criminelle. Les 
differentes legislations se sont regnlierement contentees de releguer 
les deux premiers cas dans le domaine de la mesure de la peine. 
Ce n'est qu'ä titre exceptionnel qne des peines speciales ont ete 
edictees pour des cas penaux particuliers , partout ou les notions du 
droit germanique, en Opposition aux lois romaines, considerent la 
recidive comme une cause generale d'aggravation de la peine. Le 
projet de Code penal Italien s'est nouvellement rattache avec quelques 
modifications ä l'esprit du Code . p6nal fran^ais. Mais ni dans le 
Code penal, ni dans le manuels de droit penal, Ton n'a fait une 
application systematique et constante de la diff6rence fonda- 
mentale entre les criminels d'habitude et les criminels d'oc- 
casion. 

La concurrenee des crimes ou des delits et la recidive ont 6t6 
prises plus ou moins en consideration dans la fixation de la peine. 
Dans les peines 6dictees pour les criminels d'habitude, la nature du 
crime ou du delit n'a ete prise en consideratiop que pour quelques 
cas speciaux en dedans du cadre ordinaire des punitions edictees 
egalement applicables ä la premiere perpetration ou ä la reiteration. 



*) Le Congrfes P6nitentiaire international de Stockholm 15—26 Aoüt 1878. 
Comptes - Rendus des s6ances , par le Dr. Guillaume. I. 1879. Annexes, 
pa^. 169—177. 
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En face de cette pratique traditionelle, j'ai soutenu 
Topinion que non-seulement , comme cela a eu lieu jusqu'ici, les 
motifs de remprisonnement , mais encore le Systeme de punition 
legale, et le droit administratif de la police, doivent partir de 
la difference fondamentale qni existe entre les infractions d'habi- 
tude et les infractions d'occasion, et que cette difference fonda- 
mentale dans la criminalite doit conduire ä un Systeme dua liste 
dans la mesure de la peine. 

La legislation penale n'aurait-elle alors vouln edicter des peines 
que pour les criminels d'occasion? Ses maxima de peine ne sont-ils 
pas aussi calcul6s pour les criminels d^habitude? Et une echelle 
de penalite pour ces demiers, courant parallelement avec celle 
concemant les criminels d^ocoasion ne serait-elle pas de nature ä 
amener une complication j^heuse de l'application de la peine avec 
une Serie infinie de degres ^enaux? 

Les raisons qui m'amenent a me prononcer pour une aggravation 
speciale etfacultative de la peine relativement aux crimes et 
delits d'habitude et a TitSration frequente de la recidive, se basent 
sur l'experience fournie par les detenus, que Thabitude criminelle 
amene la degeneration du caractere du coupable, et que cette 
degeneration reagit ä son tour sur le caractere de Tacte criminel et 
sur le traitement p^nal qui y oorrespond. Le delit d'habitude est 
Texpression d^une depravation pbysique et morale fond^e dans la vie 
precedente du criminel, et se maint^nant des lors avec tenacite. Le 
premier delit d^occasion ou memo la premiere et la deuxieme iteration 
de ce delit, n'ont pas encore passe a Tetat d'habitude, parce qu'ils ne 
constituent pas encore ä eux seuls un penchant devenu un trait du 
caractere ou une seconde nature du coupable, et que par suite 
elles ne sont pas la consequence d'un caractere dejä deprave, du 
moment ou le memo acte delictueux peut etre commis sous Tempire 
des circonstances et de motifs les plus divers. Ce n'est que du 
moment ou l'iteration a ete frequente que l'on peut admettre en toute 
sürete un habitude coupable comme la source continue d'un caractere 
devenu habituellement pervers. 

II suit de la, que chaqu6 recidlve, que chaque Iteration 
d'un delit identique dejä juge ou dejä puni, ne presuppose pas 
une habitude coupable. L'iteration frequente du delit est seulement 
une preuve, mais non la preuve unique de cette habitude. II faut 
encore pour cela une perpetration tenace du meme acte ä de courts 
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intervalles et ä chaqtie occasion qui se presente sous la pressio» 
de la volonte degeneree. La recidive presuppose tout aussi peu, dans 
la perpetration d'un delit d'une autre nature apres condamnation et 
punition prealables , si meme il se manifeste dans les deux cas nne 
volonte vicieuse dangereusement excitee, volonte plus intensive dans 
la perpetration du meme acte, plus exten&ive dans celle d'un delit 
different. 

On constate dans le delit d'habitude, et dans la recidive reiteree 
qui lui est identique, des anomalies de sentiment, de volonte, et d'action, 
qui generalement ne se presentent pas chez la grande majorite des 
criminels d'habitude dont Tacte ne parait que comme uue crise 
nefaste, ou comme une faiblesse de volonte* Si Thabitude constitue en 
premier lieu une partie integrante du caractere, son influence sur le 
caractere penal objectif de Tacte d'habitude ne peut etre niee. La 
repetition de Tacte coupable , surtout apres plusieurs punitions, 
n'est pas non plus objectivement la meme cbose que ia premiere 
perpetration : eile presente un caractere plus dangereux, en tant que 
Thabitude coupable inveteree s'y manifeste, et qu'on la doit considerer 
comme se reiterant toujours davantage. Dans la repetition continue 
de l'acte coupable se manifeste un redoublement d'intensite du peuchant 
criminel, cependant eile comporte non-seulement une augmentation de 
la force attractive de Thabitude coupable, mais aussi un accroisseraent 
d'habitude des actes coupables quien sont le corallaire. 

II faut toutefois observer a cet egard que, par suite de la nature 
emoussante de Thabitude, Taugmentation de la culpabilite ne va que 
jusqu'ä un certain point et qne Thabitude affaiblit le „sentiment" 
des decisions renouvelles de la volonte. Le voleur d'habitude ficit 
par voler toutes choses indifferement ; il voit une satisfaction de sa 
passion dans la seule häbitude de voler. D'autant plus objectivement 
dangereuses sont les emanations de ce sentimeut, qui s'elface toujours 
davantage, de la difference entre la gravite des actes. 

Cette psychophysique du crime ou du delit d' häbitude ne 
s'applique qu'aux recidives reiterees plusieurs fois ou tout au moina 
detix fois de suite a de courts Intervall es. 

C'est sur cette admissiön que je base les propositions que Ton 
trouvera plus bas sur les moyens les plus effectifs pour combattre 
les recidives. 

C'est sur la classe „abnormes" des criminels d'habitude et 
des recidivistes inveteres que doit tomber toute la rigueur des menaces 
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afflictives de la loi, parce que celle-ci ne peut reagir qu'en s'armant 
de peines perseverantes et severes. Les moyens de ces reactifs plus 
rigoureux appartiennent en partie ä la loi penale et ä rexecution de 
la peine, en partie au droit administratif de la police de sürete öt 
ä la surveillance de societes pour les detenus liberes. 

Pour la „simple" recidive, quand eile ne se fonde passur 
un sentiment invetöre de mepris pour la loi, on peut se contenter des 
dispositions penales sur Taugmentation de la peine dans les limites 
de la mesure ordinaire de Techelle des peines. 

Ce n'est plus le cas ä Tegard des reoidives d'habitude repetees, 
Pour elles, comme pour les delits d'habitude en general, la loi devrait 
prevoir une mesure extraordinaire de penalte en fixant des maxima 
et des minima de peine nSpeciaux**. 

C'est seulement par ^ ce moyen que la difference fondaraentale 
dans Tapprecation de la culpibilite pourra etre inscrite dans la loi, 
et le danger eloigne de Temploi d'une mesure de peine „moyenne'^ 
trop severe. La mesure moyenne normale de la peine pour la classe 
des criminels d'occasion doit etre elev6e pour les criminels d'habitude 
de la moitie de la mesure de peine ordinaire ^dictee par la loi. La 
durSe maximum du cadre ordinaire de la peine, 2, 5, 10, 15 ans, 
doit dans la mesure extraordinaire ä appliquer aux criminels d^habitude 
et ä des recidi vistes inv6t6r6s, pouvoir etre portee „facultativement** 
ä 5, 10, 20, 25 et 30 ans. Les minima de la mesure ordinaire 
des peines pour cette classe de delinquants pourront etre eleves, mais 
pas au-dessus du tiers du minimum de la peine. Cependant, cette 
„aggravation" des peines du fait de „Vhabitude de la culpa- 
bilite** ne devra pas avoir lieu, si depuis la derniere punition öti 
la derniere condamnation , oü encore depuis le dernier delit, il s'est 
passe cinq ans pendant lesquels le coupable a joui de sa pleine 
liberte d'action. Dans la mesure de la peine ä appliquer ä la reci- 
dive le tribunal doit examiner: si les delits precedents ont et6 
commis avec ou saus circonstances aggravantes, par le meme motif 
ou par un motif different, sous la forme de Tinstigation ou sous celle 
de la complicite, ou encore avec le concurs de circonstances attennantes"; 
si les iterations se sout suivies ä des intervalles eloigne 3 ou rapproches, 
si d'apres le caractere du coupable, d'apres le nombre et la gravite 
des delits precedents, il y a cause a attendre une amelioration morale, 
si les iterations et la concurrence coi'ncident, quelles peines disci- 
plinaires ont du etre appliquees ä de precedentes executions. De la 
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peine et quelles ont 6te leurs effets sur la conduite du recidiviste; 
et eniin, si celui-ci a et^ gracie ä une precedente oocasion. 

Selon moi; les minima de la detention ponr les criminels 
d'habitnde ne devraient pas descendre au - dessous de deux-ans , ni 
au-dessus de cinq ans pour les delits graves et des iterations rSpetees 
a des intervalles rapproches, ou qu'avec des peines plus courtes 
Tapplication de ]a peine ne peut guere se concilier avec le „caractere* 
pedagogique de la lutte contre Thabitude coupable. 

II foudrait edicter dans la loi la peine de la ^detention. 
pour la vie" ä l'adresse des criminels d^habitude qui , apres un 
examen serieux et multiple, et au moins cinq condamnations penales 
pour actes d'un caractere grave contre de la sürete ou la morale 
publiques , ont 6t6 reconnus comme definitivement incorrigibles, apres 
avoir subi au moins cinq ans de detention. 

Tout ce que Ton pourra objecter contre Taggravation generale 
de peine dans les crimes ou delits d'habitude et dans la demoralisation 
oü la bestialite exceptionelles d^ndividus coupables de nombreuses 
recidives, toutes ces objections ne se laissent justifier que relativement 
k Taggrayation de la peine d^passant la mesure normale de la 
p6Qalit6 dans Tapplication individuelle de la meme peine. 

Les moyens de combattre la reeidive diflKrent de beaucoup entre 
•eux , en ce qu^ils se basent non-seulement sur la duree de la peine, 
mais aussi, et principalement sur la personalite du criminel. 

Si grande que soit la valeur du Systeme de la detention en 
cellule, celui de la „detention progressive** rend cependant de 
plus grands Services encore, precis^ment pour les criminels d'habitude. 
L'habitude passive d'une vie severement r6gl6e, teile que celle de 
Temprisonnement cellulaire, a encore besoin de Texcitation de la 
80ciet6 de ses semblables pour surmonter par Texercise de la resistance 
€ontre la seduction, la puissance attractive du penchant coupable 
transformö en babitude. 

Pour les esclaves d'habitudes coupables l'education pedagogique, 
•dans la prison coUective par degres et dans Tetablissement inter- 
mediaire, est indispensable entre toutes si Ton veut preparer le 
detenu ä Tusage de la liberte par la confiance en sa propre force 
morale. La severit6 de la diseipline penitentiare , le travail penal, 
et Tisolement ne le feront jamais ä eux seuls. 

II va de soi que la majeure partie de la duree de la peine 
devrait etre passee en cellule, pour autant que Tetat de sante du 
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detenu le permette. Le reste de la peine serait subi dans la Sepa- 
ration penale progressive d'apres le' principe de Vindividualisation. 
Les detenus donnant encore des esperances d'amelioration ne devraient 
pas etre exclns par la loi de la liberation conditionnelle apres des 
preuves de bonne conduite dans Tetablissement intermediaire. 

Par contre, le criminel d'babitude et le recidiviste reifere ne 
devraient pas, pendant la duree de la peine, etre admis sans une 
longue epreuve a de faveurs speciales et ä une gratification ponr le 
travail penal. Pour que le caractere different de la penalit6 appliquee 
ä cette classe de delinquants soit facilement saisissable an gros public, 
Texecntion de la peine pour les criminels d'babitude devra se faire 
dans des „prisons** speciales, ils porteront un costume distinct de celui 
des autres, du moins quant ä la „couleur", et toute correspondance 
epistolaire leur sera interdite , de meme que les visites. II faudrait 
cependant introduire parmi cette classe de detenus deux „divisions 
disciplinaires" avec promotion ou degradation suivant les besoins. 
Ces classes seraient tenues separees Tune de Tautre et distinguees en 
outre par de petites faveurs, telles que Tautorisation de recevoir et 
d'ecrire de temps ä autres des lettres, de recevoir des visites etc. 

Pour les distinguer en outre des autres categories de detenus 
on tutoyerait tous les prisonniers de cette classe, et leur consentement 
ne serait pas necessaire pour leur emploi au travail exl^rieur. 

II faudrait attacber de l'importance ä ce que lesmoyensde peine 
appliques pour autant qu'ils soient prevus par la loi, fussent indiques 
dans le jugementen barmonie avec la classe du crime ou du delit. 

Le jugement devrait ensuite contenir la latitude de la 
repartition des condamnes dans la categorle des criminels d'babitude et des 
recidivistes frequents. Si meme les actes du proces sont remis avec le con- 
damne ä Tetablissement penitentiaire ; ils ne sont cependant pas en general 
suffisamment detailles pour fournir a son ecrovement dans la prison une 
appreciation meilleure ou plus süre de sa conduite anterieure ou de ses 
motifs que de la part du juge mieux informe qui a regu ses aveux. 

II faut ajouter que le jugement devrait aussi contenir la 
latitude de la mise du condamne sous la surveillance de la police, 
ou de sa remise ä un etablissement de travail force , moyen dont il 
doit etre fait un emploi etendu pour combattre le pencbant a la 
recidive, si meme les essais faits jusqu'ici apparaissent parfois comme 
des tentatives infructueuses de resoudre la donnee si diiiicile de rendre 
les recidivistes a une vie bonne te. 
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Quand tons les moyens d^application de la peine se sont montr^s 
insuffisants, il ne reste plus qu'une vis sans fin de mesures de police 
et de tutelle administrative. 

Vis ä-vis des criminels d'habitude, Tordre legal ne peut 
admettre la regle que l'expiration de la peine annnle la culpabilite 
dn detenu. La soiirce continue du penchant coupable permanent du 
criminel d'habitude et du recidiviste frequeut de cette categorie, justifie 
la triste necessite de recourir ä une diminution sensible de la liberte 
et de ses droits civils par Temploi de la surveillance de la police, 
par un emprisonnement subsidaire et par Tenvoi ä un etablissement 
de travail force. Cependant il ne faudra pas perdre de viie que, 
dans la surveillance administrative des recidivistes liberes, il est aussi 
necessaire d'avoir egard ä leur education ulterieure et ä leur moyens 
d'existence. La societe civile n'a pas seulement ä se proteger contre 
les dangers des pencbants criminels inveteres des detenus liberes, 
eile doit aussi les proteger eux-memes contre leurs habi- 
tudes perverses. II faut ajouter ä cela que la tutelle administra- 
tive des criminels d'babitude liberes ; limitee par la loi, est le moyen 
le plus efficace de la prevention et de la decouverte d'actions coupables 
par la voie de la police correctionelle. De Tensemble des considera- 
tions qui precedent, je crois pouvoir formuler les propositions suivantes. 

La nature de la liberation de Tetablissement penitentiaire 
doit, ä l'effet d'amener la surveillance de rigeur, etre fixee avant 
l'expiration de la peine par l'autorite penitentiaire , et communiquee 
ä l'autorite administrative de Tendroit ou est envoye le detenu libere. 
Eoute de voyage obligatoire ou envoi par la gendarmerie dans la 
commune d'origine, toutefois seulement dans le cas oü cette commune 
est ä meme de foumir au detenu libere le moyen de gagner bonnetement 
sa vie. Souvent les communes d'origines sont Celles oü les coeurs et 
les portes se ferment le plus cruellement devant le detenu sorti de la 
prison, qui se trouve ainsi ä ce moment critique qui suit immediatement sa 
liberation, expose au danger incessant, implacable d'une rechute surtout 
quand aiicun pecule ne le protege contre le manque d'asile et de travail. 

Je mentionnerai en second lieu: la designation du Heu du 
domicile, avec defense de visiter certaines localites, ou d' abandonner 
de nuit sa dem eure sans autorisation. 

Les individus places sous la surveillance de la police 
seront repartis en deux das ses. La premiere coraposee des re- 
cidivistes qui donnent encore quelques esperances d'amelioration sera 
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liberee de surveillance patente et directe de la police. Cette sur- 
veillance se restreindra ä des informations secretes sur la vie, les 
moyens d'existence, la societe des anciens d^tenus etc. La seconde 
classe sera au contraire soumise ä une surveillance severe, mais 
accompagnee de tous les menagements possibles afin de ne pas rendre 
plus difficile ou meme fermer aux individus de cette classe le moyen 
de gagner leur vie. 

L'autorite penitentiaire determine avant la liberation des 
detenus la classe ä laquelle ils appartiendront , du moment oü eile 
ne pense pas que la surveillance de la police soit superflue, ou qu'elle est 
d'avis /ju'un cautionnetnent permettrait d'eviter l'inconvenient de la 
surveillance de police. L'autorite de police serait competente pour faire 
passer d'une classe ä Tautre l'individu place sous sa surveillance. 

La mise sous la surveillance de la police peut etre fixee par 
le tribunal competent pour le terme de 2 ä 5 ans ä partir de la 
liberation du detenu. L'autorite administrative competente aura ce- 
pendant le droit d'abrege'r en regle general la duree de la sur- 
veillance ou d'en modifier la forme dans des cas speciaux. 

Les individus places sous la surveillance de la police de sürete 
ne devront jamais etre mis en communication exterieure avec des 
detenas. Les invitations ä se presenter aux bureaux leur seront 
faites par ecrit avec tous les menagements possibles, afin que le detenu 
libere, qui a fait preuve d'une bonne conduite, n'ait pas ä redouter 
de se voir compromis dans son entourage par la surveillance de la 
police. Apres 2 ans de surveillance de police il sera loisible ä 
Tindividu surveille de demander d'etre libere da cette surveillance ä 
Tautorite de police superieure du district, ou du moins de prier qu'il 
lui soit fait gräce de la surveillance directe de la police. 

Le detenu liber6 contrevenant aux obligations qui lui ont ete, 
spejialement imposess, ou se rendant coupable de desobeissance, 
serait en ce cas punis d'un arret simple et, s'il r6cidivait, d'un arret 
severe de police , et . interne pour un minimum de deux ans dans 
un etablissement de correction. L'internement penal dans 
un etablissement de correction peut etre fixe en terme de 5 ans, 
suivant l'appresation de Tautorite administrative. Les individus 
au-dessus de 20 ans appartenant ä cette catSgorie seraient internes 
dans un etablissement correctionnel pour les jeunes delinquants, oü on 
les oecuperait sp6cialement ä des travaux agricoles. 

II est hors de la possibilit^ de l'Etat de combattre avec succes 
les d^lits d'habitude sans Taide et Tappui des particuliers. 
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Comme un remede efficace pour la diminntion de cette gangrene 
du Corps social, je proposerais rorganisation suivante de societes 
d'a s s u r a n c e contre les dangers de la recidive : Ces societes se 
composeraient de membres payants ou passifs qui paieraient les frais 
d'entretien , et de membres actifs,, qui, en qualite de personnes de 
confiance et de patrons , auraient ä preter leur aide morale et 
materielle aux detenus lib6res confies ä leur surveillance , et ä com- 
pleter ainsi la surveillance insuffisante de la police. 

Ces soci^t6s de sürete devraient former comme des camps 
retrancheä contre l'armee des recidivistes liberes, et representer une 
morale publique active, vigilante, et bien organisee. *) 



*) Gegen meine Ansicht über die Behandlung der wiederholt Rück- 
fälligen, welche sich in Stockholm der Zustimmung hervorragender Fach- 
männer zu erfreuen hatte, machte Dr. E. v. Lilien thal 1879 Front, in 
den Beiträgen zur Lehre von den Collectivdelicten, in welchen §. 10 der Kritik 
meiner Ansicht über das Gewohnheitsyerbrechen gewidmet ist. Hälschner 
bemerkte in s. Gem. deutsch. Strafrechte I, 1881, S. 543, zu dieser Polemik, 
dass sie wenig berechtigt, unklar, zum Theil unverständlich sei. Hier will ich 
nur ein Miss verständniss des angeführten Kritikers berichtigen, v Lilien thai 
macht S 99 auf die angebliche Inconsequenz aufmerksam, dass ich für gewohn- 
heitsmässig lückfällig gewordene Verbrecher selbst gegen eine 20 — 30jährige 
Strafzeit nichts einzuwenden habe, während ich früher mich mit zutreffenden 
Gründen dagegen in den criminalisti sehen Gesichtspunkten, in dem Principe 
der Individualisirung und ebenso in v. Holtzendorffs Handbuche aus. 
gesprochen habe. Schade nur, dass diese Bemerkung nicht zutreffend ist, und 
die eifrige Polemik übersieht, dass ich ein dualistisches Strafensystem 
für Gewohnheitsverbrecher, sowie für Gelegenheits- und Affectverbrecher 
fordere und aus bisher nicht widerlegten Gründen kein Bedenken trage, 
für unverbesserliche Gewohnheitsverbrecher selbst exorbitante Strafzeiten als 
statthaft erkläre, die ich für Gelegenheits- und Affectverbrecher u. a. als 
verderblich verwerfe. Dort, wo selbst die schärfste Polizei- Aufsicht und 
Aufenthaltsbeschränkung und die Notionirung zur Zwangsarbeit — 
dem habituellen Verbrecher bei wiederholter Bückfälligkeit keine Schranken 
zu setzen vermögen, ist eine exorbitante Strafhaft bittere Nothwendigkeit — 
Sans phrase. Man vergleiche etwa bei Braun-Elvers über die Vollziehung 
der Strafarbeit, 1869, was in dieser Beziehung S. 20 das Votum des erfahrenen 
Delbrück ausspricht, oder d'Alinge über das richtigste Maximum der zeitigen 
Strafe aus dem Gesichtspunkte des Vergeltungszweckes erklärt, oder was 
Sichart über Rückfällige 1881, S. 381, 83, anführt. Das liberalste und 
humanste Strafensystem der Gegenwart, das niederländische St. G. B. 
vom 3. März 1881, Art. 10, kennt Gefängnissstrafen in der Dauer von 
zwanzig Jahren. 



VIII. 



Aus der Vorbereitungszeit des neuen 
deutschen Reichsstrafrechts.*) 



Hätte der letzte Kaiser des römischen Eeiches deutscher Nation 
vermocht, das für die österreichischen Länder erlassene Strafgesetz- 
buch von 1803 in dem deutschen Reiche einzuführen, so würde 
Deutschland in der Ausbildung des Strafrechts wahrscheinlich in 
demselben Verhältnisse zurückgeblieben sein, in welchem dieses seiner 
Zeit hervorragende Strafgesetzbuch von der späteren Codification in 
Bayern, Sachsen, Grossherzogthum Hessen überholt worden ist. Die 
Länder, in welcher nur Particular-Strafgesetze erschienen sind, hatten 
früher mindestens subsidiär ein gemeinsames Criminalrecht gehabt, 
und die Landesgesetzbücher sind mehr weniger aus der gemeinrecht- 
lichen Doctrin und Praxis ihrer Zeit hervorgegangen. Sie waren 
nicht mumisirtes ehemaliges gemeines Reichsrecht, vielmehr lebendige 
Fortbildungen desselben, bei welchen sich particularistische Abweichungen 
und individuelle Ansichten der Redactionen ohne Noth breit machten, 
jedoch das Band der materiellen Reichsgemeinsamkeit nicht zer- 
reissend. Der Schwerpunkt der Theorie und Praxis des gemeinen 
deutschen Strafrechts wurde verrückt, nachdem die Fiction der Fort- 
dauer desselben immer mühseliger aufrecht erhalten werden konnte 
und der Strafrechtszustand in seiner particularistischen Wirklichkeit 
in den Gesichtskreis der wissenschaftlichen Pflege in Zeitschriften 
und Commentaren getreten war. Mit Recht hatte Luden in Wür- 
digung der Bedeutung der neuen Strafgesetzbücher betont, dass die 



*) Aus der Besprechung des Entwurfes zu dem allgemeinen Theil eines 
für ganz Deutschland geltenden^Strafgesetzbuches von R. v. K r ä w e 1 , 1862, 
in Haimerl's österr. Vierteljahrsschrift f. R. u. St. W. XII. 1863, S. 33—47, 
mit erweiternder Ausführung. 
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Abweichungen derselben von einander nicht so gross seien als die 
Schwankungen, welche in der Praxis der Gerichte stattfinden, die 
noch nach gemeinem Bechte zu sprechen haben. Mit Emphase erklärte 
Köstlin, dass das Ignoriren des reichen Schatzes von legislativen 
Gedanken der neueren Landesstrafgesetze der gemeinrechtlichen Doctrin 
selbst zum Verderben geworden, die von der Praxis als eine sieche 
precieuse ridicule über die Achsel angesehen werde, es daher dringend 
geboten sei, mit der traditionellen Illusion eines praktischen gemeinen 
deutschen Strafrechts zu brechen. Es sei aber auch an der Zeit, 
dem bedenklichen Isolirtrieb der particularistischen Jurisprudenz zu 
steuern und dem Juristen des einen deutschen Landes den Einblick 
in die Gesetzgebung und Praxis der übrigen stets offen zu erhalten; 
die gemeinrechtliche Strafrechtswissenschaft sei als geschichtlicher 
Process aufzufassen und als Grundlage alles modernen Strafrechts in 
Deutschland zu behandeln. Köstlin glaubte „der heiligen Sache 
der Verwirklichung des Gedankens eines nationalen deutschen Rechts" 
so besser zu dienen , als wenn angesichts des offenbaren Sieges der 
Rechtsbesonderheit die Einheit geheuchelt würde. Hingegen wogen 
Geib die Vortheile und Uebelstände der deutschen Particulargesetz- 
gebungen und Osenbrüggen den dogmatischen Gewinn aus den 
particular rechtlichen Commentaren in dem Sinne ab, dass diese werth- 
voUe Bausteine für jedes im Augenblicke neueste Strafgesetz bildeten 
und die gesetzgeberische Arbeit auf dem Gebiete des deutschen Straf- 
rechts, gleichsam von Land zu Land schreitend, einen Rundgang von 
Bayern, Sachsen, Baden , Hessen u. a. aus durch Deutachland halte. 
Auf diesem Wege glaubte man die ersehnte Reichseinheit vorbereitet. 
Geib meinte, ein allgemeines deutsches Strafgesetzbuch werde nicht 
anders, denn als eine neue und verbesserte Auflage der bisherigen 
Particulargesetze zu betrachten sein; freilich müsse jedoch die Ein- 
führung der Schwurgerichte wenigstens in formeller Hinsicht eine 
totale Umgestaltung unserer in ein gelehrtes Gewand gekleideten 
Strafgesetzgebung zur Folge haben. Jedes der neueren Landestraf- 
gesetze konnte als eine Unterlage betrachtet werden, auf welche 
das der Zeit nach spätere Gesetzbuch zu Stande gebracht worden ist. 
Mehrere kleine Staaten hatten das St. G. B. eines grösseren 
deutschen Staates als Grundlage ihres Strafrechts angenommen. So 
nahmen Nassau und Frankfurt a. M. das grossherzoglich hessische 
St. G. B. , Anhalt-Bemburg , Waldeck, Oldenburg das preussische 
St. G. B. , Lippe-Detmold das braunschweigische St. G. B. an; so 
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beruhten die Strafgesetze für die thüringisclien Staaten grossentheils 
auf gemeinsamen Grrnnd lagen. Blieben auch einige Duodez-Straf- 
gesetzgebungen von particularistischer Kleinjuristerei nicht frei, so 
entfremdeten sie sich doch nicht dem Strome der strafrechtlichen 
Gesammtentwicklung. 

Der d eutschen Wissenschaft und Presse gebühren der 
Ruhm vor Allen, den Gedanken deutscher Rechtsgemeinsamkeit auf- 
recht erhalten und gepflegt zu haben. Die Regierungen der vor- 
märzlichen Zeit thaten das Wenigste dazu. Die Wiener Schlussacte, 
Art. 64 , verhiess , im Wege freiwilliger Vereinbarung unter sämmt- 
lichen Bundesgliedern, strafrechtliche Bundesbeschltisse herbeizuführen. 
Anerkennung der Reciprocität des Strafscliutzes gegen Staatsver- 
brechen, Auslieferung der politischen Verbrecher, war die reifste 
Frucht dieser freiwilligen Vereinbarungen. Von dem deutschen Zoll- 
vereine hoffte man mindestens eine Gemeinsamkeit des deutschen 
Zollstrafrechts. Bayern brachte 1859 die Motion ein, zu erörtern, 
ob und inwieweit die Herbeiführung :einer gemeinsamen Civil- und 
Criminalgesetzgebung wünschenswerth und ausführbar sein werde. 

Die deutsche Reichs Verfassung , §. 64, liess die Erwartung 
eines allgemeinen deutschen Strafgesetzes zuversichtlicher werden. 
Schon Thibaut hatte 1814 die Forderung deutscher Gesetzeseinheit 
ausgesprochen , nachdem von Feuerbach die Hoffnung auf ein 
gemeinsames deutsches Strafgesetzbuch als einen Wunsch des Herzens 
auf Kosten, des Verstandes bezeichnet worden ist. Der Gedanke des 
deutschen Inlandes j enseits der Landesgrenzen war in ' den 
Particular-Gesetzgebungen verkümmert. K. S. Zachariä hatte 182*6 
den Muth, einen Strafgesetzentwuif für den deutschen Bund auszu- 
arbeiten. Diesem folgte F. K. v. Strombeck 1829 mit einem 
norddeutschen Gesetzentwurfe, welcher von der Todesstrafe absah; 
für seine Zeit hätte dieser Vorgang eine literarische Tapferkeits- 
medaille beanspruchen können. In dem Schoosse des preussischea 
Justizministeriums wurde 1849 der Entwurf eines allgemeinen deut- 
schen Strafgesetzes nach dem preussischen Entwürfe von 1847 aus- 
gearbeitet, worüber Wächter undRubo in seinem Commentar zum 
deutschen Reichsstrafgesetze später ausführlicher berichtet haben. 
Hepp glaubte zur Vorbereitung einer gemeinsamen Gesetzgebung 
durch umsichtige Vergleichung der neuesten Gesetzbücher, Häberün 
1845, durch äusserliche Zusammenstellung des Gemeinsamen in den 
Lau des Strafgesetzen , zum Entwürfe eines vollständigen gemeinen 
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deutschen Strafrechts ein - Schärflein beitra^n zu können. Dass sich 
ans einem solchen Schematismus eine für ganz Deutschland giltige 
Strafrechtslehre nicht ableiten lasse, schon wegen de6 Mangels einelr 
für ganz Deutschland giltigen Bechtsquelle , lag wohl auf der Hand. 
Selbst zur Ergänzung der Lücken des einzelnen Landesstrafgesetzes 
konnte ein solches Aggregat einer combinirten Theorie nicht dienenj 
da ein und derselbe Eechtssatz, losgelöst von seiner gliedlichen Ver- 
bindung mit den übrigen Bestimmungen eines bestimmten Strafgesetz- 
buches, nicht dieselbe Bedeutung und Geltung behaupten kann, wenn 
er im Zusammenhange mit anderen, denselben in anderer Form 
bedingenden Bestimmungen betrachtet wird. Wie dem auch sei, jeder 
ernstliche Versuch , den Gedanken deutscher Kechtseinheit zu illu- 
striren, wurde als ehrwürdig hingenommen , unbeschadet der Polemik 
und der frostigen Ablehnungen verbissener Particularisten. Was 
ein lebensfrisches Volk beseelt und begeistert, dorrt nicht ab und 
bewahrt seine Triebkraft in der gesunden Wurzel der werkthäti^en 
Zuversicht auf die Zukunft edlerer Bedürfnisse. 

Der sächsische geheime Justizrath A. 0. Krtig trat 1857 mit 
seinen Ideen zu einer gemeinsamen Strafgesetzgebung 
füi* Deutschland hervor. Dieser hochverdiente Jurist hatte sich ton 
dem Erreichbaren, das er 18Ö7 'als Ziel hinstellte, eine zu 
beschränkte Vorstellung gemacht. Das vorschreitende politische Ein- 
heitsbewusstsein hatte den Vorschlag überholt, aus dem Entwürfe des 
gemeinsamen Strafgesetzbuches die Amts- und Pressdelicte, sowie alle 
Vergehen und IJebertretungen auszuscheiden. Allerdings sollte eben 
nur vorerst eine gemeinsame Grundlage des deutschen Strafrechts 
formulirt werden, damit die noch in Gährung befindlichen strittigen 
Elemente sich bis zur definitiven Ausarbeitung des neuen St. G. B. 
abklären. 

Sollte es zu einer einheitlichen Durchbildung des in Deutschland 
vorhandenen Rechtsstoffes durch eine gemeinsame Codification kommen, 
so war vor Allem, wie zu allem Grossen, ein mächtiger nationaler 
Aufschwung der deutschgesinnten Juristen und Regierungen noth- 
wendig. Auf Anregung v. Holtzendorff's schritt die Berliner 
Juristische Gesellschaft zur Abhaltung deutscher Juristentage in 
gehobener nationaler Stimmung. 1861 schrieb Holtzeiidorff: 
Wir hoffen, dass die deutsche Strafrechtseinheit eine Wirklichkeit 
wird, bevor die gegenwärtig studirende Jugend an die Stelle von 
Ministerialräthen eingerückt ist. 

Wahlberjf, Gesammelte kleine Schriften. III. 15 
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Der thttringische Oberstoatdanwalt v. GrosB hatte beantragt, 
jler deutsche Juristentag wolle eine Petition an die deutschen Regie- 
.rungen richten, durch eine von diesen zu wählende Commission ein 
allgemeines deutsches Strafgesetz vorbereiten zu lassen. Ich stellte 
den Antrag: der deutsche Juristentag wolle eine Commission von 
Juristen verschiedener deutscher Länder bilden, welche über K r u g'a 
Strafgesetzentwurf bis zum nächsten Jnristentag nach einem vor- 
gezeichneten Yerfahren ein umfassendes Gutachten abzugeben hat. 

Auch hielt ich an der Wiener Universität 1860 zum erstenmal 
Öffentliche Vorlesungen über Ideen zu einer gemeinsamen Strafgesetz- 
gebung für alle deutschen Staaten und legte Gewicht darauf, dass auch 
DentschÖBterreioher an dieser Culturthat mitzuwirken berufen 
seien.*) . 

Mit patriotischer Wärme griff Appellationsrath v. K r ä w e 1 den 
Antrag auf Anerkennung des Bedürfnisses eines allgemeinen 
deutschen Strafgesetzbuches auf. Der deutsche Juristentag sprach 
sich einhellig für diesen Antrag aus und lehnte die Zusatzanträge auf 
Einsetzung begutachtender Commissionen ab. v. K r ä w e 1 dachte sich 
das neue Strafensystem, dessen Zurückgebliebenheit unbestritten war, 
als ein dualistisches hinsichtlich der schwersten Strafart, der 
Todesstrafe. In allen Fällen, in welchen die Todesstrafe angedroht 
ist, sollte in jenen Ländern, wo diese bereits abgeschafft ist, auf 
lebenslange Zuchthausstrafe erkannt werden. Als ßeferent am dritten 
deutschen Juristentage sprach ich mich dagegen aus. Wächter war 
vor Allen eifrig bemüht, die nicht auf die Tagesordnung gesetzte, 
aber in der Wiener Luft schwebende Discussion über die Aufhebung 
der Todesstrafe zu vereiteln. Obgleich unpässlich, kam er in die 
Abtheilungssitzung, um dafür einzustehen. Die deutsche Beichsstraf- 
gesetzgebung schien 1863 noch in ungewisser Ferne zu liegen. Als 
Sachsen 1868 die Todesstrafe beseitigte, hofften mit John viele Be- 
rufsgenossen, dass durch diesen Vorgang der Aufhebung der Todesstrafe 
in dem norddeutschen St. G. B. verheissungsvoU präjudicirt worden 
sei. Diese Hoffnung wurde durch den Bundeskanzler energisch vereitelt. 

Der Friedensvertrag zwischen Oesterreich und Freussen vom 
23. August 1866 begrub die patriotische Phantasie, dass die öster- 
reichische Jurisprudenz an dem Ausbau einer gemeinsamen gross* 
deutschen Gesetzgebung sich direct betheiligen könne. 



*) Vgl. AUg. deutsche Strafrechtszeituug 1861, Nr. 3. 
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Der dem constituirenden norddeutschen Eeiehstage vorgelegte 
Verfassnngs-Entwnrf von 1867 batte die gemeinsame Gesetzgebung 
über Strafrecbt dem Bande nocb nicht zugewiesen gehabt. Selbst 
Juristen vom Bange des Greneralstaatsanwalts Schwarze hatten 
damals erklärt, ein gemeinsames Strafgesetzbuch sei auf läng*« Zeit 
hinaus noch eine ünmö'glichkeit! Wächter und Lasker 
'bekämpften die kleinstaatlichen Schwierigkeitsmachereien. Erst nach 
der Zuschrift des Bundeskanzlers vom 17. Juni 1&68 an- den preussi- 
sehen Justizminister Leon bar dt, kam es zur Ausarbeitung des 
Entwurfes des norddeutschen St. Gr. B. auf Grundlage d^s preussi- 
8 eben Strafgesetzes. 

John hatte auf derselben Grundlage, im Geiste der deutschen 
strafrechtlichen Gesammttiildung , einen Entwurf mit Motiven zu 
einem St. G. B. für den norddeutschen Bund 1868 publicirt. 

Bas Bundesstrafgesetzbuch vom 3i. Mai 1870 wurde am 
15. Mai 1871 als Strafgesetzbuch für das deutsche Reich 
verkündet. Ein einziger Paragraph besiegelte diese grosse rechts- 
geschichtliche Thatsache. Eingeschaltet wurden^ unter der Pression 
der Tagespolitik des wuchtigen Beichskanzler'S, der Kanzel paragraph^ 
der A r n i m Paragraph n. s. w. nach leidigen Vorgeschichten.*) Eine 
Strafgesetznovelle vom 26. Februar 1876 enthielt eine umfassendere 
Bevision. Dazu kam 1880 der Wucherparagraph. 

Sind die leitenden Grundsätze der deutschen Beichsstrafgesetz- 
gebung aussehliesslich nur im Sinne der nationalen Selbstständigkeit 
und Entwicklung festgestellt worden oder zum Theil auch auf freie 
Fortbildungen der Codificationsarbeiten benachbarter Völker zurück- 
'zufdhren ? Wir finden belgische Einzelhaft im deutschen Strafvollzuge, 
Annäherungen an Bestimmungen in den Gesetzen und Gesetz-Entwürfen 
Italiens , Belgiens u. a. m., kurz , Elemente einer europäischen 
Strafrechtsordnung, zumal der schöpferische Genius der deutschen 
Nation assimilirende Kraft besitzt. An edler Einfachheit und durch- 
greifender Beform^ überragt jedoch das Strafensystem des nieder- 
ländischen Gesetzbuches vom 3. März 1881, welches von der 
Todesstrafe im ordentlichen Strafverfahren und von der infamirenden 
Zuclithausstrafe absieht, nicht nur das deutsche St. G. B.^ sondern 
alle modernen Strafgesetz-Entwürfe. 



*) V. Holtzendorff, Eechtsgtttachten zum Arnim-Processe von 
Wahlberg, Merkel, Rolin-Jasqueinyns u. d. Herausgeber. 
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Die ÖS t erreich i sehen Stra%esetz-Entwtlrfe von 1874 und 
-1881, sowie die ungarischen Strafgesetze von 1879 — 80, sind 
in . vielen Bestimmungen dem deutschen Keichsstraf rechte ' . nach- 
gebildet worden, . n. . 

Als das Justizministerium den St^G, E. von 1874 vorbereitete, 
erklärte es am 24. März 1872 ^ dass die bisherigen Entwürfe ein:e]^ 
vollständigen Umarbeitung bedürfen^ weil das Eintheilungsprin^ip und 
das Strafensystem , von denen alle neuen Strafgesetze y etwa den 
italienischen Entwurf ausgenommen , • sich allzuweit entfernen und 
namentlich dem Ehrenpunkte eine ganz einseitige .^Berücksichtigung 
zu Theil wird, weil sowohl der allgemeine als der. besondere Theil 
vielfach theils zu doctrinär, theils zu schwerfällig gefasst sind und 
zu erwägen sein wird, gb es nicht vorzuziehen sei, die; einzelnen , 
die Polizeiübertretungeiii betreffenden Theile deß Entwurfes eines 
Polizeistrafgesetzbuches mit, dem allgemeinen St. G-. B. in Yerbindung 
zu bringen, . : . 1 

Was Grrundanlage und technische Behandlung anlangt, scheint 
eine möglichst w.eitg ehe nde Annäherung an das deutsche 
Strafgesetz gerathen, welches seinerseits die Grundlage des 
belgischen, französischen und italienischen in freier Fortbildung sich, 
angeeignet hat und eben darum dassu benützt werden kann, ein in 
den Hauptpunkten übereinstimmendes Straf recht der. civ,ili- 
sirten Staaten vorzubereiten. Auf der anderen Seite werden die 
staatsrechtlichen territorialen und ethnographischen Verhältnisse 
des österreichischen ßtaates ganz besonders im besonderen- Theile 
nicht ausser Acht gelassen werden dürfen. ' 

Die deutschrechtl^chen Grundlagen unserer Gesetzgebung sind 
die starken Wurzejn, aus welchen der Stamm des qsterreichtschen 
Gesetzesrecbts emporgewachsen ist. Allein nicht darum stellen wir 
die deutsche Eechtscultur in Wissenschaft und Gesetzgebung hoch, 
weil sie deutsch ist, sondern darum, weil sie höher werthet und den 
Stoff der europäischen Eechtsbildung fruchtbar verarbeitet. Die. freiere 
wissenschaftliche und weltbürgerliche Gesinnung ist's, welche die 
nationale Eechtscultur adelt und über die Kurzsichtigkeit aussphliesslich 
nationaler Strafrecjitsschöpfungen erl^ebt. Darin liegt das Geheimniss 
ihres weitgehenden Einflusses. Nach wie vor werden yn^sensch^aftUchß 
deutsch-österreichische Juristen ihre eigenen Wege gehen, immer >>aber 
Hand in Hand mit den Pflegern des deutschen Eechts und seiner 
Wissenschaft. Bei der Solidarität des Eechtslebens der . civilisirten 
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Kationen ist es abgeschmackt, exclusiv nationale Strafgesetzgebungen 
anzustreben oder freie !N'acIibildangen erprobter Einrichtungen aus- 
ländischer Gresetzgebungen abzuweisen. Aus diesem Grunde gelangt 
auch die vergleichende Eechtswissensch af t — unpassend 
vergleichende Gresetzgebung genannt — zu einer höheren Bedeutung, 
Hoffentlich wird es diesem Zweige der deutschen Bechtswissenschaft 
für die Dauer keinen Abbruch thun, dass sich heute das literarische 
Schmarotzerthum hand^erksmässig .mit vergleichender Gresetzmeierei 
breit macht uti4 ein K$gout von ungeniessbaren Excerpten twis allen 
Gresetzen beider Hemisphären ^und ^n neuesten Entwürfen des Aus- 
landes marktschreierisch feilbietet. Ebensowenig dürfte der wissen- 
schaftlichen Pflege des deutschen Hechts die Gefahr ernstlich drohen, 
ip einseitigei Exegese der neuen ßeichsge^etze aufzu^eheJi, wo- 
durch die Briloken abgebrochen wür40n^ welche das bestehend» iRjeidohsT 
^trafrecht mit dier Dogmengeschichte des früheren Btrafrechts vetbindeiu 
Es ist dafür in dem Gesammtvatetlande gesorgt, dasß die tasohlebige, 
dem Tkgesbedttrfnisse der ^Praxis dienemde' }!iitera)tur der neuen Codir 
fication '^ diö fruchtbarere, stille, continuirliche^ATbeit der^ Wissen- 
sohaftlieheii niieht verdränge. 
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Bemerkungen über Handlung und Zufall im 
Sinne des Reichsstrafrechts.*) 



, !• Die Berechtigung der geaetzliclien Dreigliedemng: Handlung, 
Duldung und Unterlassung^ wird angefochten, wBil das Dulden 
unter den weiteren Begriff des Unterlassens falle, zwischen Handlung 
und Unterlassung die Duldung als ein Drittes logisch undenkbar sei. 
Die Evidenz dieser Behauptung iäisst sich bestreiten. Evident ist nur 
das Eine/ dass das Reichsstrafgesetz dieser Unterscheidung eine unter« 
geordnete Bedeutung beilegt. Es ist in .der Eegel zutreffen^, dasa 
der Wille sich entweder auf eine Handlung oder Unterlassung, auf 
die Yomahme oder Nichtvornahme einer bestimmten Bewegung richte. 
Fehlerhaft ist jedoch die Generalisirung des Satzes,, dass das 
Dulden nichts Anderes als Unterlassen bedeute, bei allen 
strafbaren Uebelthaten, welche entweder in Duldungen bestehen, oder 
eine Duldung als ein Begriffsmerkmal enthalten. 

Wir können im Sinne des St. Gr. B. zwischen Unterlasiien und 
Zulassen, Geschehenlassen und Begehenlassen unterscheiden. 

Der in Veranlassung der Ausübung seines Amtes eine Körper- 
verletzung begehen lassende Beamte ist nach §. 340 anders zu 
beurtheilen als der Amtsvorgesetzte, der nach §. 357 eine strafbare 
Handlung seiner Untergebenen wissentlich geschehen lässt. Nach 
§. 340 reicht das rein passive Geschehenlassen nicht aus, auch die 
blosse Kenntniss genügt nicht , mag der Beamte immerhin zur Ver- 
hinderung der strafbaren Handlung verpflichtet gewesen sein. Das 
erforderliche Begehenlassen setzt ein werkthätiges Anlassgeben zu 
der durch den Anderen begangenen strafbaren Handlung voraus, so 
dass der Beamte an der Herbeiführung derselben irgendwie einige 



*) V. Liszt's Zeitschrift f. d. ges. Sttafrechtsw. 1882, II. 
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Schuld trägt , während nach §, 357 das blosse Geschehenlassen ^in 
rein passives Verhalten voraussetzt. 

Der §, 365 hat eine Duldung im* Auge, wenn der Wirth 
das Verweilen seiner Gäste über die gebotene Polizeistande hinaus 
duldet, nachdem er dieselben zum Weggehen aufgefordert hatte. Ein 
Wirth ^immt sein Geld und lässt seine Gäste machen, was ihnen 
gut dünkt, heisst es in L e s s i n g^s Miss Sara Sampson. Das Gewähren 
des unzulässigen Verweilens oder Weiterzechens ' besteht nicht blos 
in der einfachen Unterlassung des gebotenen Verhaltens, lässt eine 
Succession und Grade des Nachgebens zu, welche die reine Unter- 
lassung ausschliesst. Wenn der Wirth eine Handlung nicht unter- 
lassen hat, von der er erwartete, dass sie die Gäste zum Weggehen 
veranlassen werde und sich bei der Erwägung, dass die widerhaarig 
widerstrebenden Gäste nicht ohne Gewaltanwendung zu entfeirüeri 
seien, dennoch in das Weiterzechen oder unbottäässig^ Verweileil 
widerwillig ergeben hat , so ist in einer solchen Duldung etwas 
Anderes als ein Unterlassen zu finden, zumal wenn sich im gegebeneil 
Falle gewisse Mittel, wie Auslöschen der Lichter u. s. w. nach def 
Qualität der excedirenden Gäste für ihn voraussichtlich als gefahr- 
drohend darstellen. Ja, in der Art und Weise der Duldung des 
Verweilens der Gäste, kann nach Umständen selbst eine Mitwirkung 
des Wirthes zur Verheimlichung desselben enthalten sein, die sicherlich 
etwas Anderes als eine blosse Unterlassung ist. Wenn der Wirth 
seine Gäste im Allgemeinen zur Uebertretung der Polizeistunde auf- 
fordert, so wird er aus §. 111 in Verbindung mit §. 36.5 nicht als 
Anstifter im technischen Sinne in Bezug auf die vorsätzliche Ver- 
anlassung bestimmter Gäste, sondern selbstständig gleich einem 
Anstifter zu bestrafen sein, wenn die Aufforderung die strafbare 
Handlung zur Eol^e gehabt hat, wie in diesem Sinne auch in dem 
Erk. des 2, Strafsenates des Reichsgerichts vom 21. December 1880 
erkannt worden ist. 

Es hätte der jüngst von Ol shausen wiederholten Behauptung 
von der Incorrectheit der Unterscheidung zwischen Duldung und 
Unterlassung nicht geschadet, wenn diese durch eine Individualisirung 
der im St. G. B. bezeichneten Duldungen und Unterlassungen ein- 
gehender begründet worden wäre, wie dies in Bezug auf die strafbare 
Nöthigung und Erpressung in Holtzendorffs Handbuch durch 
John, Merkel, Mewes u. A. geschehen ist. 

Das in den §§.114, 122 behandelte Delict hat nur Handlungen 
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oder TJnierlassungen, nichtDul düngen zur Yoranssetzung. Auch 
im §. 105 ist nur vom Nöthigen zur Fassung oder ünterlassang 
von Beschjttssen die Rede. . 

Die im §. 240 erwähnte Duldung braucht für den Bedrohten 
kein peinliches Erleiden yon Naohtheilen oder Schmerzen , kann ein 
quietistisches passives NoUe des Dulders sein^ dem es an Spannkraft 
im standhaften Widerstände gebricht und der das Begehenlassen leidend 
erträgt, weil er von seiner Ejraftanstrengung, nicht mehr erwartet^ 
seinen Willen gegen den Köthiger behaupten- zu können. Das rein 
passive Dulden ist nicht schlechthin gleichbedeutend mit der £ner^e 
eines entschlossenen NichtwoUens eines positiven Verhaltens. 

Nach §. 240 liegt Nöthignng nicht vor, wenn das aufgedrängte 
bestimmte Jülotiv des Sichgefallenlasseiis in der Duldung einer 
strafbaren Handlung, z.B. Unzucht, besteht. Die . strafbare Köthigong 
kann sich nicht auf die Unterlassung einer strafbaren Handlung be- 
ziehen, da es nicht widerrechtlich, nach Umständen sogar pflichtmässig 
ist, Jemanden zur Unterlassung einer strafbaren Uebelthat zu nöthigen. 
Auch gehört es zu den Befugnissen der gerechten Nothwehr^ einen 
gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff von einem Andern abzuwenden. 

Während die Nöthigung zur Yerübung einer strafbaren Handlung 
in einzelnen Fällen zugleich als Anstiftung oder Thäterschaft einer 
anderen strafbaren Uebelthat in Betracht kommen kann, lässt sich 
der Zwang zur Unterlassung einer solchen nicht unter den Begriff 
der Nöthigung nach §. 240 stellen. . Auch aus der Bestimmung der 
Erpressung im §., 253 kann die Unterscheidung des Nöthigens zu 
einer duldenden Zulassung und einer IJnterlassung abgeleitet werden. 

Hier nur einige Fälle, um darzustellen, dass Duldung und 
Unterlassung nicht schlechthin i de ntificirt werden dürfen, 
ganz abgesehen davon, dass das St. Gr. B. im §. 176 eine mit 
persönlichen Leiden verbundene, das Uebel eines physischen oder 
psychischen Schmerzes oder Verlustes in sich schliessende Duldung 
voraussetzt, während der §. 253 eine aufgedrungene Ergebung in 
ein persönlich schmerzliches Leiden n^icht wesentlich zur Voraus- 
setzung hat. — 

Ein verrufener Wilddieb wird auf frischer That betreten. Ihm 
stellen die Jäger unter Drohungen , die Alternative, entweder die Er- 
theilung einer Tracht schmerzhafter Stockprügel und die mehrtägige 
Einsperrung in einem dunklen Keller zu dulden oder sofort dem von 
ihm noch mehr gefürchteten Strafgerichte überliefert zu werden. Um 
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der Stellung vor dem Strafgerichte zu entgehen ^ ergibt sich der 
Wilddieb nach einem vernnglückten Fluchtversnche in das Erleiden 
der Prügel, nachdem er sich überzeugt hatte, der überlegenen Macht 
deSj J$gerpersonals nicht gewachsen zu sein. 

In einem Grebirgsorte setzten Dienstgeber gewaltsam die in ihrem 
Bette ganz entkleidet liegende, sich mit Leibeskräften wehrende Magd 
voi^ die Thüre, um die bei dem ,, Fensterin ^ spröde Magd den Blicken 
der unerhört gebliebenen Verehrer auszusetzen. 

Die Magd musste> wider Willen das verletzende Beschauen ihrer 
Scham dulden, so Wenig sie auch unterlassen hat, die Stellung 
der Mediceischen Venus anzunehmen, und sich beschämt den Blicken 
der Männer mit grosser Anstrengung durch einen gewagten Sprung 
zu entziehen. 

Ist hier die Erduldung der Verletzung der Schamhaftigkeit 
nichts Anderes als eine Unterlassung? 

Einem mit der Führung von Schüblingen beauftragten öffentlichen 
Diener wird gedroht, mit Knütteln niedergeschlagen zu werden, "wenn 
er die Schüblinge nicht sofort entweichen lasse. Dem sich entschlossen 
Weigernden und Wehrenden wurde nun ein Schlag vers^tit, um eine 
Duldung, das Entkommenlassen der Schübtiü^e ttädüifGh'tu erzwingen, 
dass der Schubführer die Aufmerksamkeit von ' 'd'eil ächül^Iingen ab- 
wenden müsse , in Folge der nothgecLrung^en VeVtheidf^ng ' gegen 
weitere bevorstehende Schläge. In der That gelang es den Schub- 
lingen während des Nothwehractes zxi ehraieheti.'" ' ' ^ 

Handelt es sich hier um eine einfache Nöthigühg zu einer Unter- 
lassung? 

2. Ob einzelne strafbare Handlttngeh durch blosses Eeden 
verübt werden können, insbesondere, , ob im §. 183 St. G. B. unter 
einer unzüchtigen Handlung auch eine unzüchtige mündliche 
AeussenjLUg zu verstehen sei, ist strittig. 

Wie Meves erwähnt, theilte sich die Jurisprudenz bei Be- 
antwortung dieser Streitfrage in zwei Lager. 

Die Annahme, dass der §. 183 auch auf unzüchtige mündliche 
Aeueserungen , die öffentlich ein Aergemiss geben, anwendbar sei, 
widerspricht im Aligemeinen nicht den Handlungsb^giiffendes St« G. B. 

Die gesetzlichen Worte des §. 183 enthalten keine andere den 
Handlungsbegriff einschränkende Bestimmung, als das Erforderniss, 
dass öffentlich dadurch Aergemiss gegeben werde. 
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Dieser nicht weiter specialisirte gesetzliche Begriff der nnzttcli- 
tigen Handlung gestattet eine unbestimmte Yiellieit unzüchtiger 
Willensbethätigungen , bei welchen es genügt, dass öffentlich mehr 
als einer Person Aergemiss gegeben wurde. Der Ausdruck ' u n- 
züchtig begreift hier jedes wie immer geartete wahrnehmbare Ver* 
halten» das thatsächlich gegen die nationale Zucht und Sitte hinsichtlich, 
geschlechtlicher Beziehungen verstösst und öffentlich Aergemiss geben 
kann ; und s u b j e c t i.v aus geschlechtlicher Lust, oder pm dem Zwecke 
der durch die Sitte verbotenen Erregung einer solchen bei einem 
Anderen y oder auch nur aus lüsterner Frechheit^ um durch geiles 
Reden Anderen die Schamröthe ins Gesicht zu treiben oder den seLb8t>- 
eigenen geschlechtlichen Cynismus zu befriedigen, an den Tag gelebt 
wird. Die Erzählung obscöner Anekdoten und sexuell, schmutzig-er 
Witze im vertraulichen Kreise der Belustigung wegen, ist so 
wenig ein durch die Sitte verbotenes Beden, wie das Ansehen oder 
Darstellen von Nuditäten aus künstlerischen, ärztlichen, pädagogischen 
Gründen eine unzüchtige Handlung ist. Zur unzüchtigen Handlung 
im Sinne dies §. 183 ist nicht wesentlich erforderlich, dass dadurch 
die Geschlechtslust . befriedigt werden oder die Gluth der fleischlichen 
Sinnlichkeit angefacht werden wollte, wodurch sich dieser Handlung»- 
begriff von unzüchtigen Handlungen im Sinne der §§• 174, 17Q 
u* a. m. unterscheidet. Es genügt, dass durch das unzüchtige, eine 
geschlechtliche Beziehung in sich schliessende Verhalten der auf 
deutscher Erde conventionelle geschlechtliche Anstand öffentlich ver- 
letzt wiM. Hierbei kpmiiit noch insbesondere in Betracht, dass der 
von den Delicten wider die Sittlichkeit handelnde Abschnitt des 
St. G. B. genau die unzüchtigen Hiifudlungen , welche an oder mit 
bestimmten Personen vorgenommen werden, von jenen unterscheidet^ 
bei welchen diese beschränkenden Worte an oder mit nicht 
gebraucht sind. Eine solche Beschränkung fehlt im §. 183 und 
erfordert mithin die in dieser Gesetzstelle bezeichnete Handlung kein 
körperliches Manipuliren mit oder an einer Person. Ist nun eine 
körperliche Einwirkung auf andere im Sinne dieser Präpositionen 
nicht vorgeschrieben, so ist auch eine blos psychologische Ein- 
wirkung auf Andere durch unzüchtige mündliche Aensserungen 
nicht ausgeschlossen. Es wird zugestanden, dass auf rein psycho« 
logischem Wege ' durch planmässiges raMnirtes Einwirken auf das 
Geistes- und Gemüthsleben schwacher sensitiver oder hochgradig 
scrupulöser Menschen sogar eine Geistesstörung, hervorgerufen werden 
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könne; amsomehr muss die Möglichkeit einer Causalität der aaf 
Anfstachelung des Greschlechtstriebes oder auf Bewirknng fleischlicher 
LUstj^mheit gerichteten priapischen Gespräche eingeräumt werden. 
Zuweilen genügen schon ein paar Worte , um in einer bisher reinen 
Phantasie > und in einer schamhaften Seele eine verhängnissvoUe 
lüsterne Neugierde zu, wecken. £s lässt sich hiemach weder psycho^ 
logisch, noch strafrechtlich der Aeusserung unzüchtigen Inhalts unter 
der im §.183 bezeichneten erschwerenden Voraussetzung die Bedeutung 
ein^r unzüchtigen Handli^ng absprechen. Da derlei Aeusserungen aus 
dem .Begriffe der unzüchtigen Handlung im §. 183 nicht ausgeschlossen 
^indy so ist nach den Regeln der Hermeneutik auch die Bezugnahme 
auf die bekannte Auffassung der gesetzgeberischen Faotofen bei der 
^daction dieser, Geisetzs^lie von untergeordneter Bedeutung. So- 
lange der Gedankeninhalt des §.183 aus den gesetzlichen Bestim* 
mungen und aus dem Verhältnisse ^ in welchem diese zu einander 
stehen, im. Wege der Interpretation nachgewiesen werden kann, ist 
es nicht geboten, aus den hinter den Coulissen der Gesetzgebung sich 
abspielenden Vorgängen , die jeglicher Gesetzeskraft entbehren, zu 
schöpfen. 

Massgebend ist das öffentlich Aergemiss gebende, gegen Zucht 
und Sitte in geschlechtlichen Bezidiungen verstossende Verhalten, 
gleichviel ob dieses in ]l(anipulationen besteht , ob das Auge -oder 
das Ohr' das Medium der Einwirkung des unzüchtigen Verhaltens 
ist., • Unzüchtige Aeusserungen können in an sich unverfänglichen 
Geberden durch begleitende Worte erst die. volle Wirkung einer 
Aergemiss gebenden Unzüchtigkeit oder moralischen Inficirung erhalten^ 
und umgekehrt können unverfängliche Worte durch die Art und 
Weise ihrer Begleitung mit der Geberdensprache zu solchen Unzüchtig- 
keiten ausschlagen. 

Endlich wäre des Zusammenhanges zwischen den §§. 183 und 
184 zu gedenken. 

Hat, nicht §. 184 die Verbreitung einer stattgehabten unzüchtigen 
Aeusserung zu seiner Voraussetzung und ist Derjenige, der öffentlich, 
z.B. in einem Eisenbahnwaggon, vor gesitteten Frauen und Mädchen 
schamlos geschlechtliche Lüsternheit kundgibt, nicht ungleich strafbarer, 
als w;er ein Exemplar einer Druckschrift unzüchtigen Inhalts ver- 
kauft hat? 

Gilt hier nicht der Ausspruch von Brandes, „Moderne 
Geister'^: „Das geschriebene Wort ist arm und verlassen; das 
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künstlich für eine bleibende Zweckthätigkeit geschaffene und ver- 
wendete Werkzeug in der Hand des Handelnden eine Function des- 
selben gleichsam auf sich nimmt und die Leistungsfähigkeit in einer 
bestimmten Richtung auch dann bewahrt, wenn sie der Hand des 
Thäters, entrückt ist, z. B. bei einer s. g. Thomas- oder Dynamituhr. 
Der Thäter handelt, so lange die von ihm aufgebotenen Mittel 
seinem Willen dienstbar, in die Aussenwelt verändernd 
eingreifen, und bedient er sich künstlicher Werkzeuge, solange 
diese lenksame Mittel seiner Willensbethätigung sind. Es kommt 
dabei nicht allein darauf an, was er von seinem Stand- 
punkte aus in der Ursachen- und Zweckreihe als Mittel 
der Ausführung des Beabsichtigten betrachtet habe, sondern auch 
darauf, ob und inwieweit die ergriffenen Mittel nach dem bezielten 
Erfolge hinzuwirken geeignet seien. Sind die gebrauchten Mittel im 
gegebenen Falle keine zur wirklichen Ausübung des Ge- 
wollten führende Mittel, so liegt wohl eine Aeusserung des 
Willens des Thäters, aber keine wirkliche Bethätigung desselben, 
keine Objectivirung des ideell Gesetzten vor. — Das im Dienste des 
Thäters arbeitende und der Lenkung desselben unterworfene Werk- 
zeug ist Bestandtheil des Handelns des Thäters, ein Theil des auf 
den Erfolg hinwirkenden Subjectes, dazu- bei gewissen Maschinen 
auch angethan, das persönlich begonnene Werk , dem Plane^ des 
Thäters gemäss, fortzusetzen. Wir können hiernach ein^e objective 
und subjective Beziehung der bei der Begehung einer Handlung 
gebrauchten Mittel und Werkzeuge unterscheiden, abgesehen davon, 
dass jedes gehandhabte Mittel ein äusseres Zeichen ist, das sich auf 
den vorgestellten Erfolg bezieht und an sich die Kraft einer An- 
zeigung des Inneren hat , von welchem die äussere Handhabung 
desselben abhängig war. In dem Gebrauche eines im einzelnen Falle 
zweckwidrigen Mittels liegt eben nur eine Kundgebung des inneren 
Vorhabens, welche jedoch nicht dazu angethan ist, zur wirklichen 
Ausübung des beabsichtigten Werkes zu führen 5 auch hat nicht Alles, 
was durch Handhabung eines Mittels geschehen ist, für dieses eine 
causale Beziehung. Gewiss erscheint jedes zum Erfolg führende 
Mittel tauglich; ohne Uebertreibung lässt sich e contrario nicht 
bestreiten, dass es Mittel gebe, die unter keinen Umständen zu dem 
Erfolge führen können, z. B. das Durchstechen eines Herzens von 
Wachs, um dadurch einen Todfeind oder treulosen Geliebten um das 
Leben zu bringen. Eine Handlung lässt sich als Vermittelung zwischen 
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Willen und That ohne Mittel nicht denken, während die mittelst eines 
den Zwecken des Subjectes gemäss eingerichteten Werkzeuges voll- 
führte Handlung von dem Werkzeuge losgetrennt gedacht werden 
kann,- ohne aufzuhören, Handlung zu sein. Die Diebshandlung bleibt 
Diebstahl, ob dieselbe mit oder ohne Anwendung von Nachschlüsseln 
verübt wurde ; die Mordthat ist begangen, gleichviel ob sie durch 
Erdrosselung mit den Händen oder durch Erschiessen oder Vergiften 
begangen wurde. — 

Dass die Thätigkeit mit einem zur wirklichen Herbeiführung 
eines bestimmten Erfolges untauglichen Mittel oder eine ungeschickte 
Handhabung mit einem zweckdienlichen Mittel eine allgemeine 
Handlung sei, steht ausser Frage. Es kommt eben nur darauf an, 
ob eine solche Handlung eine strafrechtlich relevante oder indifferente 
sei. Nur dann könnte eine Handlung mit einem unmöglichen Erfolge 
eine strafrechtlich relevante sein, wenn das Strafgesetz eine solche 
Handlung mit einer Strafe bedroht hätte, abgesehen von dem Ein- 
tritte des zur Vollendung erforderlichen Erfolges oder überhaupt 
ohne Kücksicht auf den Erfolg. Ob dies der Fall sei, lässt sich 
einzig und allein nach Massgabe der gesetzlichen 
Merkmale der fraglichen Handlung entscheiden. In einer ab- 
stracten Formel kann die Lösung dieser Frage nicht 
gefunden werden. Gehört zum Delictsbegriffe die Herbeiführung 
einer bestimmten Veränderung des thatsächlich vorhandenen Rechts- 
bestandes oder einer Gefährdung desselben, wie lässt sich dieses 
Erforderniss bei einer Handlung mit untauglichen Mitteln nachweisen, 
welche eine widerrechtliche Veränderung herbeizuführen nicht ver- 
mögen ? 

Die allgemeinen Erfordernisse des Delictsbegriffes müssen auch 
bei dem strafbaren Versuche einer besonderen Delictsart zutreffen. 
Ist nach Massgabe des gesetzlichen Begriffes eines Delicts ein Ver- 
such denkbar, so muss auch dieser, wie Zachariä mit Nachdruck 
gelehrt hat, ein Willens- und ein Thatmoment enthalten, da es im 
St. G. B. keine strafbare Thätigkeit und keine strafbare Handlung 
gibt, welche nicht wesentlich beide Momente voraussetzt: sub- 
j e c t i V : Wille, Richtung des Willens auf ein bestimmtes Verhalten, 
Heraustreten dieser Willensbestimmung in die Aussenwelt in straf- 
gesetzwidriger Gestaltung durch Anwendung der gewählten Mittel; 
objectiv: Qualification des dadurch Bewirkten als strafgesetz- 
widrige Thatsachen, welche zu dem gesetzlichen Thatbestande 
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gehören. Hieraus folgt , dass die blosse Kundgebung eines bösen 
Yorhabens in einer straf recbtlicli irrelevanten Thätigkeit, 
ohne strafgesetzwidrige Handlung, wegen Mangels des Thatmomentes 
nicht mit einer Yersuchsstrafe belegt werden darf, von den Aus- 
nahmen abgesehen, welche das St. Gr. B. ausdrücklich bei gewissen 
Aeusserungen des bösen Willens festsetzt. Die Versuchshandlung 
hat nicht blos als ein Anfang der Ausführung des beabsichtigten 
Delicts zu erscheinen, sondern objectiv einen Anfang der Aus- 
führung desselben zu enthalten Auch bei Commissivdelicten, die 
durch Unterlassungen begangen werden können^ muss die Bethätigung 
des verbrecherischen Entschlusses in der materiellen Beschaffenheit 
der Unterlassung, z. B. des bei der Geburt nöthigen Beistandes von 
Seite der Mutter des Neugeborenen, enthalten sein. Ebenso setzt die 
blosse Vorbereitungshandlung eine besondere Strafbestimmung voraus, 
um strafbar zu sein, z. B. §§. 83, 86, 

Gesetzliche ßegel ist, dass es nach §.43 zum strafbaren Ver- 
suche nicht ausreicht, den Entschluss, eine strafbare Uebelthat 
zü begehen, überhaupt in erkennbarer Weise zu bethä- 
tigen. Wesentliches Erforderniss ist, dass die Bethätigung dieses 
Entschlusses durch Handlungen stattfinden müsse, welche einen 
Anfang der Ausführung des beabsichtigten Verbrechens, 
nicht etwa blos eine n Anfang der Ausführung der verbrecheri- 
schen Absicht enthalten. 

Wir müssen daher den Anfang und das Ende der Ausführung 
des beabsichtigten Verbrechens im Sinne des St. G. B. ins Auge fassen, 
um die Versuchshandlung von der blossen Vorbereitungshandlung 
und Vollendung im einzelnen Falle unterscheiden zu können, insoweit 
das St. G. B, nicht ausnahmsweise Versuch und Vollendung unter 
gleiche Strafe gestellt, schon den Versuch mit der vollen Strafe des 
vollendeten Verbrechens bedroht hat, z. B. §§. 80, 94 — 102, 143, 
265 u. a. m. 

Es ist von nicht geringer Bedeutung für die richtige 
Auffassung des im §. 43 bestimmten Versuchsbegriffes, die 
objective Seite, das Thatmoment jener Handlungen zu betrachten, 
welche im Sinne des St. G. B. mit einer Strafe bedrohte Versuchs- 
handlungen darstellen, und auf welche das subjective Verhalten 
des Thäters hinsteuern müsse, um den Erfordernissen des gesetzlichen 
Thatbestandes zu entsprechen. So verlangt z. B. §. 146 objectiv das 
Nachmachen des Geldes, subjectiv die Absicht, das nachgemachte 
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Geld als echtes zu gebi^auchen u. s. w. Das Gebrauchen desselben, 
die Verwirklichung der erforderlichen Absicht durch das Gebrauchen 
oder Inverkehrbringen ist nicht wesentlich. Das objective Erfordemiss 
des Nachmachens des Geldes genügt allein so wenig als das 
blos subjective Erfordemiss der * Kundgebung der bezeichneten 
Absicht; würde die Geldfälschung unternommen worden sein blos in 
der Absicht, das nachgemachte Geld etwa zum Zwecke der Begehung 
eines Betruges vorzuzeigen, so könnte diese nicht nach §. 146 beur- 
theilt , mithin auch nicht als eine Versuchshandlung im Sinne des 
Gesetzes aufgefasst werden. Wer den Entschluss , einen Menschen- 
raub zu begehen, unzweideutig kundgegeben hat, etwa in einer brief- 
lichen Mittheilung, und diesen Entschluss in erkennbarer Weise durch 
Handlungen auszuführen beginnt, welche jedoch uicht den Anfang 
eines Actes der durch List , Drohung oder Gewalt gegen die zu 
raubende Person zu vermittelnden Bemächtigung derselben ent- 
hält, der kann so gehandelt haben, dass über das subjective Erfor- 
demiss nach §. 234 kein Zweifel obwaltet, ohne sich deshalb schon 
des versuchten Verbrechens des Menschenraubes schuldig gemacht zu 
haben. Wer in der Absicht, sich der Wehrpflicht zu entziehen, auf 
Täuschung berechnete Mittel zwar gehandhabt, aber noch nicht gegen- 
über dem zur Entscheidung über die Heranziehung und Erfüllung der 
Wehrpflicht berufenen öJÖPentlichen Organe angewendet hat, z, B, den 
Schein eines leiblichen Gebrechens zu Hause bereits hervorgebracht 
hat, der hat die im §. 143 vorgesehene Handlung nicht erfüllt. Es 
fehlt noch das objective Erfordemiss der Bethätigung der Absicht 
durch die Anwendung der erwähnten Mittel, 

So lassen sich ob j ective Erfordernisse der Versuchshand- 
lungen aus Einzelanwendungen des Strafgesetzes selbst nachweisen, 
— eine Methode, welche für die Feststellung des Beginnes der 
Strafbarkeit einer im St, G. B. bezeichneten Handlung nicht 
genug empfohlen werden kann. Der Zeitpunkt des Eintritts der 
Strafbarkeit ist die Hauptsache. Darin hat v, Buri sicherlich Eecht ; 
hingegen schwerlich Recht, wenn er meint» der Unterschied zwischen 
Vorbereitung und Ausführung sei nur ein subjectiver, je nach- 
dem der Handelnde sich seiner, gleichviel wie beschaffenen 
Thätigkeit bereits mit deflnitiv gefasstem verbrecherischem Ent- 
schlüsse entäussert hatte, oder nur für den Fall, dass er einen solchen 
Entschluss erst fassen werde. Nach Massgabe des St. G, B. §. 43 
kommt es jedoch weder auf den Zeitpunkt der Fassung des ver- 
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brecherischeii Entschlusses, noch auf die Bethätigang desselben in 
einer irgendwie beschaffenen Thätigkeit, sondern auf die 
Bethätigung des verbrecherischen Entschlusses in derart beschaf- 
fenen Handlungen an, welche bereits einen Act der Ausführung 
des beabsichtigten Yerbrechens selbst enthalten, keineswegs blos den 
verbrecherischen Entschluss erkennbar machen, sondern bereits einen 
Bestandtheil der im Strafgesetze bedrohten TJebelthat auszuführen 
beginnen und nach ihrer objectiven BeschafPenheit mit Grund annehmen 
lassen, dass sie zur Herbeiführung des zur Yollendung erforderlichen 
Erfolges geeignet erscheinen. Wir können ohne petitio principie 
daran festhalten: Die Unmöglichkeit der Ausführung des beabsich- 
tigten Delicts schliesst die Möglichkeit eines strafbaren Delicts- 
versuches aus, da die blosse Bethätigung des verbrecherischen Ent- 
schlusses in Handlungen, die nicht zum Thatbestande des fraglichen 
Delicts gehören , in Bezug auf die Ausfuhrungen desselben 
irrelevant sind. Die thatsächliche Feststellung einer Versuch- 
handlung des fraglichen Delicts hat immer die beabsichtigte einzelne 
Uebelthat in der Begrenzung des verbrecherischen Entschlusses nach 
Zeit und Ort im Auge zu behalten, nicht allein die Untauglichkeit 
oder Tauglichkeit des ergriffenen Mittels und der gewählten Gebrauchs- 
art. Es handelt sich eben darum, ob die reale Möglichkeit der Aus- 
führung des beabsichtigten Erfolges in der individuellen Sach- 
lage gegeben oder ausgeschlossen war, und im ersten 
Falle, ob die zur wirklichen Ausübung des beabsichtigten Delicts 
führende Handlung schon so weit vorgerückt war, dass das 
Uebel, welches der Bösgesinnte herbeizuführen sich entschlossen 
hatte, als so nahe bevorstehend sich voraussehen lässt, 
dass der Eintritt desselben alsbald bei ungehinderter Weiterführung 
der Handlungsreihe mit Zuversicht erwartet werden konnte. Ob 
die zur Herbeiführung der strafbaren Handlung oder des strafbaren 
Erfolges unternommene Handlung eine thatsächlich beginnende Aus- 
führungshandlung sei, lässt sich nur nach Maassgabe der gesetzlichen 
Merkmale des fraglichen Delicts mit Eückßichtnahme auf die objective 
Gestaltung der subjectiv beschlossenen Handlung als eine zur wirklichen 
Ausführung des beabsichtigten Yerbrechens führende Handlung von 
Fall zu Fall zuverlässig beurtheilen. Dass das St. G. B. eine successi v 
sich entwickelnde Bethltigung des verbrecherischen Entschlusses 
in einer znr objectiven Yerwirklichung fortschreitenden Hand- 
lungsreihe voraussetzt, erhellt nicht blos daraus, dass der Yersuch 
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einer strafbaren Handlung, bei welcher Anfang und Ende der Aus- 
fährung in einem Zeitpunkte zusammenfallen, ausgeschlossen ist, 
sondern auch aus der Bestimmung des §. 46, ZiflP. 2. — Diese Gesetzes- 
«telle hat den strafbaren Yersuch als theilweise verwirklichte Uebel- 
that im Auge und setzt die objective Möglichkeit der Weiter- 
ftihrung derselben voraus, zumal die subjective ünvermögenheit 
des Thäters, das Begonnene zu vollenden, hierbei irrelevant ist. 
Gegen diese Voraussetzung des St. G. B., dass nach Massgabe 
des durch die Bethätigung des verbrecherischen Entschlusses bereits 
ins Werk Gesetzten die Weiterführung desselben zur Vollendung 
des beabsichtigten Verbrechens real möglich sei, verstösst die 
Theorie der Strafbarkeit des Versuches mit unmög- 
lichem Erfolge so augenfällig, dass von ihrem Stand- 
punkte aus ein freiwilliges Abstehen von der Voll- 
endung gar nicht möglich wäre« Sie behauptet also folgerecht die 
Unmöglichkeit der Anwendung des in Wirklichkeit bestehenden §. 46, 
Ziff. 1 auf diesen Fall. Buri, Hertz, Lammasch und andere Ver- 
theidiger der suhjectiven Versuchstheorie mögen doch auch erwägen, 
dass von einem Masse des Versuches mit unmöglich herbeizu- 
führenden und mithin auch unmöglich abwendbaren Erfolgen ernstlich 
nicht die Bede sein könne, während doch der gesetzlichen Annahme 
der regelmässig geringeren Schuldstufe des Verbrechensversuches 
auch eine objective Massbeziehung zu Grunde liegt und der 
Versuch nach Mass, als er noch von der Vollendung entfernt 
gewesen ist, bestraft wird. Alles, was Theile hat, ist ein Quantum. 
• Auch die Versuchshandlung ist eine messbare Grösse , eine Einheit, 
zu welcher mehrere Theile verbunden sind. In Beziehung auf die 
Vollendung des begonnenen Verbrechens ist die Versuchshandlung ein 
Verhältnissbegriff. Sie messen, heisst beurtheilen, wie viel 
objectiv betrachtet von der begonnenen Ausführung zur Vollendung 
des beabsichtigten Verbrechens fehle und wie viel Acte in dem ver- 
brochenen Bestandtheile der das Verbrechen begründenden Handlung 
bilden. Die zum Mass genommene Einheit des beabsichtigten voll- 
endeten Verbrechens ist entscheidend, ob die Versuchshandlung sich 
mehr oder weniger der Vollendung genähert habe. Das zur Vollendung 
^unmöglich führende Hantieren mit untauglichen Mitteln entbehrt jed- 
weden Massstabes und schliesst eii^e Verhältnissbestimmung aus, also 
auch das Mass der angeblichen Strafbarkeit des Versuches mit 
unmöglichem Erfolge. Wenn z. B. von Wächter zugegeben wird, 
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dass ein solcher Versuch auf einer niedrigeren Stufe der 
Strafbarkeit stehe als ein Versuch mit tauglichen Mitteln, so hat 
durch diese Minuendo-Licitation der angeblichen Strafbarkeit des 
Versuches mit untauglicjien Mitteln die Haltbarkeit der subjectiven 
Versuchstheorie nicht gewonnen. 

Wäre der Versuch mit untauglichen Mitteln strafbar, so könnte 
sich nur der Thäter bei einem Versuche mit tauglichen Mitteln 
und mit möglichem Erfolge durch Abwendung des Eintrittes des- 
selben straflos machen; es müsste daher nach der Ansicht des 
St. Gr. B. im Gegensatze zur subjectiven Versuchstheorie der Versuch 
mit untauglichen Mitteln ungleich strenger strafbar sein, 
insofern dem Thäter desselben der Strafaufhebungsgrund des §. 46, 
Ziff. 1 nicht zu Statten kommen konnte. Ich halte deshalb in Ueber- 
einstimmung mit anderen Fachgenossen dafür, das^ die Gründe des 
Urtheiles der vereinigten Strafsenate des Eeichsgerichts vom 24. Mai 
1880 auf einem Eechtsirrthume beruhen. 

Ich sehe hier von §. 82 ab, weil dieser meines Erachten« 
dadurch von dem normativen Begriffe des Versuches im §. 43 ab- 
weichend bestimmt ist, dass er nicht Handlungen erfordert, weichte 
objectiv einen Anfang der Ausführung enthalten, sondern sich mit 
einer Handlung begnügt, durch welche das (subjective) Vorhaben 
unmittelbar zur Ausführung gebracht werden soll. Hiernach 
können nicht alle Versuchshandlungen unter §.82 subsranirt werden, 
vielmehr nur jene, welche keine unmittelbare Ausführung des 
beabsichtigten Verbrechens enthalten. 

Schon die Unterscheidung des St. G. B. zwischen Vorbereitungs- 
handlungen und Handlungen, welche einen Anfang der Ausführung 
des beabsichtigten Verbrechens enthalten, deutet auf eine Verschieden- 
heit des causalen Verhältnisses hin. 

Die strafbare Versuchshandlung ist immerhin eine solche, 
welche die Ursache des Erfolges nicht gegeben hat, aber auch eiiie 
solche, die von dem Handelnden im Zusammenhange von Mittel und. 
Zweck gedacht, nur unter der Voraussetzung den zur Vollendung 
gehörenden Erfolg verursachen kann, wenn das Ursach- und Zweck- 
verhältniss vorher, in richtiger Erkenntniss desselben, in 
Berührung gezogen und das Verhalten dem gewöhnlichen Verlaufe 
der Dinge angepasst worden ist. 

Erfahrungsgemäss kann ein besonnener erwachsener Mensc^h 
die gewöhnlich erforderlichen Bedingungen des Erfolges in objectiver 
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Beziehung beurtheilen, sei es vor der Unternehmung, sei es im Fort- 
schreiten der Theilacte der begonnenen Ausführung der Handlung. 
Die speciellen Willensacte gehen aus dem generellen Entschlüsse 
hervor. Besteht die gewählte Handlung aus Theilacten, so haben wir 
in ihr ein individuelles System von Willensthätigkeiten 
und Theilhandlungen anzuerkennen, das entweder schon Anfangs im 
Bedenken und Beschliessen des Handelnden enthalten war, oder sich 
nach Massgabe des gefassten Entschlusses und der Wesenheit der 
beabsichtigten Handlungsweise, der Zeit und dem Orte nach, con- 
tinuirlieh weiter bestimmt. Es kann nur hierbei der Zusammenhang 
des vorgestellten Geschehen werdens dem Zusammenhange des wirk- 
lichen Geschehens entsprechen oder nicht entsprechen und die Un- 
wissenheit der wirklichen Folgen des gewollten Verhaltens kann in 
der mangelnden oder unrichtigen Vorstellung derselben bestehen, Ist 
diese • in einem individuellen Urtheiisfehler, in einer unrichtigen 
Berechnung der Folgen der Handlung oder Unterlassung begründet, 
so sprechen wir von Irrthum; hat diese ihren Grund in der 
Unberechenbarkeit des Verlaufes des Geschehenen, in der Unmöglich- 
keit des Voraussehens und des Verhütenkönnen s der eingetretenen 
J^olgeu, so liegt Zufall in subjectiver Bedeutung vor. 

Unzutreffend ist es nun in allen Fällen des beim Versuche 
stehen gebliebenen Delictes, den Versuch auf einen Irrthum des 
Thäters über Causalität der Handlung oder Unterlassung 
zurückzuführen. 

Wenn Jemandem Gift in Tödtungsabsicht gereicht wurde, die 
Wirkung desselben nicht eintrat wegen erfolgter rechtzeitiger Reichung 
eines Gegengiftes, so ist versuchter Mord, aber kein Irrthum 
des Thäters über die Causalität oder Tauglichkeit des gereichten 
Giftes vorhanden. Der Versuch unterscheidet sich hier von dem 
vollendeten Verbrechen dadurch, dass *die Vollendung des Verbrechens 
nur durch Zufall unterblieben ist. Auch kann von einem Irrthum 
über die Causalität nicht die Eede sein, wenn Jemand in Mord- 
absicht verwundet, aus Schmerz über die erlittene Verletzung sich 
selbst entleibt, und doch wird hier Mordversuch anzunehmen sein. 

4. Noch bevor wir die Bedeutung des Zufalles im recht- 
lichen Sinne ' kennen lernen, haben uns die Lebenserfahrung, der 
Unterricht in der Wahrscheinlichkeitsrechnung und die geflügelten 
Worte unserer Tragödiendichter, Schiller, Lessing, Grillparzer, über 
das dämonische Walten des Zufalles belehrt. 

Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 17 
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Wir nehmen dort Zufälligkeit an, wo viele kleine ürsäclien 
wirkten, die uns unbekannt waren, und deren Wirksamkeit auch bei 
gehöriger Aufmerksamkeit nicht vorausgesehen werden konnte. 

Was uns als blindes Ungefähr erscheint, wird von uns nicht 
als Ursachlosigkeit, sondern nur als unberechenbare Regel- 
losigkeit, nur als eine von dem regelmässigen Verlaufe der 
Dinge un vorhersehbare Abweichung in einem vereinzelten 
Falle oder Casus aufgefasst, da jeder einzelne Vorfall causal bedingt 
und als solcher nothwendig ist. 

Mit diesen aus dem gebildeten Laienbewusstsein überkommenen 
Begriffen treten wir in die juristische Zufallstheorie ein und erfahren 
schon aus der römischen und deutschen Eechtsgeschichte, dass in 
einzelnen Fällen culpa und casus, Ungeschick, Unglück, Verwahr- 
losung oder gedankenloses Verhalten gleichbedeutend genommen 
worden sind, und eine scharfe Grenze zwischen Zufall und s. g. 
unbewusster Fahrlässigkeit sich nicht absolut für alle Fälle fest- 
stellen lassen könne. 

Im Strafrechte bedeutet der zufällig eingetretene Erfolg eines 
schuldhaften Verhaltens keineswegs immer den Mangel einer Ver- 
schuldung, oder ein schlechthin unter allen Umständen nicht vor- 
hersehbares, ausserhalb jeder menschlichen Berechnung Hegendes 
Ereigniss. Das Reichsstrafrecht spricht nicht ausdrücklich von. 
dem Zofalle als einem allgemeinem Strafausschliessungsgrunde, 
sondern im § 46, Ziffer 1, nur von Umständen, welche von dem 
Willen des Thäters unabhängig waren, von Aussetzen einer hilflosen 
Person, Verlassen in hilfloser Lage, vom Glücksspiele u. a. m., 
wobei das Abhängigmachen vom Zufalle subintelligirt wird; in zahl- 
reichen Fällen wird dem zufalligen Eintritte schwererer Erfolge 
eines schuldhaften Verhaltens eine weitgehende straferhöhende Wirkung 
beigelegt. 

Das Zufallige gehört nicht blos unserer subjectiven Vor- 
stellung an. Es gibt auch einen objectiven Zufall, ohne 
dass dadurch das Dogma der ausnahmslosen Causalität irgendwie 
in Frage kommen kann. 

Millionen Veränderungen in der Aussenwelt laufen in gerader 
und krummer Linie nebeneinander, hemmen, fordern, durchkreuzen 
einander. Gerathen nun Ereignisse zusammen , die mit einander niclit 
im Verhältniss von Ursache und Wirkung stehen und keine gemeiuf- 
Bchaftliche Ursache haben , so ist dieses Zusammengerathen 
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-der Wirkungen von einander nnabhärigiger Ursachen 
Zufall im o'bjectiven Sinne, 

Im ßubjectiven Sinne wird der Zufall als ein Grenzbegriff 
der menscblichen Erkenntnis», als das Nichtvoraussehbare und Un- 
berechenbare in der vereinzelten Abweichung von dem gewöhnlichen 
Verlaufe der Dinge bezeichnet. 

Nun gibt es keine menschliche Vorsicht und Sorg- 
falt y welche schlechthin die Mitwirksamkeit des Zufalles auszuschliessen 
vermögen. Es kann daher überhaupt nur von einer relativen 
Vorsichtigkeit und Behutsamkeit im Thun und Lassen der 
Menschen die Rede sein und der Begriff des mittleren Menschen, 
-die Abstraction des mittleren Masses der Besonnenheit und Auf- 
merksamkeit, Umsicht und Vorsicht nur auf . diesen relativen 
Begriff bezogen werden. i 

Wir müssen aus diesem Grunde bei aller Bedachtsamkeit und 
Sorgfalt beim Handeln oder Bewirken durch Unterlassen auch die 
von unserem Willen und Wissen unabhängigen Mitwirksamkeiten mit 
in den Kauf nehmen, wollen wir nicht die höchste Kraft des 
Menschen abtödten und in die unvernünftige Passivität des regungs- 
losen indischen Asketen versinken. 

Schon hieraus < ergibt sich , dass ' die Mitwirksamkeit des Z u- 
falles aus dem Handlungsbegriffe im weitesten Sinne keines- 
wegs ausgeschlossen ist. Wenn Bin ding den Zufall im rechtlichen 
Sinne definirt als- alles Geschehende , dessen einzige ganze bestimmte 
Ursache die freie menschliche Handlung nicht ist, so ist dabei der 
Zufallsbegriff zu kurz gekommen. Auch Geschehenes , das durch eine 
Handlung verursacht wurde, hat den Charakter der Zufälligkeit, 
insoweit das durch die Handlung Verursachte in seinem Verhältnisse 
zu der Individualität des Handelnden und der Sachlage, aus welcher 
heraus derselbe thätig war , demselben nicht als ein strafrechtlich zu 
verantwortender Erfolg zuzurechnen ist. Wenn ein bestimmter Erfolg 
durch Anwendung einer über das Mass der gebotenen Aufinerk- 
samkeit und Sorgfalt hinausgehenden aussergewöhnlichen Behutsamkeit 
hätte vermieden oder abgewendet werden können, zu welcher der 
Handelnde jedoch rechtlich nicht verpflichtet war, so ist ein solcher 
Erfolg gegenüber dem mit gehöriger Vorsichtigkeit Handelnden 
als ein zufälliger zu betrachten. Ein und derselbe Erfolg, kann ' dem 
einen zugerechnet , ' dem anderen gegenüber als zufälliges Ereigniss 
in Betracht gezogen werden, 

17* 
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Nicht alle Aberrationen der Handlung von dem bezielten Ge- 
genstande und ebensowenig alle unvorhergesehenen und unberechenbar 
gewesenen schwereren Erfolge sind schlechthin aus der Zurechen- 
barkeit und Strafbarkeit ausgeschlossen« 

Hier soll nur Eine bestrittene Frage des St. G. B. besprochen 
werden. Berner's Lehrbuch enthält den Lehrsatz: Die Folgen einer 
Handlung, welche selbst bei der gehörigen Besonnenheit nicht vor- 
hergesehen werden konnten, stehen mit dem Willen des 
Subjects nicht mehr im Zusammenhange. Es hört bei ihnen die 
Zurechnung auf. Sie sind blosser Casus. Demnach kann eine an 
sich leichte Körperverletzung auch dann nur als eine leichte zuge- 
rechnet werden, wenn sie eine zwar schwere, aber zugleich un vor- 
her sehbare Folge gehabt hat, §• 224, Diese Entscheidung liegt 
zwar nicht unmittelbar in den Worten des §. 59, folgt aber mittelbar 
aus der ratio desselben, welche in dem Grundsatze liegt, dass die 
Zurechnung nicht weiter reicht als die Handlung. 

Hälschner's Gem. Deutsch. Strafr. L 275 besagt: Die 
Zurechenbarkeit wird ausgeschlossen , wenn an ein gewusstes und 
gewolltes Thun ein Erfolg sich anschliesst, der weder mit dem Willen 
noch mit dem Wissen des Handelnden in Verbindung steht, ein 
Erfolg, den der Handelnde zwar verursachte, den er aber weder 
vorausgesehen hat, noch voraussehen konnte und der darum auch 
zum Willen in keinem eine Verantwortlichkeit begründenden Ver- 
hältnisse steht. Diese Sätze stehen mit dem St. G. B. nicht im 
Einklang. 

NachMassgabe des Reichsstrafgesetzes werden zufällige, un vor- 
hersehbare schwerere Folgen in zahlreichen Fällen bestraft, die 
mit dem Willen und Wissen des Thäters nicht im Zusammenbange 
stehen und ungeachtet ihres blos äusseren Causalzusammenhanges mit 
einem schuldhaften Verhalten die Strafbarkeit der dadurch schwerer 
qualificirten Uebelthat erhöhen. Auch Liszt's Eeiohsstrafrecht drückt 
diese Meinung mit den Worten aus: Verursachung eines gewissen 
Erfolges ohne Bücksicht auf Schuld in Bezug auf diesen 
Erfolg ist im St» G. B. immer nur Strafschärfungsgrund, nicht aber 
Delictsmerkmal oder Bedingung der Strafbarkeit. 

Hierher sind zu zählen die Strafbestimmungen der §§. 178, 220, 
221, 224, 226, 227, 229, 239, 251, 312, 315, 321—324 n. a. m. 
Ln Principe habenBerner undHälschner unbestreitbar Becht, 
allein es handelt sich hier eben um Ausnahmen, welche das St. G. B. 
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aus vorwiegend strafpolitischen Gründen von dem Principe statuirt. 
dass die Begriffe Handlung und Zurechnung sich decken. In diesen 
Ausnahmsfällen reicht die Straf barkeit weiter als die 
strafbare Willensbethätigung^ oder wie das kanonische Becht 
sich ausdrückt: Et sie propter unum delictum imputantur omnia, quse 
sequuntur ex illo. 

Keine Strafgesetzgebung kann bei ihren Strafdrohungen davon 
absehen, dass es Uebelthateu gebe, mit deren Begehung und Wirkung 
weit über den beabsichtigten Erfolg hinaus leicht die Gefahr der 
Veranlassung schwererer Erfolge gegeben sei und sich hierbei die 
Grenze nicht immer feststellen lasse zwischen den Ergebnissen der 
schuldhaften Tbat und den durch die äussere Causalitäf derselben 
herbeigeführten, nicht voraussehbar gewesenen Folgen. 

Das St. G. B. kann dieses Zusammenwirken von Schuld und 
Zufall ohne Fiction nicht als Ergebniss eines wirklichen, 
auch den Zufall der schwereren Erfolge in Berechnung nehmenden 
Willens bestimmen, dagegen kann das St. G. B. schon in dem Eisico 
einer solchen Gefahr der Veranlassung schwererer Folgen ein die 
Strafbarkeit erhöhendes Moment anerkennen, und um so mehr in dem 
Eintritte des schwereren Erfolges der besonders individualgef ährlichen 
Delicto wider Leib und Leben. Wenn der Tod oder die Verletzung 
eines Menschen durch eine fahrlässigerweise begangene Handlung auch 
nur veranlasst und nicht durch die Handlung selbst ver- 
ursacht wurde, so lässt sich nicht schlechthin von mangelnder Ver- 
schuldung reden, weil durch das, was gethan wird, nicht immer 
die einzige bestimmte Ursache des eingetretenen Erfolges gesetzt 
wird, die Thätigkeit des Handelnden oft nur einen der mit- 
wirkenden Factoren ausmacht, daher schon die Verantwortlichkeit 
begründen kann, wenn die unberechenbare Mitwirksamkeit unbekannter 
Umstände, oder die durch die Handlung veranlasste zufällige 
Zwischenursache zu dem schwereren nicht vorhersehbaren hinwirkt. 

Die Gesetzgebung greift hier auf den gemeinen Sprach- 
gebrauch zurück^ der von Jemandem , durch dessen positives oder 
negatives Verhalten ein nicht gewolltes ungünstiges Ereigniss ver- 
anlasst wurde, aussagt, er sei Schuld daran, obgleich er dasselbe 
durch einen darauf gerichteten bewussten Willen nicht verschul- 
det habe, ja nicht einmal vorhersehen konnte. Schuld daran sein 
kann aber eben nur bedeuten, in einer zurechenbaren Weise 
A n 1 a 8 s zu dem Eintritte eines schwereren Erfolges gegeben zu haben. 
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Wenn dei* Tod eines Menschen bei einem angelegten Brande 
dadurch veranlasst wurde, dass derselbe zur Zeit der That in der in 
Brand geöfetzten Eäumlichkeit ohne Kenntniss des Thäters sich befand 
und durch einen halsbrecherischen Kettungsversuch das Leben verlor, 
so ..ist der- Brandstifter Schuld an dem Tode des Menschen* Der 
§. 307, Ziif. 1 macht den Brandstifter auch für. den durch seine 
Uebelthat veranlassten Eintritt des schwereren Erfolgs verantwortlich. 
Hier wird ex lege die Zurechenbarkeit des blos veranlassten schwereren 
Erfolges, das Üebergreifen der Strafbarkeit über die strafbare Uebel- 
that anerkannt ; bei Körperverletzungen wird selbst von der Y o r a u s- 
sichtlichkeit des schwereren Erfolges abgesehen, z. ß. in 
den §§. 224, 226, daher ausnahmsweise auch die .alternative Drohung 
von Gefängniss neben Zuchthaus. 

Die ßechtssprache des St. 6. B. spricht von Verursachen, 
Bewirken, zur Folge haben, Herbeituhren und bedient sich nur in 
wenigen Gesetzesstellen der Worte Veranlassen, Veranlassung, 
z. B. in §§- 87, 340. . Die Interpretation dieser gesetzlichen Worte 
ist nicht ohne Schwierigkeit und es hiandelt sich darum, Ursache 
und blosse Veranlassung zu unterscheiden und worin der Z ii- 
sammenhang zwischen der Veranlassung und dem . Veranlassten 
bestehe. 

Die Unkenntniss der Folgen eines strafbaren Verhaltens bei 
einer vorsätzlichen Begehung schliesst die Zurechnung des Dolus in 
Bezug auf diese aus in allen Fällen, wo das Gesetz nicht Ausnahmen 
anordnet. Bei fahrlässig begangenen Handlungen schliesst nach §.59 
die Unkenntniss von Thatumständen , welche zum gesetzlichen That- 
bestand gehören oder die Strafbarkeit erhöhen, die Zurechenbarkeit 
derselben aus, wenn die Unkenntniss selbst nicht durch eigene Fahr- 
lässigkeit verschuldet ist. Es ist in diesen Fällen der objective 
Causalztisammenhang vorhanden , die Wirkung hat sich aus dem ver- 
ursachenden Verhalten ergeben, die von dem Thäter ausgegangene 
Kraftäusserung hat den Erfolg herbeigeführt oder ist dazu Mitursache 
geworden. Allein trotz dieses äusseren Ursachzusammen- 
hanges,, ist der eingetretene Erfolg nicht zurechenbar, weil 
es an dem Schuldzusammenhange fehlt, der Erfolg nicht voraus- 
gesehen wurde oder nicht vorausgesehen werden kann, und zwar 
ohne Verschulden des Thäters. 

Nicht ohne Verschulden wäre in diesem Falle ein un- 
glücklicher Erfolg eingetreten, wenn es der Thäter an dem erforderlichen 
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Mass der genügenden Aufmerksamkeit fehlen liesis^ mögen aucli zu 
dem Eintritte des schlimmen Erfolges die Fahrlässigkeit des Be- 
schädigten oder anderer mitgewirkt hahen> wenn der Thäter in einer, 
hewussten ünkenntniss der Sachlage eine Handlung unternahm, 
welche eine bestimmte Kenntniss zur Voraussetzung hat, oder der 
Thäter gefährliche Handlungen Anderer durch Duldung aus Versehen, 
nicht verhindert hatte, z. B. durch die Duldung schnellen Fahrens 
durch den eigenen Kutscher. 

Zu einem zurechenbaren Causal zusammenhange wird mit- 
hin mindestens erfordert, in allen Fällen, wo das St. Gr. B, keine 
Ausnahmen anordnet, dass der Thäter die eingetretenen Folgen seines 
Verhaltens hätte vorhersehen können. 

Derlei Ausnahmefälle sind nicht nur, wie oben bemerkt 
wurde , bei vorsätzlichen , sondern auch bei fahrlässigen Delicten in 
dem St. G. B. vorgesehen, z. B. in §§. 309, 314, 316, 326.*} 

Es kann sich hier eben nur um die Frage handeln , ob diese 
ex lege besonders durch erhöhte Strafb estimmun gen ausgezeichnete 
Fälle als Ausnahmen von der Eegel anzusehen seien, dass die Zu- 
rechnung nicht weiter reiche als die Handluug und dass der nicht 
von dem schuldhaften Willen erfüllte Causalzusammenhang zwischen 
That und Erfolg, strafrechtliche Verantwortlichkeit nicht begründe. 

In der That fordert das St. G. B. zu jedem die strafbare 
üebelthat betreffenden zurechenbaren Causalzusammenhang 
die Voraussichtlichkeit des schlimmeren Erfolges; bei jener 
Classe von Delicten aber, welche erfahrungsmässig mit der erhöhten 
Gefahr schwererer Erfolge, als vorausgesehen werden können, ver- 
knüpft sind , sieht das St. G. B. von dem Schuldmomente in Bezug 
auf den zufällig eingetretenen schwereren Erfolg ab, und unter- 
scheidet die Straf bar keit nach der Schwere des Erfolges , wenn diese 
nur durch das schuldhafte Verhalten des Thäters veranlasst 
worden ist. Es ist zwischen Veranlassung, Ursache und Gelegenheit 
zu unterscheiden, wie dies auch das Erkenntniss des III. Strafsenates 
des R, G. vom 8. Februar 1882 anerkannt hat, ohne jedoch Anlass 
und Gelegenheit zutreffend zu unterscheiden. 



*) Rüdorf f-Stenglein St. G. B., S. 5C8, Note 3: In allen diesen 
Fällen kommt es lediglich anf den äusseren Causalzusammenhang zwischen 
der vorsätzlichen oder fahrlässigen Handlang, nicht aber darauf an, dass bez. 
des Eintrittes des Todes den Thäter ein Versehen trifft. 
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Das St. G. B. unterscheidet die blos vom Thäter gege- 
bene äussere Veranlassung von der schuldhaften Ver- 
ursacliung, worin eine Ausnahme von den Fundamentalsätzen der 
strafrechtlichen Zurechnungslehre aus stiufpolitischen Eücksichten zu 
erkennen ist. Es reicht - in gewissen Fällen ex lege zur erhöhten 
Strafbarkeit aus , dass der nicht voraussehbare schwerere Erfolg 
durch das schuldhafte Verhalten des Thäters zwar mitbedingt, 
aber nicht selbstständig verursacht wurde, die zurechenbare 
Uebelthat begleitet habe als ein durch diese veranlasste in 
seinen Wirkungen folgenschwereres Ereigniss. Dei?> Thäter hat sich 
zu einer strafbaren Uebelthat bestimmt, von welcher er weiss, dass sie 
schlimmere Erfolge veranlassen kann, als er vorherzusehen im Stande ' 
ist ; er hat zwar diese nicht in Aussicht genommen, nicht in Bezug 
auf diese in dolo eventuali oder luxuria gehandelt; allein er hat 
mit dem Bewusstsein gehandelt, dass er im gegebenen Fall, nach 
der Eigen thümlichkeit des Delicts den ganzen Verlauf ungleich 
schwerer zu beherrschen vermag, als bei anderen Handlungen, 
und dass leichter wie in anderen Handlungen seine That den 
Anstoss zu schwereren Folgen geben und der Zufall ihm leichter 
einen bösen Streich spielen könne. Der Verbrecher hat, wie Köstlin 
in seinem System bemerkte, durch die von ihm ausgegangene ver- 
brecherische Wirksamkeit ein lebendiges Ei in den Weltzusammen- 
hang gelegt und muss darauf gefasst sein, dass dasselbe bei sonstiger 
günstiger Constellation von dem Causalgesetze als vollendete That 
ausgebrütet werde. 

Zur Feststellung dieses Zusammeühanges genügt, dass die 
schuldhafte That lediglich eine der Bedingungen war, welche 
den Zufall des unberechenbar gewesenen schwereren Erfolges her- 
vorgerufen hat, und ohne welche derselbe hätte nicht herbeigeführt 
werden können. Der Thäter hat den schwerer Verletzten in einen 
Zustand versetzt, in welchem er der Gefahr des schwereren Erfolges 
preisgegeben war, und es dadurch auf das Mitwirken des Zufalles 
ankommen lassen. Die unter diesen Voraussetzungen veranlasste 
schlimmere Wirkung ist th atsächlich , wenn auch nicht mit Willen 
und Wissen des Thäters, auf das Mit-Gethane desselben zurückzuführen, 
insoweit dem Zufall diese Wirksamkeit verschafft wurde. Darauf 
deuten auch die gesetzlichen Worte : „Dadurch verursacht", richtiger : 
dadurch veranlasst. Hierbei kommt nicht die strafbare Handlung 
oder Unterlassung als solche, sondern lediglich die Thatsache 
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in Betracht , dass dadurch Anlass zu einem schwereren Erfolge 
gegeben wurde, 

Objectiv dauert die Wirksamkeit der Handlung oder Unter- 
lassung des Thäters fort, ohne Willen und Wissen und ohne Vor- 
aussichtlichkeit des schwereren Erfolges, und darin, dass das St. G. B. 
in den angeführten Fällen vom objectiven Standpunkte allein die 
dadurch erhöhte Strafbarkeit entschieden hat , liegt eben die Aus- 
nähme von der Regel der Berücksichtigung des snbjectiven 
Sohuldmomentes *), der Yerbreitung des Willens über den ganzen 
Erfolg. Der durch die gewollte Uebelthat veranlasste schwere Erfolg 
wird in diesen Ausnahmsfällen als ein strafschärfendes Moment be- 
rücksichtigt, wenn auch der Thäter an eine derartige Entwicklung 
des Causalznsammenhanges vielleicht gar nicht gedacht haben sollte 
oder dieselbe nicht vorhersehen konnte. — 

Verursachung bedeutet Necessitirung, z. B. die Zufügung einer 
tödtenden Verletzung durch einen Dolchstich oder Schuss. Ver- 
anlassung des Todes eines andern ist unter Umständen keine 
Necessitirung , z. B. durch eine tolle Trinkprobe, welche bei einem 
Wettenden durch Zureden zum Weitertrinken mit dem Tode des über- 
mässig Trinkenden endet, welcher nicht als willenloses Werkzeug in 
Betracht kommen kann. Die Anstiftung ist vorsätzliche Veranlassung 
der Uebelthat eines andern, keine Kecessitirung zu derselben, da der 
Wille des Anzustiftenden den Anstiftungswillen zu dem seinigen zu 
machen, anzueignen hat. Hat eine Körperverletzung zu einer wider- 
sinnigen, den Verletzten tödtenden Handlungsweise desselben ver- 
anlasst, so ist sie nicht die Ursache oder Mitursache des erfolgten 
Todes. Dagegen wird der Causalzasammenhang von Verletzung und 
Tod nicht unterbrochen, wie B e r n e r bemerkt, wenn der Handelnde, 
nachdem er den äusseren Ursachen die Eichtung auf den Erfolg 
gegeben, das Weitere nur geschehen lässt. Ebensowenig ist die 
Fahrlässigkeit deshalb ausgeschlossen , weil grössere Umsicht und 
Vorsicht des Verletzten oder eines Dritten den Eintritt des Todes 
hätte verhüten können. 

In einzelnen Stellen des St. Gr. B. , z. B. §. 340, bedeutet 
Veranlassung nichts Anderes als Gelegenheit, und kann die gegebene 
Gelegenheit nicht mit Ursache verwechselt werden. 



*) Vgl. y. Bari, über Caasalzusammenhaug und dessen Zurechnung. 
Goltdammer's Archiv, XIV, 1866, S. 608 ff., 718. lieber CansaUtät und 
deren Verantwortung. 1873. S. 42 ff. 
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Die Gelegenheit hat im strafrechtlichen Sinne eine ver- 
schiedene Bedentun g, je nachdem sie gesucht, gewährt) bereitet wird 

« 

oder tmerwartet und als Zufall plötzlich sich findet. In erster 
Beziehung ist sie nichts Anderes als ein Mittel des vorbereiteten 
geplanten Delictes oder als ein Mittel der Erleichterung oder Beförde- 
rung der Ausführung desselben. In letzterer Beziehung ist die 
Gelegenheit entweder Veranlassung eines früher nicht bedachten 
Verbrechens oder ein Reiz mehr für die Ausführung eines vorbedachten 
Verbrechens oder für die Fortsetzung desselben. Die Voraussetzung 
der sich ohne Zuthun, Wissen, Einverständniss, Erwarten, Berechnen 
des Thäters darbietenden Gelegenheit ist ein ungewöhnliches Zusammen- 
treffen von Umständen, welche, bequem zur Hand liegend, sich als 
Existenzbedingungen oder Ausfuhrungsbedingungen des Delicts besonders 
dienlich anlassen. Die intensivere Anlockung durch eine besonders 
günstige unvorhergesehene Gelegenheit erhöht den Unternehmungsdrang 
in Folge der auf den ersten Blick einleuchtenden Leichtigkeit und 
grösseren Sicherheit eines unter anderen Umständen mit Schwierig- 
keiten verknüpften Unternehmens. Diese verführerische Macht der 
günstigen bestrickenden Gelegenheit versetzt den Verleiteten mit einem 
Ruck in die Situation des strafbaren Unternehmens , ehe er es ver- 
sieht, und erspart ihm das Wagniss des ersten vorbereitenden Schrittes; 
sein Wollen empfängt unerwartet die ausgeprägte Richtung auf die 
rasche Ergreifung der entgegenkommenden Gelegenheit. Hierin liegt 
der psychologische Kern des Gelegenheitsverbrechens und 
seiner geringeren Schuldstufe.*) 

Hierbei haben wir zwischen der den Thäter zu einem strafbaren 
Verhalten individuell erst veranlassenden und einer, die Aus- 
führung des voraus beschlossenen strafbaren Verhaltens blos erleichtern- 
den Gelegenheit zu unterscheiden. 

Im §. 87 St. G, B. wird das Wort veranlassen in einer 
eigenthümlichen Bedeutung genommen. Ein Deutscher, welcher sich 
mit einer ausländischen Regierung einlässt, um dieselbe zu einem 
Kriege gegen das deutsche Reich zu veranlassen, wird wegen 
Landesverraths bestraft. 



Vgl. III, S. 64, unter A. v. Joch über Belohnung und Strafe. 2. Aufl. 
1772. S. 19: Alle causse occasionales sind zugleich efficientes. Scaliger sagt 
Yon der Gelegenheit: Potiora parit commoda momentaque plura, Prsepostera 
quam subsidii supellex. 
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Es ist hier das Delict vollendet, sobald sich der Thäter mit 
der ausläudiscben Kegierung eingelassen hat, gleichviel, von welcher 
Seite der Anstoss dazu gegeben , die ünterhandlnng eingefädelt 
worden ist, gleichviel, ob der zu veranlassende Krieg aasgebrochen 
ist K)der nicht. 

Schon hieraus erhellt, dass der Cansalznsammenhan g des 
Krieges mit dein Sicheinlassen des Landesverräthers nicht erforderlich 
ist, zumal es auf den Eintritt des beabsichtigten Erfolges nicht ank ommt. 
Wird zur. Vollendung weder ein nahes noch ein entferntes , ein un- 
mittelbares oder mittelbarstes Causalverhältniss erfordert, weil über- 
haupt kein Causalzusammenhang , was kann dann die beabsichtigte 
Veranlassung eines Krieges bedeuten? Der §. 87 spricht nicht von 
der Veranlassung eines Krieges im Sinne einer Verursachung 
oder einer Mitursache des Krieges y vielmehr von der Ver- 
anlassung einer ausländischen Regierung zu einem Kriege' 
im Sinne einer intellectuellen Einwirkung , einer vorbereitenden . Ge- 
legenheitsmacherei oder Herbeischaffung von Mitteln du^ph Bath oder 
That in einer auf diese Veranlassung gerichteten Absicht. Es kann 
diese landesverrätherische Negociation so unerheblich sein, dass dadurch 
selbst die Möglichkeit einer Verursachung des Krieges ausgeschlossen 
erscheint , also keine Spur eines ursächlichen Zusammenhanges nach- 
weisbar ist. Selbst wenn in Folge der vorausgegangenen Unter-, 
handlungen ein Krieg zum Ausbruch gelangen würde — noch vor 
der Verjährung des durch diese bereits vollendeten Delictes, so könnte 
doch in der Regel der Fälle höchstens von einem psychologischen 
und geschichtlichen Zusammenhange des früheren Sicheini assens und 
des späteren Ausbruchs des Krieges die Rede sein; diese Auf- 
einanderfolge des Früheren und des Späteren alleii;! bedeutet nicht 
nothwendig einen Causalzusammenhang, da nicht jedes Aufeinander- 
folgen ein Auseinander folgen, nicht jede Folge ein Erfolgen 
ist. — Das Angeführte dürfte für den Nachweis genügen, dass im 
Sinne des §. 87 yeran lassen und v e r u r Sachen nicht gleichbedeutend, 
zu nehmen seien. 



X. 



Die strafrechtliche Fahrlässigkeit.*) 



1. tJnanfmerksam keit; Yergesslichkeit, Kachlassigkeit, Leichtsinn 
richten oft mehr Unheil an, als böser Vorsatz und vermessene Bos- 
heit. Gibt es selbst bei einem pflichtmässigen nnd besonnenen Ter- 
halten keine absolute Sicherheit gegen die Möglichkeit der Dazwischen- 
kunft eines unglücklichen Zufalles, und vermag keine menschliche 
Vorsicht schlechthin die Mitwirksamkeit der von dem Willen und 
Wissen des Handelnden unabhängigen Umstände auszuschli essen, um 
wie viel grösser ist die Gefahr bei einem Thun oder Lassen in 
kritischen Lagen, mit pflichtwidriger Nichtbeachtung der leicht voraus- 
sehbaren und bei Anstrengung der gehörigen Sorgfalt vermeid^ichen 
üblen Folgen ! Ueberall, wo unsere unmittelbare Wahrnehmung nicht 
ausreicht, müssen wir mit dem voraussichtlichen Erfolge unseres 
Eingreifens in die Causalreihen der Aussen weit rechnen, und wenn 
wir aus Denkfaulheit und Willensträgheit die Hinlenkung der Auf- 
merksamkeit auf die voraussehbaren leicht möglichen Folgen unseres 
Verhaltens verabsäumen, so laden wir durch einen solchen Mangel 
des rechtlichen Willens und der socialethischen Gesinnung ein Ver- 
schulden auf uns selbst in dem Falle, als das unachtsame oder leicht- 
fertige Sichgehenlassen keinen Schaden verursacht hätte. Es ist ein 
allgemein anerkanntes und keineswegs ausschliesslich rechtliches Gebot, 
dass Jeder bei seinem äusseren Verhalten mit Achtsamkeit vorzugehen 
habe, damit er auch nicht unabsichtlich die Eechtsordnung und die 
Sicherheit Anderer verletze. Wer aus Bequemlichkeit, Unachtsamkeit, 
Leichtsinn sich jene Sorgfalt und Behutsamkeit nicht angewöhnt und 
zur Lebensregel erhoben hat, die uns im Verhalten zu Anderen zur 
Pflicht gemacht ist, bethätigt nicht das erforderliche Interesse für die 



*) Aus Nr. 13 und 14 der „Juristischen Blätter« 1882. 
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Achtung der Gebote und Verbote der socialethischen und rechtlichen 
Ordnung und beweist einen Mangel an dem rechtlichen Willen^ den 
Umständen nach eine bis zur Strafbarkeit vorschreitende Eäcksichts- 
losigkeit und Frivolität. Schon diese allgemeine Erwägung überzeugt 
uns, dass die Fahrlässigkeit im äusseren Verhalten und bürgerlichen 
Verkehre aus einem verantwortlichen Fehler des Willens und 
nicht) wie die ältere Schule meinte, aus einem vermeidlichen Fehler 
des Verstandes zu erklären sei, und dass es für den Begriff 
der Fahrlässigkeit keinen Unterschied begründe, ob sich der fahrlässig 
Verhaltende den nicht gewollten aber verursachten schlimmen Erfolg 
überhaupt nicht vorgestellt, oder ob der Thäter mit dem Bewusstsein 
des leicht möglichen Eintrittes eines solchen nicht gewollten Erfolges, 
jedoch in leichtfertiger Erwartung, es werde nichts Uebles erfolgen, 
darauf los gehandelt habe.. 

Die Unterscheidung der Arten der Culpa in der älteren Juris- 
prudenz , je nachdem der Handelnde sich des möglichen Causal- 
Zusammenhanges seiner Handlung mit dem naohtheiligen Erfolge 
bewusst gewesen sei, oder dieses Bewusstsein nicht gehabt habe, 
können nicht als richtig anerkannt werden. Es ist nur richtig, ein 
Mehr oder Minder des Masses der Fahrlässigkeit je nach der grösseren 
oder geringeren Voraussichtlichkeit eines leicht möglichen gesetz- 
widrigen Erfolges zwischen grober und geringer Fahrlässigkeit zu 
unterscheiden, ohne sich auf eine gesetzliche Fixirung von Graden 
einzulassen. Die verschiedenen Massverhältnisse der Fahrlässigkeit 
sind wegen der unerschöpflichen Mannigfaltigkeit von Umständen und 
persönlichen Verhältnissen, welche auf die Unaufmerksamkeit Einfluss 
haben, durch feste, allgemeine Eegeln nicht genau zu bestimmen ; die 
Ausmittelung der Grösse der Fahrlässigkeit jedes einzelnen Falles 
muss daher dem vernünftigen, individualisirenden Ermessen von Fall 
zu Fall nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
anheimgestellt bleiben^ Nicht jedes Verhalten^ welches nach all- 
gemeiner ßeurtheilung als fahrlässig bezeichnet wird, begründet eine 
strafbare Fahrlässigkeit. Es kann ohne Absicht des Handelnden eine 
Verletzung entstanden sein und diese mit der Handlung desselben in 
einiem Causalzusamm^nhange stehen ) ohne unter den Begriff 
der Fahrlässigkeit im Sinne des Strafgesetzes zu fallen, sei es, 
dass die Verletzung in Folge der. Unkenntniss eines anderen Gesetzes 
als des Strafgesetzes herbeigeführt wurde, oder dass der eingetretene 
gesetzwidrige Erfolg nur als eine ungewöhnliche ausserordentliche 
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Wirkung yoransgeseiien werden l^onnte und der Handelnde lediglich 
zu einer Aufmerksamkeit auf die gewöhnlichen Folgen seiner Handlung 
verpflichtet war und dieser Yerhindlichkeit entsprochen hat. 

Insoweit nun in unserem Strafgesetzhuche allgemeine 
Bestimmungen über Fahrlässigkeit bei gewissen Classen von 
Delicten gegeben sind, berechtigt uns das Strafgesetzbuch nicht zu 
dem uneingeschränkten Ausspruche, dass, was als strafbare 
Fahrlässigkeit zu behandeln sei, immer nur im einzelnen Falle 
beurtheilt werden könne. Wo unser Strafgesetzbuch die strafbare 
Fahrlässigkeit bestimmt, oder, wie im §. 432 , von dem höheren 
Grade derselben spricht, sind wir an die bestehende Vorschrift 
gebunden. A Hein eine allgemeineVorschrift besteht in unserem 
Strafgeset zbuche nicht, dass Fahrlässigkeit nur indengesetzlicb 
bestimmten Fällen strafbar sei. Wollte man sich auf den Art. lY 
des Kundmachungspatentes vom 27. Mai 1852 berufen, welcher der 
Strafgewalt zu Gunsten der Freiheit die Grenze gezogen hat und nur 
die a u s d r ü c k 1 i c h als Yergehen oder Uebertretung erklärte Handlung 
oder Unterlassung als Vergehen oder Uebertretung behandelt und 
bestraft wissen will, so wäre mit dieser Berufung überhaupt und bei 
den culposen Delicten nach §§. 434 und 459 nicht viel gewonnen. 
Die landläufige, auch von H e r b s t in dessen Handbuche ausgesprochene 
Behauptung, dass durch Art. IV des kais. Patentes die Analogie, 
betreffend die Frage, was als Vergehen oder Uebertretung zu bestrafen 
ist, ausgeschlossen sei, ist offenbar unrichtig, da in mehreren 
Paragraphen des zweiten Theiles des Strafgesetzbuches bestimmte 
Handlungen zwar als strafbar, nicht aber ausdrücklich als Ver- 
gehen oder Uebertretung erklärt werden. Ohne Anwendung der 
Analogie wäre eine strafgesetzliche Behandlung derselben als Ver- 
gehen oder Uebertretung unmöglich. Aber abgesehen hievon ist zu 
bemerken, dass die allgemeine Strafbestimmung in den §§.434, 459 
auch auf feuergefährliche Handlungen oder Unterlassungen sich erstreckt, 
für welche weder in den Gesetzen, noch in besonderen Vor- 
schriften ausdrücklich eine Strafe vorgesehen ist, und dass nach 
Analogie mit den im Einzelnen aufgezählten Fällen feuergefährliche 
Delicto in dem Masse bestraft werden müssen , als sie mit diesen 
mehr oder weniger übereinkommen« Das Strafgesetzbuch, 
hat hier eben nur die gewöhnlicheren Fälle ausdrücklich an> 
geführt, imd schon deshalb kann im Zusammenhalt des Art. IV des 
kais. Patentes und des §. 459 St. G. B. die Anwendung der Analogie 
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nicht ausgeschlossen Werden. Eö genügt, wenn die nicht aus- 
drücklich benannten feuergefährlichen Handlungen .oder Unterlassungen 
den Erfordernissen der allgemeinen Vorschrift im §. 4ö9 entsprechen, 
das heisst, wenn objectiv mit dem fahrlässigen Verhalten eine Feuers- 
gefahr verbunden war, und subjectiv, den concreten Umständen nach, 
eine solche Gefahr von dem Schuldtragenden hätte bei gehöriger 
.Sorgfalt und Behutsamkeit vorausgesehen und vermieden werden 
können. Für die Feststellung dieser Thatbestandserfordemisse im 
§. 459 St. G. B. ist nicht einmal ein strenger Beweis der Wahr- 
scheinlichkeit einer Feuersgefahr erforderlich , zumal lediglich die 
feuergefährliche Handlung oder Unterlassung selbst mit Strafe bedroht 
wird. Mit diesem Paragraphe steht die verwaltungs rechtliche 
Bestimmung keineswegs im Widerspruche , dass Handlungen oder 
Unterlassungen, welche nach örtlichen Verhältnissen eine Feuers- 
gefahr herbeifuhren können und nicht schon durch das Strafgesetz 
oder anderweitige Verordnungen untersagt sind, der Gemeindevorsteher 
durch besondere Vorschriften zu verbieten habe. * 

Auch wenn einzelne feuergefährliche Vorrichtungen, Handlungen 
oder Duldungen nicht besonders verboten worden sind, lässt sich 
die Anwendbarkeit des §. 459 St, G. B, auf diese nicht ernstlich 
bestreiten, indem für nicht benannte Fälle auf die Analogie 
hingewiesen ist.*} 

Da das Strafgesetzbuch erster Theil bei den Strafbestimmungen 
über Brandlegung den polizeilichen Gesichtspunkt der Gefähr- 
lichkeit in den §§, 166, 167 d. f. g. 168 stark betont, kann es 
nicht befremden, dass bei der fahrlässigen Verübung feuergefähr- 
licher Handlungen oder Unterlassungen neben der polizeilichen Be- 
strafung der Feuerverwahrlosung überdies Präventivpolizei in das 
Strafrecht hineingebracht und vielfach von dem Erfordernisse eines 
ausgebrochenen Feuers abgesehen wird. K ö s 1 1 i n hatte hierin einen 
Abfall vom streng strafrechtlichen Standpunkte erblickt. 

Das Strafgesetzbuch spricht von Pflichten der gehörigen 
Sorgfalt, nöthigen Vorsicht u. s. w. , sagt aber nicht , was das G e- 
hörige .oder Nöthige sei. Gewiss ist der Mangel der gehörigen 
Aufmerksamkeit ein Mangel der socialen Gesinnung und des 
rechtlichen Willens, da es schon im Begriffe der gesellschaftlichen 
Pflicht liegt, dass jeder Einzelne auch für Andere da ist, und wenn 



*) Osenbrüggen: Die Brandstiftung. 1854. S. 193. 



jCi^Tw^yWa, -U^ *t«*a *i^ f r'-r ii .r^ic vL»r w^oti TCmu&sr ies Reckte- 

'^.A^?^ THniM vii^T Lmh^om ic^iaiaier^ av ancü. kda WTrmiipfcrr SgfaiAen 
••.csx^f^^^^^. *9f'^'\\^ l'^h* a'ii^elat'irr*'^** ffir«üe»Il2emeine 
,H>,,»^!tW>. iÄ/1 -(> f/ar*r'»^!irdu»it ix^anA^ Rttt'x>^TXeT &iLX gebricht 
^* *•-*,;•> *A 'l^^ :» ;?f*tn.!i*,hi*a IniÄriöwe »rfori'rrlick«» A^fmerk- 
t^^keU^ 'ii^tm ^.ie willkirli'tlie A^foierksaBikeit setzt 
ir4j<i^t,y;;h ^^ft fnt'^r^ffe roraüL«, I>»t fsr fir»Ta«iöi WoU «ad Webe 
nn^.m^fk(Al>^t^.^ r*^knMtfrrt^ E^ouX miere*»irt *ick nar &r sein liebes 
f/ii niA r^f(fUi$Ud ^;ch 4m hnxn» eints aehuamen und rn^siebts- 
r^rfl>fW V*^t;i\U^M fe^«ittf>er ADderen niebl. HifcHs liegt der 
p^y^.homoritWnf^ht Kern Aar Fabriääsigkeit. Der bnye Mann 

2« l^i« A nfm^rkff amkeit erscbeinft als Sammlmig imd 
V'txirttffg (\f,r itt-AMiktm in einer be<)timniten Eicbtnng im Gegen- 
MAt//^*/ //ti /li;r Z e r ff t r e a a n g der planlos nndisciplinirt dnrcbeinander- 
Utif^fid#;ri O^z/Iank^ oder zu der Verlorenbeit des Gredankenlosen. 
I)M9 Atifrn<*/rk^amke]t ii^i entweder eine sinnliche oder eine intellec- 
itMrlU, A tifmer liNamffein hei^fit^ mit innerer »Spannung nnd mit Interesse 
*'/f/Wft« A»fm»«re« oder Innere« beobachten^ erwarten, besorgen, den 
VnrUiif von VorMtellungen festhalten. Ohne Willensbetheiligung, 
oll nn I fttnn^ffAo \nt eine länger dauernde Aufmerksamkeit nicht 
(liMikImr; Imi firniUdnng, heftiger Gemüthsbewegung , vermag nur 
mImm ^tiMtnigortc Willensanstrengung, die Aufmerksamkeit und Selbst- 
ImliMrrNolning ntifreolit zu erhalten. Von Jemandem fordern, auf- 
KUtndrlitin, bndnntetf ihm das Wollen zumuthen, seine Vorstellungen 
und (iddnnlion zu lixircn, fUr die fortdauernde Keizerregung Hilfen 
ntilV.ubltiion und AIIum hintanzuhalten, was die Stärke der Fixirung 
ItnnlnirtinhitKt^n i<nnnio. Die willkürliche Aufmerksamkeit setzt eben 
(Ihn A u fuMM'kon wollen voraus, das Begehren, bei einer Sache 
l( n n H d H b 1 zu Hein, mit aller Conoentration unserer Geistes- 
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und Willenskräfte. Und da wir nur mit Spannung unserer Gedanken 
Beobachtungen ; Erwägungen auf Dasjenige zu lenken pflegen, was 
uns interessirty so zeigt das Nichtaufmerken oder die willkür«- 
liehe Unachtsamkeit im äasseren Verhalten an, dass es an der 
Willensbereitschaft und an dem erforderlichen Interesse 
fehle, Alles zu verhüten, was in unseren Kräften steht, was Andere 
zu gefährden oder zu verletzen geeignet erscheint. Schon der Sprach- 
geist nimmt das Aufmerken als Aufhorchen, Lauschen mit acht- 
samem Ohr, Ohrenspitzen. Was gehütet werden will, wird im Auge 
behalten , nicht aus dem Auge gelassen ; das wachsame Auge ist 
überall. Der Vorsichtige hat seine Sinne beisammen. Diese Vor«» 
Stellungen des sinnlichen Ohres und Auges gehen nun über in die des 
geistigen Vernehmens und Sehens. Vom Sehen kommt eben: Ein- 
sicht, Umsicht, Vorsicht. 

Wer nun aus Unachtsamkeit oder Nachlässigkeit überhaupt 
nicht die leicht möglichen üblen Folgen seines Verhaltens gesehen 
hat, kann diese auch nicht unrichtig gesehen haben. — Schon 
aus diesem Grande kann die Fahrlässigkeit nicht in jedem Falle 
auf einen Irrthum über Causa lität einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung zurückgeführt werden. Nur wenn der Fahrlässige 
an die Möglichkeit übler Folgen unter den gegebenen Umständen 
gedacht und sich ein falsches Bild derselben vorgestellt hatte, 
liegt ein Irrthum vor. Nicht jede Unwissenheit der Folgen ist 
mit einer unrichtigen Vorstellung derselben gleichbedeutend. Wer 
es an der Bethätigung des rechtlichen Willens fehlen Hess, über 
die Folgen seines äusseren Verhaltens nachzudenken, und hierauf 
ein gesetzwidriger Erfolg zurückgeführt werden kann , dem liegt ein 
fahrlässiges Verschulden zur Last, auch ohne Irrthum über die 
Causalität seines unvorsichtigen Benehmens. In einem solchen Falle 
liegt kein Irrthum, kein Verstandes fehler vor; nur 
willensträge Lässigkeit, seine Aufmerksamkeitspflicht zu erfüllen 
und die gehörige .Sorgfalt anzuwenden. 

Es können Verstandes- undWillens fehler bei einem 
fahrlässigen Delicto zusammentreffen, aber in keinem Falle ist 
dieses nur in einem Verstandesfehler begründet, ohne jegliche 
Willensschuld. Ebenso wenig kann aber die Verantwortlichkeit für 
Culpa auf ein sogenanntes unbewasstes Wollen des schlimmen 
Erfolges gegründet werden. Ist das Wollen von Etwas ein 
Walilberg, Gesammelte kleine Sobriften. III. } Q 
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Begehren mit der Vorstellung der Erreichbarkeit des bewusst 
Begeh rten^ so fehlt dem angeblichen nnbewnssten Wollen, wie von 
Yolkmann zutreffend bemerkt^ entweder die TJnbewusstheit oder 
das wirkliche Wollen. Auch hat die Einschmuggelung des unbe- 
wussten WoUens in die strafrechtliche Schuld lehre keine 
praktische Verwerthbarkeit , wenn die Verantwortlichkeit lediglich 
auf die vorausgesehenen oder voraussehbaren Folgen beschränkt wird. *) 

E e c h t und Socialethik gebieten : Du sollst in deinem 
Thun und Lassen die Sorgfalt eines umsichtigen gewissenhaften 
Menschen beobachten wollen! Du haftest für die Verabsäumung 
des unter deinen Verhältnissen dir möglich gewesenen, 
gehörigen G-ebrauches deiner ürtheils- und Willenskraft! — Wenn 
nun der Fahrlässige sich damit entschuldigen will, den schlimmen 
Erfolg nicht gewollt , gar nicht daran gedacht, oder denselben 
nicht vorausgesehen zu haben; wenn er fragt: Was kann 
ich dafür, dass Andere mehr Verstand und Vorsicht besitzen als 
ich, und in meiner Lage verständiger gehandelt haben würden; 
mit welchem Rechte werde ich dafür gestraft, dass ein stärkerer 
Verstand die von mir begangene Unvorsichtigkeit vermieden hätte ? 
— so antworten ihm Gesetz und Gresellschaft: Nicht 
dafür wirst du zur Eechenschaft gezogen, dass dir der liebe Gott 
ein geringes Mass von Verstand gegeben hat oder die verkürzte 
Schulzeit dich nicht besser ausbilden Hess; vielmehr dafür, dass, 
sofern du zurechnungsfähig bist, von dir die erforderliche und 
die möglich gewesene Aufmerksamkeit auf die leicht möglichen 
Folgen deines Verhaltens nicht aufgeboten worden ist, da 
das erforderliche Mass der Aufmerksamkeit nicht so hoch gegriffen 
ist, dass nicht auch pflichttreue Menschen mit schwachem Ver^ 
stände demselben bei gehöriger Willensanstrengung entsprechen 
könnten. 

Das Strafgesetz bestimmt- die Fahrlässigkeiten derart, dass 
selbst der schwache Verstand begreifen kann, was bei Wirksam-* 
keit des rechtlichen Willens vorzusehen und zu verhüten 
ist. Das allgemeine Strafgesetz stellt nur Forderungen an den 



*) V. Volkmann: Lehrbuch der Psychologie, ü. 187(3. Gegen Bin- 
ding's Hypothese des nnbewussten "Wollens. Geyer in Krit. Vierteljahres- 
schrift XIX, S. 444—49. Sigwart: Kleine Schriften. 2. Reihe, 1881, S. 118. 
207. Hälschner: Gemeines deutsches Strafrecht. I. 1881» S. 312. 
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gemeinen Menschenverstand nnd den mittleren Grad von 
Willenskraft. Dass von jedem Zurechnungsfähigen die relativ 
gleiche Sorgfalt erfördert werde, hat seinen Gmnd darin, dass 
von Jedermann .der gleiche rechtliche Wille in Anspruch 
genommen wird» Das Nichtwollen des gebotenen Verhaltens ist 
auch ein Wollen; doch .liegt nicht jedem fahrlässigen Verhalten 
nothwendig ein solches Nichtwollen oder das Wollen der damit ver- 
bundenen Gefahr zu Grunde , zumal die aus Denkfaulheit oder Nach- 
lässigkeit nicht vorgestellte Gefahr auch nichtgewollt werden 
kann. In diesem Falle gibt der Fahrlässige, der nicht einmal 
an die möglichen üblen Folgen seines Verhaltens gedacht hat, den 
Erfolg seines Verhaltens rein dem Zufalle preis, während 
bei der Voraussichtlichkeit eines möglichen schlimmen Erfolges 
das Handeln in der leichtfertigen Erwartung, es werde kein 
Uebel erfolgen, das Kichtwollen der gebotenen Behutsamkeit 
evident ist , welches nahe an ein doloses Verhalten an- 
grenzen kann. Uebrigens erschöpft der Mangel an Auf* 
merkjsamkeit allein das Wesen der Fahrlässigkeit im Eechts* 
sinne nicht, da nicht jede Unaufmerksamkeit und nicht jeder 
Leichtsinn im trägen oder gewagten Verhalten eine strafbare Fahr- 
lässigkeit begründet. • 

Die Culpa besteht nach unserem Strafgesetzbuche in ein- 
zelnen Paragraphen lediglich in einer pflichtwidrigen Sorglosigkeit 
ohne Eücksicht auf einen bewirkten Schaden, z.B. in den §§• 345, 
347, 368 ; in den meisten Fällen wird hingegen der Eintritt einer 
Eechtsgef ährdung oder Rechtsverletzung erfordert,. 
z. B, nach §§, 335, 337, 343, 356, 357, 358, 373. In mehreren 
Gesetzesstellen werden verschiedene Strafen angedroht , j e 
nachdem die Unterlassung der gehörigen Vorsichten einen Schaden 
zur Folge gehabt hat öder nicht, z. B. in den §§. 335 und 431, 
368 bis 369, 370, ,383 bis 384. 

3, Nur die Ausserachtlassung der schuldigen Sorgfalt und 
Vorsicht kommt bei der Zurechnung der strafbaren Fahrlässigkeit in 
Betracht. Eine bestehende Pflicht des Fleisses und der Auf- 
merksamkeit in dem gegebenen Verhältnisse, unter den concreten 
Umständen des Falles , muss verletzt und der nicht gewollte gesetz- 
widrige Erfolg als eine leicht mögliche Folge unter den gegebenen 
Umständen , bei gehöriger Anspannung der Geistes- und Willens- 

18*. 
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kräfte, voraussehbar und vermeidlioh gewesen sein. Es handelt sich 
hiernach nicht um das blosse Bewusstsein der abstracten Mög- 
lichkeit eines üblen Erfolges, und ebensowenig um die Pflicht, 
bei seinem äusseren Verhalten selbst an die möglichen , auch ausser- 
ordentlich seltenen und ungewöhnlichen Folgen zu denken 
und hienach sein Benehmen einzurichten. Eine fortdauernde 
erhöhte Anspannung des Geistes, eine unaufhörliche 
Hinlenkung desselben auf Vermeidung aller möglichen ausser- 
ordentlichen Gefahren würde folgerecht in einen unleidlichen 
scrupulösen Affectzustand versetzen, oder vermöge der Abspannung 
und Ermüdung in ihr G^gentheil, in Unaufmerksamkeit um- 
sehlagen. Massgebend ist eben nur die gewöhnliche durchschnitt- 
liche Aufmerksamkeit und Sorgfalt, welche rechtlich gesinnte ver- 
ständige Menschen^ in gleicher oder ähnlicher Lage, anzuwenden 
pflegen. Höhere Anforderungen über die gewöhnliche Normal- 
aufmerksamkeit hinaus werden rechtlich nur an solche Personen 
gestellt, welche vermöge ihrer besonderen Berufspflichten und 
Berufskenntnisse zu einer vorzüglichen Sorgfalt verbunden sind. Man 
denke an das Delict des Redacteurs einer periodischen Druckschrift 
nach dem Gesetze vom 15. October 1868 wegen Vernachlässigung 
jene^ Aufmerksamkeit, bei deren pflichtmässiger Anwendung die 
Aufnahme des strafbaren Inhaltes der Drucksöhrift unterblieben 
wäre! Der Durchschnittsmassstab des Gewöhnlichen ist 
regelmässig für Jedermann das Maximum der Anforderungen an 
die Achtsamkeit und Bedachtsamkeit im Thun und Lassen. Das ist 
auch der in unserer Gesetzgebung anerkannte Gesichtspunkt. 

Man denke an die im allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche 
ausgesprochene Vermuthung des §. 1297, dass Jeder, welcher den 
Verstandesgebrauch besitzt, eines solchen Grades des Fleisses und der 
Aufmerksamkeit fähig sei, welcher bei gewöhnlichen Fähigkeiten 
angewendet werden kann, Wer bei Handlungen, woraus eine Ver- 
kürzung der Eechte Anderer resultirt, diesen Grad des Fleisses oder 
der Aufmerksamkeit unterlässt , macht sich eines Versehens 
schuldig. *) 



*) Yergleiche die üntersucliungen über die Schadenersatzpfliclit von 
L. Pf äff, sowie von J. ünger in Grünhut's Zeitschrift VHI; femer die 
strafrechtlichen Erörterungen von Geyer in Holtzendor f f s Rechtslexikon ; 
V. Bar in Grünhut's Zeitschrift VII, 1877. 



— 277 — 

In dem einzelnen Falle wird die individualisirende Würdigung 
des Eichters das Beste zur Feststellung des richtigen Masses thun 
müssen , zumal sich at^ch bei der angespanntesten Aufmerksamkeit 
nicht immer ein unglücklicher Zufall verhüten lässt und das Ver- 
sehen begrifflich in der Mitte zwischen Absicht und Zufall 
steht. Wollte das Gesetz nicht blos die leicht möglich eintretenden 
gewöhnlichen Folgen, sondern auch die aussergewöhnlichen 
Folgen, die sich einmal bei ähnlicher Sachlage ergeben haben, als 
das Voraussehbare auffassen, so gäbe es rechtlich betrachtet 
keinen Zufall mehr. 

Was lässt sich nicht Alles als möglich denken, ohne die Ver- 
wirklichungen der .vorgestellten Möglichkeit berechnen zu können! 

Das Berechnen des Unberechenbaren kann selbstverständlich 
nicht in die entscheidende Formel „hätte können und sollen" ein- 
geschlossen werden. Ueber die Grenzen des bei gewöhnlicher Auf- 
merksamkeit Voraussehbaren hinaus darf die Strafrechtsordnung nicht 
Verpflichtungen auferlegen, die der in einer nicht vollkommen über- 
sehbaren und beherrschbaren Situation sich Befindende bei bestem 
Willen nicht zu erfüllen vermag. Die Strafgesetzgebung kann sich 
nicht der Auffassung verschliessen , dass die Begriffe von Gefahr 
und Zufall auch auf Kechnung der Un Vollkommenheit unserer 
Erkenntnisskraft zu setzen seien, und dass sich eine absolute Grenze 
zwischen Fahrlässigkeit •aus Unachtsamkeit und Zufall nicht ziehen 
und immer nur relativ mit Rücksicht auf die dem Handelnden 
unter den gegebenen Umständen mögliche Sorgfalt feststellen 
lasse, ob der Angeklagte im Stande gewesen sei, den eingetretenen 
Erfolg vorauszusehen und zu vermeiden.*) 

Unser Strafgesetzbuch sieht die Pflicht der gehörigen Acht- 
samkeit und Sorgfalt als einen integrirenden Bestandtheil aller 
anerkannten Reohtspflichten an, auch wenn dieses den einzelnen Be- 
stimmungen immanente Pflichtgebot nicht immer besonders hervor- 
gehoben und speciell von Unvorsichtigkeit bei gewissen Verrichtungen, 
von Nachlässigkeit in der Verwahrung oder bei der Aufsicht, von 
schuldbarer Duldung, von leichtsinnigem Anvertrauen in unsicheren 
Händen u, s. w. die Rede ist. Die in dem Strafgesetzbuche voraus- 



*) OessUr: lieber den Begriff und die Arten des Dolus, 1860, S. 95. 
Hertz: Das Unrecht und die allgemeine Lehre des Strafrechtes, 1880, S. 76. 
Lammasch: Handlung und Erfolg in Grünhut's Zeitschrift, IX, 244. 
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gesetzte allgemeine Aufmerksamkeitspflicht wird in eine Vielheit 
von besonderen Vorsiohts- , Anfsichts- und Aufbewahrungspflichten 
zerlegt und keineswegs lediglick auf die durch Gesetze, 
Verordnungen, obrigkeitliche Aufträge, besondere 
Vorschriften begründeten Eecht^pflichten beschränkt, sondern auch 
in bestimmten Lebensverhältnissen auf natürliche 
Pflichten erstreckt, wie in den §§. 360, 376, wobei es sich nicht 
blos um staatliche, sondern auch um allgemein menschliche Interessen 
handelt, welche überhaupt gegen Verletzung oder Gefahrdung durch 
menschliche Sorglosigkeit zu schützen sind. Ich bemerke, dass unser 
Strafge8etzbu€h ge geben eVorschriften den sonst nöthigen 
Vorsichten gleichstellt, z. B. im §. 336 c. n. a. 

Uebrigens findet auch die durch natürliche Pflichten 
begründete Gebundenheit, in den bestimmten Lebensverhältnissen die 
angemessene V einsieht anzuwenden, ihre Begrenzung in diesen 
selbst. So hat z. B. die im §. 376 St. G. B. erwähnte natürliche 
Aufsichtspflicht bei Kindern ihre Grenze dort, wo nach den concreten 
Umständen die Aufsicht entweder unmöglich oder unuöthig war, und 
wird in dieser Gesetzesstelle eben nur der Mangel der schuldigen 
Aufsicht mit Strafe bedroht. Es ist hienach einerlei, ob es sich 
um eine Gebundenheit durch eine positivrechtliche, auf- 
getragene und übernommene Pflicht, oder um eine anerkannte natürliche 
Pflicht in bestimmten Verhältnissen handelt. Doch reicht die A u f m e r k- 
samkeitsp flicht im Strafrechte nicht weiter als das E e c h t s- 
gebiet überhaupt und ist die staatliche Eeaction des Strafgerichtes 
gegen unvorsichtiges, schädliches oder gefährliches Verhalten an das 
rechtliche Mass der erforderlichen Sorgfalt und Vorsicht 
gebunden. Selbst vertragsmässig zugestandene Befreiungen von 
der Vornahme bestimmter Vorsichtsmassregeln oder Schutzeinrichtungen 
befreien nicht von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für 
ein unter den gegebenen Umständen nach allgemeinen Erfahrungen 
vermeidlich gewesenes Versehen. 

4. Die Strafgesetzgebung , welche ihren allgemein verpflichten- 
den Bestimmungen die Idee des sogenannten mittleren Menschen 
mit der gewöhnlichen durchschnittlichen Leistungsfähigkeit 
auch in Bezug auf die Aufmerksamkeitspflichten zu Grunde legt*), 



*) Wahlberg: Das Mass und der mittlere Mensch im Strafrechte. 
Grünhut's Zeitschrift V, 1878. Die von mir vertretene Theorie wurde bei 
dem im Mai 1882 durchgeführten Ringtheaterprocesse von Seite der 
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fordert im AUgememwi eben nur jenes Mass von Sorgfalt und 
Vorsicht, welches von einem gewöhnlich umsichtigen und vorsichtigen 
Handlungsföhigen beobachtet zu werden pflegt. Dieser Begriff ist der 
Schule des bürgerlichen Lebens entlehnt. Wer bedächtig und vor- 
sichtig zu handeln pflegt , gilt uns als homo diligens. Bei diesem 
Durchschnittsmasse kommt es darauf an, was Andere in gleichen oder 
ähnlichen Lagen bei gewöhnlicher Achtsamkeit thun oder gethan 
haben, um ihren rechtlichen Willen zu bethatigen, daher das -Mass 
der erforderlichen Aufmerksamkeit nicht ausschliesslich rein indi- 
viduell zu fassen, vielmehr der Beschuldigte nach dem Masse zu 
beurtheilen ist , welches von jedem pflichtmässig und vorsichtig 
Handelnden unter den gegebenen Umständen verlangt werden kann. 
Alles Mass des Einzelnen ist nur in dem Zusammen mit Seines- 
gleichen möglich. Durch das Mitdenken des Masses der Hand- 
lungen eines homo diligens, der im bürgerlichen Leben erforderlichen 
gewöhnlicben Vorsicht , kann das Mass der Aufmerksamkeit des 
Einzelnen mit Rücksicht auf seine Individualität und seine individuelle 
Lage richtig festgestellt werden. Mit der Hinweisung auf den Muster- 
mann des bonus pater familias ist das erforderliche Mass der Sorgfalt 
und Vorsicht noch nicht an die Hand gegeben. Der Begriff der 
Diligenz geht dem Begriffe des homo diligens voraus. Wie schon 
Jenull bemerkt hatte, hat Derjenige, der den Namen des ordent- 
lichen Hausvaters verdienen soll, selbst gewisse Hegeln zu 
befolgen, das heisst sorgfältige Handlungen, besonnene Verrichtungen 
zu verüben, aus deren Inbegriff erst die richtigen Umrisse zum 
wahren Bilde des ordentlichen Hausvaters zu entnehmen sind. Erst 



Vertheidigung praktisch zu verwerthen gesacht. Die N. F. Presse vom 17. Mai 
1882 hob hervor, dass in dem Processe mit Recht betont wurde, das Mass der 
Verantwortlichkeit des Einzelnen für das entstandene Unglück sei ein gewisses 
Durchschnitts- nnd Mittelmass, welches sich nach dem allgemein 
üblichen Grade der Pflichterfüllung richte , den man bei der Mehrzahl der in 
gleichen Verhältnissen sich befindenden Personen nachweisen kann. Das Mittel- 
mass der Gewissenhaftigkeit stehe bei nns überall tief unter der Mittelmässig- 
keit . . . der Zufall spiele bei uns eine grössere Bolle als irgendwo in einem 
Gemeinwesen, das auf strammer Disciplin und Pflichterfüllung aufgebaut ist . . . 
So oft ein Öffentliches Unglück aus fehlender Pflichttreue Einzelner entsteht, 
sind wir Alle mitschuldig, weil wir es geschehen lassen, dass das Durch- 
schnittsmass der Sorgfalt, welche wir unseren Angelegenheiten angedeihen lassen, 
so tief herabsinkt. Exempla trahunt. Das sollten wir aus dem Ringtheater- 
Processe lernen. 



-'T 
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mit Biicksicht anf die Thatbestandsmomente und die conoreten Um- 
stände des einzelnen Falles kann das rechtliche Mass der gehörigen 
Vorsicht, Obhut, Verwahrung u, s. w. getroffen werden,. Es wäre 
mithin ein arger Missgriff, nur einen abstracten Begriff der 
Aufsicht, Obhut u. s. w. zur Anwendung zu bringen. 

So geht z. B. die Pflicht der Fürsorge bei einem wuthverdäch- 
tigen Thiere ungleich weiter, als die abstracte allgemeine Obhuts- 
pflicht. Schon die blosse Vermuthung, dass der Wuthausbmeh 
erfolgen könne, verpflichtet nicht nur zur Anzeige, sondern auch zu 
anderweitigen Vorkehrungen. Einzelne Verrichtungen erfordern nach 
dem Strafgesetzbuche besondere Vorsichten ; die Pflicht^ sich vorher 
versichert oder gehörige Erkundigung eingeholt zu haben u. s. w., 
wird ausdrücklich eingeschärft, wie in den §§. 374, 469 u. a. m. 

Auch wird zu untersuchen sein , ob es an der gehörigen Be- 
hutsamkeit von vomhinein gefehlt und der Thäter seine Aufmerksam- 
keitspflicht schon bei dem Beginne eines Unternehmens nicht ausreichend 
erfüllt habe, oder erst im Verlaufe desselben die nöthige Sorgfalt 
vermöge eines unberechenbaren Zwischenfalles, eines Unwohlseins, 
einer plötzlichen affectvoUen Ueberraschung und Bestürzung oder 
einer üebermüdung verabsäumt wurde. Ergibt sich in letzterer Be- 
ziehung nicht der Beweis der Fahrlässigkeit, so ist der eingetretene 
üble Erfolg dem Zufalle beizumessen. Ist die bei angestrengter 
Achtsamkeit vermeidlich gewesene Abwendung übler Folgen unter- 
blieben , weil sich der zu dieser Verpflichtete in einem unver- 
schuldeten Geistes- und Gemüthszustande befand , welche die 
besonnene Ueberlegung oder die ausreichende Beobachtung der Vor- 
sichten ausschliesst, so kann von einer strafbaren Sorg- 
losigkeit nicht die Kede sein. Wie Soden in dem „Geiste der 
peinlichen Gesetzgebung" 1792 bemerkt hatte, machen es die von 
der menschlichen Natur unzertrennlicbe Schwachheit, Unvollkommen- 
heit und Irrthümer dem Menschen schwer, alle Pflichten der bürger- 
lichen Gesellschaft immer mit strenger Genauigkeit zu erfüllen und 
sich völlig vor Veranlassung gesetzwidriger Erfolge zu sichern. Die 
Begebenheiten selbst hängen im menschlichen Leben oft vom Zufalle 
ab ; die Kette , die sie zusammenknüpft , ist ein Haar; auch der 
kleinste zufällige Umstand kann die Lage des Ganzen so durchaus 
ändern und umstürzen, dass die Einsichten auch des Weisesten nicht 
hinreichen, um immer den Erfolg der Handlung mit mathematischer 
Gewissheit vorhersehen, vorher berechnen zu können. Diese Stelle 
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wurde oft citirt, bedarf jedoch einer kritisclieii Berichtignngf um der 
Gefahr falscher Gemüthlichkeit in der Strafpraxis zu begegnen. 
Sicherlich kann es unter Umständen schwer werden , nachtheilige 
ü^rfolge bei gefährlichen oder gewagten Handlungen zu verhüten. 

Darf aber die Sicherheit der Kechtsordnung oder das Wohl 
der bürgerlichen Gesellschaft davon abhängig gemacht werden, ob es 
dem einzelnen Gliede derselben schwer falle, die nöthigen Vorsichten 
zu gebrauchen oder Unternehmungen aufzugeben , welche leicht 
mögliche üble Folgen herbeiführen? Darf die Gesetzgebung allzu 
laxe, nachsichtige Eücksichten auf die menschliche Schwäche oder 
Fehlbarkeit walten lassen, wo es eben darauf ankommt , die Gesell- 
schaft gegen die Gefahren des schwächlichen Sichgehenlässens , der 
willensträgen Lässigkeit, des frevelhaften Leichtsinnes des Einzelnen 
zu sichern? Man erwäge, dasB die socialethische Selbstkritik der 
bürgerlichen Gesellschaft über ihre moralischeMit Verantwort- 
lichkeit durch bequeme Duldung eingeschlichener Nachlässigkeiten 
zu einer gesteigerten Bestrafung der Fahrlässigkeit drängt! Gewiss 
darf die Gesetzgebung ihre Anforderungen an die Aufmerksamkeit 
und Sorgfalt nicht zu hoch spannen, und in dem mittleren 
Masse derselben wird sie eben der menschlichen Schwäche gerecht, 
und selbstverständlich gilt eben nur der Zurechnungsfähige als 
culpae capax. Es wäre hingegen eine unverantwortliche Schwäche, 
wollte die Gesetzgebung unter dieses Durchschnittsmass der Sorgfalt 
pflichttreuer, achtsamer Menschen herabgehen und dadurch die Sicher- 
heit der Einzelnen und das Wohl des Gemeinwesens auf das Spiel 
setzen. Die Strafgesetzgebung hält die richtige Mitte, indem 
sie blos wegen der abstracten Möglichkeit eines üblen Erfolges 
unserer Handlungsweise keinerlei Beschränkung auferlegt. Wer 
schlechterdings keine gefährliche Handlung vornehmen dürfte, der müsste, 
wie Breidenbach sagte, nach einer unbewohnten Insel auswandern. 
Auch gewagte Unternehmungen sind rechtmässig, sofern dabei alle 
einschlägigen Erfahrungen und Vorsichten beobachtet werden, um einem 
leicht möglichen nachtheiligen Erfolge oder der Gefahr eines unglück- 
lichen Zufalles nach Kräften vorzubeugen. Eine Pflicht, ein gewagtes 
Unternehmen zu unterlassen, würde sich nur dann nachweisen lassen, 
wenn die Un Wahrscheinlichkeit oder gar die Unmöglichkeit voraus- 
sichtlich war, einen schlimmen Erfolg durch Behutsamkeit abzuwenden. 

Wer Alles gethan hat, was nach allgemeiner Erfahrung in der 
Eegel der Fälle geeignet ist , einen nachtheiligen Erfolg abzu- 
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wenden, der hat seine Pflicht gethan und kann ihm bei Beobachtung 
der gehörigen Sorgfalt nicht zur Schuld angerechnet werden, dass er 
den möglichen Eintritt eines aussergewöhnlichen Erfolges nicht vorher- 
gesehen hat. Der unabsichtlich veranlasste, aussergewöhnlich be- 
schädigende Erfolg könnte eben nur dann zur Fahrlässigkeit zugerechnet 
werden, wenn er als ein verschuldeter zu beurtheilen wäre; und als 
verschuldeter könnte er nur dann angesehen werden, wenn es eine 
Pflicht gäbe, auch aussergewöhnliche Folgen vorauszusehen und 
sein Verhalten so einzurichten, dass auch diese vermieden werden. 

5. Dass nicht jede Fahrlässigkeit an sich strafbar ist im Sinne 
unseres Strafgesetzbuches, erhellt schon aus §. 46, lit. e bei dem 
Milderungsumstande der aus fremder Nachlässigkeit auf* 
gestossenen Gelegenheit zum Y erbrechen , worunter eine straf- 
bare Fahrlässigkeit eben nicht zu verstehen ist. 

Obgleich unser Strafgesetzbuch von einem höheren Grade 
derFahrlässigkeit, auch von grober Unwissenheit, grossem 
Leichtsinne spricht, ausserdem in einzelnen Gesetzen, z. B. über 
Ministerverantwortlichkeit vom 27. Juli 1867, §.2, von grober 
Fahrlässigkeit die Hede ist, so sind damit nicht verschiedene 
Arten der Culpa bezeichnet. 

Nur um Mass Verschiedenheiten des Verschuldens handelt 
es sich dabei. Ein höheres Mass der Schuld ist vorhanden, je grösser 
die damit verbundene Gefahr, je leichter aus der Handlung oder 
Unterlassung die Gefahr vorherzusehen und der Handelnde vermöge 
eigenthümlicher Kenntnisse oder Verhältnisse vorzüglich im Stande 
war, die Gefährlichkeit seiner Handlungsweise vorauszusehen oder 
den üblen Folgen derselben zuvorzukommen. Doch auch diese Er- 
fahrungsregel lässt Ausnahmen zu. Hat der Thäter die Gefäbrlichkeit 
seines Unternehmens eingesehen, jedoch in der leichtfertigen Er- 
wartung darauf los gehandelt, es werde eine schlimme Folge nicht 
eintreten, und diese tritt wider seine Erwartung und Gutheissung 
dennoch ein, so liegt die sogenannte lascivia luxuria vor, welche 
übrigens nicht unter allen Umständen als schwerer schuldhaft 
denn diejenige Fahrlässigkeit zu beurtheilen ist, bei welcher der 
Thäter aus Denkfaulheit sich der Gefährlichkeit seines Verhaltens 
überhaupt nicht bewusst war, obgleich er diese hätte einsehen 
können und sollen. Wer es überhaupt an der erforderlichen Auf- 
merksamkeit fehlen liess und, unbekümmert um die Folß^en, auf's 
Gerathewohl in die Aussenwelt causal eingreift, der kann unter 
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Umständen gefährlicher werden iind grosseres Unheil bereiten, als 
der zwar die Gefährlichkeit seines Vorhabens beachtet habende, bei 
Abwendung derselben nicht genügend vorsichtige oder seine Kräfte 
leichtsinnig überschätzende Thäter. Ich stimme der Ansicht bei, dass 
der Leichtsinn, der es trotz nächstliegender Möglichkeit eines 
üblen Erfolges nicht, einmal zu einer Et kenn in iss derselben 
kommen lässt, ein höheres Mass der Schuld ergeben könne, 
als der Leichtsinn, der über die Berücksichtigung eines als entfernt 
möglich erkannten Erfolges hinweggeht,*) 

6. Die gesetzliche Auffassung der strafbaren Fahrlässigkeit 
leuchtet auch aus den Bestimmungen über das Zusammentreffen 
von bösem Vorsatz nnd Yersehen hervor. ■ ' 

Schon der im Schlusssatze des §. 1 St. G. B. enthaltene anti- 
quirte Begriff des dolus indirectus gibt hierüber einige Auskunft. **) 
Die Voraussetzung desselben ist , dass das aus einer in andere böser 
Absicht unternommenen Handlung oder Unterlassilng entstandene 
Uebel ein solches ist, welches zwar nicht bedacht und beschlossen 
wurde, aber gemeiniglich erfolgt oder doch leicht erfolgen 
kann. Das culpose Element liegt hier darin, dass das Uebel 
wider den Willen, die Erwartung oder Billigung des Thäters causal 
herbeigeführt wurde, welches aus der dolos gesetzten Handlung oder 
Unterlassung leicht erfolgen kann, mithin auch als leicht 
möglich eintretend vorausgesehen werden konnte. Die gewollte Ver- 
ursachung gemeiniglich eintretender Folgen gehört nicht der 
Culpa, vielmehr dem Dolus an. Das culpos verursachte Uebel muss 
übrigens nach §. 1 durch ein nicht auf dieses Uebel gerichtetes 
doloses Verhalten herbeigeführt worden sein; das Nichteintreten 
des als leicht möglich erfolgenden Uebels muss, wenn auch leicht- 
sinnig , doch entschieden erwartet worden sein , so dass auch nicht 
im Entferntesten eine eventuelle Billigung oder Genehmigung des 
schlimmen Erfolges , wohl aber ein waghalsiges Vertrauen auf gut 

*) Hälschner: Gemeines deutsches Strafrecht 1881, S. 317. 
*'*') Dass das Handbuch des österreichischen Strafrechtes von Herbst, 
5. Aufl., noch den Schinisssatz des §. 1 auf den Beweis des geleugneten 
bösen Vorsatzes bezieht nnd andeutet , dass vermöge der freien Bev^eiswardigung 
der Strafprocessordnnng von 1673 dieser Schiasssatz als aufgehoben anzusehen 
sei , zählt zu den Ouriositäten der österreichischen Interpretation , nachdem 
Rnlf, Glaser, Geyer und Andere, sowie zahlreiche Entscheidungen des 
obersten Gerichts- und Oassationshofes die unwiderlegt gebliebene Ansicht ver- 
treten haben, dass dieser Schlusssatz des §. 1 den dolus indirectus bestimme. 
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Glück, auf den günstigen Zufall, vorliegt. Das Strafgesetzbuch 
macht in vielen Fällen für ein nicht gewolltes s ch wer eres TJebel 
verantwortlich, welches durch eine vorsätzliche Uebelthat veranlasst 
worden ist und bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte leicht voraus^ 
gesehen und vermieden, werden können. So gentigt zum Thatbestande 
des im §, 87 St. Gr. bezeichneten Verbrechens, dass der Thäter 
einzusehen vermochte, es könne liach dem gewöhnlichen Yerlanfe 
der Dinge leicht aus derselben ein schwererer Erfolg entstehen. So 
genügt zum Verbrechen des Todtschlages nach §. 140, dass der in 
feindseliger Absicht Handelnde den eingetretenen Tödtungserfolg als 
leicht mögliche Folge seines Verhaltes vorherzusehen im Stande war ; 
zur Anwendung der Todesstrafe nach §. 167 a, wenn durch den ge- 
legten Brand ein Mensch, da es von dem Brandleger vorhergesehen 
werden konnte, getödtet wird; oder zur Anwendung des höchsten 
Strafsatzes nach §. 148, wenn culpos der Mutter durch das Ver- 
brechen Gefahr am Leben oder Nachtheil an der Gesundheit zu- 
gezogen worden" ist. Die ältere Doctrin half sich mit einer Fiction 
über die Zurechnung nicht beabsichtigter und nicht einmal immer 
leicht voraussehbarer schwererer Folgen eines Verbrechens hinweg, 
von dem strafpolitischen Gedanken geleitet, in besonders gefährlichen 
Straffallen, welche leicht von sehr schweren Erfolgen begleitet sein 
können, reiche ausnahmsweise die Strafbarkeit weiter als die 
Willensschuld des Uebelthäters. Ist aber die Fiction statthaft, 
als hätte der Thäter einer solchen leicht gefährlicher ausschlagenden 
Uebelthat den eingetretenen schwereren Erfolg voraussehen können? 
IJebrigens behandeln auch neue Strafgesetze die wider Willen und 
Billigung eingetretenen schwereren Erfolge bei bestimmten Ver- 
brechen , ohne Eücksichtnahme auf die culpose oder dolose 
Verursachung derselben als Strafschärfungsgründe *j, während, bei 
Aberrationen durch zufällige Ablenkung der Thätigkeit von 
dem bezielten Gegenstande ideale Concurrenz von dem versuchten 
und von einem fahrlässigen Delicte nur dann stattfinden kann, 
wenn der eingetretene üble Erfolg ein für den unvorsichtig Han- 
delnden nach der Lage der Umstände vorhersehbarer gewesen 
ist. Zu erinnern wäre hier auch , dass es einzelne Uebertretungen 
gibt, bei welchen es zweifelhaft sein kann, ob nur oder auch die 
culpose Verübung bestraft werde. Man denke an die Uebertretung 



*) V. Liszt: Deutsches Reichsstrafreclit. 1881, S. 211. 



- 285 — 

des Ankaufes verdächtiger Waaren nach §. 477 ^ wenn Jemand ihm 
zum Kaufe oder zur Verpfandung angebotene Gegenstände an sich 
bringt , die nach ihren Eigenschaften u. s. w. gegen den Anbietenden 
ien y er dacht erwecken^ dass sie entwendet sind. Allerdings ist 
zur Theilnehmung am Diebstahle oder an der Veruntreuung nach 
§. 185 die Kenntniss oder die Ueberzeugung erforlerlich, eine 
gestohlene oder veruntreute Sache an sich gebracht zu haben, und 
dieses Wissen nach §, 477 ausgeschlossen. Es genügt jedoch auch 
schon ein unsicheres zweifelhaftes Bewusstsein, dass der an- 
gebotene Gegenstand durch eine strafbare Handlung erlangt sei, und 
kommt es dabei nicht auf die Kenntniss von den näheren Umständen 
der sträflichen Erwerbsart an. Schon der Zweifel, das in der 
Sachlage und in der Persönlichkeit des Anbietenden begründete 
Vermuthen sträflichen Erwerbes schliesst den Dolus nicht aus, 
selbst wenn der Thäter sich über die Natur desselben getäuscht 
hätte. Ist ein begründeter Zweifel und Verdacht über die unredliche 
Provenienz der Waare bei dem Käufer vorhanden, so wird die ge- 
wöhnliche Ausrede eines der Partirerei Beschuldigten , dass er 
von der strafbaren Provenienz der gekauften Waare keine Kenntniss 
hatte, den Umständen nach geringen Glauben verdienen. Die 
Ausrede mit dem Mangel dieser Kenntniss schliesst nicht die An- 
nahme eines dolus eventualis aus, weil eben der Zweifel an die 
Unsträflichkeit des Erwerbes den Dolus nicht ausschliesst und jeden- 
falls die bona fldes aufhebt. Lag dem Kaufgeschäfte jedoch ein 
durch Fahrlässigkeit verschuldetes Nichtwissen zu Grunde, 
so dass der Käufer bei einiger Ueberlegung hätte leicht erkennen 
können, sei es aus der auifallenden Regelwidrigkeit der Geschäfts- 
weise bei einem nicht vorhandenen Noth verkaufe, aus der mangelnden 
Versirtheit oder sonstigen Bedenklichkeit des Verkäufers und aus 
anderen Momenten, dass die Provenienz der Waare leicht möglich 
auf eine strafbare Handlung hinweise , so ist ein solches leichtfertiges 
Nichtwissen bei solchen Umständen , welche gegen * den Verkäufer 
einen Verdacht erwecken konnten, immerhin als culposes Ver- 
schulden zu beurtheilen. — In gewisser Beziehung ist hier auch des 
Verschuldens von in Insolvenz verfallenen Schuldnern zu erwähnen* 
Bei der schuldhaften Crida §. 486 findet der erste Absatz 
nur dann Anwendung, wenn die daselbst bezeichnete Handlungsweise 
nicht die Merkmale des Betruges an sich trägt. Welche nahe an 
den Betrug angrenzenden Handlungsweisen in den Bahmen diese» 
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culposen Vergehens fallöii können, bestätigt die Sprüchpraxis , welche 
uns Fälle kennen lehrt , in welchen der erste Eichter fahrlässige 
Crida, der zweite Richter betrügerischen Bankerott oder umgekehrt 
angenommen haben. Das Strafgesetzbuch bedroht andererseits im 
§. 486' schon die durch übermässigen Aufwand oder durch gewagte, 
mit den Yermögenskräften in keinem Verhältnisse stehende 6-eschäf te, 
verschuldete Zahlungsunmöglichkeit, mithin den Leichtsinn im All- 
gemeinen ; ja nicht einmal dieser ist wesentlich erforderlich , insofern 
es zu diesem Vergehen schon genügt^ dass der Schuldtragende sich 
nicht ausweisen kann^ nur durch Unglücksfälle und ohne sein Ver- 
schulden in die Unmöglichkeit gerathen sei, seine Gläubiger voll- 
ständig zu befriedigen. Schon Unkenntniss des Handlungsgeschäftes 
kann unter Umständen, insbesondere bei unterlassener oder mangel- 
hafter Buchführung , dieses Vergehen begründen , und zwar ohne 
Unterschied , ob diese aus Ungeschick oder absichtlich erfolgte, also 
ohne Rücksicht auf Vorsatz oder Fahrlässigkeit, zumal der Antritt 
eines Geschäftes i^berhaupt die Pflicht der genauen Kenntniss des- 
selben in sich schliesst und der §. 486 die Vernachlässigung dieser 
Pflicht in Bezug auf bestimmte geschäftliche Erfordernisse als straf- 
bar erklärt. Aus diesem weitgefassten Begriffe des Verschuldens 
erhellt, dass hier nur durch sorgfältige Individualisirung des vor- 
liegenden Falles die culpose Schuld des Angeklagten festgestellt 
werden könne, zumal es sich auch oft um Beurtheilung von Ge- 
schäften handelt, bei welchen zufällige Ereignisse mit in Anschlag 
zu bringen sind oder Rechtsirrthümer über bestimmte im Strafgesetze 
anerkannte Verpflichtungen von Handelsleuten unterlaufen. Die For- 
derung, dass die Straf Satzungen bei culposen Delicten dem Richter 
einen weiten Spielraum offen lassen müssen, hat ihre tiefere Be- 
gründung in den fliessenden Grenzen des Verschuldens , welches 
sich bis an die Strafbarkeit des Dolus steigern und bis zur gering- 
fügigsten Schuld eines sogenannten casus mixtus verflüchtigen kann. 
^- Da zum Betrüge eine listige Vorstellung oder Handlung, und 
^u dem Begriffe List nicht jede unwahre Angabe , sondern eine vor- 
sätzliche Irreführung gehört , gegen welche der Irregeführte sich 
nicht leicht verwahren kann , so kann selbst eine auf Täuschung 
berechnete, jedoch nicht betrügliche Handlung im Sinne des Straf- 
gesetzbuches sich zu dem im §. 486 bezeichneten Vergehen eignen *) ; 



*) Vergl. Glaser's Sammlung strafrechtlicher Entscheidungen. 1873, 
I. Nr. 671. II. Nr. 1028, 1178 u. a. m. 
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initWn kann hier rechtswidriger Wille mit oder ohne Absicht oder 
aus Unerfahrenheit, Nachlässigkeit, waghalsigem Leichtsinn vorliegen 
und sich die Handlung doch nur als Verschulden nach §. 486, nicht 
als Betrug nach §. 199 lit. f darstellen, — Zugleich zeigt dieses 
Vorgehen augenfällig, dass der zum Thatbestande gehörige Erfolg 
sowohl durch Verschulden des Thäters, als auch durch Zufall, ob- 
gleich nicht nur durch Unglücksfalle herbeigeführt werden, die 
vorhandene Culpa zwischen Dolus und Casus in der Mitte stehen, 
in keinem Falle aber vom Verschulden ohne eine Betheiligung des 
freithätigen Willens die Rede sein kann. 

Für die Illustrirung des in unserem Strafgesetzbuche gestalteten 
Culpabegriffes wären etwa noch folgende Fälle in Betracht zu 
nehmen : 

Der §. 2 lit. g bezeichnet die Ueberschreitung der Grenzen 
der nöthigen Vertheidigung aus Furcht, Schrecken, Bestürzung nach 
Beschaffenheit der Umstände als eine strafbare Handlung aus 
Fahrlässigkeit nach Massgabe der §§.335 und 431, z. B. weun 
der sich schreckhaft Wehrende in dem blinden Herumhauen und 
Stossen mit eineim scharfen Messer nach rückwärts seinem Angreifer 
einen tödtlichen Stich versetzte unter Umständen, in welchen eine so 
weitgehende und lebensgefährliche Vertheidigung als ein Excess der 
masshaltenden Nothwehr zu beurtheilen ist. Hingegen kann blos eine 
Abwehr nach §.411 St. G. B. nicht bei einem wechselseitigen 
Angriffe in einem Raufhandel angenommen werden, wenn bei dem 
Hinüber und Herüber des blinden Zuschlagens auch nur leichte Ver- 
letzungen mit sichtbaren Merkmalen und Folgen unvorsätzlich 
zugefügt wurden. *) 

Kach §. 523 wird Trunkenheit an Demjenigen als Uebertretung 
bestraft , welcher in der weder zufälligen , noch in . Absicht auf das 
verübte Verbrechen sich zugezogenen Berauschung eine Handlung 
verübt hat, die ihm ausser diesem Zustande als Verbrechen zugerechnet 
würde. War dem aus Fahrlässigkeit volltrunken gewordenen Thäter 
aus Erfahrung bewusst, dass er in der Berauschung heftigen Gemüths- 
bewegungen ausgesetzt sei, so gilt dies als Strafschärfungsgrund. Das 
Verschulden liegt hier darin, dass der Thäter sich in diesen Zustand 
versetzt, hat und die Möglichkeit hätte vorhersehen können und sollen, 



*) Der Rechtscharakier der Selbsthilfe und Noth wehr. „Allgemeine Öster- 
reichische Gerichtszeitung** 1879, Nr. 24, S. 94, 
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dass er im Zustande der Trunkenheit leicht Sträfliches bewirken 
könne. 

Dass der Muthwiile schlechthin zur Fahrlässigkeit 
gehöre^ wie Herbst und andere Commentatoren zu §. 318 St. G. B. 
behaupten , und der Begriff Muthwiile aus dem Begriffe des vor- 
sätzlichen schuldhaften Handelns auszuscheiden sei, habe ich 
an andererstelle ausführlich als eine irrige Ansicht zu widerlegen 
versucht. *) 

Es bedarf wohl heute keiner weiteren Erörterung , dass der 
böse Vorsatz, das Bedenken und Beschliessen des Uebels , welches 
mit dem gewollten Verhalten verbunden ist, die Fahrlässigkeit aus- 
schliesse und eine selbstständige m i 1 1 1 e r e Schuldart zwischen dolus 
und culpa, wie eine solche von Baumeister, Wirth, Köstlin. 
und Anderen zu construiren versucht worden ist, unhaltbar und über- 
flüssig ist. 

7. Mit den in der Eechtssprache unseres Strafgesetzbuches 
gegebenen Begriffen muss der Interprete desselben operiren und den 
strafrechtlichen Stoff* beherrschen. Wenn ein strafrechtlich relevantes 
Verhalten sich unter mehrere gesetzliche Bestimmungen subsumiren 
lässt, die zu einander im Verhältnisse von allgemeiner und specieller 
Vorschrift, von Gattung und Art stehen, so hat der Artbegriff oder 
die specielle Vorschrift Anwendung zu finden. Die besondere 
Bestimmung geht der allgemeinen vor. Es ist diese ab- 
steigende Stufenleiter der gesetzlichen Bestimmungen von Gattung und 
Art keine erkünstelte Begriffsschachtelung. 

Weil aber das Verhältniss von Gattung und Art nur eine 
unter den möglichen Beziehungen ist, die zwischen verschiedenen 
Bestimmungen bestehen können, so kann es auch sein, dass eine 
specielle Bestimmung nur eine besondere Seite des fraglichen Ver- 
haltens in^s Auge fasst, so dass in diesem Falle neben ihr noch 
die allgemeine Bestimmung in Anwendung kommen kann, wenn das 
fragliche Verhalten über den Kahmen der speciellen Bestimmung hinaus- 
greift und insoweit zugleich unter den Gesichtspunkt der allgemeinen 
Bestimmung fällt. Die Einzelanwendungen dieser Regel sind in unserer 
Spruchpraxis nicht selten controvers, und gerade in Bezug auf die 



♦) „Allgemeine österreichische Gerichts zeitung" 1879, S. 150, 153. Das 
Motiv der Bosheit mit Bäcksicht auf das Verbrechen der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit unter gefährlichen Verhältnissen nach §. 87 St. G. B. 
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Anwendbarkeit der allgemeinen Straf bestimmungen über 
Vergeben nnd XJebertretungen gegen die Sicberbeit des Lebens im 
§. 335 St. G. B. oder über Handinngen und Unterlassungen, woraus 
sonst Feuersgefabr sieb besorgen lässt im §. 459, macbt sich Meinungs* 
verscbiedenbeit geltend. 

So lange z. B. lediglich der Thatbestand der speciellen, im 
§. 391 bestimmten XJebertretung der Vernachlässigung böser HaiXsthiere 
vorliegt, kann der §• 335 nicht angewendet werden. Ist aber einer 
der im §. 335 bezeichneten schweren Erfolge eingetreten und konnte 
der Eigentbümer des bösartigen Hausthieres einsehen, dass seine Ver^ 
nachlässigung eine Grefahr für das Leben , die Gesundheit oder 
körperliche Sicherheit herbeizuführen geeignet sei, so treffen hier zwei 
Merkmale zusammen, welche in dem §.391 nicht enthalten sind; 
beide Paragraphe stehen mithin selbstständig nebeneinander. 

Nach §. 376 wird der erwiesene Mangel der schuldigen Sorgfalt 
bei Kindern als strafbar erklärt, und wenn ein Kind schwer beschädigt 
oder getödtet wird in Folge der unterlaufenen Sorglosigkeit, so ist 
der Schuldtragende nach §. 335 zu bestrafen. Die besondere Auf- 
sichtspflicht bei Kindern flxirt §. 376 und nur der Mangel der 
schuldigen Aufsicht macht verantwortlich. Der §, 335 straft nur 
solche Handlungen oder Unterlassungen, von welchen der 
Handelnde einzusehen vermag, dass sie eine Gefahr für Leben, 
Gesundheit, körperliche Sicherheit herbeizuführen geeignet sind. Hat 
nun eine obhutpflichtige Person bei Kindern nach der concreten 
Sachlage nicht einzusehen vermocht, dass eine solche Gefahr leicht 
möglich .eintreten könne, es jedoch an der schuldigen Aufsicht 
auch nur wenige Augenblicke fehlen lassen, so kann ihr das Ver- 
schulden nach §. 335 nicht zugerechnet werden. Unvollständige Er- 
füllung der Aufsichtspflicht ist auch der Mangel der erforderlichen 
Aufsicht, so gut wie der nicht volle Gehorsam Ungehorsam ist. 

Der §. 336 zählt besondere Fälle der im§. 335 bestimmten 
Delicto gegen die Sicherheit des Lebens auf, ohne den Strafsatz der 
einzeln aufgezählten Fälle festzustellen, z. B. im §. 336 lit. g. Erwägt 
man nun die weite Fassung der allgemeinen Vorschrift des §. 337 
mit der Strafdrohung des strengen Arrestes bis zu drei Jahren, so 
dürfte es keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass die Strafbarkeit 
der Unterlassung der für den Bergbau vorgeschriebenen Vorsichten 
auch dann nach §. 337 zu bemessen ist, wenn sich das Verschulden 
des Thäters nicht auf eine eigentliche Bergwerksvorrichtung bezieht, 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 19 
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trie dies auch in einer oberstgerichtlichen Entscheidung vom 10. De-, 
cember 1880 anerkannt worden ist. 

Bei culposen Delicten schliesst bekanntlich die Unwissenheit 
der Folgen die Zurechenbarkeit derselben nur dann aua^ wenn 
diese selbst nicht durch Fahrlässigkeit verschuldet ist. Ebensowenig 
entschuldigt der auf Fahrlässigkeit beruhende I r r t h u m. Die 
schlechteste Ausrede bei einem fahrlässigen Handeln oder Unterlassen 
ist: ich habe gar nicht daran gedacht oder darauf vergessen. Hat 
es der Angeklagte an der pflichtmässigen Aufmerksamkeit auf die 
gewöhnlichen Folgen der Handlung oder Unterlassung fehlen lassen 
und dadurch Anlass zu einer Yerunglückung oder Yerletzung ge- 
geben, so ist er dafür verantwortlich, auch wenn zu dem Eintritte 
des schlimmen Erfolges das widersinnige Verhalten oder die eigene 
Fahrlässigkeit des Verletzten oder Anderer mitgewirkt haben. 
Die Mitwirksamkeit anderer von dem Willen des Schuldtragenden 
unabhängigen Factoren entschuldigt denselben nicht in Hinsicht seines 
culposen Verhaltens. Ebensowenig ist das Verschulden nach §.335 
St. G. B. deshalb ausgeschlossen, weil grössere Umsicht, bessere Pflege 
des Beschädigten den Eintritt des schwereren Verletzungserfolges 
hätte verhüten können. . Es ist keineswegs wesentlich nach §. 335 
erforderlich, dass mit dem fahrlässigen Verhalten unmittelbar 
Gefahr für Leib oder Leben verbunden war. Ob die strafrechtlich 
relevanten Folgen der zurechenbaren Handlung, Duldung oder Unter- 
lassung des Fahrlässigen unmittelbar verursacht oder mittelbar ver- 
anlasst wurden, ist an sich unerheblich. Das Gesetz unterscheidet 
in dieser allgemeinen Strafbestimmung nicht zwischen unmittelbarer 
und mittelbarer Fahrlässigkeit. In der grossen Mehrheit der falir- 
lässigen Delicte liegen Zwischenursachen zwischen dem unvorsichtigen 
Verhalten und dem Erfolge. 

Sind diese Zwischenursachen durch das Verhalten des Fahr- 
lässigen veranlasst worden und konnten diese bei gehöriger 
Sorgfalt vorhergesehen werden, so ist die Verantwortlichkeit des- 
selben begründet, obgleich der Verletzungserfolg nur mittelbar 
herbeigeführt wurde.*) Die Strafgesetzgebung unterscheidet übrigens 

*) Dass der Cansalzusammenhang zwischen einer Unterlassung und dem 
verletzenden Erfolg nicht aufgehoben werde, wenn dieser vermöge zufäUig 
hinzugekommener, jedoch durch sie veranlasster oder aus ihr entstandener 
Zwischenursachen herbeigeführt wurde , lässt sich an der Hand der Bestimmungen 
des §. 134 St. G., wie aus §. 129 lit. d, St P. 0., nachweisen. Auch die 
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zwischen nnmittelbarer Verursacliung und blosser Veranlas- 
sung bei Gesetzesstellen, welcke von doloser Verübung gewisser 
Delicto oder von Mitschuld an denselben handeln. Hier sei nur 
des gesetzlichen Sprachgebrauches im §. 818 St. G. B. gedacht, 
welcher von dem Maasse d^s veranlassten Schadens spricht. 
Der Zusammenhang zwischen dem fahrlässigen Verhalten und 
den rechtsverletzenden Folgen ist schon vorhanden, wenn diese auch 
nur durch dasselbe veranlasst wurden und hätten vermieden werden 
können, z. B. durch Missbrauch der Zuchtgewalt vermöge der über- 
triebenen Züchtigung eines schwächliehen Kindes , welche Gelegenheits- 
ursache zum Ausbruche eines Gehimleidens war. Unzweifelhaft 
bleibt der Causalzusammenhang derselbe, gleichwohl ob er dolos 
oder culpos veranlasst worden ist. Allein es ist eine im §.335 
St. G. B. nicht enthaltene Beschränkung, wenn geltend 
gemacht werden will, dass aus der Handlung oder Unterlassung 
unmittelbar das nicht gewollte Uebel erfolgt sein müsse. Es genügt, 
wenn das fahrlässige Verhalten ein solches war , welches voraussichtlich 



mittelbar den erfolgten Tod bewirkende Ursache fallt in denCansal- 
Zusammenhang. Dass die Frage nach diesem von der Frage nach dem 
Schnldzusammenhange zu trennen sei, steht ausser Frage. Yermengnngen 
beider Fragen führen zu FehlgrifTen : sab specie jnrispradentia saepe pemiciose 
erratnr. In dem Bingtheater-Processe Hess sich der Gerichtshof von 
der bestrittenen Ansicht leiten, dass der §.335 St. G. ein^n unmittelbaren 
Causalzusammenhang verlange; daher erstreckte sich das Schul d- 
erkenntniss nicht auf jene Angeklagte, bei welchen die Entscheidungs- 
grande der Freisprechung zwar ein Versehen annehmen, z. B. bei dem Polizei- 
rath, der den Feuerwehr-Commandanten nicht mit genügiBudem Nachdrucke 
auf die ihm bekannt gewesene bestehende Gefahr für Menschenleben aufmerksam 
machte und denselben zu einer energischen Rettungsaction nicht ver- 
anlasste -T- aber nicht jenen engen Oausalnexus als vorhanden bezeichnen, 
wie ihn §. 335 St. G., zwischen der Unterlassung und dem eingetretenen 
Tode, verlange. — Es wurde angenommen, dem Angeklagten sei es nicht 
möglich gewesen, ohne eigene Lebensgefahr (!), ferner ohne Fackeln, 
Laternen und rauchgewöhnte Mannschaft, zu den noCh wiederbelebung^ähigen 
Menschen, auf den Gängen und Stiegen vorzadringen, zumal in einem späteren 
Zeitpunkte die Feuerwehr selbst nicht vordringen konnte, die Feuerwehr, 
die jedoch verspätet und in schablonenhafter Weise nicht durch ener- 
gisch wiederholte heroische Bettangsactionen eingegriffen hatte. Dem un- 
seligen Irrthum, es sei Alles, gerettet, folgte die noch farchtbarere 
Meinung, es sei Nichts zu retten, zu jener Zeit, als wahrscheinlich 
noch wiederbelebnngsfähige Menschen auf den Gängen und Stiegen sich 
befanden. 

19* 
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allein oder auch in Verbindung mit anderen Ereignissen die ein- 
getretene Folge als eine leicht mögliche Wirkung nach Massgabe 
der concreten Umstände erkennen Hess und das unvorsichtige Ver- 
halten Mitursache und Anlass derjenigen Ereignisse bildete, welclie 
die bei gehöriger Vorsicht vermeidlich gewesenen Folgen herbei- 
geführt haben; oder, wie in einer Cassationsverhandlung vom 
26. November 1881 zutreifend ausgeführt wurde: ^Es ist unzweifel- 
haft , dass zur Strafbarkeit des Delictes nicht gefordert werde , dass 
der Erfolg blos durch das von dem Beschuldigten gesetzte Handeln 
oder Unterlassen eingetreten sei, sondern dass es genügt, wenn 
zwischen diesem Erfolge und der Unterlassung überhaupt ein 
Gausalnexus besteht, dass also wenigstens den jenen Erfolg er- 
zeugenden Umständen menschliche Thätigkeit jene Richtung gab, die 
für den Eintritt des Erfolges massgebend war, selbst wenn dieses 
Handeln oder Unterlassen den Eintritt des Erfolges nur sicherte, 
denselben steigerte oder beschleunigte."*) 

Das Verschulden nach §, 335 St. Gr. B. wird schon begründet, 
wenn der Fahrlässige auch nur gegen natürliche Pflichten 
gehandelt und aus dieser Handlung unmittelbar oder mittelbar 
der in diesem Paragraphe bezeichnete Erfolg eingetreten ist. Jedoch 
ist die Zurechnung nach §. 335 dann beschränkter, wenn etwas 
unterlassen wurde, was in Folge einer natürlichen Pflicht hätte 
gethan werden sollen, indem dabei vorausgesetzt wird, dass diese 
Pflicht in besonderen Verhältnisisen begründet war.**) 

Hiemit schliesse ich die Andeutungen einiger leitender Ge- 
sichtspunkte ab, mit welchen selbstverständlich die Lehre von der 
strafrechtlichen Fahrlässigkeit nicht erschöpft ist. 



*) „Allgemeine österreichische Gerichtszeitmig^ 1832, Nr. 12, S. 46, 
B e k k e r : Theorie des heutigen Strafrechtes, 1859, §. 23. v. Bar: Lehre 
vom Causalzusammenhang, §.3. Schatze: Lehrbuch des deutschen Straf- 
rechtes, " 1874, §. 40. V. Holtzendorffs Handbuch, 1871, II, 181. Bin- 
ding: Die Normen. II, 1877. 

**) Gerade bezüglich des Maasses der zur Strafbarkeit erforderlichen 
Fahrlässigkeit in derlei Verhältnissen ist die Persönlichkeit des Ange- 
klagten von eminenter Bedeutung. Es können dem Richter zwei änsserlich 
gleiche Unterlassungen zur Beurtheilung vorliegen , und bei der einen die 
Frage, ob darin ein fahrlässiges Verhalten zu erkennen sei, bejaht und bei 
der anderen verneint werden. 
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Das Strafrecht des Gesundheitswesens und 
strafbare Gesundheitsstörungen. *) 



I. 

Oesiolitsptinkte. 

1. Die Pflege der Gesundheit und die Sorge für die Heilung 
der Krankheiten ist zunächst Sorge des Einzelnen und der Familien. 
Immerhin unterliegt der Einzelne in der Gesundheits- und Kranken- 
pflege mannigfaltigen Beschränkungen seiner persönlichen Freiheit 
durch allgemeine Sanitäts- und Medicinalvorschriften. Massgebend 
ist mithin die Bestimmung der Verhältnisse der Privatgesundheit 
und der öffentlichen Gesundheit. 

Wenn wir von Individualgesundheit sprechen , haben wir das 
selbstständig gedachte Leben der Einzelnen im Auge und verstehen 
darunter von dem strafrechtlichen Gesichtspunkte aus das 
durchschnittliche normale Allgemeinbefinden einer Person in ihren 
leiblichen und geistigen Verrichtungen, welches der Zeit einer erfolgten 
Störung voranging. So wenig wir den Gesundheitsbegriff in einer 
genauen wissenschaftlichen Formel ausprägen können, schon wegen 
der undeflnirbaren TJebergangsstufen und Mischzuständen, ebensowenig 
können wir den Krankheitsbegriff absolut bestimmen. Das Leben des 
Gesunden und des Kranken hat seine Bedingungen auch ausserhalb 
der leiblich-geistigen Constitution des Einzelnen selbst, auf welches 
physische, wirthschaftliche, sociale Verhältnisse Einfluss üben. 

Erwägen wir femer, dass auch die Gesundheitszustände des 
Einzelnen , ganzer Familien , Berufsclassen , Volksötämme ' auf ver- 
erbliche Wirkungen der Sanitätspflege und anderer socialer Ein- 



♦) Aus Grün hu Vs Zeitschrift f. Priv. u. öff. Recht VII, 1880, S. 82 
bis 129, mit erweiternden Zusätzen und RückBlchtnahme auf die Yerwaltungs- 
lehre des Gesundheitswesens. 
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richtungen zurückzuführen seien nnd durch das allgemeine Gesundheits- 
wesen und Heilwesen bedingt erscheinen, so werden wir auch die 
Erhaltung nnd Wiederherstellung der Gesundheit Einzelner aus 
dem Gesichtspunkte eines socialen Productes der jeweiligen Gesundheits- 
verwaltung betrachten und diese Auffassung der strafrechtlichen 
Behandlung der Gesundheitsfrage zu Grunde legen dürfen. 

Unter öffentlicher Gesundheit verstehen wir den durch 
tellurische und durch sociale Verhältnisse des Zusammenlebens und 
des Verkehres bedingten allgemeinen Gesundheitszustand. Bedeutet 
auch zunächst nur für den Einzelnen Gesundsein, leben, Gesundwerden, 
Wiederaufleben im socialen Sinne, so lässt sich doch die öffentlich- 
rechtliche Seite der Individual-Gesundheitspflege nicht verkennen. 
Es ist oft die Gesundheit des Einen die Bedingung der Gesundheit 
Anderer im Wege der Heredität, und die Krankheit des Einen die 
Veranlassung der Erkrankung Anderer im Wege der Ansteckung. 
Leiblich und geistig participiren alle Einzelnen an der Gesundheit 
des socialen Körpers, dem sie eingegliedert sind. Ana der Idee der 
Solidarität der Gesundheits- und Krankheitszustände 
Aller im Gemeinleben erwächst der verwaltungsrechtliche 
Beruf, die materiellen und die geistigen Bedingungen, um die 
Gesundheit zu erhalten und das Leben zu verlängern, zum Inhalt des 
öffentlichen Gesundheitsreohts zu machen. Sache des Gemeinwesens 
ist die Gesundheitspflege, soweit als diese Verwaltungs- 
sache ist. Allein nicht nur dort, wo es sich um Schutz gegen 
öffentliche Gefahren für die Gesundheit handelt, in bestimmten Fällen 
auch dann, wenn Einzelne ihre oder ihrer Angehörigen und 
Schutzbefohlenen Gesundheit und Krankenpflege preisgeben, finden 
Gebote und Verbote des Sanitäts- und Medicinalrechts Anwendung. 
Hiernach können wir Delicte gegen die Privatgesundheit und die 
schuldige Krankenpflege , sowie Delicte gegen das Sanitäts- und 
Medicinalwesen oder gegen das öffentliche Gesundheitswesen unter- 
scheiden. 

2, Juristisch fassen wir die leibliche und geistige Gesundheit 
der Menschen nicht als ein veräusserliches Privatrecht auf, daher 
Angriffe auf dieses Lebensgut unter Strafe gestellt werden können, 
selbst wenn sie mit Einwilligung des Beschädigten erfolgen. Der 
Straföchutz der leiblichen Unversehrtheit und der Gesundheit ist 
mithin nicht lediglich als Schutz subjectiver Rechte anzusehen. Die 
vorgängige Einwilligung zu einer gesundheitsstörenden Handlung eines 
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Andern schliesst ausnalimsweise nnr dort die strafrechtliche Verantt 
.wortlichkeit aus, wo die mangelnde Einwilligung ein Begriffsmerkmal 
des fraglichen Delicts bildet. Insoweit die Gesundheit im öffentlichen 
Interesse des Verwaltungsrechts durch das Strafgesetz geschützt ist, 
kann die Einwilligung des Beschädigten an diesem öffentlichen Rechts- 
interesse nichts ändern. Voraussetzung der Strafbarkeit der Gesund- 
heitsbeschädigung ist die Widerrechtlichkeit, Die Selbstverletzung 
ist nur widerrechtlich, und strafbar von Seite des Wehrpflichtigen, 
um sich dem Militärdienste zu entziehen. Das römische Eecht be- 
handelte die Selbstcastration als strafbar. Das Josephinische Criminal- 
gesetz erklärte die absichtliche Verstümmelung der Einwilligenden als 
ein Criminal verbrechen , §. 121. — Vgl. auch §. 802 des preuss, 
Landrechts. Im Allgemeinen beurtheilt das positive Recht die Selbst- 
beschädigung anders wie die mit Einwilligung des Beschädigten von 
einem Anderen verübte Gesundheitsbeschädigung. Dem Satze : volenti 
non fit injuria kommt gerade bei Delicten gegen die leibliche Unver- 
sehrtheit und gegen die Gesundheit eine ungleich eingeschränktere 
Geltung zu, wie bei den Delicten gegen das Vermögen, die Ehre, 
die Freiheit, schon aus 'dem Grunde, weil die von einem Dritten mit 
Einwilligung des Beschädigten ausgehende Gesundheitsbeschädigung 
oder Körperverletzung keineswegs einen Eingriff in eine schlechthin 
subjective Berechtigung enthält. Die Erhaltung der Gesundheit ist 
nicht immer ausschliesslich ein individuell-persönliches Lebensinteresse, 
z. B. in gewissen, die Gesundheit bedingenden Pflichtverb ältnissen. 
Insofern ist das Lebensgut der Gesundheit auch kein schlechthin ver- 
äusserliches Rechtsgut und der mit Bewilligung des Beschädigten 
bewirkte Ruin der Gesundheit desselben, greift mithin auch in die 
Rechtssphäre Anderer oder in ein öffentliches Recht des Staates ein. 
So lange der Einzelne im Gemeinwesen lebt, hat er Pflichten gegen 
die Gesammtheit, und hat er auch nicht die. Rechtspflicht zu leben, 
so hat er doch Rechtspflichten so lange er lebt und diese enthalten 
auch sanitäts- und medicinalpolizeiliche Verpflichtungen. Insoweit die 
Gesundheit des Einzelnen, beziehungsweise die Krankheit oder das 
Siechthum des Einzelnen ein Element des öffentlichen Sanitäts- und 
Heilwesens darstellt, büsst die Individualgesundheit ihre Qualität als 
Rechtsgut und Gegenstand verwaltungsrechtlicher Obsorge nicht ein, 
auch wenn der Träger dieses Rechtsgutes dasselbe preisgeben will 
oder dazu einwilligt. Kein Rechtssubject kann ein un beschränktes 
Dispositionsbefugniss geltend machen, ob es sich z. B. von einer 
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ansteckenden Krankheit cnriren lassen wolle oder nicht, nnbekünunert^ 
ob es die ihn gefährdende Krankheit auf Andere übertragen könne. 
Der Mensch darf sich selbst tödten, nicht aber ungestraft Andere 
gefährden oder beschädigen. Ist die Gresundheit des Einzelnen ein 
Eechtsgut, an dessen Erhaltung sich ein öffentliches und yerwaltungs- 
rechtliches Interesse knüpft, so gilt hier wohl der Satz : jus publiciun 
privatorum voluntate mutari nequit. Wer, in Pflichtverhältnissen 
stehend, in die Vernichtung seiner Gesundheit, in die Verwahrlosung 
seiner Krankheit unter gefährlichen Verhältnissen willigt, im Wider- 
spruch mit den bestehenden Vorschriften des Gesundheitswesens, dem 
fällt sicherlich eine mutatio juris publici zur Last. Auch ist nicht 
zu übersehen, dass es Delicto gegen das öffentliche Gesundheitswesen 
gebe, bei welchen die Verletzung eines subjectiven Rechts gar nicht 
in Betracht kommt und mit Strafen bedroht sind, ganz unabhängig 
von der Bewirkung einer Gesundheitsbeschädigung. 

Hier ist nicht die Verletzung einer subjectiven Berechtigung, 
vielmehr nur die Gefährdung der öffentlichen Gesundheit die Voraus- 
setzung der Strafbarkeit. Die Gesundheitsbeschädigung des Ein- 
willigenden fällt daher auch unter Umstäjiden in das Gebiet des 
Strafrechtes des Gesundheitswesens. 

Ist auch der Selbstverderb der eigenen Gesundheit nach dem 
allgemeinen Strafgesetze eine strafrechtlich indifferente Handlung, von 
der Vereitlung der Militärdienstpflicht abgesehen, so kann das Gleiche 
mindestens in Bezug auf die selbsteigene Verwahrlosung der Krank- 
heitspflege nicht behauptet werden, sofern das Medicinalrecht unter 
Androhung einer Strafe in bestimmten Fällen die Benützung des 
medicinischen Beistandes erfordert. 

Gehört ein solcher Fall auch zu einer anderen Delictsgattung 
des Verwaltungsstrafrechts, so steht doch so viel fest, dass unter 
Umständen die Verwahrlosung der eigenen Gesundheitspflege strafbar 
und die Gesundheit keineswegs blos Gegenstand eines subjectiven 
Rechts sei. Spricht auch keine bürgerliche Gesetzgebung die ßechts- 
pflicht aus, fortzuleben bis zum Eintritte des natürlichen Todes, so 
finden sich doch in jeder civilisirten Gesetzgebung Sätze von sanitäts- 
und medicinalrechtlichen Verpflichtungen in Bezug auf die Erhaltung 
und Wiederherstellung der Gesundheit ausgesprochen. Ernstlich kann 
nicht bestritten werden, dass die persönliche Gesundheitspflege unter 
gewissen Voraussetzungen im allgemeinen Interesse gelegen sei und sich 
nicht auf das Sonderinteresse des betreffenden Einzelnen beschränke. 
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WLSsenschaftliche Experimente auf Kosten der Gesundheit Anderer 
sind jedenfalls dann rechtswidrig, wenn sie an Menschen vorgenommen 
werden, welche hiezu nicht eingewilligt haben oder ausser Stande 
waren, ihre freie Zustimmung zu geben. 

Ausser Zweifel steht jedenfalls, dass eine wider den Willen der 
Person begangene widerrechtliche Gesundheitsbeschädigung derselben 
eine Eechtsverletzung und als Delict nach dem allgemeinen Straf- 
gesetze strafbar sei, woraus folgt, dass die Person ein Recht an 
der leiblichen Unversehrtheit und Gesundheit habe, wenn auch kein 
schlechthin veräasserliches Privatrecht. Ich bin berechtigt zu fordern, 
dass ich regelmässig in meiner Gesundheitspflege von Anderen weder 
bevormundet noch gestört werde, und dass ich nur zu jenen Zwangs- 
leistungen in Bezug auf diese ausnahmsweise angehalten werde, welche 
das bestehende Sanitäts- und Medicinalrecht gestatten. 

3. Die neueren Strafgesetzgebungen begreifen unter Körper- 
verletzung oder körperliche Beschädigung nicht nur die Verletzung 
des Leibes und die Misshandlung, sondern auch die Beschädigung der 
leiblichen und der geistigen Gesundheit und unterscheiden vor- 
sätzliche od«r fahrlässige Körperverletzungen, leichte, schwere, quali- 
flcirte, abgesehen von dem Strafmomente der ZufQgung von Martern 
und Quälereien bei Vertibung anderer strafbarer Delicto.*) 

Im alten Strafrechte kam die Gesundheitsbeschädigung nicht 
als ein selbstständiges Yerbrechen in Betracht. Sie wurde 
durch andere Delictsbegriffe absorbirt als thätliche Be- 
leidigung oder Realinjurie, als ZufÜgung von Schlägen, Wunden, 
Lähmungen, als Beibringung von Giften, Unfruchtbarmachung, Ver* 
stümmelung. — Der Codex juris bavarici criminalis von 1751 be- 
handelte die boshafte färsetzliche Beschädigung am Leib, wenn die 
Handlung kein anderes benanntes crimen begründet, civiliter. Ist der 
Schade nicht völlig wieder gut zu machen oder von grosser Wichtig- 
keit, sollte maleficisch an Leib bestraft werden. Das österr. Straf- 
gesetzbuch von 1787 bestrafte im §. 119 die absichtliche be- 
trächtliche Verwundung als Criminalverbrechen und hebt im §. 120 
als Strafschärfungsgründe hervor, wenn die Beschädigung dem Leben 
gefährlich ist oder den Verlust der Gesundheit auf immer nach 
sich zieht. Hatte die Verwundung einen nachtheiligen Einfluss auf 



*) Olshausen: Kommentar zum Strafgesetz für das Deutsche Reich. 
1882. II. 766. 
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den Nahrungsstand, so blieb auch dem Weibe und Kindern des Ver- 
wundeten das Recht der Entschädigung vorbehalten. 

Beachtenswerth ist, dass das Josefinische Gesetzbuch II. schon 
ein Capitel zusammenfasst aus Delicten , die dem Leben oder der 
Gesundheit der Mitbürger Gefahr oder Schaden bringen 
und' den politischen Behörden die Abstrafung von Beschädigungen 
durch Giftverkauf, durch fahrlässiges \^erhalten , schnelles Reiten 
u. a. zuweiset. Ausser den genannten Delicten gegen die allge- 
meinen Gesundheitsanstalten, sollten alle Handlungen als 
^)olitische Verbrechen behandelt werden, von welchen der Tbäter 
weiss, dass sie dem Gesundheitsstande schädlich oder gefährlich 
sein können. Beispielsweise werden angeführt im §. 27: Wegwerfen 
des todten Viehes in Brunnen , Bach , Fluss , Uebertretung der durch 
die Sanitätsgesetze bestimmten Yorsichten bei Viehseuchen, 
unterlassene Anzeige entdeckter Zeichen der Wuth, Aufstellung von 
Fangeisen an gangbaren Orten. Die Strafe sollte öfPentliche Arbeit 
mit oder ohne Eisen sein. 

Das allgemeine Landrecht für die preussischen 
Staaten sprach im §. 691 den Grundsatz aus , dass ein Jeder schuldig 
sei , sein Betragen so einzurichten , dass er weder durch Handlungen 
noch durch Unterlassungen Anderer Leben oder Gesundheit in 
Gefahr setze. Als Vorbeugungsmittel werden ernstliche Polizei- 
verbote und angemessene Strafen bezeichnet. Ist aber durch die 
Uebertretung Jemand an Gesundheit oder Leben wirklich verletzt 
worden, so sollte der Uebertreter nach §. 777 noch ausserdem als 
Einer , der den Schaden aus grober Fahrlässigkeit zugefügt hat , an- 
gesehen werden. Selbst die Unterlassung einer ohne eigene erheb- 
liche Gefahr möglieh gewesenen Rettung Anderer aus Todesgefahr, 
war mit Gefängnissstrafe bedroht, wenn der Andere das Leben ein- 
gebüsst hat, und sollte ausserdem diese Lieblosigkeit öffentlich zur 
Warnung bekannt gemacht werden. Vorsätzlich zugefügte blosse 
Schläge oder andere geringe Verletzungen ohne naohtheilige Folgen 
waren den Realinjurien gleich zu bestrafen. Hat aber Jemand dem 
Anderen schwere Beschädigungen, woraus für dessen Gesundheit 
oder Gliedmassen ein erheblicher Nachtheil entstehen könne, vor- 
sätzlich zugefügt, so sollte nach §. 794 Festungs- oder Zuchthaus* 
strafe stattfinden. Vorsätzlich verursachter Wahnsinn wurde dem 
Todtschlage gleich geachtet u. s. w. Vergl. sächs. St. G. B. von 
1868, Art. 168. 
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Seit dem Partikularstrafgesetze der zweiten Hälfte des* vorigen 
Jahrhunderts beginnt erst die D o c t r i n , die Körperverletzung , be- 
ziehungsweise Gesundheitsbescbädigung, als eine seibstständige 
Verbrechensart aufzufassen und zu rechtfertigen. *) 

Die Gesetzgebungen nehmen Körperverletzung bei un- 
mittelbaren Thätlichkeiten gegen den Leib oder körperlicher Miss- 
handiung und bei der Beschädigung an der leiblichen und geistigen 
Gesundheit an und verstehen unter Krankheit auch eine Geistes- 
störung. Eine in Ausübung eines Eechts zugefügte körperliche 
Beschädigung oder Gesundheitsstörung, z. B. durch eine gestattete 
Operation des Patienten oder in gerechter Nothwehr fallt nicht unter 
den strafrechtlichen Begriff der Körperverletzung , doch • wird ein 
Missbrauch bei Ausübung des gesetzlich gestatteten operativen Ein- 
griffes, ein biebei unterlaufener Kunstfehler, eine üeberschreitung 
der Grenzen der Zuchtgewalt der Eltern, der Lehrer, mit einem 
gesundheitsschädlichen Erfolge, als eine rechtswidrige Handlung unter 
Strafe gestellt. Die Strafgesetze lassen sich auf eine Definition dessen, 
was Gesundheit und Krankheit sei , nicht ein und verweisen den 
Kichter auf die individualisirende Beurtheilung des einzelnen Falles 
unter Heranziehung des Gutachtens der Sachverständigen. Das Straf- 
recht anerkennt eben nur eine individualisirende Diagnostik der 
Krankheiten , der Misshandlungen , der Körperverletzungen , der 
Gesundheitsstörungen.**) Nur insoweit, als ein Individuum 
gesund war vor der zugefügten strafbaren Handlung 
und zur Zeit derselben, kommt ein individueller Gesund- 
heitszustand strafrechtlich in Frage, und nur insoweit in Folge 
einer Uebelthat das leibliche oder* gviistige Normalbefinden eines 
Individuums gestört worden, beziehungsweise- eine Verschlimmerung 
desselben causal herbeigeführt wurde, kann die Gesundheitsstörung 
mit Kücksicht auf die Individualität der leiblichen oder geistigen 
Störungen des vor der Uebelthat bestandenen Gemeinbefindens be- 
urtheilt werden. Das deutsche Reichsstrafrecht unterscheidet im 
§.223 körperliche Misshandlung von der Beschädigung an der Ge- 



*) Hälschner: Das preossische Strairecht. III, 1868, S. 134. Geyer: 
in V. HoltzendorfTs Handbucli des Strafrechtes. IH, 1872, S. 524, 526. John: 
lieber Körperverletzmigen in Goltdammer's Archiv 1877, S. 412 ff. Berner: 
GerichtssaaJ. 1866, S. 270, 281. 

**) Wahlberg: Criminalistische und nationaldkonomische Gesichts- 
puDkte. 1872, S. 28. 
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stindheit. Unrichtig ist es, die Worte des E. St. Gr., körperliche 
Misshandlimg, auch auf Misshandlung ohne Körperverletzung oder 
Gesundheitsstörung auszudehen, z. B. das Bespritzen mit einer ekel- 
erregenden Flüssigkeit. Das Bespritzen allein ist weder Körper- 
verletzung noch Gesundheitsstörung. Das Erregen von Ekel kann 
eine psychische AfPeetion sein, durch welche selbst eine Gesundheits- 
störung oder Verschlimmerung eines Unwohlseins herbeigeführt wir^, 
aber dieser Erfolg ist nicht mit dem Handeln selbst zu identificiren. 
Unzweifelhaft erfordert die Causalität einer Beschädigung an der 
Gesundheit nicht nothwendig eine mechanische Einwirkung auf den 
Körper. Auch durch psychische Einwirkungen können Gesundheits- 
störungen, sogar Geisteskrankheiten verursacht werden*), doch 
kennt das St G, B. nicht ein besonderes Verbrechen der Geistes- 
zerrüttung und fasst die vorsätzliche Verursachung einer Geistes- 
störung als das Verbrechen der Körperverletzung auf. Doch ist 
der Unterschied nicht zu übersehen^ welcher zwischen einer 
Beschädigung an der körperlichen oder der geistigen Gesundheit ob- 
waltet. In Ansehung der ersterenist nicht nothwendig eine Störung 
derselben erforderlich, es genügt jede sonstige nachtheilige Ein- 
wirkung auf den Körper. Hinsichtlich der geistigen Gesundheit ist 
hingegen eine solche Einwirkung auf den Geistes- und Gemüths- 
zustand erforderlich, dass dadurch eine wirkliche Störung der 
geistigen Gesundheit entsteht. So lange nicht eine ärztliche Behandlung 
nöthig erscheint, kann von einer Gesundheitsstörung im technischen 
Sinne wohl nicht die Eede sein. Gibt es nicht Verletzungen der 
leiblichen Unversehrtheit, welche weder eine Misshandlung noch 
eine Gesundheitsstörung sind, z. B. das Zopfabschneiden? . . . 

IL 

« 

Das Sanitäts- und Medicinal-Strafrecht. 

4. Die neu bearbeitete Auflage des Gesundheitswesens von 
Prof. L. V. Stein, 1882 hat dieses Hauptgebiet der inneren Ver- 
waltungslehre als ein organisches Glied des grossen Ganzen der 
Staats Wissenschaft zur Anschauung gebracht, darauf bedacht, die 
Staatswissenschaft auch aus dem Gesundheitswesen verstehen zu lernen. 
Kann ich auch nicht allen Einzelnausfuhrnngen über das Gesundheits- 



*) Wahlberg: Znr Lehre von den Verbrechen durch Missbrauch der 
geistUchen Autorität. Im Gerichtssaal 1872, S. 13—15. 
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und Heilwesen in der Kechtspflege zustimmen, namentlich nicht die 
Anschauung theilen, dass die juristische Zurechnungsfähig« 
k e 1 1 nichts Anderes alsdiemedicinische Gesundheit sei, so leuchtet 
doch die Bedeutung dieser verwaltungsrechtlichen Theorie für die straf- 
rechtliche und medicinische Fachwissenschaft auf den ersten Blick ein. 

Der Begriff der öffentlichen Gesundheit beginnt nach Stein 
da, wo die Handlungen oder Unterlassungen des Einen die ausserhalb 
der Persönlichkeit liegenden Bedingungen der Gresundheit des Anderen 
angreifen, vernichten oder auch vermehren. Die Gesundheit und die 
Krankheit des Einzelnen ist damit aus ihrer individuellen Sphäre heraus- 
gehoben; die Bedingungen der Heilung und der Erkrankung lösen 
sich wenigstens zum Theil los^ selbst von dem individuellen Verhalten 
des Einzelnen und neben demjenigen, was der Einzelne für sich thut 
oder unterlässt, wird das Leben der Gesammtheit zu Bedingung der 
Gesundheit und Krankheit aller Einzelnen. Die Gesundheit der Ge- 
sammtheit ist von der Lebensordnimg, den Interessen und endlich 
von dem Yerständniss derselben über Werth und Grundlage der 
Gesundheit des Einzelnen abhängig geworden, und im Sinne 
einer solchen gegenseitigen Einwirkung der Gesammtheit und 
des Einzelnen entsteht uns der Begriff der öffentlichen Gesundheit, 
das ist eines Gesundheitszustandes, in welchem die Organe, Bewegungen, 
Kräfte und Interessen, die das Gesammtleben bilden, zu einem selbst- 
wirkenden Factor für Gesundheit und Krankheit aller Einzelnen 
werden. Aus der öffentlichen üngesundheit entsteht andererseits auch 
die individuelle Krankheit. — Das Gesundheitswesen wird hiernach 
zu einem integrirenden allgegenwärtigen Elemente des Staatslebens, 
wie zu einem Elemente des persönlichen Lebens. 

Alle Gesundheits Verwaltung beginnt mit dem Kampfe 
gegen die Gefahren der Gesundheit, mit der Gesundheitspolizei, 
mit polizeilichen Geboten und Verboten und Androhung von polizei- 
lichen üngehorsamsbussen. Mit dem Hechte auf Bussen tritt das 
Gesundheitswesen in das Strafrecht hinein und hier entsteht 
ein selbstständiges Verwaltungsstrafrecht desselben, ein Ge- 
sundheitsstrafrecht, oft das einzige Mittel, die Bedingongen der 
Gesundheitspolizei und -Pflege gegen den Willen der Einzelnen durch* 
zusetzen. Geboten ist die Gliederung des Sanitäts- und des 
Medicinal-Sirafrechts. *) Wo sich der Einzelne den Gesetzen und 



*) v. Stein: Das Gesundheitswesen, 1882, S. 20, 150, 174—77, 226. 
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Yerordnungen des Sanitätswesens nicht fügt, ist seine Widersetzlich- 
keit eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit . und als solche 
strafbar; und so entsteht das Sanitätsstraf recht. Falsch wäre es, 
dieses Eecht als einen Theil des bürgerlichen Btrafrechts zu behandeln. 
Dasselbe bildet vielmehr einen Theil des noch immer nicht 
bestimmt formulirten Eechtsgebietes des ^Yerwaltungsstraf- 
rechts".*) Nach v. Stein entsteht das bürgerliche Straf recht immer 
erst da, wo die bewusste That eines Einzelnen die andere Persönlich- 
keit wirklich verletzt; alles Verwaltungsstrafrecht dagegen 
entsteht da, wo der Einzelne eine Handlung begeht oder unter- 
lässt, deren Begehung oder Unterlassung, auch ohne eine Verletzung 
eines Einzelnen zu enthalten, als eine Gefährdung der Ges amm t- 
heit des öffentlichen Lebens anerkannt ist. Diese Anerkennung selbst 
geschieht in den meisten Fällen durch die Form der polizeilichen 
Verordnungen. An diese schliesst sich dann das Strafrecht für die 
Uebertretung derselben, ganz gleichgiltig, ob die letztere die wirkliche 
Verletzung eines Einzelnen zur Folge gehabt. Ist eine solche Ver- 
letzung vermöge einer solchen verwaltungsrechtlichen Uebertretung 
eingetreten, so steht eine solche Handlung alsdann nicht mehr 
unter dem Polizeistrafrecht, sondern fällt unter das bürger* 
liehe Eecht von Verbrechen und Strafe. Auf diese Weise scheidet 
sich ganz einfach das Gebiet des Verwaltungsunrechts als Polizei- 
strafrecht vom bürgerlichen Strafrecht überhaupt, und auch ino. 
Sanitätswesen im Besonderen. Damach gibt es ein Polizeistrafrecht 
des Sanitatswesens, welches das eigentliche Executionsmittel für das 
gesetzliche oder verordnungsmässige Verwaltungsrecht des 
Sanitätswesens oder das ,,Sanitätsrecht" ist. Die sanitätspolizeiliche 
Strafe ist nun in der Eegel eine Busse, die als Grundform der 
Verwaltungsstrafe überhaupt erscheint. Eine Busse aber kann 
allerdings erst dann (?) eintreten, wenn eine wirkliche 
Handlung oder bewusste Unterlassung von Seite des Betreffenden 
eintritt. Da aber die Busse doch nur den Uebertreter trifft, damit 
die in seiner Handlung oder Unterlassung liegende Gefährdung der 
Gesammtheit — hier der öffentlichen Gesundheit, nicht beseitigt wird, 
ßo muss neben der Busse als zweite Grundform aller Vollziehung — 



*) Vgl. Bosin: PolizeiveFordnungsrecht ia Freussen, 1882, S. 16 ff.; 
V. Holtzendorffs Handbuch des Strafr. 1871, S. 529; das PriBcip der 
Indiyidnalisinmg, 1869, S. 124. 
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der Zwang eintreten, der physische oder der wirthschaftliche 
(indirecte) Zwang, wenn das Nothwendige von der öffßntlichen Gewalt 
auf Kosten des Widerstrebenden ausgeführt wird. 

So einfach^ wie sich der geehrte College die Formulirung des 
Unterschiedes zwischen bürgerlichem Strafrecht und Verwaltungsstraf- 
recht denkt, steht es allerdings nicht. Er hat darin vollkommen 
Recht, dass diese Formulirung bisher nicht gelungen ist und die 
richtige Definition aufzufinden getrachtet werden müsse. — Es ist 
nicht richtig, dass das bürgerliche Strafrecht es nur mit einer be- 
wussten Verletzung einer anderen Persönlichkeit zu thun habe, zumal 
es auch Verbrechen gibt, die in blossen Gefährdungen der Gesammt- 
heit bestehen. Ebensowenig ist es richtig, das Polizeistrafrecht auf 
Fälle des formellen Ungehorsams gegen strafrechtlich geschützte Ver- 
waltungsmassregeln zu beschränken. 

5. Es ist das gerichtliche Strafrecht des Staates von dem 
Verwaltungsstrafrechte, beziehungsweise von den politischen Ordnungs- 
bussen zu unterscheiden, welche letztere regelmässig selbst dann zu 
verhängen sind, wenn auch aus der fahrlässigen Nichtbefolgung der 
Sanitäts- oder Medicinal- Vorschriften keine Gefahr und kein Nach- 
theil für die Gesundheit entstanden ist. Als leitender Gesichtspunkt 
für das Sanitätsrecht dürfte aufzustellen sein, dass dort eine Zwangs- 
massregel, eine Ordnungsbusse oder polizeiliche Strafe von Amts- 
wegen einzutreten habe, wo eine gemeine Gefahr oder ein erheb- 
licher Nachtheil für die Gesundheit aus der Saumseligkeit oder Sorg- 
losigkeit zu besorgen ist. Hierbei kann jedes zu weit gehende Zu- 
geständniss an das Princip des Strafantrages des Beschädigten 
zu einer Gefahr für die Gesundheitspflege werden; eine zu stramme 
Umwandlung aller erheblicheren Gesundheitsstörungen im Official- 
delicte kann hingegen zu einer Calamität für die berechtigte 
Schonung der Ehre und des Familienfriedens der Einzelnen aus- 
schlagen. Das dringende Bedürfniss einer strafrechtlichen Reaction 
zum Schutze der Gesundheit gegen fahrlässige Handlungen, Duldungen, 
Unterlassungen, tritt am deutlichsten bei Verbreitung der Infections- 
krankheiten zu Tage. Zuweilen genügt schon die Nachbarschaft 
in der Kirche, Schule, im Theater, Waggon, in einer Rasirstube, das 
Benützen inficirter Bücher einer Leihbibliothek, die Nachfolge in dem 
Wagen, der einen Blatternkranken transportirte , der Modergeruch 
durchschwitzter Kjleider, die Berührung der Wäsche eines Schwind- 
süchtigen, des Auswurfes eines kranken Thieres, unter Umständen 
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ein Kiuss — tind das Opfer fremder Sorglosigkeit ist fertig. Die 
AUtagserfahrung bestätigt die Nothwendigkeit der Bestrafung der 
durch Fahrlässigkeit einem Anderen zugezogenen Erkrankung. Die 
zur Bekämpfung der Ansteckungsgefahren gegebenen Vorschriften- 
dürfen sich nicht mit dem Zwange zu Desinfectionsleistungen begnttg^en, 
sondern auch strenge Polizeistrafen sollen aie unterlassene Erfüllung 
der Jedermann treffenden gesundheitspolizeilichen Yerpflichtung^en 
ahnden. Es ist das Studium von Yolkskrankheiten geradezu 
eine Angelegenheit der internationalen Sanitätspflege geworden, 
deren Bedeutung neuerlich y. Sigmund-Ilanor mit Bezug auf 
die internationalen Sanitäts - Conferenzen in Wien 1874 und in 
Washington 1881 in der „Wiener Klinik" gewürdigt hat. Aus 
öffentlichen Rücksichten müssen femer die Angehörigen, Vormünder, 
Vorsteher von Lehr- und Erziehungsanstalten, bei einer öffentliches 
Aergerniss erregenden Verwahrlosung selbst die Nachbarn für die 
Fahrlässigkeiten in der Krankenpflege verantwortlich gemacht werden. 
Nicht sorgfältig genug kann insbesondere der Strafschutz der Kinder, 
der Greisteskranken, der hilflosen Personen gegen Verwahrlosung und 
Verderb geregelt werden. Doch ist eine Bestrafung nur dort gerecht- 
fertigt, wo der bisherige Zustand eines Kranken eine Gefahr für die 
persönliche Unversehrtheit oder für die öffentliche Gesundheit und 
Sicherheit besorgen Hess, diese Gefahr, die zur Aufsicht oder Pflege 
Verpflichteten bekannt sein konnte oder wo sonst eine gröbliche Ver- 
wahrlosung der Obsorge vorliegt, welche allgemeinen Vorschriften 
des Sanitäts- oder Medicinalrechts widerstreitet. Kaum je wird es 
einer abstracten Formel gelingen , genau die Grenzen der unein- 
schränkbaren persönlichen Freiheit in der individuellen Gesundheits- 
und Krankheitspflege abzustecken. Da es das Sanitäts- und Medicinal- 
recht mit den gemeinen Gefahren, welche aus der Vernachlässigung 
der Individualpflege für Andere oder den allgemeinen Gesundheits- 
zustand erwachsen, zu thun hat, so kann, etwa mit Ausnahme bei 
Inf ectionskrankheiten , Niemand in selbstständiger Lebensstellung 
einem Zwangsverfahren in Bezug auf Gesundheitspflege oder ärztliche 
Behandlung wider Willen unterworfen werden. 

Der Begriff der Epidemie umfasst jede bösartige Krankheit, 
die in einem Orte gleichzeitig ungewönlich viele Menschen befällt 
oder auch an verschiedenen Orten aus nachtheiligen Einflüssen ent- 
steht, deren Entwicklung eine grössere Anzahl von Menschen aus- 
gesetzt ist. 



— 305 — 

6. Ein Blick in die Fülle von Maassregeln gegen Infections- 
krankheiten genügt, um die tiefgreifenden Beschränkungen der 
persönlichen Freiheit durch die Seuchenpolizei und hiermit die Ber 
deutung der Verwaltung des Gesundheitswesens , für die Freiheits- 
rechte der Gesunden und der Kranken anschaulich zu machen. — 
Das Individualrecht auf ungestörte Selbstständigkeit und Gestaltung 
des Eigenlebens in Bezug auf die Gesundheitspflege und die An- 
rufung des noth wendigen medicinischen Beistandes muss dort seine 
Grenze finden, wo das Sanitätsrecht der Gemeinschaft auf die Sorge 
für die Gesundheit des Einzelnen und der Familie, auf die sociale 
und gewerbliche Hygiene, auf das Heilwesen nach den im Rechts- 
staate anerkannten Grundsätzen des Verwaltungsrechts begründet 
erscheint, ohne in ungerechtfertigte Vormundschaft und unstatthafte 
polizeiliche Zudringlichkeit der früheren Wohlfahrtspolizei des abso- 
lutistischen Regiments auszuarten. Wie weit das Verwaltungsrecht, 
beziehungsweise das Ver waltun gsstraf recht in den Lebenskreis der 
Einzelnen , der Familien , der Berufsclassen eingreifen dürfe , lässt 
sich weder nach abstracten rechtsphilosophischen noch rein 
ethischen Forderungen feststellen. Beiden Zweigen der Wissen- 
schaft fehlen die fachmännischen verwaltungsrechtlichen Voraus- 
setzungen zu einer sicheren und bestimmt formulirten Rechtsbildung, 
von welcher unsere Rechtswissenschaft selbst noch weit entfernt ist. 
Kur einzelne oivilisatorische Gesichtspunkte können wir diesem, für 
das noch im Werden begriffene territoriale und internationale Ver- 
waltungsrecht des Gesundheitswesens entlehnen.*) 

Die Grenzen des Individualrechts und des Verwaltungsrechts 
der Gesundheitspflege im Dienste des öffentlichen Wohles fallen 
nicht mit den Grenzen des Strafrechts des Gesundheits- 
wesens und des Strafschutzes der Individualgesundheit zusammen. 

Der Einzelne in selbstständiger Lebensstellung kann sich un- 
gestraft an Leib und Seele zu Grunde richten und verwahrlosen, 
sofern diese Preisgebung der persönlichen Unversehrtheit nicht 
Geboten oder Verboten des Sanitätsrechtes widerstreitet. Eine Selbst- 
beschädigung oder der Selbstverderb der eigenen Gesundheit ist nur 
an den zum Militärdienste verpflichteten Personen strafbar, insoferne 



*) V. Stein: Bemerkungen über das internationale Ver waltungsrecht in 
Schmoller's Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirthschaft. 
VI, 1882. 

Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 20 
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nicht, wie bei Epidemien, die Beiziehung eines befugten Arztes im 
Erkrankungafalle vorgeschrieben ist. Die Verletzung der ethischen 
Pflicht der Erhaltung der Gesundheit um der sittlichen Wirksamkeit 
willen kommt hiebei nicht in Betracht. Immerhin ist für das Rechts- 
leben die Lehre bedeutsam, dass die Verzärtelung des sinnlichen 
Leibes, die Angst und Furcht vor jedem Einfluss, der der Gesund- 
heit schädlich werden könnte , uns ebenso fremd bleiben müsse , wie 
die Gleichgiltigkeit in dieser Beziehung. Schleiermacher hatte 
insbesonders die Pflicht des Gebrauches ärztlicher Hilfe erörtert. 

Wie weit es jedoch moralischer Rigorismus auf naturrecht- 
licher Grundlage treiben könne, lehrt die XJeberstrenge des Königs- 
berger Philosophen , der es für einen partialen Selbstmord erklärt 
hatte, einen Zahn zu verschenken oder zu verkaufen, um ihn in die 
Kinnlade eines Anderen zu pflanzen. Der ßechtssatz , dass die leib- 
liche Integrität und die Gesundheit nicht Güter seien, über welche 
der Mensch rechtlich verfügen könne, wurde carrikirt. — Man 
denke an die naturrechtliche Scholastik über das Recht des Haar- 
abschneidens, oder das Recht, Zähne auszunehmen. Und dennoch 
dankte dieser natarrechtlichen Bildungsepoche die Auf klär ungs zeit 
schon zum Theil die Begründung der ünstatthaftigkeit der Folter, 
der Prügelstrafe, der Brandmarkung, der verstümmelnden Leibes- 
strafen , die Anerkennung der Rechtsforderung , dass die Freiheits- 
strafe nicht zu einer Gesundheitsstrafe missbraucht werden 
dürfe u. a. m., mithin einen Impuls zur Humanisirung des 
entarteten peinlichen Strafwesens. 

Für die Begründung des Verwaltungsstrafrechts in Bezug auf 
das Gesundheitswesen ist die rechtliche Machtsphäre des Einzelnen, 
soweit in diese selbst ein öffentliches Interesse der Gesundheitspflege 
nicht eingegriffen werden darf, der natürliche Ausgangspunkt. 
Alle Sanitätsgesetze sind im öffentlichen Interesse gegeben; es ge- 
hören die denselben zu Grunde liegenden Gebote und Verbote dem 
öffentlichen Rechte an , die Rechtssätze der Sanitäts- und Medicinal- 
Gesetze haben daher nicht blos eine subjective, sondern eine objective 
Bedeutung als gemeines Verwaltungsrecht. Welche Rechtssätze des- 
selben unter Straf schütz zu stellen sind, lässt sich jedoch nur 
nach Maassgabe der gegebenen Erfordernisse der öffentlichen Ge- 
sundheit Hand in Hand mit der positivrechtlichen Organisation und 
mit den Rechtssätzen des gesammten öffentlichen Lebens in Gesetz- 
gebung und Verwaltung feststellen. 
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Auf die leitenden Gesichtspunkte bei Durchführung dieser 
Aufgaben der Staatsverwaltung und der Gremeindeautonomie kommt 
es sicherlich zunächst an. Die Anwendung auf das Strafrecht des 
Gesundheitswesens hingegen ist der Cooperation geschulter Praktiker 
auf den Gebieten der Biologie, Hygiene, Medicin, der politischen 
Verwaltung und der Strafrechtspflege anheimzugeben. Nur durch 
das Zusammenwirken dieser fachmännischen Factoren , niemals 
durch theoretische Gesichtspunkte allein kann das 
System des Gesundheitswesens wirksam ausgebaut und zu einem 
grossen verwaltungs rechtlichen Ganzen allmälig verarbeitet werden. 
Die Juristen allein werden damit nicht fertig, aljer das Ganze wird 
ohne Juristen auch nicht zu Stande gebracht. Dem bisher geistreichsten 
Buche über das Gesundheitswesen von Stein ist die so nothwendige 
Grenzbestimmung der ßechtsgebiete der Individualgesundbeit und der 
öffentlichen Gesundheit, für die Einzelnheiten der Praxis und Gesetz- 
gebung, so wenig gelungen, wie den Abhandlungen der ersten Criminalisten 

Für die Eedaction einer verwaltungsrechtlichen Strafgesetzgebung 
über das Gesundheitswesen empfiehlt es sich , die Delicto in zwei 
Hauptstücken zu sondern, welche dem Sanitäts straf rechte und 
dem Medicinalstrafrechte angehören. Viele einschlägige Ueber- 
tretungen beider Rechte sind zum Theile dem allgemeinen Strafrechte, 
zum Theile dem Polizeistraf rechte einverleibt,, während die Mehrheit der 
gesundheitspolizeilichen Uebertretungen derzeit noch in zerstreuten Vor- 
schriften, Verordnungen und Gesetzen mit Ordnungsstrafen bedroht 
werden, mithin vorwiegend dem Ordnungsstrafrechte angehören. 

Das Sanitätsstraf recht begreift Straf bestimmungen, betreffend 
die Uebertretungen sanitätspolizeilicher Vorschriften über Infec- 
tionskrankheiten, Endemien , Epidemien und Thierseuchen, 
Quarantainen, Pest ans talten, Yiehcontumaz- Einrichtungen , mit einem 
Worte, das Seuchenstrafrecht*) in Bezug auf Verletzungen 



*) Vgl. Mayerhofer: Handbncli für den politischen Verwaltungsdienst. 
4. Auflage, 1881; Lienbacher: Das österreichische Polizei-Strafrecht. 1873; 
Obentraut: Oesterreichische Sanitätsgesetze mit Rücksicht auf das Gesetz 
von 1870, über Gesundheitsverwaltang, R. G. Bl. Nr. 68, ferner das Gesetz 
vom 29. Februar 1880, betreffend die Abwehr und Tilgung ansteckender Thier- 
krankheiten, VIII. Abschnitt, in Anerkennung der Verantwortlichkeit 
der Gemeindebehörde für die genaue Durchführung der angeordneten 
sanitätspolizeilichen örtlichen Maassregeln; auch die Schriften von Sigmund 
über die Quarantaine-Reform, 1853, und von Oe st er len: Die Seuchen, 1873; 
Liszt: Deutsches Reichsstrafrecht, 1881, §. 106. 

20* 
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der Impfungs- und Desinfectionsvorscliriften , und die Nichtanzeige 
ansteckender Krankheiten von Seite des Sanitätspersonals, der Familien- 
hänpter, Anstaltsvorsteher ; femer das Giftstrafrecht bei Ver- 
wendung gesundheitsschädlicher Präparate, Giftfarben , Verletzungen 
der Verkaufs- und Auf sichts vor sichten, Gebrauch häuslicher Geschirre, 
Verkauf von Geheimmitteln; das Strafrecht der Nahrung s- ixiid 
Genussmittel, — Verkehr mit verdorbenen oder verfälscliten 
Nahrungs- und Genussmitteln (deutsches Nahrungsmittel-Gesetz vom 
14. Mai 1879), Nichtanzeige einer falschen oder schlechten Bereitung 
der Arzneien , verbotener Verkauf schädlicher Schwämme , unreifen 
Fleisches, ftuacksa^berei, Schlachtung von Kälbern unter dem Normal- 
gewiohte, u. A. m. Uebertretungen der Vorschriften des Begräbniss- 
wesens, der Todtenbeschau , der Leichenausgrabungen, der Leichen- 
transporte, der Leichenkammem , Begräbnissplätze, Aasorte und 
Wasenmeistereien ; Uebertretungen in Bezug auf für Menschen ge- 
fährliche Thierkrankheiten und andere Gefährdungen der Gesundheit 
durch Vernachlässigung der Unrathspolizei , durch Ordnungswidrigkeit 
des Transportes oder des Verscharrens gefallener Thiere, verpestete 
Thierknochen u. A. m. 

Uebertretungen des gewerblichen Gesundheitsrechts, 
iiisbesonders der gesundheitspolizeilichen Verordnungen über den 
Fabriksbetrieb, die Maschinen- und Bergwerksarbeit, der Kinder- 
pflege in den Fabriken; das Strafrecht des Bau- und Wohnungs- 
wesens, der Schulhygiene, der Arbeiterwohnungen, 
der Gefängnisse.*) — Das Medicinalstrafrecht umfasst 
theils gerichtliche, theils polizeiliche Strafen, theUs politische Ord- 
nungsstrafen, mithin Strafsachen, theils im Sinne der allgemeinen 
Strafgesetze, theils im Sinne medicinalrechtlicher Vorschriften, 
welche Disciplinar- und Ordnungsstrafen androhen und nicht in das 
Gebiet des gerichtlichen Strafrechts fallen. Wenn die Geldstrafe 
als Ordnungs- oder Disciplinarstrafe zur Anwendung kommt, so hat 
sie als Glied des Verwaltungsstrafsystems eine andere rechtliche 
Bedeutung, als in dem allgemeinen staatlichen Strafrechte; sie ist 
hier ein Strafmittel für Ordnungswidrigkeiten und Verletzungen inner- 




*) Die Hygiene der neuen Volks- und Mittelschule wurde in Oester- 
reicb ungleich sorgfaltiger geregelt, wie der Erlass des UnterrichtsministeriiiiDs 
vom 9. Juni 1873 dartbut , als die Hygiene der Universität ; die erbärmlicbea 
sanitätswidri gen Räumlichkeiten der WienerUniversität wurden erst 1682 
Qtmtmäaad parlamentarischer Debatte im Abgeordnetenhause ! — 



— 309 — 

halb eines engeren besonderen Pflicbtenverhältnisses , ihre Verhängung 
in der Regel nicht der Ansfluss einer richterlichen Gewalt, sondern 
einer Execntionsgewalt. — Unter den Gesichtspunkt des Medi- 
cinalstraf rechts fallen das Strafrecht in Bezug auf die unbe- 
fugte Ausübung der Arzneikunst und der Geburts- 
hilfe, auf Vernachlässigung eines Kranken, unbegründete 
Verweigerung des medicinischen Beistandes, Gesundheitsbeschädigung 
in Folge ärztlicher oder chirurgischer Kunstfehler, Fahrlässig- 
keiten in Ausübung des Apothekergewerbes, in dem 
Krankenwärterdienste, in der Handhabung der mediciual- 
polizeilichen Vorschriften in Bezug auf Kranken-, Irren-, 
Gebär-, Findel-, Ammen-Anstalten, Siechenhäuser, 
Heilbäder und Gesundbrunnen, in Bezug auf TJeberwachung 
privater Heil- und Gebär-Anstalten, der magnetischen Behandlung, der 
Kaltwassercur in San:%torien u. A. m.*) . . . . 

Es wird geraume Zeit vergehen, ehe eine allgemeine Gesetz- 
gebung über Verwaltungsstrafrecht zu Stande gebracht werden 
kann. Noch haben sich theoretisch die unsicheren Begriffe des ver- 
waltungsrechtlichen Strafrechts abzuklären und bedarf die 
Praxis des Verwaltungsrechtes des Gesundheitswesens nicht weniger 
einer reiferen technischen Ausbildung. Mit allgemeinen Sätzen, 
dass das Strafrecht ein Zweig des Verwaltungsrechts, letzteres der 
Inbegriff der Rechtsnormen über die Thätigkeit der mit Öffentlicher 
Gewalt ausgerüsteten Gemeinwesen als solcher sei, ersteres das Recht 
auf öffentliche Strafe normire und den Strafschutz der allgemeinen 
Rechtsordnung nicht blos die Abwendung von Gefahren und die 
Förderung des gemeinen Wohles bezwecke, ist für die genauere Be- 
stimmung des Verhältnisses zwischen dem gerichtlichen und ver- 
waltungsrechtlichen Strafrechte noch nicht viel gewonnen, auch wenn 
wir dabei Erörterungen von Schulze, Laband, G. Meyer, 
Gierke, Gneist, Sarweyu. A. zu Rathe ziehen. Vergessen 
wir nicht, dass unser heutiges Strafrecht eine lange Vergangenheit 
hat und die Geschichte desselben von dem entgegengesetzten 
Wege ausgegangen ist, den die Wissenschaft und Gesetzgebung des 
öffentlichen Rechts, namentlich des Verwaltungsrecht«, einschlägt. Das 
Strafrecht, ehedem als ein Bestandtheil des Privatrechts betrachtet. 



*) Wahlberg: Medicasterei, mit Rücksicht auf die Wasserheil- 
methode. Oesterreichische Gerichtszeitung, 1857, Nr. 15; in Grünhut's Zeit- 
schrift 1880, S. 101 ff. 
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ist ausschliesslich das Strafrecht des Staates. Wir gehen von den 
Gesichtspunkten des Yerwaltungsrcchtes, der öffentlichen Eechtsordnung 
aus und auf diesem Wege werden wir immer weiter — bis zu einer 
heute schon propagirten Staats social istischen Auffassung 
gelangen, auch in Bezug auf sanitäts- und medicin alre ch t- 
liche Normen. Das Gebiet des öffentlichen Gesundheits-Strafrechts 
wird voraussichtlich immer eingreifender werden bei fortschreitender 
Entwicklung der modernen Gedanken, aus welchen schon heute das 
Reichsgesundheitsamt, die Thesen des internationalen Gesundheitswesens 
auf den medioinischen Congressen u. a. m. hervorgegangen sind. Die 
öffentliche Gewalt wird von Rechts- und Staätswegen auch solchen 
Gefährdungen entgegenwirken, welche nicht unmittelbar eine bestimmte 
Person oder Sache berühren , aber doch jede treffen können und je 
nach der jeweiligen Richtung des Bedürfnisses in die veränderlichen 
Kreise des Verwaltungsstrafrecbts oder des allgemeinen gerichtliclien 
Strafrechts ziehen. Während in letzterem der Zug nach Vermehrung 
der Antragsdelicte hervorsticht, tritt im ersteren das Verfahren von 
Amtswegen eminent hervor und geht hinaus über die im gericht- 
lichen Strafrechte enthaltenen Forderungen eines bestimmten Thuns, 
Duldens oder Unterlassens. Auf diese Weise erhält auch das Ver- 
waltungsstrafrecht eine ausserordentliche Tragweite, und wird in dem 
vollständigen Systeme des öffentlichen Strafrechts 
eine hervorragendere Stelle einnehmem als bisher , mit anderen 
Worten: das verwaltungsrechtliche Moment der Gefährdung der 
öffentlichen Gesundheit wird umfassendere Berücksichtigung in der 
europäischen Strafgesetzgebung finden müssen. 



XII. 



Schöffen oder Geschworne? 



Offenes Sendschreiben an Herrn Qeneralstaatsanwalt 

Dr. Schwarze.*) 

Geehrter Herr! 

Ich nehme keinen Augenblick Anstand, den mit Ihnen auf dem 
Juristentage zu Stuttgart aufgenommenen Streit über Mein und. Dein 
des Schwurgerichtes und des Schöffengerichtes fortzusetzen. Sie wollen 
in Ihrer schätzbaren Entgegnung auf meine Darstellung der richtigen 
Verbindung des rechtsgelehrten und des laienhaften Elementes in 
dem Strafgerichte, österr. Gerichtszeitung 1872^ Nr. 1 ff. und Nr. 36 ff. 
glauben machen, die reine unverfälschte Yolksgericht s- 
barkeit sei einzig und allein in dem sogenannten Schöffen- 
gerichte zu finden , das Laienelement könne in dem 
Geschwornengerichte eine gesunde Entwicklung nicht 
erfahren. 

Angenommen, aber nicht zugestanden, Ihre Behauptungen wären 
genügend begründet, so lassen Sie sich bei Ihren Deductionen immer 



*) Aus der „Allgemeinen österr. Gerichtszeitung" 1872, Nr. 43, 44. Ein 
Beitrag znr Illustration des „geheimen'* Planes der Ansmerznng der deut- 
schen Geschwornen zu Gunsten der Schöffen von 1871. Bei der Bedeutung, die 
jene Agitation gegen die Geschwornengerichte durch den Generalstaats- 
aowalt der sächsischen Begieiung für die Geschichte der deutschen 
Strafprocessordnun g gehabt und von preussischer Seite Unterstützung 
gefunden hat, sah sich neuerlich erst wieder John veranlasst, in seiner Erläu- 
terung der St. P. 0. für das deutsche Reich 1881, I, S. 36—43, daran einige 
Bemerkungen zu knüpfen zum Nutzen und Frommen jener Juristen, welche 
Process-Rechtsfra gen zu einer politischen Partei frage machen und in 
der Codificationsarbeit sich als geschmeidige Diplomaten gefallen. 



— 312 — 

noch von dem alten , längst aufgedeckten Irrthume leiten , als seien 
die Gebrechen der französisch -rheinischen Jury-Ein- 
richtung in Deutschland mit dem Wesen de s Geschwor- 
nengerichtes identisch. Sie wissen sehr gut, dass namentlich 
das von Ihnen mit Grund stigmatisirte Hauptgebrechen des französisch- 
deutschen Fragen- und Antwortmechanismus im Schwurgerichts- 
verfahren, der englischen Urtheilsjury fremd ist und dass 
viele Ihrer Angriffe auf das Institut des Schwurgerichtes ledig- 
lich die bestimmten Mängel der verbildeten Geschwornengerichte 
treffen. Auch werden Sie es sich kaum verhehlen, dass, wenn 
diese Geschwornengerichte in ihrer jetzigen Einrichtung fehler- 
haft seien oder nichts taugen, daraus weder der Unwerth der 
Institution des Schwurgerichtes überhaupt , n o c h die Vorzüglichkeit 
des Schöffengerichtes folgt. 

Sie erklären: „Keineswegs habe ich gesagt: die Geschwornen- 
verfassung hat viele Mängel, also — Schöffengerichte, sondern ich 
habe auszuführen gesucht; Die Geschwornengerichte haben die und 
die Mängel und diesen bestimmten Mängeln wird durch die 
besondere Einrichtung der Schöffengerichte abgeholfen.'' 

In der That ist die von Ihnen empfohlene Abhilfe radical. 
Sie wollen die bestimmten Mängel der Geschwornengerichte durch 
Ausmerzung der Geschwornenbank beseitigen. Das nennen Sie die 
Eeform des deutschen Schwurgerichtes. Gewiss ein origineller staats- 
männischer Gedanke, das Schwurgericht ohne Geschworne 
zu reformiren. Sie wetteifern mit der berühmten Lichten- 
bergischen Definition eines Messers ohne Griff und Klinge. 

Ehevor ich die Ehre habe , die schwachen Seiten Ihrer Ver- 
theidigung und Anpreisung der Schöffengerichte als empfehlenswerthe 
sogenannte einheitliche Collegien höchster Ordnung aufzuzeigen, 
sei es mir erlaubt , an Ihre Methode der Beweisführung 
einige Bemerkungen zu knüpfen. 

Sie polemisiren derzeit gegen theoretische Bedenken und prin- 
cipielle Einwendungen mit studirter Geringschätzung und werfen die 
ganze Stärke Ihrer Beweisführungen in — die mitgeth eilten Erfah- 
rungen. Mit der Miene des Triumphators lassen Sie ganze Schlag- 
lawinen von anonymen Zeugnissen der angesehensten Praktiker auf 
die — unter der Wucht Ihrer noch jungen Schöffen- 
arfahrungen gleichsam zusammenbrechenden Freunde der Jury- 
reform niederdonnern. Sie haben gegen jede Einwendung in Betreff 
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des Schöffengerichtes in Sachsen oder Württemberg unberechenbare 
Erfahrungen bei der Hand und argumentiren mit Einzelnheiten 
aus Ihrem Erfahrungsgebiete, Diese Art der Beweisführung ist 
bekanntlich die bedenklichste. 

Sie behaupten, die meisten Eichter, Staatsanwälte und Ver- 
theidiger erklären sich für die Schöffengerichte, ohne diese Behauptung 
zu beweisen oder Mittel an die Hand zu geben , um die Eichtigkeit 
und Unbefangenheit Ihrer Aussage prüfen zu können. Weniger Auf- 
fallendes liegt in Ihrer Anführung von Gesohwornen, welche selbst 
für den Vorzug des Schöffengerichtes einstehen. So gut ehemalige 
Widersacher der Jury zu deren Lobrednern wurden, so gut werden 
derlei Metamorphosen auch bei Widersachern des Schöffengerichtes 
vorkommen. Wünschenswerth wäre es jedoch gewesen, wenn Sie 
Ihrer Behauptung, mehrere der angesehensten Gegner des 
Schöffengerichtes seien durch Erfahrungen bekehrt worden, nur einige 
Kamen beigefügt hätten. 

Aber auch wenn Sie mit Ihrer kostbaren Wünschelrutbe noch 
zahlreichere Beobachtungen, Erfahrungen, Bekehrungen zu Tage 
gefördert hätten, so wäre damit noch lange nicht bewiesen, dass sich 
die Verdrängung des Schwurgerichtes in Deutschland 
durch Schöffengerichte gutheissen lasse und dass dasLaien- 
■element nur in der Form des Schöffengerichtes eine gesunde Ent- 
wicklung finden könne. 

Eine gesunde Verwaltungskunst beseitigt ein bestehendes ver- 
fassungsmässig verbürgtes Institut, jedem neuerungssüchtigen gewagten 
Experimente abhold, erst dann, wenn unwiderleglich, fortdauernde 
Erfahrungen die Unmöglichkeit dargethan haben, dass sich die 
Gebrechen desselben verbessern lassen. Derlei Erfahrungen 
über die verderbliche Wirksamkeit der angeblich heillosen Geschwornen- 
gerichte lagen nicht vor, so lange Mittermaier hierüber die 
umfassendsten Berichte mitgetheilt hat und ebenso wenig ist es Ihnen 
und anderen geehrten Gegnern bis zur Stunde gelungen, einen sol- 
chen Erfahrungsbeweis herzustellen. Mögen Ihre mit- 
getheilten Erfahrungen aus der Schöffenpraxis ebenso zuverlässig wie 
günstig sein, mögen den bestehenden Geschwornengerichten die 
gröbsten Gebrechen ankleben , mögen die Schöffengerichte besser 
sein als die französisch - rheinischen Geschwornengerichte , so fehlt 
noch immer jedweder rechts wissenschaftlich und staatsmännisch genügende 
Beweis für die Forderung, dass an Stelle des Geschwornen- 
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gerichtes in Deutschland — das Schöffengericht treten 
solle oder müsse. 

Zu dieser Schlussfolgerung gelangen Sie nun keineswegs mit 
Hilfe Ihrer angehäuften Erfahrungen zu Gunsten des Schöffengerichtes. 
Nicht die hlosse Massenhaftigkeit einzelner Erfahrungen macht den 
Beweis , sondern die richtige Deutung und wissenschaftliche Ver- 
werthung derselben. Ohne Anknüpfung des aufgespeicherten Beob- 
achtungsmateriales an die aus dem Wesen der Jury und des 
Schöffengerichtes abgeleiteten wissenschaftlichen 
Grundbestimmungen dieser Institute in dem Gesammt- 
organismus der Strafrechtspflege , ohne Gegenprobe der gehörig 
controlirten Erfahrungen, ohne Theorie und Praxis in innigster 
Wechselbeziehung, lässt sich ein gediegenes Urtheil über den Werth 
der Geschwomen und Schöffen nicht bilden, sobald es darauf 
ankommt, die Schöffen an Stelle der Geschwomen 
zu setzen. 

Und aus diesem Grunde kann ich es Ihnen nicht erlassen, noch- 
mals einige Argumente zu Gunsten der Beibehaltung und 

beziehungsweise der Verbesserung des Schwurgerichtes in Deutsch- 
land zur Sprache zu bringen. 

Worauf beruht der Werth des Geschwornengerichtes? I. Dass 
an der Rechtsprechung in schweren und wichtigen Straffällen nicht 
allein ständige rechtsgelehrte Staatsrichter, sondern auch temporär 
zugezogene und unabhängige Männer aus dem Volke in einer solchen 
Form mitwirken, dass die eigenthümlichen Vortheile der 
laienhaften Beurtheilung der Beweis- und Schuldfrage neben 
den eigenthümlichen Vortheilen der rechtsgelehrten 
Bildung ständiger Beamtenrichter hinsichtlich der Process- 
leitung, der Strafabmessung und anderer eine geschulte Gesetzes- 
kunde voraussetzender Eechtsfragen, der Eigenartigkeit der laien- 
haften und der rechtsgelehrten Leistungsfähigkeit entsprechend^ 
processualisch zu relativ selbstständiger Geltung gelangen.. 

II. Dass die strafrichterlicheMacht in schweren und 
wichtigen Straffallen zwischen ständigen Staatsrichtem und nicht 
ständigen von Fall zu Fall zugezogenen Laienrichtern auf eine solche 
Art vertheilt werde, dass den Eichtern, welche die Strafe ausmessen 
und verhängen, die inappellable Entscheidung über die Beweis- und 
Schuldfrage nicht zustehe, damit von diesen Gerichten höchster Ord- 
nung nur derjenige Angeklagte zu einer öffentlichen Strafe verurtheilt 
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werden könne, von dessen Schuld die nichtständigen Volksrichter 
in einer abgesonderten, keiner weiteren rechtsgelehrten Beeinflussung 
des Staatsrichterthums unterworfenen Berathung, ihrer selbst- 
eigenen laienhaften Auffassung überlassen, sich über- 
zeugt haben. 

In diesen zwei Grundgedanken der Jury Verfassung liegt meines 
Erachtens der Schlüssel zur richtigen Lösung der Gesetzgebungsfrage 
in Betreff der Verbindung des juristischen und des laienhaften Ele- 
mentes in dem Strafgerichte höchster Ordnung. Darüber müssen 
wir, geehrter Gegner, erst in's Eeine kommen, sonst ist Ihr ganzer 
Aufwand von Zeugnissen aller Branchen der Justiz weit zu Gunsten 
des Schöffengerichtes für die Frage, um die es sich handelt — ver- 
lorene Liebesmühe. 

Ich fordere Sie mithin auf, die Unrichtigkeit und Unausführ- 
barkeit dieser den Hauptwerth des Geschwornengerichtes ausmachenden 
Grundgedanken nachzuweisen. Es kommt nur darauf an, dass Sie 
sich der schwachen Seite Ihrer bisherigen Beweisführungen böwusst 
werden, um gerade in diese Ihre ganze Stärke geschmeidiger Dialectik 
und reicher Beobachtungen hineinzuwerfen. 

Aber über diese zwei Punkte dürfen Sie nicht hinwegschlüpfen, 
sondern auf der Höhe dieser principiellen Entscheidungen den Kampf 
bestehen. 

Hier bemerke ich nur vorläufig zu 

Z. 1. Da in einem abgesonderten Berathungpzimmer die 
Geschwornen zweifellos jedweder Pression der rechte gelehrten Staats - 
richter entrückt und ihrer selbsteigenen laienhaften Auffassung über- 
lassen sind, kommt in dieser Form der Berathung und Entscheidung 
unter zwei unabhängig und abgesondert von einander urtheilenden, 
qualitativ verschieden zusammengesetzten Collegien, 
gerade der eine Grundgedanke der Jury zum sichersten und 
reinsten Ausdruck, — dass bei der Berathung und Entscheidung der 
Beweis- und Schuldfrage durch temporär zugezogene Volksrichter 
die relativ selbstständige laienhafte Auffassung des Sach- 
verhaltes und dessen Subsumtion unter den fraglichen 
gesetzlichen Verbrechensbegriff verbürgt werde. 

Sie behaupten, die Erfahrung habe unwiderleglich dargethan, 
dass die ständigen Staatsrichter in der gemeinsamen Berathung und 
Entscheidung mit den Schöffen nicht die geringste Pression 
ausüben, dass sie in den meisten der Fälle von den Acten Ein- 
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sieht genommen haben , in welchen die Schöffen die Eichter über- 
stimmten nnd die majorisirten Eichter erklärten , dass die 
Meinung der Schöffen Manches für sich gehabt habe ; ja Sie stehen 
selbst für dieses „Manche" ein. Objectiv richtige Erfahrungen können 
sich nicht widersprechen. Nun habe ich zwar weder sehr vielen 
Schöffengerichts-Sitzungen wie Sie beigewohnt, noch steht mir eine 
so gewaltige Unterstützung von consentirenden Praktikern zur Ver- 
fügung; immerhin habe ich widersprechende Beobachtungen über den 
bestimmenden Einfluss derSchöffen auf die Berathung 
und das TJrtheil der rechtsgelehrten Staatsrichter 
gesammelt. Weder Sie noch ich haben unmittelbare selbsteigene 
Erfahrungen bei den geheimen gemeinsamen Berathnngen der 
Eichter und der Schöffen gemacht. 

In diesem wichtigen Streitpunkte sind wir beide auf — fremd e 
Erfahrungen angewiesen und was wir in dieser Eichtung als unsere 
Beobachtungen bezeichnen, sind Schlüsse aus Beobachtungen Anderer 
und von früher her gebildeten Begriffen. Aber selbst angenommen, 
die Fälle wiederholten sich häufiger, in welchen di e Schöffen 
die Eichter überstimmen, so beweist dies höchstens, dass die 
Staatsrichter nicht immer die Alleinherrschaft in dem Be- 
rathungszimmer bei Entscheidung von That- und Eechtsf ragen 
behaupten, und dass es Ausnahmen von der Eegel gebe. Daranf 
kommt es jedoch in unserer Controverse nicht an. Es handelt sieli 
eben darum, — ob die Laienrichter bei einer gemeinsamen 
Berathung und Entscheidung über den ganzen Fall ihre laienhafte 
Auffassung der Beweis- und Schuldfrage in der Eegel der Fälle 
den divergirenden rechtsgelehrten Meinungen der 
Staatsrichter gegenüber mit ungetrübter Eeinheit und Selbst- 
ständigkeit zur Geltung bringen. Und hierüber haben Sie nicht 
positive Erfahrungsthatsacfien vorgeführt, welche die begründete 
Annahme des Gegentheiles ausschliessen. 

Dass die rechtsgelehrten Eichter ihren — Schöffen -Collegen in 
geheimer Sitzung Eechtsbelehrungen zu ertheilen haben, 
während die Gesetzgebung und Jurisprudenz mit aller Strenge auf der 
wohl begründeten Forderung bestehen, dass' zur Wahrung der 
Selbstständigkeit der laienhaften Beurtheilung der 
Eechtsbelehrung unter der nicht zu unterschätzenden Controle 
der Oeffentlichkeit ertheilt werden müsse, will ich nur nebst- 
bei bemerkt haben. Dass aber die Schöffen auch in dem gemein- 
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samen Berathungszimmer über solche Eechts- und Straff ragen, 
welche ungleich mehr praktische Gresetzkunde wie die 
Beurtheilung der in der Schuldfrage enthaltenen 
Rechtspunkte voraussetzen, zu discutiren und mitzustimmen 
haben , kann ich nicht als einen Vortheil , vielmehr nur als einen 
heillosen üebelstand der Schöffengerichte in schweren Straffällen 
bezeichnen , weil von einer Mitwirkung der L^-ienrichter an der 
specifische Bildung erheischenden Function der Strafabmessung, 
sowie von einer Berathung der Schöffen mit den Staatsrichtern über 
andere über die Schuldfrage hinausgehende Gesetzesfragen — in den 
Gerichten höchster Ordnung keine Verbesserung oder V e r- 
stärkung, oft weit eher eine ,V er schlechte rung des Gesammt- 
urtheiles zu erwarten ist. Sie selbst wollen, im Gegensatze zu 
anderen Schöffenfreunden, die Betheiligung der Schöffen an der 
Strafzumessung ausschliessen. Wo bleibt aber dann Ihr 
gepriesenes einheitliches Collegium von Juristen und Laien, die 
innerlich verbundene Einheit des GesammturtheiJes, die gleichberechtigte 
Collegialität? — Die Entscheidung der Beweis- und Schuldfrage nach 
gehöriger Information über die einschlägigen Kechtspunkte , in dem 
öffentlichen Haupt- und Debattirungsverfahren liegt noch in dem 
Gebiete der Leistungsfähigkeit der Laienrichter, Was 
darüber hinausgeht und berufsmässige Gesetzkennt- 
nisse erfordert, liegt jenseits der eigen thümlichen Vortheile der 
Mitwirkung des Laienelementes an der Rechtssprechung und gebührt 
eben nur dem selbstständig und unabhängig von dem Laiencollegium 
allein entscheidenden ständigen Richtercollegi um. 
Die eigenthümlichen Vortheile der Mitwirkung der Volksrichter 
an der Rechtssprechung gelangen aus diesem Grunde in der Form 
der Jury am richtigsten zur Geltung. Weist man aber diesen die 
Mitwirkung bei Gesetzesfragen zu, in welchen Nichtjuristen eben 
nicht in ihrem Elemente sind und die geschulte üeber- 
legenheit der ständigen Staatsrichter mit Recht das Heft in den 
Händen hat, so verfälscht man den sub I ausgesprochenen 
Grundgedanken und in dieser Beziehung dient das Schöffengericht, 
wie John bemerkt, nicht im Entferntesten dazu, den 
Gedanken der Volksgerichtsbarkeit zur Geltung zu 
bringen. Die Schöffengerichte wollen den Schein erwirken, 
als seien sie eine Einrichtung, durch welche die Volksgerichtsbarkeit 
eine entscheidende Bedeutsamkeit erlangen könnte. 
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In allen reinen Gesetzes- und Strafbemessungs- 
f ragen werden die den Staatsrichtern in dem gemeinsamen 
Berathungszimmer zugetheilten Nichtjuristen wohl häufig zur 
vollen Bedeutungslosigkeit herabgedriickt — da , wo es darauf 
ankommt, dem ürtheile der Staatsrichter den entscheidenden Einfluss 
zu sichern. Sie, geehrter Gegner, werden mir bis auf Weiteres noch 
gestatten, bei einer solchen falschen Verbindung des juristischen und 
des laienhaften Elementes im Schöffengerichte — die Schöffen in 
dieser Beziehung als Votanten zweiter Classe zu bezeichnen. 

Z. II. Sie wissen, dass die vorgeschrittensten Rechtsvölker der 
civilisirten Welt in schweren und wichtigen Straffäll es 
den Grundsatz festhalten , dass der Richter der Schuld nicht 
zugleich die Macht der Strafverhängung ausüben 
dürfe. Es erzeugte sich diese Forderung zunächst aus der Erwä- 
gung der furchtbaren Gewalt, welche den. angestellten Beamten- 
richtern eingeräumt würde, die einen unter schwere Anklage gestellten 
Staatsbürger inappellabel für schuldig erklären und überdies den 
strengsten Strafen unterwerfen können. Sie kennen die für diese 
Vertheilung der richterlichen Gewalt zwischen «tändigen Staats- 
richtern und nicht ständigen Laienrichtern in England, Deutschland, 
Frankreich , Italien -geltend gemachten Gründe und eben so wenig ist 
Ihnen unbekannt, dass die Scheidung des Richteramtes von der 
Function des TJrtheilfindens ein durch Jahrhunderte feststehender 
Rechtsgrundsatz der deutschen Gerichtsverfassung gewesen ist. 
Auch können Sie sich der geschichtlichen Thatsache nicht ver- 
schliessen, dass in zeitgemässer Form zu diesem Grundsatze wieder 
zurückgegriffen werden musste, als die ausschliessliche Juristenherr- 
schaft mit der Beseitigung der gesetzlichen Beweistheorie, des schrift- 
lichen und geheimen Inquisitionsverfahrens zusammenbrach und uns 
in Deutschland nur die Wahl von ständigen und nicht ständigen 
Richtern blieb, die als Geschworne fungiren. Endlich können Sie? 
geehrter Gegner, nicht in Abrede stellen, dass die Gerichtsverfassung 
in Strafsachen im Einklänge mit der Umgestaltung der Staatsver- 
fassung reformirt werden musste und dass nach der Ueberzeugung 
unserer besten Juristen der Grundidee derselben am homogensten der 
geschichtlich erprobte und bewahrte Grundsatz entsprochen hat, 
dass der angestellte Staatsrichter, und sei er auch unab- 
setzbar und unversetzbar , über keinen unter schwere Anklage 
gestellten Staatsbürger eine Strafe an Freiheit oderLeben 
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verhängen dürfe, ausser über denjenigen, welcher zuvor von einem 
von Fall zu Fall aus unabhängigen Mitbürgern zusammengesetzten 
Collegium der angeklagten Uebelthat für schuldig erkannt 
worden ist. 

Sie haben zwar versucht, gegen diesen zu einem Weltrechts- 
satze gewordenen Gedanken der Organisation der richterlichen Ge- 
"walt in Strafgerichten höchster Ordnung, für welchen Justus 
Moser und Feuerbach so gat eingestandei^ sind, wie Mitter- 
maier, Glaser, Bar und viele Andere , in Ihrer Schrift gegen 
das deutsche Schwurgericht 1865 Einwendungen zu machen, zugleich 
Seite 192 eingestanden, dass Ihnen der hier angegebene Grund- 
gedanke der Jury — nicht recht begreiflich sei. Es ist nun an Ihnen, 
den Gegnern des Schöffengerichtes begreiflich zu machen , dass die 
Strafgewalt dort, wo ständige Beamtenrichter im mündlichen Ver- 
fahren , frei von gesetzlichen Beweisregeln und etwa auch noch 
inappellabel entscheiden und zugleich die Strafe ausmessen, 
keine gefährliche, keine begründete Besorgnisse erregende Gewalt 
sei. Sie trifft die ßeweislast, dass es consequent und förderlich sei, 
angestellte Staatsrichter in ungetheilter Arbeit in geheimer gemein- 
samer Sitzung mit den Schöffen an der Entscheidung der Schuldfrage 
mitwirken zu lassen, hingegen nur die laienhaften Schuld- 
richter, keineswegs die rechtsgelehrten ständigen Schuld- 
richter von der Lösung der Straffrage auszuschliessen. Wenn der 
nach Ihren Angaben nicht seltene Fall eintritt, dass die Schöffen 
die rechtsbelehrenden Staatsrichter in der Schuldfrage überstimmen, 
wie denken Sie sich, geehrter Gegner — die gepriesene ungetheilte 
Arbeit bei der Entscheidung über die Straffrage? 

Dürfen die in der Minderheit gebliebenen Richter sich der 
Abstimmung über die Bestrafung des von Ihnen für nicht schuldig 
befundenen Yerurtheilten nicht enthalten, so entscheidet über die 
Straffrage eine andere Majorität und über die Schuld frage 
gleichfalls. Passt dieser nach Ihren mitgetheilten Erfahrungen 
nicht seltene Fall auf Ihre Construction und Vertheidigung des 
Schöffengerichtes? Wird die angebliche heillose Unnatur der Trennung 
der Schuldfrage und der Straffrage etwa dadurch beseitigt, dass den 
Eichtern allein in dem sogenannten einheitlichen Collegium 
von Juristen und Laien die Abmessung der Strafe zukommt und den 
Schöffen nur ein Arbeitsantheil an der Entscheidung der Schuldfrage ? 
Was will sonach die Empfehlung Ihres Schöffenvorschlages in dieser 
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Eichtang Anderes als verhindern, dass die Laienrichter auf dem- 
jenigen. Grebiete, auf welchen demselben kraft ihrer eigenartigen 
Qualification die Aufgabe zufällt, das entscheidende Wort über den 
Beweis der Anklagethatsachen und die fragliche Schuld des Auge- 
klagten auszusprechen, unbeeinflusst ihrer selbsteigenen laien- 
haften Auffassung des Sachverhaltes und des Strafgesetzes überlassen 
bleiben ? 

Sie unterlegen mir die Ansicht, dass die Trennung der Tbat- 
und Eechts frage bei der Beurth eilung der Schuldfrage ausführbar sei. 

Seit mehr als zwanzig Jahren vertrete ich das Gegentheil 
dieser mir durch ungenaue herausgerissene Citate zugeschriebenen 
Ansicht und die Abhandlung, gegen welche Sie polemisiren, betont 
so entschieden die von mir schon 1851 vertretene Ansicht, dass 
hierüber ein Missverständniss schwer erklärlich ist. 

Sie bringen gegen meine zu Stuttgart 1871 ausgesprochene 
und in der von Ihnen angefochtenen Abhandlung wiederholte Be- 
sorgniss einer geplanten Dogmatisirung des Schöffengerichtes an 
Stelle des Schwurgerichtes in dem Entwürfe der Strafprocess- 
ordnung für das deutsche Eeich — die Bemerkung vor, 
dass weder officiell noch officiös eine Erklärung zu Gunsten 
der Schöffengerichte verlantbart worden sei. Derlei anmuthige Schäckerei 
verpflichtet mich zu der Anerkennung der Thatsache , dass reactionäre 
Pläne von Amtswegen nicht an die grosse Glocke gehängt zu werden 
pflegen, keineswegs aber zu dem Zugeständniss , dass nicht zu 
Gunsten der künftigen Eeichsschöffen eine Veranstaltung getroffen 
worden sei. 

Ich sehe von den Stimmen „im neuen Eeiche" *) in der 
„Augsburger Zeitung" u. A. ab, welche diesen „geheimen Plan** 
in Fluss gebracht haben. Dass aber Ihr Vorgehen auf dem Stutt- 
garter Juristentage ein berechneter Fühler war, darüber wollen 
wir nicht streiten. 

Ihr Bericht vom 30. August 1871 musste selbst einbekennen, 
dass das Schöffengericht als Gericht mittlerer Ordnung noch sehr 



*) Diese Zeitschrift, 1871, Nr. 43, spricht von den anschwärzenden 
Bemerkungen Dr. Schwärze's gegen die Geschwomengerichte , aus welchem 
eine grundsätzliche Perhorrescirung der letzteren herausznklingen schien. 
John: Strafprocessordnung , S. 39, bemerkt von der Fassung der Auszüge 
aus Briefen sächsischer Richter in dem Anhange zu Schwärze's Schöffen* 
gericht, 1873, dass die Briefe wenigstens zum Theil durch 
Schwarze selbst veranlasst waren. 
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jung sei und man abwarten müsse, ob es sich als lebensfähig 
erweisen oder ob es in der Jugend wieder «bsterben werde. Aus- 
drücklich wurde betheuert , dass durch den Beschluss des Juristen- 
tages über die Mitwirkung der Schöffen bei der Beurtheilung der 
mittleren und niederen Straffäll'e — nicht im Entferntesten an 
der Institution des Schwurgerichtes gerüttelt werden 
solle. Verhandlungen des neunten Jaristentages 1871. IIL B. 353. 

Allein die Frage, ob und inwieweit irgend einmal im 
Laufe der Zeit die Institution der Geschwomengerichte durch die 
empfohlenen Schöffengerichte berührt werden könnte, wurde ganz 
zufälligerweise von dem Berliner Subcomite nicht auf 
sich beruhen gelassen. Im Gegentheile wurde die Fra^Q sofort für 
den nächsten Juristentag zur Begutachtung formulirt: Soll in den 
Strafgerichten höchster Ordnung an die Stelle des Gerichtshofes und 
der Jury ein einheitliches Collegium von Juristen und Laien treten ? 

Angenommen , Sie wüssten nicht , dass die Beseitigung der 
Schwurgerichte durch das Schöffengericht in dem Entwürfe der 
Eeichs-Strafprocessordnung zu lesen ist , eine immerhin 
schwierige Annahme bei einem so wohl unterrichteten Mitgliede der 
legislativen Commission, so wird Ihnen doch die Logik der ange- 
führten Thatsachen so wenig unbekannt geblieben sein , als die vom 
Ober-Appellationsgerichtsrathe John, von mir u. A. ausgesprochene 
Ueberzeugung , dass bei dieser geplanten Verdrängung der deutschen 
Schwurgerichte ganz entschieden auch politische Motive sublimer Art 
mitwirken. Man will die frühere Juristenherrschaft in den Straf- 
gerichten verbrämt mit der Arabeske des unschädlich gemachten 
Laienelementes , die Abdankung der bisherigen relativ selbstständigen 
volksthiimlichen Gerichtsbarkeit hinsichtlich der durch die Staatsrichter 
formulirten Schuldfragen mit Beibehaltung des Nimbus der Volks- 
thümlichkeit der deutschen Gerichtsverfassung; das läset sich in der 
diplomatischen Sprache der Strafpolitik so einschmeichelnd und 
gefällig als nationale Cul turthat an den Mann bringen ! 

Ich will nicht bestreiten , dass sich auch tüchtige Criminalisten, 
abgesehen von positiven Motiven , durch die bisher im Allgemeinen 
günstigen Erfahrungen der Schöffengerichte niederer und mittlerer 
Ordnung zu der Annahme, zu dem Schluss a minori ad majus be- 
stimmen lassen , dass Schöffen in den Gerichten höchster Ord- 
nung gute Dienste leisten werden. Allein, wo bleibt hier das 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. 21 
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beliebte Focben auf langjährige, allgemeine und durch- 
scblagende Erfahrungen zu Gunsten der erst experi- 
mentell zu schaffenden Schöffengerichte höchster Ordnung? Wollen 
Sie wissen y welche Bundesgenossen Ihnen in dem Streben nach 
Beseitigung des Geschwornengeriehtes durch die Schöffengerichte 
bevorstehen? Sie werden das Leid erfahren, in der kläglichsten 
Gesellschaft clericaler Reactionäre für Ihre Lieblingsschöpfung streiten 
zu müssen Wir beide stimmen darin überein , dass die Juryfrage 
keine Frage des Liberalismus sei. Immerhin lesen Sie, was der 
ultramontane Abgeordnete Ü e 1 z aus Vorarlberg in seiner Begeisterung 
für die Verdrängung der Jury durch die Schöffengerichte — mit 
Ihrer neu entdeckten Schöffentheorie gethan hat. Sollte eine solche 

— Bruderhand nicht zur Vorsicht mahnen ? Doch sehen wir von 
derlei Unglücksfällen ab. 

Es dürfte kaum im Geiste der gesunden conserva- 
tiven Strafpolitik gelegen sein, heute schon die Axt an 
die Wurzel der Schwnrgerichtsinstitution, die verfassungsmässig 
verbürgt ist, zu legen und Angesichts einer noch grünen kurz- 
zeitigen Erfahrung mit dem Schöffengerichte mittlerer Ordnung 
nicht mehr warten und eine jedenfalls künstliche Frühgeburt 
herbeiführen zu wollen. 

Soll ich noch des kleinen Widerspruches erwähnen, dessen 
sich Ihre schätzbare Entgegnung in der österreichischen Gerichts- 
zeitung 1872, Nr. 36, S. 142, Nr. 42, S. 166, schuldig macht? 
Auf der einen Seite behaupten Sie , die Gegner der Schöffengerichte 

— schlagen sich* mit leeren Befürchtungen und theoretischen 
Aufstellungen herum, während — die Praxis entschieden habe 
und Thatsachen vorhanden seien, welche laut und ver- 
nehmlich sprechen. Auf der anderen Seite wollen Sie aber — 
erst duör Erfahrung die Entscheidung tiberlassen, ob 
■es noch des» furchtbar schwerfälligen Apparats der Geschwomen 
bedürfe! Ich eile zum Schluss. Glauben Sie, geehrter Gegner, ja 
inicht, dass ich vor allen anderen Gegnern so schwarz sehe. 

Der Österreichische Justizminister constatirte in der Sitzung 
«des Abgeordnetenhauses vom 22. Mai 1872, dass am Firmamente 
der deutschen Gesetzgebung eine Wolke aufziehe, die der Jury ernste 
Gefahren droht, und diese Wolke sei — seines Erachtens das Trug- 
bild des sogenannten Schöffengerichtes in der Form, in der es 
bestimmt ist, das Geschwomengericht zu ersetzen. 
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Von einem gewissen enthusiastischen Eifer fär die moderne 
Schöpfung eines solchen von der Jury erlösenden Schöffengerichtes 
getragen, kann man vielleicht an den Eintritt eines Augen- 
blickes glauben , in welchem das Laienelement in anderer Form 

— in einer von der bestehenden deutschen Jury abweichenden Form 

— mit dem rei'htsgelehrten Elemente in dem Strafgerichte höchster 
Ordnung in Verbindung kommen werde. Dieses goldene Zeitalter 
der Schöffenenthusiasten setzt jedoch einen enormen Fortschritt in 
der Kechtsbildung des Volkes voraus, der heute nicht 
gemacht ist. Erst wenn die Professionsmässigkeit des Gesetzes- und 
Juristenrechtes abgestreift sein wird und der gebildete Mann aus dem 
Volke wahrhaft als voll- und gleichberechtigter Richter auf derselben 
Eichterbank mit den ständigen Staatsrichtern auch in allen Eechts- 
f ragen angesehen werden darf, erst dann könnte an jenes 
Experiment ungetheilter richterlicher Arbeit ernstlich 
gedacht werden, welches heute vorzeitig und überstürzt in Angriff 
genommen werden möchte. 
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XIIL 

Wien und Göttingen.*) 

Beitrag zar Schildaraiig deatscher Univdrsitätszn stände im 

18. Jahrhundert. 

Es ist von culturgeschichtlichem Interesse, dem stillen Laufe 
der Bildungsquellen zu folgen, die in Göttingen für das deutsche 
wissenschaftliche Leben eröffnet wurden. 

Von Wien aus wurde dieser Hochschule am 13. Jänner 1733 
das kaiserliche Privilegium ertheilt und schon nach wenigen Jahr- 
zehnten forderte dieselbe die Bewunderung der gelehrten Mitwelt 
heraus. Während die mit grossartigem Aufwände unternommene 
Studienreform an der Universität zu Wien (1753) nach kurzer wissen- 
schaftlicher Erregung, namentlich an der juridischen Facultät, in 
Stockung zu gerathen drohte und in der öffentlichen Meinung des 
Auslandes wieder zu sinken begann, erwarb sich Göttingen die stolzen 
Beinamen: der Königin der deutschen Universitäten, der Hochschule 
der Hochschulen. So wie Halle den Begründern der akademisch- 
wissenschaftlichen Wirksamkeit Göttingens als Vorbild vorschwebte, 
so leuchtete die Universität Göttingen mit seiner eigenthümlichen 
Gestaltung bald anderen Hochschulen als glanzvolle Musteranstalt 
voran. Durch die preis würdige Unermüdlichkeit des ersten Curators 
der Göttinger Hochschule, Gerlach Adolf von Münchhausen, ftlr 
deren wissenschaftlichen Aufschwung wurde ein solcher Eeichtbum 
von Bildungsmitteln, berühmten Lehrern und Schriftstellern, liberalen 
akademischen Anstalten beschaffen, dass diese neue Pflanzstätte geistiger 



*) Ans „Oesterr. Blätter für Literatur und Kunst", Beilage zur „Wiener 
Zeitung«, 1855, Nr. 41, 42. 
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Bildung nicht blos Jünger der Wissenschaft^ sondern auch hervor- 
ragende Besucher aus höheren Ständen heranzog. Selbst auf ritterliche 
Uebungen wurde sorgfältigeres Augenmerk gerichtet, um Göttingen 
zum Sammelplatz der angesehensten Persönlichkeiten in der Wissen- 
schaft wie im bürgerlichen Leben zu machen. Die glänzende Bang- 
stellung der Professoren, die rastlose Vorsorge für die Berufung der 
tüchtigsten Lehrkräfte, die Zugeständnisse der Lehr-, Lern-, Censur- 
freiheit, die einsichtsvolle Mässigung in heiklen Fragen freier wissen- 
schaftlicher Forschung, die Munificenz in der Anweisung und die 
Liberalität in der Benutzbarkeit aller literarischen und akademischen 
Hilfsmittel, die zarten Eücksichten in der Form der Geschäftsbehand- 
lung, die Theilnahme der Regierung in Anerkennung jedweden Ver- 
dienstes u. a. m. trugen bereits in der kurzen Spanne Zeit eines 
Menschenalters die schönsten Früchte. 

Wohl ist uns das reiche wissenschaftliche Leben und Schicksal 
der stillen Hannoverischen Landstadt in seiner eigenthümlichen Stellung 
zu den älteren protestantischen Universitäten, zu Kirche und Staat, 
zu der Neugestaltung des höheren Unterrichts wie zur neueren Ent- 
faltung der Geschichte und Literatur der deutschen Staatswissenschaft, 
des classischen Studiums, der realistischen philologisch-historischen 
Richtung*) im Allgemeinen bekannt. Umfang und Zahl der Geschichts- 
quellen hierfür ist sehr ansehnlich. Wir besitzen fast ein vollständiges 
Tagebuch dieser Universität, das uns mit dem Grossen und Kleinsten 
der akademischen Ereignisse und Zustände vertraut macht. Dem- 
ungeachtet bleibt noch viel für das allseitige Erfassen der Erschei- 
nungen, Leistungen und Beziehungen dieser ehrwürdigen wissenschaft- 
lichen Genossenschaft zu thun übrig, und welche Fülle des interessanten 
geschichtlichen Stoffes sich noch auffinden, zur Ergänzung und Be- 
leuchtung des Lebensbildes dieser Kterarischen Werkstätte nützen 
lasse, zeigt die jüngst erschienene Schrift unseres Landsmannes Dr. 
Emil Fr. R ö s s 1 e r : „Die Gründung der Universität Göttingen, ISöö.*^ 



*) Wir erinnern nur an die älteren Schilderungen von Pütt er, 
Michaelis, Meiners, Brandes, an Moser's Selbstbiographie, Heyne's 
Biographie von Heeren (1815), Göttinger Jubel- Almanach von Schumacher 
(1837), Oppermann: Die Göttinger gelehrten Anzeigen (1844) , Perthes 
Bas deutsche Staatsleben (1845), S. 303 ff., Mohl: Gesch. u. Lit. d. Staats- 
wissenschaft, 1855, Kliefoth: Die G. theolog. Facultät, Schwerin 1855, 
Gervinus: Gesch. d. deutschen Dichtung, Bd. 4. B i p p e n : H e i s e's Leben 1852, 
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Durch diese schätzbare Sammlung bisher ungedruckter Entwürfe, 
Berichte und Briefe von Münchhausen^ Mosheini, v. Haller, 
Gebauer, J. H. Böhmer u.a. Zeitgenossen veranlasst, theile ich 
eine in der Registratur des k. k. Ministeriums des Cultus und Unter- 
richtes aufbewahrte Geschichtsquelle mit, welche schon darum von 
literargeschichtliohem Interesse ist, weil sie, obgleich Dreiviertel- Jahr- 
hundert älter als E ös s 1 e r^s geschichtliche Charakteristik Göttingens^ 
in vielen Hauptzügen überraschend mit derselben zusammentrifft. 

In diesen Blättern, Jahrg. 1853, Nr. 15, bezog ich mich auf 
einen Bericht des k. k. Hofsecretärs v. Birkenstock über Göttingen 
an den Hof- und Staatskanzler Fürsten Kaunitz-Eittberg vom 
Jahre 1772 und erwähnte, dass sich schon vor dieser Zeit eine Be- 
ziehung zwischen Göttingen und Oesterreich nachweisen lasse. Diese 
Angabe erhält nun durch Eössler's Mittheilung zweier Briefe von 
Maskov und von G ruber aus Göttingen an den kaiserlichen Ge- 
sandten in London Ph. Jos. Grafen Kinsky (Juli 1736) ihre nähere 
Bestimmtheit. In diesen Briefen lässt sich der kais. Gesandte über 
die neue Universität Göttingens in Bezug auf die zu erwartenden 
Vortheile des Besuches derselben Seitens der adeligen Jugend Oester- 
reichs berichten. Einen bedeutsameren Anhaltspunkt für die geistige 
Kückwirkung Göttingens auf Oesterreich, namentlich auf Wien, bietet 
der erwähnte Bericht, der hier wenigstens auszugsweise einer späteren 
Geschichtsforschung der Wechselbeziehungen der Universitäten Göttingen 
und Wien zugeführt werden soll. 

Aus Kink's Geschichte der Wiener Universität ist bekannt, 
warum die Theresianische Universitätsreform nicht recht zur vollen 
Blüthe gediehen und ihr ursprünglicher Glanz noch in der Lebezeit 
van Swieten's verdunkelt worden ist. In dem Todesjahre Swieten's 
sandte Fürst Kaunitz-Eittberg v. Birkenstock in's Eeich, 
um die Einrichtungen deutscher Bildungsanstalten, die Ursachen des 
höheren wissenschaftlichen Aufschwunges derselben kennen zu lernen 
und tüchtige Lehrkräfte, vorzüglich etwa vorhandene „zum Lehramte 
geschickte Katholiken** für Oesterreich zu gewinnen. 

Birkenstock schrieb am 13. Februar 1772 aus seiner 
Vaterstadt (Heiligenstadt im Eichsfelde, geb. 11. Mai 1738, gest. 
30. October 1809) an den Hof- und Staatskanzler, der in ihm einen 
Mann von grosser Gelehrsamkeit, feinem Geschmack und diploma- 
tischem Geschick ehrte, dass er in Göttingen, wo er selbst die Eechts- 
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Studien vollendet hatte, „auf eine schickliclie und nnverfängliche Art 

und meistens unter dem Ansclieine, als wenn er nur ein oder den 

andern Hofmeister auszufinden wtinsclite", seinem Auftrage gemäss die 

nöthigen Erkundigungen eingezogen habe. Unter Einem berichtete 

er hierüber an den Staatsminister Grafen von Pergen in Mainz. 

Es dürfte hier gentigen, zu erinnern, dass Birkenstock vielfach 

in der Staatskanzlei in Gesandtsohafts Angelegenheiten verwendet, als 

Referent und Mitglied der Studienhofcommission bis 1803 zu den 

einflussreichsten Persönlichkeiten gezählt , als Lapidarist , Mitglied 

gelehrter Akademien des In- und Auslandes hoch geehrt wurde. Der 

Bericht Birkenstock's vom 13. Februar 1772 führt die Aufschrift: 

„Nachricht von der dermaligen Verfassung der Universität Göttingen 

und von einigen zu Besorgung guter Schulanstalten tauglich scheinender 

Männer. ** *) 

Im Eingange wird unter Beziehung auf P ü 1 1 e r's akademische 
Gelehrtengeschichte Göttingen als der vornehmste Sammelplatz gründ- 
licher Gelehrter dargestellt, dessen Uebergewicht über alle ähnliche 
Anstalten nicht misskannt werden könne. Nicht genug Kühmens 
könne in Betreff der unglaublichen So rgfalt des Curators und Ministers 
V. Münchhausen gemacht werden , als dessen Werk die ganze 
Verfassung der Göttinger hohen Schule und der seit der Entstehung 
dieser Musterpflanzschule herrschende Geist zu bezeichnen sei. In 
Uebereinstimmung mit Berichten der Zeitgenossen und Schilderungen 
Münchhausen^s von Schumacher, Eössler u. a. hebt Birken- 
stock vor Allem hervor, dass derselbe unablässig für die best- 
möglichste Auswahl und Berufung der gelehrtesten Männer besorgt 
war, die „der Grund des ganzen Lehrgebäudes ist und stets bleiben 
muss". 

Interessant ist , wie B i r k e n s t o c k die bis in das Einzelnste 
sich erstreckende Vorsorge des Ministers v. Münchhausen und 
seines Nachfolgers B e h r für Gewinnung ausgezeichneter Gelehrter 
dem Hof- und Staatskanzler vorstellt. Es wird dessen rastloser Eifer 
für die wissenschaftliche Ansiedlung . in Göttingen , sein mit den 



*) Caroline: Briefe, herausgegeben v. G. Waitz, L B. 1871, S. 50. 
Göttingen ist eine Stadt, von der im Allgemeinen nicht viel Tröstliches zu 
sagen ist, allein in keiner von so geringem Umfang wird man so viel einzelne 
merkwürdige gescheidte Menschen antreffen. 
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Celebritäten der damaligen Zeit zu diesem Behufe persönlich, 
angeknüpfter ununterbrochener Briefwechsel, seine freiere Ansicht von 
der Wissenschaft, sein Bestehen auf eine vernünftige und erbauliche 
Moral der Lehrer, „wenn gleich daselbst keine Censur ist", besonders 
betont. Gerühmt werden vor Allem die guten Sitten, der würdevolle 
anständige Ton im akademischen Verkehr der Lehrer und Studenten, 
die beständige Controle der Eegierung hinsichtlich aller in Deutsch- 
land sich hervorthuenden Docenten, „damit solche bei Zeiten in diese 
literarische Republik einverleibt und nach ihrem Genie ein selbst- 
gewähltes Fach erhalten, auf dass Göttingen nie daran Mangel leide 
und nie den Vorzug verliere, die geschicktesten Leute zu besitzen". 
— Birkenstock bemerkt hierbei, dass bei der Auswahl derselben 
nie auf Verwandtschaft, Eippfehlungen oder dergleichen nachtheilige 
Umstände, sondern blos auf bewährte Verdienste und wirkliche Proben 
sesehen werde. Selbst der financielle Vortheil der Pflege wissen- 
schaftlicher Anstalten dürfe nicht gering angeschlagen werden. Es 
sind dermalen ausser den Privatdocenten 44 wirkliche, unausgesetzt 
lehrende Professoren und zwischen 7 — 800 Studenten , etwa 700 
Ausländer, ja sogar einige aus Amerika vorhanden; also kommen 
wenigstens 300.000 Rthlr. in Goldsorten oder sogenanntem Harz- und 
Castengelde jährlich dahin, so dass die Cultur der Wissenschaften 
zugleich eine Quelle landesherrlicher Einkünfte geworden ist. Dazn 
komm« überdies der Vortheil, im Lande selbst so viele Wissenschaftliche 
zur besten Eathsholung der Staatsverwaltung zu haben. Mit Wärme 
wird die Freiheit der Landeskinder im Besuch der Universität hervor- 
gehoben und mit Hinblick auf Marburg, Giessen u. a. bemerkt, dass 
diese schon darum über kurz oder lang von der auf einen ganz 
andern Fuss eingerichteten Georgia- Augusta, deren Ruhm im Auslande 
täglich wachse, verschlungen werden dürften, „weil sie blos als Landes- 
universitäten und der wahren Gelehrsamkeit nachtheilige Bann- und 
Zwangsanstalten der Unterthanen betrachtet werden^. Des Lobes voll 
ist B. über die in Göttingen herrschende anständige und gesetzlicli 
geschützte Freiheit. Er vergleicht Göttingen mit Livorno. Was 
dieses im Handel, sei jenes in der Wissenschaft, ein Freihafen, ^wo 
jeder frei einlaufen, von Gelehrsamkeit und Eenntniss so viel nnd 
von wem ei will, einhandeln könne. 

Daraus erkläre sich auch das freie, ernste, ungezwungene Wesen^ 
die Anständigkeit und Höflichkeit, der mit den Professoren irett- 
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eifernde grosse Fleiss der Studenten. Während an anderen Orten 
ranhe Zügellosigkeit vorwalte, scheint ein in Göttingen eingeführter 
Ton mehr zu wirken als anderswo häufige Gesetze. Förderlich sind 
besonders die wechselweise wöchentlichen Gesellschaften und Concerte 
bei den Professoren Pütter, Boehmer, Achenwall, General 
Z a 8 1 r w *) ; die behaglichen Lebensstellungen und grossen Honorare 
der meist glücklich verheirateten Professoren, welche „die Wiss- und 
Ruhmbegierde erhalten" ; die vielen Reisen und perisönlichen Ver- 
bindungen derselben mit den ersten Gelehrten. Daher komme es, 
dass die Göttinger Gelehrten nichts weniger als Pedanten oder so- 
genannte Brotgelehrte sind j vielmehr über das Handwerksmässige, 
über schädlichen Zunftgeist erhaben, die Bewunderung selbst der 
Wornehmsten Reisenden (Ferdinand von Braunschweig u. a.) in und 
ausser den Collegien erregen. 

Immer sei jedes Fach wenigstens mit einem über das Mittel- 
massige erhabenen Manne besetzt. Die Vortragsweise wird als 
ungezwungen, deutlich, pünktlich, angenehm geschildert, während 
gerade das Gegentheil den meisten Wiener Professoren nachgesagt 
wurde (z. B. in den „Freimüthigen Briefen an Herrn Grafen von W. 
über den gegenwärtigen Zustand der Gelehrsamkeit der Universität 
zu Wien". 1774. 13. Brief). Da die Collegienzeit von 7 Uhr Früh 
bis 8 Uhr Abends dauert, die Studenten bequem täglich 4 — 6 Stunden 
Collegien hören und dabei noch Exercitien vornehmen, die herrliche 
Bibliothek besuchen können, so fallen in Göttingen auch die sog. 
Correpetitionen, welche anderswo so viel Geld kosten (in Wien schon 
bei der Studien-Commission von 1752 ein Gegenstand lebhafter Ver- 



*) Die Kaiserin liess sich über Birkenstock's Bericht von mehreren 
Hof- nnd Staatsräthen Gutachten vorlegen. Ans diesen erheUt, dass Birken- 
stock so manchen wanden Fleck in den vaterländischen Universitätsznständen 
unter der Form einer Schilderung Göttingens berührte. Der gewandte und 
gelehrte Hofsecretär hielt der Wiener Universität einen Spiegel vor. Einzelne 
kleine Uebertreibnngen kommen anf Rechnung der geheimen rastlosen Reaction 
der Reformfeinde und der verknöcherten Ritter des Nostratensystems in Wien. 
So persifiirte z. B. von Bourgnignon (ehem. Prof. zn Prag) den Bericht 
Birken stock's als Apologie nnd bemerkte, die Göttinger Studenten seien 
nach Birkenstock's Beschreibnng lanter Eatone und Sokrates. Dagegen 
rühmte Hof r. Kr e SS 1 die Yortheile des gesellschaftlichen Verkehrs der Studenten 
mit den Professoren und empfiehlt vor Allem Nacheifernng in Veredlung der 
Sitten der Studenten. 



handlnngen) , als UberflüBBig weg. BirkeDstook vereichert, dass 
in dea oft 100 Znhörer nmfaaaenden Collegien die gröaste StiUe und 
Aa&nerksamkeit herrsohe, das Verbältniea der Lehrer za den Studiren- 
den so beschaffen sei , dass jene von diesen als Freande und Wohl- 
thster angesehen werden, dass er selbst mit vielem Gentiss bei Flitter, 
Achenwall, Sehlötzer, Selehov, Gatterer, Kästner, 
Walch, Dieze, Heyne, Less, Feder n. m. a. Collegien hospitirt 
und sieh mit diesen Gelehrten fleissig unterredet habe. In Entzücken 
bricbt er Über das Kleinod der Bibliothek, die mehr als irgend eine 
genützt wird, und über die Einrichtung des Eealkataloges ans. *) Der 
Kürze wegen werden die praktischen Collegien und encyclopädischen 
Vorlesungen, die ausserhalb Göttingen wenig bekannt und sehr nlltzlich 
sind, nur obenhin erwähnt. Birkenstoek gibt hierüber, wie über 
die trefflichen historisrhen und diplomatischen Institute Gatter er's**) 
nur Andeutungen und will „bis zu seiner Zurückkunft in Wien dieser- 
balben weitere Fingerzeige abwarten. Bezeichnend ist die Bemerkung 
nnd wohl heute noch richtig, in Göttingen sei Alles so eingerichtet, 
dass der Studirende alte für seine Studien erforderlichen Bequemlich- 
keiten finde, jedoch so, dass, wer nicht stndiren wolle, daselbst sehr 
lange Weile finden würde". 

Nach dieser allgemeinen Schilderung legt Birkenstock der 
„hoch fürstlichen Durohlaucht den weiteren Erfolg seiner pflichtgemässen 
Bemühnngen in Ansehnng der zu dem von Ihre Majestät bezielten 
Endzweck aufzusuchender brauchbarer Subjectorum" vor. 

Es seien dermalen wohl etwa 50 Katholiken in Gsttingen, unter 
welchen sich sowohl verschiedene junge Herren vom Stande als auch 
lleissige geschickte Leute befinden, allein vergebens habe er sich in 
Göttingen so wie in allen hier umliegenden Gegenden aufs SorgtSltigste 
nach solchen jungen Eatholiken erkundigt, welche in bumanioribus 
etwas Tüchtiges geleistet hätten. Er bedaure, keinen gefunden zu 
haben , der von ihm empfohlen zu werden verdiente, und bestätigen 
zu müssen, dass die meisten hierherkommenden Katholiken sich dnrch 
ihre kostbare, mühsame nnd knnstmässtge Unwissenheit auszeichnen. 

•) G. A, Heise, Y. Bippen 3. Si, 165. 

••) Die „Wiener Realzeifnng" von 1771, S. 146, empfahl diesea Institnt 
za Güttingen driogead znr Nachalimnug mit dem Vorschlage, die Gsterreiclugciie 
Geschichte nach dem Vorgänge Qatterer's durch Sammtnng nnd Bearbeitung 
österreichischer Qnetlen zu pSegen. 
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Birkenstook beklagte lebhaft , dass diese in Vergleich mit den 
Pratestanten fast durohgehends allzu wenig vorläufige Schul- und 
Grundstudien, seichte Einsicht in den Zusammenhang der Wissen- 
schaften haben, sich um das Encyclopädische derselben und um den 
Werth der Bücher, überhaupt auch um die humaniora wenig kümmern, 
welche „doch bei den Protestanten als der Grund alles feineren 
Wissens angesehen werden". 

Die meisten der anwesenden Katholiken betrieben die Jura. Auf 
die Frage, ob auch ein geschickter Katholik in Göttingen Hoffnung 
haben könnte eine Lehrerstelle zu erhalten, hat man Birkenstock 
dies keineswegs als unthunliche Sache dargestellt. Nicht weniger 
charakteristisch für die Göttinger Zustände ist die Versicherung 
Birkenstock's, dass der katholischen Religion daselbst ebenso 
wenig als irgend einer anderen etwas in den Weg gelegt , vielmehr 
der katholische Gottesdienst ganz ungestört sehr fleissig und erbaulich 
gehalten werde. — Indem der Birkenstock'sche Bericht von 
diesem Commentar der Göttinger Zustände zu einer Charakteristik 
der für eine Berufung nach Oesterreich geeignet scheinenden Gelehrten 
übergeht, führt er uns skizzirte, aber anschauliche frische Lebensbilder 
vor, die mit den späteren Schilderungen der Literarhistorik mannigfache 
TJebereinstimmungen zeigen. 

Hofrath Heyne. Von Person ist dieser 42 Jahre alte Gelehrte 
nicht ansehnlich und hat einen Mangel am rechten Auge, welches 
ganz starr zu stehen scheint. Er ist seit 1763 Professor humaniorum 
und erster Bibliothekar, auch Director und Lehrer des Philologen- 
Seminars, welches eigentlich für 9 mit Stipendien und Freitischen 
versehene Studenten errichtet ist, die nach einer genauen Prüfung 
ihrer natürlichen Fähigkeiten , guten Sitten und erlangter Kenntniss 
in humanioribus dahin geschickt werden, um mit der Zeit in 
hannover'schen Schulen und Gymnasien mit Nutzen angestellt zu 
werden. Er ist ein würdiger Nachfolger des berühmten Schulmannes 
und ehemaligen Göttinger Professors Math. G essner, hat in der 
alten und neuen Literatur und dahin gehörigen Sprachen und Kennt- 
nissen eine ausserordentliche Stärke, ist in der Geschichte sehr 
bewandert, bereist von Zeit zu Zeit das Gymnasium zu Ihlefeld und 
geniesst nebst dem Vertrauen des Ministers, welcher seinen Eath 
einholt, eine allgemeine Lieba und Hochschätzung. Ich habe mich 
mit ihm über dergleichen Gegenstände weitläufig unterredet und bei 
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ihm Tingemein grosse Kenntnisse und Wissenschaften wahrgenommen, 
auch Ausarbeitungen seiner Schüler und seine Verbesserungen mit 
Yergnügen angehört. Das philologische Seminar wird unter ihm 
immer näher auf das Schulwesen eingerichtet und auch von anderen 
als eigentlichen Pensionisten mit Nutzen besucht; ja es können aach 
Katholiken diese Vortheile gemessen und Seminaristen werden, 
obwohl sich dermalen keiner darum bemüht. Heyne hat die ehrenvollsten 
Anträge des Fürsten Czartorinsky für Erziehung von Lehrern 
an den Eitterakademien in Polen, für Einrichtung eines berühmten 
Antiquitäten cabinets u. A. abgelehnt. Keiner kennt die Yerbesserungen, 
deren das Schulwesen überhaupt auch bei den Protestanten noch 
fähig wäre, besser als er, und nicht leicht würde ein anderer im 
Stande sein, im Grossen bessere Dienste zu leisten. Auch andere berühmte 
Professoren in Göttingen haben mir von Heyne als einem genie 
superieur in seiner Art gesprochen. Er ist lebhaft und zum Bewun- 
dern arbeitsam , hat ehemals auch in sächsischen Civildiensten 
gestanden. 

Gatterer aus dem Nümbergischen , beiläufig 45 Jahre alt. 
Es würde überflüssig sein, den ganz ungewöhnlichen Fleiss dieses 
Mannes, sowie seine Verdienste um die historische und alle damit 
verwandten Wissenschaften, besonders um die Diplomatik hier anzu- 
führen, da solche zum Theil aus seinen Schriften bekannt sind. Die 
Kunstgeschicklichkeit, mit der er theils das diplomatische Cabinet 
mit ganzen Sammlungen von allen Arten von Schreibmaterialien, 
Alphabeten, Kanzlerszeichen, Siegeln^, Monogrammaten , Urkunden, 
Zeichnungen, Wappen, Münzen, Inschriften zum Behufe seiner Schüler 
und des historischen Instituts nach der besten wissenschaftlichen 
Methode angelegt, die ungemein pragmatische Lehrart, womit er seine 
Zuhörer zu eigenen Ausarbeitungen anleitet: all' dieses hat wenig 
seines Gleichen. 

Er hat schon verschiedene Archive geordnet, wird täglich mit 
zugeschickten Urkunden und Bitten, solche zu erläutern, von allen 
Orten her angegangen, erhält auch aus den Archiven von Hannover 
Originalurkunden für den Gebrauch bei seinen Vorlesungen. Er hat 
schon von seinem 12. bis 24. Jahre ununterbrochen mit Unterricht 
sich beschäftigt, lange bei dem gelehrten Heumann in Altdorf 
zugebracht, mehrere Jahre am Nürnberger Gymnasium als Corrector 
und Professor mit grossem Euhm gestanden. 
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Es hat selir lange gewährt, bis es Freiherrn von Münchhausen 
gelang, der verschiedene Personen, auch den Keichstagsgesandten von 
Pistorius dazu gebraucht, ihn zu bereden, Göttingen mit Nürnberg zu 
vertauschen, und es wurde gleichsam List angewandt dieses Mannes 
Willen. Dermalen ist er sehr gern in Göttingen. Er ist ein redlicher, 
dienstfertiger, unaffectirter Mann und hat einen sehr deutlichen und 
interessanten Vortrag. 

Schlötzer aus Hohenloschim, ungefähr 37 Jahre alt, hat eine 
vorzügliche Stärke in Geschichte, zumal in asiatischer und nordischer 
nebst vielen anderen, auch in den dazu erforderlichen Sprachen. Sein 
Abriss der XJniversalhistorie, seine Annalen und Geschichten des alten 
Nordens, seine Nachrichten vom dermaligen Kussland, die kleine 
Weltgeschichte, die schwedische Biographie und mehrere andere 
Schiiften von seiner Feder sind bekannt. Er hat 8 Jahre lang bei 
der Akademie in Petersburg, mit einem Gehalt von 1000 Rthlr. 
gestanden, um die alte russische Geschichte auszuarbeiten. Er liest 
dermalen Universalhistorie, Politik und Pädagogik. Er hat auch 
einige vornehme Russen vormals selbst erzogen, überhaupt ganz 
besonderen Fleiss der Pädagogik zugewendet und pädagogische 
y ortheile ausgesonnen. Sein Vortrag ist sehr voll und kömig, er 
ist ein Mann von Genie, der in Göttingen bereits sehr angesehen 
ist, viele Zuhörer hat und in einigen Jahren sich vermuthlich 
unter den Gelehrten sehr auszeichnen dürfte. Sonst liest er auch die 
Arabische und nachdem sich Hörer finden, auch andere Particular- 
geschichten fast eines jeden Landes von Deutschland und Europa. 
In alten Sprachen und humanioribus ist er sehr wohl bewandert. Er 
hat ehemals in Göttingen studirt und ist vor einigen Jahren mit 
vortheilhaften Bedingungen dahin als Lehrer gezogen worden. 

Feder aus dem Baireut'schen, ungefähr 42 Jahre alt, Lehrer 
der Weltweisheit vorher am Koburger Gymnasium. Er lehrt auf sehr 
nützliche Art die Geschichte der Philosophie, die Logik, Metaphysik, 
Moral und das Recht der Natur. Er ist unstreitig einer der gründ- 
lichsten Philosophen und drückt sich sehr wohl aus. Seine Lehr- 
bücher sind dermalen die besten. Die schwersten Materien aus der 
Ontologie klärt er hell auf und erläutert Alles mit praktischen Fällen 
zur Bearbeitung des Verstandes. Er hat auch sonst noch gute Ver- 
dienste , ist ein ach tungs würdiger Mann, aber von schwächlicher 
Gesundheit. 
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Dieze aus Leipzig, 43 Jahre alt, Schüler dea alten Ernesti, 
ein Mann von ausserordentlichen Fähigkeiten und dergleichen Göt- 
tingen wohl wenig gehaht. Er verbindet mit einem ungewöhnlich 
starken Gedächtniss eine sehr feine Beurtheilungskraft und mit der 
den dortigen Lehrern eigenen Emsigkeit eine grosse Munter- 
keit und angenehme Lebensart. Er ist in humanioribus, in der 
politischen und gelehrten Geschichte, in den schönen Wissenschaften, 
bildenden Künsten, Kritik, Bü(5herkunde sehr gründlich erfahren, seine 
Vorlesungen sind trefflich. Das seltenste aber bei ihm ist seine 
ausserordentliche Kenntniss und Fertigkeit in Sprachen. Denn ausser 
den alten gelehrten und einigen morgenländischen, besonders der 
Arabischen, besitzt er die Französische, Welsche, Englische, Hollän- 
dische, Spanische, Portugiesische, insgesammt so gut wie die Deutsche, 
worin er Meister ist, und spricht eine wie die andere mit solcher 
Fertig- und JTettigkeit, dass ausländische Herren aus allen diesen 
Ländern, welche ihn in seinem Hause oder auf der Bibliothek be- 
suchten, ihn für ihren Landsmann gehalten ; wozu noch das Dänische, 
Schwedische, Russische sammt den damit verwandten Sprachen bei- 
zufügen ist. Er hat zugleich die Kede so gründlich studirt, dass 
es blos von seinem Willen abhängt, zum Doctor graduirt zu werden. 
Er hielt ehemals zu Leipzig Yorlesungen über Alterthümer, ältere 
Geschichte, neue Staatengeschichte, alte und neue Literatur. 

Nachher bereiste er Deutschland, hielt sich dann auch einige 
Zeit lang in Wien auf, kam endlich 1756 nach Göttmgen, nicht in 
der Absicht , da zu bleiben ; indessen wurde er von einem langwierigen 
Fieber überfallen, welches seine Abreise verzögerte. Er wurde in 
dem letzten Kriege von den vornehmsten französischen Feldherren 
öfters besucht, viele jungen Edelleute und Officiere hörten bei ihm 
CoUegia in französischer Sprache über verschiedene Theile der 
Wissenschaft. So hat auch D. verschiedenen Lords CoUegia in 
englischer Sprache zur ausserordentlichen Zufriedenheit gehalten. 
Insonderheit hat er in der spanischen Sprache in Geschichte und 
Literatur wohl keinen Seinesgleichen. Er ist zugleich Mitaufseher 
über die k. Bibliothek und mit der Verfertigung der Realkataloge 
vorzügh'ch beschäftigt. Er liest täglich 4 — 5 Stunden Collegien und 
setzt sein Studiren bis in die Nacht unermüdet fort. Er arbeitet 
unter anderem an einer kritischen Geschichte der Malerei, Bildhauer- 
und Tonkunst und wird darüber lesen. Er ist von starker Gesund- 
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heit, lebhaft angenehm im Umgänge und kennt die Welt auch ausser 
seiner Studirstube. 

Joh. Becmann aus Hannover, 30 Jahre alt, hat ausser 
den humanioribus die ganze Mathematik , Physik , Chemie , Anatomie, 
Botanik , Naturgeschichte , besonders Mineralogie , wie solche besonders 
in Fabriken und Manufacturen genutzt werden muss, sonder- 
lich auch die Oekonomie gründlich studirt, über welches er grossen- 
theils liest. Er hat Russland, Schweden, Dänemark in Absicht auf 
seine Haupt Wissenschaften durchreist, war Lehrer unter Büsching's 
Leitung in Petersburg, sollte Inspector des kais. Naturalienkabinets 
werden, zog aber Göttingen vor. Er hat den ökonomischen Garten an- 
gelegt, ein Handbuch über Naturgeschichte herausgegeben und ist 
der Verfasser der physikalisch-ökonomischen Bibliothek. Er ist von 
sehr guter Gemüthsart, stark von Gesundheit und ein guter Docent. 
E r X 1 e b e n , ein noch junger Mann , der in Göttingen sich zum 
Lehrer gebildet. Er liest Physik, Mathematik, Naturgeschichte, 
die Vieharzneikunst, scheint ein starker Wetteiferer mit Becmann 
zu sein. Ich bin zweifelhaft, ob er wegen seiner gründlichen und 
feinen Kenntniss dieser Wissenschaft oder durch seine treffende 
Kritik der in die Theile derselben einschlagenden Bücher oder durch 
seinen reinen fliessenden Vortrag den Vorzug vor den gemeinen 
Naturkundigern und Lehrern am meisten verdiene. Sein Lehrbuch 
ist wohl geschrieben und scheint geeignet, um sich und der Univer- 
sität in einigen Jahren Buhm zu erwerben. 

Albr. L. F. Meister, aus dem Hohenlohe'schen , 47 Jahre 
alt, hat in Göttingen und Leipzig studirt. Er liest alle Theile der 
angewandten Mathematik mit ungemeinem Fortgang seiner Schüler, 
geht die Baukunst und den Bauanschlag praktisch durch und ver- 
bindet den Unterricht mit Verfertigung wohlausgearbeiteter Bisse. 
Er macht die mathematischen Instrumente selbst. Auf kais. Kosten 
bereiste er 1765 Frankreich, Niederlande, um Muster in Kriegs- 
schulen zusehen. Zugleich liest er über Taktik und Kriegskunst, 
die bisher auf vielen Schulen ganz vernachlässigt wird. Er ist ein 
sehr redlicher und durchgehends beliebter Mann. — Allhier wäre 
auch Miller anzuführen , ein Schüler Mosheim^s , ehemaliger Eector 
zu Helmstädt , dann zu Halle , dermal Oberaufseher des Waisenhauses 
zu Göttingen. 

So wenig nun in Göttingen ein Mangel an sehr geschickten 
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Lehrern ist, so schwer würde es doch halten, einen oder 
andern von da anderswo hinzuziehen. Die grosse Bequem- 
lichkeit, welche ein Gelehrter hier findet, die ungestörte ruhige 
Lebensart, die Vortheile der auserlesensten Bibliotheken, gelehrten 
Yerkehres, die stete Ermunterung von Seite^ des Ministers und 
Königs, die treffliche Polizei, die gelinde Verfassung des Landes, 
die gute Bezahlung, die Unabhängigkeit von Eegierung, Studenten, 
Verleger, die Liebe und Achtung der Studenten aus allen Ländern 
— diese Beize machten den Entschluss einer Veränderung nur 
schwer aufkommen. (Selbst H a 1 1 e r hat mehr als einmal Lust 
gezeigt, aus seinem Vaterlande wieder zurück nach Göttingen zu 
gehen.) Man pflegt auch von Hannover aus, eher einem tüchtig 
befundenen Mann seinen Gehalt zu vermehren, als dass man ihn, 
wenn er einen E-uf erhalten, wofern er nicht schlechterdings darauf 
besteht, sollte gehen lassen. Die Kaiserin von Kussland zur 
Zeit , als sie das neue Gesetzbuch entwerfen Hess , verlangte 
eine Colonie der dortigen Lehrer nach Petersburg , aber ohne Erfolg. 
Fürstliche Versprechungen selbst locken nicht von hier; selbst Be- 
rufungen zu Ministerstellen nicht. 

Birken 8 tock glaubt nun, in Bezug auf Beruf un gen nach 
Oesterreich Hesse sich noch bei Dieze, der Wien bereits 
kennt, oder bei Schlözer, Feder, Gatterer Rechnung 
machen; bei welchen er jedoch „keinen Anwurf" gemacht, bis 
ihm die a. h. Entschliessung näher bekannt sein wird, wo dann 
durch Privatschreiben ein näherer Versuch gemacht werden könnte. 

Schliesslich macht Birkenstock den Vorschlag, ein Paar junge 
Leute aus Oesterreich hinauszuschicken , um die Lehrart nach 
Heyne, Schlözer, Dieze, Murray zu studiren, wie jetzt 4 — 6 junge 
Russen da sind , um hier wie in Leiden , Leipzig , Oxfort , Cambridge 
auf kaiserliche Kosten zu studiren. 

Birkenstock legte seinem Berichte mehrere Lectionskataloge, 
GÖttingische Anzeigen, Statuten bei und bemerkte in einem Post- 
scriptum, dass dis Göttingischen Gelehrten die Unternehmung des 
bekannten Basedow in manchen Stücken für allzu abstract und 
idealisch , seine Elementarbücher nicht der Erwartung gemäss , ihn 
selbst für einen Mann halten , der viel guten Willen , aber in die 
Wissenschaften selbst nicht tief genug eingedrungen sei, um in der 
Lehrart einen neuen Ton angeben können; inzwischen glaubt man. 
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könnten seine Arbeiten, wenn sie einmal durch mehrere Köpfe und 
Hände gegangen, sehr brauchbar werden u. m. A. 

Von den Erfolgen dieses Berichtes glaube ich Nachstehendes 
hier mittheilen zu sollen. Aus einer Note des Grafen Blümeggen 
vom 17. April 1772 ergiebt sich, dass ihm die Kaiserin die 
Relation von Birkene tock zugefertigt, damit in Absicht ,,auf die 
Anwendung auf die hiesige Hochschule" noch verschiedene umständ- 
liche Berichte eingeholt werden; ferner dass diese Eelation der 
hiesigen Studienhofcommission zur Wohlmeinung übergeben wurde, 
„ob und in welchem Maasse von diesen Nachrichten, 
Vorschlägen auf der hiesigen Universität ein nütz- 
licher Gebrauch gemacht werden könnte.** Es heisst 
daselbst: „Ich bin auch mit Freiherrn v. Gebier gleicher Meinung, 
dass es dienlich sei, ein Paar eingeborne junge talentirte Leute 
nach absolvirten Studien nach Göttingen und Leipzig abzuschicken, 
um alldort die dortige Lehrart sich eigen zu machen." — Der 
Birkenstock-Bericht über die Universität in Göttingen wurde nun 
mehreren Mitgliedern der Studienhofcommission zur Begutachtung 
übergeben. Hofrath Kressl machte unter Anderem folgende „An- 
merkungen" : dass jeder Docent naeh seinem Genie sich wie in 
Göttingen ein Fach wählen soll , kann nicht allgemein bestehen, 
sonst würde es an Nothwendigem gebrechen und oft mehrere das- 
selbe lesen. Es muss jedem Professor vorgeschrieben werden, was 
er lesen soll. Mit Brcisen sind wir ans einem Extrem in^s andere 
gefallen. Vormals reisten alle bemittelten jungen Leute gleich nach 
Vollendung ihrer damals sehr schlechten Studien mit 19 — 20 Jahren, 
da sie nichts von ihrem Vaterlande wussten. Sie besuchten also 
Kirchen, Spektakel, wussten den Fremden nichts von einheimischen 
Verfassungen, Sitten, Geschichte, wahrer Gelehrsamkeit zu sagen, 
also konnten sie noch nichts lehren. Sie konnten nur fragen, nichts 
sagen. Anders, wenn man erfahrene Leute reisen Hesse. Unsere 
Bibliotheken haben nur den Fehler, dass von den neueren Büchern 
nichts angeschafft wird, besonders in Literaturgeschichte und philo- 
sophischen Wissenschaften. 

Juristen, Theologen, Mediciner haben wir genug. Wollte man 
auch nicht allen jungen Leuten erlauben, die fremden Universitäten 
zu besuchen, so wäre es in der That doch noth wendig, wenigstens 
einige gut conditionirte , besonders berühmte Gelehrte, wie einen 
Gatterer, Heyne und Dieze zu Göttingen hören zu lassen. Was vom 
Wahlberg, Gesammelte kleine Schriften. III. ' 22 
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Maugel der sog. humaniora Literatur und Philologie bei uds Katho- 
lischen gesagt wird, ist bis zur Stunde grösstentheils wahr, doch 
freudige Hoffnung des Bessern zeigt sich; selbst die 
Leipziger Bibliothek der schönen Wissenschaften, 8. Band, 100 sagt : 
^Wien hat endlich einige Männer aufgestellt, einen Sonnenfels 
Denis, Würz, Mastalier, Burkhard u. a., die mit grösstem Euhme für 
den Geschmack arbeiten" u. s. w. K. fügt hinzu : „Dies sagen Lutheraner 
öffentlich in Druck. Will man dieses in den Schulen verbreiten, so 
ist^s gut, geschickte Leute auf berühmte fremde Universitäten zu 
schicken, um das uns Mangelnde, die Methode, einzusehen. Käme 
es darauf an, aus Göttingen einige angerühmte Männer hieher zu 
berufen, so ist nur Gatterer, Heyne, Dieze und SchlÖzer, die wir 
brauchen, denn in der Physik, Mathematik haben es die Jesuiten noc h 
allemal weit getrieben. Kann man oder will man diese drei Männer 
von Göttingen nicht haben, so ist das beste Mittel Leute hinzuschicken 
und jene werden sich gewiss ein Vergnügen machen, alles in die Hand 
zu geben. '^ Geringschätzig und persiflirend sprach sich hingegen Hof- 
rath V. Bourguignon in seinen „ohnmassgebigsten Anmerkungen 
über die Göttinger Schule besonders in Ansehung der Eechtsgelehrt- 
heit aus.** Dieser für das Rechtsstudium bekanntlich sehr einfluss- 
reiche Mann, Präses und Director des studii juridici, auch Beisitzer 
der Gompilationscommission der Theresiana, äusserte in traditioneller 
Wunderlichkeit und Empfindlichkeit gegen das Ausländische: „Die 
grosse Zahl der ßechtslehrer in Göttingen ist ein äusserliches Blend- 
werk, eine unnütze Ausgabe, welche mehr Schaden als Nutzen bringen 
kann. In Göttingen werden täglich 21 Vorlesungen über das römische 
Recht gehalten, dagegen über jus canon. nur eine. Ist das ein Muster 
eines gut eingerichteten Studiums? Es ist, wo nicht ungereimt, doch 
wenigstens unbegreiflich, was 11 Professoren, die über. Institutionen 
lesen, für Nutzen bringen können.? Entweder können die Studenten 
wählen oder nicht. Im ersten Falle laufen alle zum geschicktesten, 
alle übrigen haben dann leere Bänke! Zwar ist historia juris zu 
einer gründlichen Rechtsgelehrsamkeit allerdings nothwendig, allein 
ein CoUeg über die Geschichte des ganzen Rechts, wie in Göttingen 
gegeben wird, scheint mir abermals etwas seltsames, veil ös entweder 
zu viel und Buntscheckiges oder zu wenig enthalten muss , je nach- 
dem es das ganze oder nur das römische Recht enthält, zu früh oder 
zu spät kommt. Die Erfahrung lehrt, dass viele Materien seicht 
behandelt werden, denn es haben sich auf der hiesigen Schule Leute 
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gefunden , die in Göttingen den ganzen Curs absolvirt , dennoch ge- 
standen, hier in 1 Jahre mehr als in 3 Jahren in Göttingen erlernt 
zu haben ! — Ich glaube daher nicht , dass leicht Jemand zu 
finden sein wird, der diese Verfassung der Göttinger Universität 
als ein Muster einer guten Einrichtung ansehen wollte! 

In Göttingen sollen 800 Studenten sein und manche Professoren 
bis 150 Zuhörer haben. In Wien ist die Zahl dreimal stärker und 
mancher Professor zählt 2 — 300 Zuhörer. In Göttingen heissen alle 
Kichthannoveraner Ausländer, wenn man hier auf gleiche Art als 
Fremde rechnen will, welche nicht Niederösterreicher sind, so gibt's 
in Wien mehr Ausländer als in Göttingen. !N'icbt genug. Hofrath 
Bourguignon macht sich über den starken panegyrischen Styl 
des Verfassers der Eelation lustig und räumt nur e i n e n Vortheil 
Göttingens vor der Wiener oder Prager Schule ein, nämlich dass die 
protestantischen Schriftsteller Honorar bekommen, selbst für die 
schlechtesten Schmierereien , wogegen der gelehrteste Mann in Prag 
oder Wien für die stattlichsten Werke nicht einmal die Druckkosten 
erhält. Ja wenn nicht ausländische, selbst protestantische Wochen- 
blätter diese Werke belobt hätten (Eiegger, Martini, Gaspari, Schrott) 
so würde das hiesige Publikum aus selben nicht mehr als aus dem 
abgeschmackten Geschmier eines Zoesii, eines Winkler gemacht haben, 
denn das Unglück will, dass Alles, was hier hervorgebracht wird, 
schon eben darum für schlecht geachtet wird . . . Daher können hier 
gezügelte Gelehrte nicht viel für das Publikum schreiben! Uebrigens 
da ich nicht behaupten will, dass ein hier Absolvirter im Auslande 
nichts mehr zu erlernen finden soll , so bin ich mit Kressl voll- 
kommen einverstanden, dass diese jungen Leute den Protestanten vor- 
theilhafte Begriffe von unserer hiesigen Universität beibringen und 
profitiren würden." 

Hierauf erfolgte die allerhöchste Approbation des eingereichten 
Studienhofcommissions-Protocolles vom 3. October 1772 und die Ee- 
solution, dass Ihre Majestät geneigt wären, ein oder anderes 
Subject, 80 seine Studien mit Lob vollendet und sich die Verfassung 
hiesiger Universität gründlich beigelegt haben wird , auf fremde 
Universitäten zu schicken und bei seiner Zurückkunft bei seiner 
Erprobung zu einem hiesigen Lehramt anzustellen. 

So viel von dem unmittelbaren Erfolge der Birkenstock'schen 
Mission. Hier soll nur noch erinnert werden, dass die Vorlesungen 
über Eeichsgeschichte , deutsches Eecht, Staats-Lehenrecht, Statistik, 

22* 
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Keichspraxis, in den Achtziger-Jahren selbst über Philosophie an 
der Wiener Hochschule, grösstentheils nach Compendien Göttinger 
Gelehrter (Ptitter , Achenwall , Selchov , Feder u. a. m.) gehalten 
wurden. Und nichts kann den Umschlag der Ansichten in Wien 
über die Stellung der Wissenschaft zum Staate und über die Aufgabe 
der Hochschule deutlicher kennzeichnen, als die Erklärung der Studien- 
commission über einen ihr im Jahre 1785 zugemittelten anonymen 
Reformplan für österreichische Universitäten nach Göttingens Muster, 
„dass diese Universität lediglich eine Finanzspeculation der Hannover- 
schen Regierung sei, um möglichst viele Fremde anzulocken." 

So lange die einheimische Studienverfassung lediglich auf die 
Idee einer Nationalerziehung gebaut und der Hochschule keine höhere 
Bestimmung zuerkannt wurde, als dem Staate brauchbare Bürger und 
Beamte zuzuführen, ^die mit den jetzt geltenden Staatsgrundsätzen 
und Gesinnungen genährt sind," konnte von einer lebendigeren geistigen 
Wechselwirkung der einheimischen und deutschen Hochschulen nur 
ausnahmsweise die Rede sein. Erst unseren Tagen blieb die Wieder- 
belebung dieses geistigen Verbandes vorbehalten. Wir erinnern hier 
an die akademische Propaganda für die Philosophie des Göttinger 
Professors Herbart in Prag und Wien durch Exner, v. Yolk- 
mann, Lott, der längere Zeit in Göttingen gelebt hatte, durch 
Rob. Zimmermann; an die Habilitirung des Deutschösterreichers 
E. Fr. Rössler in Göttingen, an die häufige Frequenz der Georgia 
Augusta von Seiten österreichischer Rechtshörer und Doctoren. 



XIV. 



Das Gesetzbuch für Montenegro.*) 



Daniel I., Fürst und Herr von Montenegro und Berda, macht 
1855 bekannt, dass er mit Zustimmung der Häupter und Ael testen 
<ies Landes ein allgemeines Gesetz aufgerichtet habe, nach welchem 
für die Zukunft jeder Montenegriner und Brdjanin, er sei gross 
oder klein, reich oder arm, sein Becht erhalten werde. Mit väter- 
lichem Herzen legt er den Schwur ab , Becht und Gesetz zu wahren. 
Auch die Ael testen und Häupter schwören , sich nach diesem zu 
richten, wo aber das Gesetzbuch ausdrücklich nichts vorschreibt, 
nach bestem Gewissen jeden Bruder Montenegriner und Brdjanin 
gleich gerecht richten zu wollen. Hiebei wird bemerkt, dass sich 
Jedermann in Cetinje ein Exemplar dieses Gesetzbuches verschaffen 
könne und mit dem Inhalte desselben bekannt zu machen habe. 

Am Schlüsse des Gesetzes wird alles in den 95 Artikeln 
Angeführte bestätigt und bemerkt , dass Fürst und alle Häupter des 
Landes, die sich am Tage des hl. Märtyrers Georgius (23. April 
1855) in der Hauptstadt von ganz Montenegro und Berda versammelt 
haben , dasselbe bei dem hl. Kreuze und hl. Evangelium beschworen 
haben, und dass, wer dieses Gesetzbuch nicht befolge, dem ewigen 
Fluche als ein Widersacher und Uebelthäter des Vaterlandes ver- 
fallen* sei. Das von dem Fürsten unterzeichnete Gesetzbuch ist von 
dem Staatssecretär M. Medakovic contrasignirt und wird in dem 
Einführungsartikel in ruhmseliger Weise den heldenmüthigen Brüdern, 
die durch so viele Jahrhunderte ihr Heldenblut für Bewahrung ihrer 
stolzen Freiheit verspritzten, als kostbarstes Kleinod, auf das sie 



*) Ans der Kritischen Zeitschrift für Bechtswissenschaf t 
und Gesetzgebimg des Auslandes. Heransgegeben von Mittermaie r, 
Mohl, Warnkönig. Heidelberg 1855. S. 31-42. 
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vor der ganzen Welt wie auf ihre Freiheit stolz sein können, an'«* 
Herz gelegt, weil ihnen dasselbe die Sicherheit des Lebens, der 
Ehre, von Hab und Gut verbürgt und kein Land glücklich sein, 
Fortschritte machen kann, wenn es nicht eine solche gesetzHcb 
geregelte Freiheit hat. Bisher waren zwar die lieben Brüder von 
Montenegro und Berda frei, . aber ein Gesetz, welches jedem 
Montenegriner und Brdjanin die Freiheit befestigt und bewahrt^ 
hatten sie nicht, vielmehr war alles Recht und die Gerechtigkeit 
im Munde des Herrschers allein! Der Fürst, gewillt, dass aUe 
Eigenmacht aufhöre, dass dem Yolke ein dauerhaftes Eecht werde, 
verbietet von nun an jedes eigenmächtige Eichten und setzt an dessen 
Stelle ein gesetzliches und gerechtes. Yon der Berufung auf ßechts- 
unwissenheit ist keine Eede. Beachtenswerth ist aber, dass die 
Publication den Zeitpunkt der Wirksamkeit des neuen Gesetzbuches 
festsetzt und das Yerhältniss der Rückwirkung desselben insofern 
berührt, als ausdrücklich die Bemessung der Strafe nach dem neuen 
Gesetze an das Dasein der ^nach Kundmachung dieses Gesetzes" 
verübten strafbaren That geknüpft wird (Art. 78, 80). ~ Der straf- 
rechtliche Inhalt des Gesetzbuches lässt sich unter folgende Gesichts- 
punkte bringen. 

I. Allgemeine Bestimmungen. Vor Gericht ist jeder Montene- 
griner und Brdjanin gleich. Jedem bleibt seine angestammte und 
bis jetzt erhaltene Freiheit auch für die Zukunft; seine Ehre, sein 
Hab, sein Leben und seine Freiheit werden ihm verbürgt und diese 
Heiligthümer darf weder ein Montenegriner und Brdjanin , noch das 
Gericht einem rechtschaffenen Bruder gegenüber antasten. Der Fürst 
bleibt, wie heute, so auch künftighin als Herr des Landes heilig und 
unverletzlich, und jeder Montenegriner und Brdjanin ist verpflichtet, 
ihn als solchen zu ehren, von ihm nichts Schlechtes zu reden und 
Niemand gegen ihn aufzureizen (Art. 1, 2, 3). Das inländische 
Gesetz findet auf den Ausländer, der sich in das freie Montenegro 
flüchtet, Anwendung. Es darf demselben Niemand was anthun, so 
lange er rechtschaffen und nach den Gesetzen unseres Landes sich 
verhält, dessen Rechte er wie jeder andere Bruder Montenegro's 
und Berda' s geniesst; fiir jede strafbare Handlung wird auch der 
Flüchtling nach diesem Gesetze gerichtet werden (Art. 91). Xach 
Artikel 25 wird jede im angrenzenden Lande verübte strafbare 
Handlung an jedem Montenegriner ebenso bestraft, wie wenn er sie 
seinem Bruder Montenegriner oder Brdjanin angethan hätte. (Art. 24.) 
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Um mit den angrenzenden Staaten Frieden und Buhe zu erhalten, 
welche auch unserm Lande Nutzen und Glück bringt, wird jeder 
Diebstahl, jede Uebertretung und ebenso jede Streiferei in denselben, 
so lange der Friede dauert, verboten ! Dem Fürsten sind alle Todes- 
urtheile vorzulegen, die das höchste Gericht schöpft, ihm steht das 
Begnadigungsrecht zu (Art. 5). Das rechtliche Verfahren betreffend, 
wird im Allgemeinen bestimmt, dass, wenn die Richter ihre Plätze 
im Gerichte einnehmen, um die üntersuchungssachen zu erforschen 
und zu richten , sie vor Allem eingedenk sein sollen , dass sie durch 
die Stimme des Volkes und Gottes Willen zu Verwaltern und 
Richtern der Gerechtigkeit eingesetzt sind , nach Gelöbniss und Eid, 
den Grossen wie den Kleinen gleich gerecht zu behandeln haben, 
die Gründe des einen und des andern Theiles der Reihe nach an- 
hören und nicht zulassen sollen, dass ein Theil dem andern in's 
Wort falle oder mit Zank und Lärm sein Anliegen vorbringe. Wo 
es nöthig befunden wird, einen Theil zur Aufklärung des unklar 
Vorgebrachten oder Uebersehenen zu veranlassen, soll nur ein Richter 
fragen, nicht alle. Haben beide Theile ihre Vorträge gehalten, so 
haben sie sich zu entfernen, um den Richtern einen freien Raum 
zu lassen, damit diese nun Alles der Reihe nach sorgfältig prüfen und 
ein gerechtes ürtheil fällen können. Dieses ist auch in dem Gerichts- 
buche einzutragen, damit man stets wisse, wie und wann gerichtet 
wurde (Art. 6). Art. 87 erwähnt bei dem Beweis der Anklage der 
Verleumdung dass jede der Parteien für sich vier rechtschaffene 
Männer finde, die schwören werden; derjenige, der mehr 
rechtschaffene Männer hat, die für ihn schwören, der erhält Recht. 
An uralte Gewohnheit mahnt gleichfalls das Verbot im Artikel 65 : 
der Montenegriner oder Brdjanin, der von nun an mit einem um 
den Hals gehängten Steine vor das Gericht kommt, um 
Klage zu führen, wird körperlich gestraft, gleichviel ob seine Sache 
gerecht sei oder nicht. Der Art. 64 stellt Jedem frei, der sich 
durch eine ihm auferlegte Geldstrafe oder ein anderes Urtheil be- 
schwert erachtet, beim höchsten Gerichte seine Beschwerde an- 
zumelden und dieses hat zu prüfen , ob nach dem Gesetze geurtheilt 
wurde. Im Falle eines gesetzwidrigen Urtheils werden die Schöpfer 
desselben aus dem Gerichte verbannt, mit Geldstrafen belegt und 
jeder obrigkeitlichen Würde und Ehre verlustig erklärt. Nach Art. 62 
sind die Aeltesten und Häupter in den Dörfern und Gemeinden be- 
rechtigt, eine Geldstrafe bis 20 Thaler aufzuerlegen, die nach 



» J. n 



— 344 — 

UmstäDden unter den von jedem der beiden Streittheile gewählten 
Richtern (Kmetovi) vertheilt werden (Art. 61). Jede grössere G-eld- 
strafe ist bei dem höchsten Gerichte anzumelden und in die Staats- 
casse abzuführen. 

II. Was die allgemeinen Bestimmungen über die Bestrafung 
anbelangt y so sind hervorzuheben: Art. 93. Wird eine strafbare 
Handlung im Zustande der Trunkenheit verübt, so ist sie halb so 
zu strafen, wie an einem Nüchternen ^ nur wenn sie an einem dem 
Thäter Verhassten ausgeübt wurde, wird sie nach dem Gesetze 
ebenso wie an dem Nüchternen bestraft. Art. 80 erklärt die von 
einem einfältigen Kinde oder einer andern Person , der das reine 
Bewussteein und der Verstand mangelt, begangenen Diebereien aus- 
nahmsweise für straflos. Art. 27 erklärt, dass sich die Todes- 
strafe des vorsätzlichen Todtschlages aus Uebermuth und Bosheit, 
nicht mit Geld oder Geldeswerth loskaufen lasse. Als Strafarten 
werden vorerst Todesstrafe durch Erschiessen bei Männern angeführt. 
Art. 73 erklärt: Frauen können nicht erschossen werden, weil das 
Gewehr nur für denjenigen ist, der es trägt und sich damit ver- 
theidigt. Dann sind Geldstrafen allein oder alternativ Geld- und 
Kerkerstrafen (globa — tavnica, eigentlich dunkler Ort), endlich 
körperliche Strafen und Verbannung vorgeschrieben. Mit der Ver- 
urth eilung gewisser Verbrechen ist der Verlust des öffentlichen 
Amtes und Entziehung der obrigkeitlichen Ehre verbunden. Auch 
die Confiscationsstrafe wird nach Art. 28 gegen landesflüchtige 
Mörder in Anwendung gebracht , an welche sich die ewige Landes- 
verweisung knüpft (Art. 29). Die Straf Verschärfung des Fastens bei 
Wasser und Brod droht der Art. 71 an. 

III. Fälle der verbotenen Selbsthilfe, Blutrache. Hierher 
gehört der Art. 39. Da die Montenegriner und Brdjanin die Ge- 
wohnheit haben, sich nicht nur an den Schuldigen und Mördern zu 
rächen , sondern auch an den rechtschaffenen Brüdern derselben , so 
wird fortan eine solche Eache strenge verboten und jener, der einen 
rechtschaffenen Menschen ermordet, selbst zum Tode verurtheilt 
werden. *) Art. 42. Eigenmächtig darf Niemand sich selbst Recht 



*) Ein serbisches Sprichwort sagt: Wer sich nicht rächt, wird nicht 
heilig. Vgl. auch Tobien, die Blutrache nach altem russischen Hecht , 1840. 
Niz srpskih pripovjedaka Vuk. vit. Vrcevie, 1881, Panöova, Brüder Jovanovic, 
bringt Berichte über den Fortbestand der Volksgerichte, und alterthümlicher 
Hechtsbräuche in der Herzegovina, Bocche, Montenegro. 
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verschaffen, weil dafür das Gericht da ist, welches den Schaden 
{bei Viehschäden und Yiehtödtungen) zu schätzen und für die Schad- 
loshaltung zu sorgen hat. Art. 31. Wenn Jemand während einer 
Streitigkeit mit einem Schiessgewehr oder Messer verwundet wird, 
80 sollen die Streitenden vor das Gericht geführt werden. Dieses 
bat Alles der Ordnung nach zu erheben, wer den Zank angefangen, 
warum und wer zuerst zu den Waffen gegriffen. Nachdem es Alles 
erfahren und die Urtbeiler (Kmetovi) die Wunde abgeschätzt, soll 
nach Ermessen auf Kerker oder Geldstrafe erkannt werden. 

IV. Fälle strafloser Tödtungen. Diese lassen sich in Tödtungen 
von Menschen und Thieren unterscheiden. Nach Art. 42: Nur 
einen fremden Hund, der auf seinem Grunde Schaden anrichtet, 
darf der Montenegriner oder Brdjanin ohne Geldbusse tödten. Straflos 
bleibt die Tödtung eines Verräthers oder Mörders, von dem man 
hört, dass er ein Verräther und durch obrigkeitliche Nacheile verfolgt 
sei (Art. 17). Ja in diesem Falle macht sogar die Unterlassung 
der Tödtung strafbar. Nach Art. 21 hat die Obrigkeit das Eecht, 
den der Festnehmung mit bewaffneter Hand sich widersetzenden 
Uebelthäter und Störer der öffentlichen Ruhe sogleich zu tödten, 
ausgenommen , wenn derselbe die Waffen strecken und sich freiwillig 
ergeben würde. Der Artikel 30 gestattet, einen boshaften landes- 
flüchtigen Mörder und seinen Begünstiger wann und wo immer 
entweder dem Gerichte zu überliefern oder selbst zu tödten, 
gleich als Ob dieser ihm seinen Bruder ermordet bätte. Nach Art. 34 
soll Derjenige, der einen Montenegriner oder Brdjanin mit 
dem Fusse oder Pfeifenrohre schlägt und gegen Gottes Gebot 
verletzt, dafür 50 Ducaten zahlen. Wenn ihn aber der Geschlagene 
in demselben Augenblicke im Zorne todtschlägt, so soll desswegen 
nicht nachgeforscht werden, gerade so, als ob ein Dieb bei dem 
Diebstahl ertappt und getödtet worden wäre. Nach einer Stunde oder 
am anderen Tage wird der Todtschlag von Seite des Geschlagenen 
wie ein Mord gestraft (Art. 35). Der Art. 38 fordert zur Straf- 
losigkeit der Tödtung in Nothwehr, dass sich der Angefallene ver- 
theidigt und den Angreifer beschworen habe , ihn in Euhe zu lassen. 
Bezeichnend ist auch die Erlaubtheit des Zweikampfes, die sich nur 
auf die Duellanten mit Ausschliessung der Beistände und jeder 
anderen Hilfe beschränkt (Art. 40). Nur derjenige, der sich als 
Beistand stellt, zahlt 100 Thaler. Die Tödtung des vorsätzlichen 
Brandstifters gestattet Art. 21 demjenigen, dessen Haus angezündet. 
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wurde. XachArt. 72 ist es jedem Montenegriner oder Brdjanin 
erlaubt, wenn er 'sein Weib im Ehebruche ertappt, beide zu tödten- 
fintweicht die Ehebrecherin, so soll sie verbannt, keinen Platz in 
unserem Lande finden. Der üblichen Steinigung derselben gescliiebt 
keine Erwähnung.*) Nach Art. 79 erhält Derjenige, der einen Dieb 
auf frischer That betritt und tödtet, sogar eine Belohnung* von 
20 Thalern , doch soll sich Jeder in Acht nehmen r keinen recht- 
schaffenen Mann zu tödten, weil er dann als Mörder behandelt 
würde. Selbst die Tödtung des im blossen Diebstahlsversuch. Be- 
tretenen ist dem Gerichte nicht zu verantworten, weil es, wie der 
Art. 84 lautet, einstimmig gesagt wurde, dass einen Solchen 
das ganze Land schlage , wie den Thäter des vollbrachten Diebstahls 
(rukostavnik). 

Y. Yon den verschiedenen Gattungen der Uebelthaten. 

a) Gegen die Person des Fürsten. Art. 4. Verletzung dessen 
Person oder Würde wird wie Mord bestraft. 

b) Gegen die Sicherheit und Einheit des Staates. Art. 16. 
Jeder Yerräther unseres Yaterlandes und unserer Brüder, der sich 
mit unseren Feinden in Yerabredungen einlässt , um unserem Lande 
etwas Böses anzuthun oder um unser Yolk aufzuwiegeln, soll sogleich, 
sobald er durch zwei glaubwürdige Zeugen überwiesen ist, erschossen 
werden. Art. 7 bestraft denjenigen der Eichter, der aus Bestechlich- 
keit, Freundschaft oder Unverstand was immer für Geheimnisse 
entdeckt, welche die Regierung für das allgemeine Beste geheim 
unternimmt mit Entsetzung von Amt und Ehren und einer Geldstrafe 
von 120 Thalem. 

cj Gegen die Staatsverwaltung. Art. 60. Yerweigerung der 
Abgaben für den Staatsauf wand und Nutzen wird wie Yerrath und 
Widersetzung bestraft, Yerheimlichung des steuerpflichtigen Yer- 
mögens mit Confiscation des Yerheimlichten (Art. 61). 

d) Gegen die Justizgewalt. 1, Die Fälle der strafbaren Selbst- 
hilfe und Privatrache. 2. Yerbergung von Yerräthern , Begünstigung 
und Unterlassung der Tödtung derselben (Art. 17) wird wie Yerrath 
selbst mit dem Tode gestraft. 3. Strafe des Secundanten, s. oben 
(Art. 40). 4. Yerbot der Rückkehr eines verwiesenen Mörders und 
Landesfeindes, Strafe der Yerheimlichung und Nichteinlieferung an 



*) Vrö e vic, S. 106. Auch Kindsmörderinnen traf die Strafe der Steinigung, 
deren Abwendung der intervenirende Geistliche herbeizuführen bemüht war. 
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das Gericht (Art. 29). Strafe der Verhinderung der Verhaftung 
(Art. 20). 5. Strafe der Fehden. Art. 94, Wenn sich ein Montene- 
griner oder Brdjanin unterfängt, im Lande zur Fehde aufzurufen 
(poklic), so wird im Falle einer erfolgten Tödtung der Aufhetzer 
zum Tode verurtheilt. Die Mithelfer zahlen 10 Thaler Geldstrafe;" 
wäre kein Uebel erfolgt , so zahlt der Urheber des Aufrufs 20 Thaler 
Geldstrafe (s. oben Art. 27). 

e) Von den Verbrechen der Beamten. 1. Missbrauch der 
richterlichen Gewalt zum Privat vor theile und Bestechlichkeit (Art. 7, 8). 
2. Unterschlagung der in die Staatscasse zu erlegenden Geldstrafe 
oder Steuer, bestraft mit Entsetzung von der obrigkeitlichen Würde 
und fünffachen Zahlung des Veruntreuten (Art. 63). 

f) Von den Uebelthaten gegen Sitte und Eeligion. 1. Wenn 
ein Sohn seine Eltern nicht ehrt, sich Bosheiten gegen sie erlaubt, 
so ist er das erste Mal für solche Beleidigung mit Geld zu strafen ; 
wird er dadurch nicht zur Ehrerbietung und Gehorsam bewogen, so 
soll er mit Kerker oder körperlicher Strafe bestraft werden. Das 
dritte Mal kann ihn der Vater aus dem Hause jagen (Art. 58). 
2. Straflosigkeit der Tödtung der Ehebrecher auf frischer That (s. oben 
Art. 72). 3. Gattenmord (Art. 73) wird, gleichviel ob nur versucht 
oder vollbracht, wie gemeiner Mord mit dem. Tode bestraft. 4. Kindes- 
mord, wenn eine Witwe oder ein Mädchen oder eine andere Frauens- 
person , um ihre Schande zu decken, sich so weit verglast, 
das Kind zu erwürgen, so soll eine solche Sünderin zum Tode ver- 
urtheilt werden (Art. 74). 5. Bigamie und Mädchenraub, Art. 69. 
Der eine Ehefrau bei Lebzeiten ihres Mannes nimmt, oder ein Mädchen 
raubt, welches ihm ihre Eltern oder in Abgang derer ihre Ver- 
wandten verweigern , der soll nach dem Gesetze und Gebrauche 
unserer rechtgläubigen Kirche als Ungläubiger und Räuber 
fremder Kinder verfolgt, landesverwiesen und dessen Vermögen soll 
so abgeschätzt und vertheilt werden, wie das des eigenmächtigen 
Mörders (Art. 69). Würde das Mädchen mit ihrem Willen, jedoch 
ohne Wissen der Eltern, den Jüngling ehelichen, so kann ihnen auf- 
fallend genug nach Art. 70 nichts geschehen, weil sie die Liebe selbst 
verbunden hat. Schändet ein Montenegriner oder Brdjanin ein Mädchen 
oder eine Witwe, ohne sie ehelichen zu wollen, so hat er für das 
Kind 130 Thaler Erziehungskosten zu zahlen; wird dasselbe gross, 
hat es gleichen Anspruch auf väterlichen Erbtheil wie andere 
eheliche Kinder. Wenn der Thäter aber ein Ehemann ist, so soll 
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er mit 130 Thalern und 6 Monaten Kerker bei Wasser und Brot gestraft 
werden. Ebenso bezeichnend ist die strenge Strafe der Gattin, die 
ihren Mann bestiehlt. Nach Art. 77 soll sie das erste und zweite Mal 
mit Kerker, das dritte Mal körperlich gestraft und von ihrem lHanne 
getrennt werden ; sie darf nicht mehr eine Ehe schliessen, 
wohl aber ihr Mann (Art. 67). Kirchendiebstahl wird, abgesehen 
davon, ob der Thäter bereits einmal gestraft worden ist, mit dem Tode 
geahndet (Art. 81). Störungen, Streitigkeiten, Unziemlichkeiten vor 
der Kirche werden mit 25 Thaler oder mit Kerker gebüsst. 

g) Yon den Verletzungen der Ehre. Wer einen rechtschafifenen 
Menschen verleumdet, wird strengstens gestraft. lieber keine Beschnldi- 
gung darf früher abgeurtheilt werden, bevor nicht wenigstens ein 
glaubwürdiger Zeuge sie erwiesen hat. Wenn aber Jener, der die Anzeigte 
(Koji opada) gemacht, nicht beweist, dass dieselbe wahr sei und die 
Beschuldigung begründet, so soll einen solchen Verleumder als Be- 
schuldiger das Gericht ebenso richten, wie es den schuldig befundenen 
Beschuldigten gestraft hätte. Erforderlich ist, dass Jeder für sich 
vier rechtschaffene Männer findet, die schwören werden (s. oben Art. 87). 

h) Von strafbaren Tödtungen und körperlichen Verletzungen. 
Es wird zwischen dolosen und culposen Tödtungen unterschieden. 
Erstere schliesst jedweden Loskauf, jede Geldstrafe aus und wird 
mit dem Tode gestraft (Art. 27). Dieselbe Strafe trifft den Vorschub- 
leister des flüchtigen Mörders (Art. 29). Bei fahrlässiger Tödtung 
wird das Gericht angewiesen, zu suchen das verursachte Uebel 
möglichst auszugleichen und wieder gut zu machen. Für culpose 
Verletzung werden die Heilungskosten bezahlt. Bei Verletzung 
des Kopfes, des Auges, des Fusses oder der Hand soll nach dem 
33. Artikel gerichtet werden. Dieser schreibt vor, dass, wenn eine 
in feindseliger Absicht beigebrachte Verletzung eine Lähmung der 
Hand oder des Fusses bewirkte , 100 Thaler gezahlt werden solle, 
bei Fahrlässigkeit nur 50 Thaler. Wer Jemanden vorsätzlich den 
Kqpf zerschlägt oder ein Auge ausschlägt, zahlt 60 Thaler, bei Ver- 
sehen 30 Thaler. Dazu kommen noch die Heilungskosten. Gewiss 
nicht weniger interessant als dieser Wehrgeldtarif aus unseren Tagen, 
ist Art. 32 : Wer einen Montenegriner oder Brdjanin aus Frevel 
gegen göttliche Gerechtigkeit und Bosheit mit einer Waffe oder mit 
einem Stück Holz verwundet, um als Held zu gelten, wo weder 
Anlass noch Grund für Heldenmuth vorhanden ist, dem soll die Wunde 
und Geldstrafe doppelt angerechnet werden. 
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i) Von Verletzungen des Besitzes durch Sachbeschädigung und 
Eigen thnmsverletzungen durch Diebstahl. Wenn ein Montenegriner 
oder Brdjanin ein Pferd, einen Ochsen oder was immer für ein Vieh, 
das auf seinem Grunde Schaden anrichtet, tödtet, so hat er 10 Thaler 
als Geldbusse zu zahlen, und muss überdies den Eigenthümer des 
getödteten Viehes entschädigen, denn eigenmächtig darf Niemand sich 
Recht verschaffen (s. oben Art. 42). Derjenige Diebstahl, der vor 
Kundmachung dieses Gesetzes begangen wurde , hat noch 
die gelindere Strafe der Ablösung mit Geld zur Folge. Nach Kund- 
machung dieses Gesetzes begangen, wird der Diebstahl mit Stock- 
streichen gestraft, und zwar: Wer einem Montenegriner oder 
Brdjanin die Waffen stiehlt, bekommt 100 Stockstreiche, für ein 
entwendetes Pferd oder einen Ochsen, gross oder klein, 50 Stock- 
streiche, für einen Bieneukorb dieselbe Strafe wie für ein Stück Vieh ; 
für ein Schaf 20 Stockstreiche ; für einen Haus- und Hofdiebstahl 
und andere kleine Diebereien bis zum Werthe eines Schafes 20 Stock- 
streiche. Dieses wird von einer jeden, aus dem Hause gestohlenen 
Sache verstanden. Nach Art. 78 soll der dritte Diebstahl mit dem 
Tode bestraft werden. 

Schliesslich bemerke ich, dass der Zinswucher sofern straf- 
rechtlich behandelt wird, als nach Art. 90 dem Montenegriner oder 
Brdjanin, der höhere Zinsen als 20 Dinar von einem Jhaler bedungen 
hat, das ganze dargeliehene Capital wie ein anderes Strafgeld ab- 
genommen und in die Staatscasse gelegt wird. Die Ueberschreitung 
des gesetzlichen Zinsfusses hat hiernach nicht nur privatrechtlich& 
Folgen. Zur Hintanhaltung derselben ist zugleich vorgeschrieben y 
dass Darlehen in Gegenwart zweier Zeugen beurkundet werden müssen,, 
um das Zinsen-Nehmen in Evidenz zu halten. Wollen die Parteien 
keine Urkunde errichten, so muss der Schuldner ein Pfand bestellenr 



» - ^ 



— 350 — 



Inlialts-YerzrieluiiM. 



Seite 
L Die U&yiniaa der Theresiana und die Oenesis des Josephinischen 

8trafgesetzlrachef 1 — 17 

IL Znr OeMchicbte nnd Classification der politisclien nnd der socialen 

Verbrechen 18 — 54 

Jffr Dan Gelegenbeitsverbrecben 55 — 70 

IV. Der Recbtscbarakter der Selbstbilfe und der Notbwebr . . . 71—100 

V. Das Mass nnd die Werthsberecbnung im Strafrechte . . . 101—114 
VI. Die Oebrechen nnd die Verbessemng des Gefängnisswesens in 

'' Oesterreich 115—212 

VIL^Outa chten für den internationalen Pönitentiar-Congress zn Stock- 
holm, über die Mittel zur Bekämpfung der Rückfälligkeit . . 213—221 
VII r. Ans der Vorbereitungszeit des neuen deutschen Reichsstrafrechts 222 — ^229 
IX. Handlung und Zufall im Sinne des Reichsstrafgesetzes . . . 230 — 267 

X. Die strafrechtliche Fahrlässigkeit 268—292 

. XI. Das Strafrecht des Gesundheitswesens 293—310 

XII. Schöffen oder Geschworne? 311—323 

XIII. Wien und Göttingen . 324-340 

XIV. Das Gesetzbuch für Montenegro 341—349 



<}ottü<^b UUtcl it CV«n|v, IVleift. Stedt. Au^rtstinentruae 12. 



